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I. 
Entſcheidungen des Oberlandesgerichts. 


A. in Civilſachen. 
1. 


Telephoniſcher Nertragsabſchluß. 


Klin. hat am 10. Jan. 1911 vorm. 10 Uhr 15 Min. 
telephoniſch der Bekl. ein Angebot gemacht, worauf der eine 
Teilhaber der Bekl., R. H., erwiderte: er wolle noch mit 
dem (bei der Beſprechung in der Nähe befindlichen) Teilhaber 
Moritz H. ſprechen, was etwa eine Viertelſtunde in Anſpruch 
nehmen werde, und gebe dann der Klin. Beſcheid. Um 
102° Vorm. gab Bekl. ein 1058 in Reutlingen angekommenes 
Telegramm des Inhalts auf: „Akzeptiere rohe Reinfäden, 
wie telephoniſch offeriert Mk. 90.“ Ehe dieſes Telegramm bei 
der Klin. ankam, hat deren Prokuriſt W. ein dringendes tele— 
phoniſches Geſpräch mit der Bekl. beſtellt, das nach der vor: 
gelegten amtlichen Geſprächskarte um 103° begann, und dem 
R. H. mitgeteilt: Klin. ziehe ihr Angebot zurück; nach der 
Darſtellung der Klin. hat H. hiegegen proteſtiert, W. aber 
raſch abgeläutet, nach der Darſtellung der Bekl. hat H. jo: 
fort erklärt: Bekl. habe das Angebot ſchon telegraphiſch an— 
genommen und könne daher deſſen Zurücknahme nicht an— 
nehmen. Die Anſicht der Bekl., ſie habe das Angebot recht— 
zeitig angenommen, iſt für unrichtig erklärt worden aus fol— 
genden 

Jahrbücher der Württemb. Rechtspflege. XXV. 1. 1 
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Gründen: N 

Geht man davon aus, Klin. habe der Bekln. in dem 
erſten telephoniſchen Geſpräch ein bindendes Angebot in betreff 
der Reinfäden gemacht und ſich damit einverſtanden erklärt, 
daß Bekl. innerhalb gewiſſer Zeit Antwort gebe, ſo fragt es 
ſich, wie dieſe Friſtbeſtimmung zu verſtehen war. Unerheb- 
lich iſt, ob R. H. (wie Bekl. behauptet) erklärt hat: er wolle 
noch mit dem (bei der Unterredung anweſenden) M. H. ſpre⸗ 
chen, was etwa eine Viertelſtunde in Anſpruch nehmen werde, 
und dann der Klin. Beſcheid geben, oder (wie Klin. behaup⸗ 
tet): er wolle mit M. H. reden und der Klin. binnen einer 
Viertelſtunde Antwort geben; denn auch die Erklärung in 
der von der Bekl. behaupteten Faſſung würde nach Treu 
und Glauben mit Rückſicht auf die Verkehrsſitte nichts an- 
deres beſagen als: Bekl. werde binnen einer Viertelſtunde 
Beſcheid geben; ſonſt wäre es unbeſtimmt geblieben, wann 
Klin. den Beſcheid zu erwarten hatte, und es wäre damit 
der mutmaßliche Zweck einer derartigen Friſtbeſtimmung nicht 
erreicht worden; Bekl. hat denn auch ſelbſt nach dem Tat- 
beſtand des lg. Urteils ausgeführt: „hienach haben die Bar: 
teien für die Annahme des Angebots der Klin. eine Friſt 
von einer Viertelſtunde vereinbart.“ 

Es handelt ſich nun darum, ob innerhalb dieſer Friſt 
von einer Viertelſtunde die Erklärung der Bekl. an die Klin. 
abgehen oder aber der Klin. zugehen mußte. 

Nach § 148 BGB. kann „wenn der Antragende für die 
Annahme eine Friſt beſtimmt hat“, „die Annahme nur inner⸗ 
halb der Friſt erfolgen.“ Dieſe Beſtimmung iſt entſprechend 
anzuwenden, wenn (wie im vorliegenden Fall unterſtellt wird) 
die Beteiligten vereinbart haben, für die Erklärung über ein 
Angebot ſolle eine beſtimmte Friſt gelten. 

In den Fällen des 8 148 muß aber im Zweifel die 
Annahmeerklärung innerhalb der geſetzten Friſt dem An⸗ 
tragenden zugehen“): Sache der Bekl. wäre es daher, darzutun, 

1) Vgl. Staudinger, Komm. z. BGB. 7./8. Aufl. — Anm. ! 
zu § 148; RG. 53 Nr. 17; 43 Nr. 19; 49 Nr. 33 S. 131; JW. 1912 
S. 133. | 
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daß die Friſtbeſtimmung jo, wie ſie behauptet, zu verftehen 
iſt. Das kann ſie aber nicht. Die natürliche Auffaſſung 
ſpricht dafür, daß unter einer Annahmefriſt von einer Viertel⸗ 
ſtunde (unter Anweſenden oder telephoniſch Verbundenen: vgl. 
§ 147 Abſ. 1 BGB.) nicht eine Friſt verſtanden iſt, deren 
Einhaltung der Antragende nicht alsbald feſtſtellen kann, ſo⸗ 
fern eine ihm erſt nach einer Stunde oder mehreren Stun— 
den zugekommene Erklärung noch als rechtzeitig erfolgt zu 
gelten hat, weil ſie innerhalb der Friſt abgeſandt worden iſt; 
der Antragende wäre diesfalls — wie in den Fällen des 
8 147 Abſ. 2 BGB. — bis zu dem Zeitpunkt gebunden, 
in dem er den Eingang der Antwort unter den gegebenen 
Umſtänden — bei Benützung des Telegraphen oder der Poſt 
durch den Gegner — erwarten durfte. Die Friſtbeſtimmung 
hat vielmehr in Fällen der eben bezeichneten Art im Zweifel 
— wie auch die Bekl. nach der unter Kaufleuten herrſchen⸗ 
den Uebung nicht verkennen konnte — den Zweck, einen von 
vornherein feſt beſtimmten Endpunkt für die Gebundenheit 
des Antragenden zu fixieren, und dieſer Zweck wäre verfehlt 
worden, wenn die in Rede ſtehende Friſt in dem von der 
Bekl. gewollten Sinn zu verſtehen wäre. Da die Parteien 
telephoniſch miteinander verhandelt hatten, alſo die Verhand— 
lung als eine unter Anweſenden erfolgte zu gelten hatte (§ 147 
Abſ. 1 BGB.), muß als ſelbſtverſtändlich gelten, daß die 
Erklärung in gleicher Weiſe wie unter Anweſenden, alſo te— 
lephoniſch, zu erfolgen hatte und von dieſem Geſichtspunkt aus 
kam es für die Einhaltung der Friſt nicht auf den Abgang, 
ſondern auf den Zugang der Erklärung der Bekl. an die 
Klin. an. Die Entſcheidung der Bekl. konnte ja ſehr raſch 
fallen, da M. H. ſich bei ſeinem Bruder befand; ſie war 
tatſächlich auch ſchon nach 2 Min. gefallen und wäre alſo 
bei Inanſpruchnahme des Telephons längſt vor Ablauf der 
viertelſtündigen Friſt der Klin. zugegangen. Daß Bekl. das 
Telephon nicht hätte benützen können, iſt nicht behauptet, es 
kann deshalb dahingeſtellt bleiben, wie ſich in ſolchem Fall 
die Sache geſtaltet hätte. 
1 * 
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Da die telegraphiſche Erklärung der Bekl. der Klin. erſt 
nach etwa 3/, Stunde zugegangen iſt, war ſie verſpätet; 
die Klin. hat ſich daher mit Recht als nicht mehr an ihr 
Angebot gebunden erklärt. Daß das zweite telephoniſche 
Geſpräch der Parteien von der Klin. erſt nach Ablauf der 
viertelſtündigen Friſt eröffnet worden iſt, ergibt die von der 
Klin. vorgelegte amtliche Geſprächskarte. 

Urteil des III. Zivilſenats vom 2. April 1912 i. S. 

Horkheimer gegen Gminder. 


2. 


Uertragsmüßige Aufrechnung, Wiederaufleben der auf⸗ 
gerechneten Kaufpreis forderung, wenn hinterher 
Wandlung erfolgt. 


Je mittels notariellen Kaufvertrags vom 10. Oktober 
1910 hat der Bekl. 1 Grundſtück in St. nebſt dem darauf 
im Bau begriffenen Hauſe an den Kl., Kl. einen Bauplatz 
in Z. an den Bekl. verkauft. Die Auflaſſung des letzteren 
Grundſtücks iſt am 31. Oktober 1910 erfolgt. Zur Auflaf- 
ſung des St.er Grundſtücks kam es nicht. Der Bekl., ein 
Architekt, hatte nämlich die Verpflichtung übernommen, das 
auf dem St.er Grundſtück im Bau begriffene Gebäude auf 
ſeine Koſten fertig zu ſtellen und ſodann ſpäteſtens auf 
1. Oktober 1912 an den Kl. aufzulaſſen. Nach Fertigſtellung 
des Hauſes hat aber Kl. unter Berufung auf vorhandene 
Mängel die Annahme verweigert und ſchließlich die rechts— 
kräftige Verurteilung des Bekl. zur Einwilligung in die 
Wandlung dieſes Vertrags erwirkt. — Nach dem Inhalt 
beider Verträge ſollte an dem vereinbarten Kaufpreiſe je der 
Betrag von 9825 Mk. gegenſeitig verrechnet werden, und 
dieſe Aufrechnung mit der Auflaſſung des Z.er Grundſtücks 
als vollzogen gelten. 

Mit gegenwärtiger Klage verlangt Kl. (in der Haupt⸗ 
ſache) Zahlung des Kaufpreisteils von 9825 Mk., da die in 
Ausſicht genommene Verrechnung dieſer Forderung infolge 
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der Wandlung des andern Vertrags nicht zur Durchführung 
kam. — Bekl. hat in erſter Linie eingewendet: die beiden 
getrennten Kaufverträge ſeien in Wahrheit ein einheitlicher 
Tauſchvertrag geweſen. Anknüpfend an die Ausführung, 
daß dieſer Einwand hinfällig ſei, fahren die 

Gründe 
des verurteilenden Berufungsurteils fort: 

Für dieſen Fall macht der Bekl. geltend, der Kaufver⸗ 
trag über das Z.er Grundſtück ſei um deswillen ungültig, 
weil die Vertragsbeſtimmung, daß an dem Kaufpreiſe der 
Betrag von 9825 Mk. durch Verrechnung zu tilgen ſei, nicht 
mehr ausgeführt werden könne, und weil es dem Bekl. nicht 
zugemutet werden dürfe, an Stelle der Verrechnung Bar⸗ 
zahlung zu leiſten. Allein dieſe Ausführungen ſind nicht zu⸗ 
treffend. In dem zwiſchen den Parteien über dieſes Grund⸗ 
ſtück abgeſchloſſenen Kaufvertrag iſt ein Kaufpreis von 
35000 Mk. feſtgeſetzt und beſtimmt, daß dieſer Kaufpreis 
in der im Vertrag angegebenen Weiſe zu bezahlen ſei; in 
den Zahlungsbedingungen iſt dann weiter beſtimmt, daß der 
Reſt des Kaufpreiſes von 9825 Mk. ſofort mit der Auflaſ⸗ 
ſung getilgt werde durch Verrechnung eines Teilbetrags in 
gleicher Höhe an derjenigen Kaufpreisforderung, welche dem 
Bekl. aus dem Verkauf des St.er Anweſens gegen den Kl. 
zuſtehe. Dieſe Vereinbarung iſt als eine vertragsmäßige 
Aufrechnung anzuſehen des Inhalts, daß der dem Kl. gegen den 
Bekl. zuſtehende Kaufpreisanſpruch zum Betrage von 9825 Mk. 
gegen einen gleich hohen Teil der dem Bekl. gegen den 
Kl. zuſtehenden Kaufpreisſorderung aufgerechnet werde, und 
daß die Wirkungen dieſer Aufrechnung mit dem Zeit— 
punkt der Auflaſſung des Z.er Anweſens eintreten ſollen. 
Dieſe Abmachung hatte zur Folge, daß durch die in den bei— 
den Verträgen liegenden Aufrechnungserklärungen der Par: 
teien das Erlöſchen der gegenſeitigen Forderungen in Höhe 
des genannten Betrags mit dem Zeitpunkt der Auflaſſung 
des Z. er Grundſtücks bewirkt wurde, ſomit alſo auch, daß 
die Forderung des Kl. infolge ſeiner Aufrechnungserklärung 
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erloſchen iſt und daß der Bekl. infolge der Aufrechnungs⸗ 
erklärung des Kl. von ſeiner Kaufpreisſchuld in Höhe von 
9825 Mk. befreit wurde. Da nun der Bekl. mit Rückſicht 
auf die Wandlung des über das St.er Anweſen abgejchlof- 
ſenen Kaufvertrags nach § 467 vgl. mit § 346 BGB. ver⸗ 
pflichtet iſt, dem Kläger die empfangenen Leiſtungen zurüd- 
zugewähren, ſo hat der Kl. einen Anſpruch darauf, daß ihm 
der Beklagte diejenige Forderung zurückgewährt, welche ihm, 
wenn ſeine Aufrechnungserklärung nicht erfolgt wäre, noch 
zuſtehen würde. Dieſen Anſpruch kann der Kl. in der Weiſe 
ausüben, daß er ſeine Aufrechnungserklärung kondiziert, was 
zur Folge hat, daß die von ihm zur Aufrechnung verwen— 
dete Forderung wieder auflebt. Für dieſe Forderung greift 
die geſetzliche Regel Platz, daß der Käufer den Kaufpreis zu 
bezahlen hat, und daß der Gläubiger eine Leiſtung ſofort 
verlangen kann, wenn für die Leiſtung eine Zeit weder be— 
ſtimmt, noch aus den Umſtänden zu entnehmen iſt. Aus 
den Umſtänden des vorliegenden Falles iſt nun zu entneh— 
men, daß der Kaufpreis, wenn die Aufrechnungsvereinbarung 
nicht getroffen worden wäre, jedenfalls mit der Auflaſſung 
des Kaufgrundſtücks, alſo am 31. Oktober 1910, hätte be⸗ 
zahlt werden ſollen. Wenn nun auch infolge der Wandlung 
des über das St.er Anweſen geſchloſſenen Vertrags die in 
dem Vertrag über das Z.er Anweſen feſtgeſetzten Zahlungs: 
bedingungen in der angegebenen Weiſe eine Aenderung er— 
fahren haben, ſo iſt doch dadurch die Gültigkeit oder Rechts— 
beſtändigkeit des letztgenannten Vertrags nicht berührt wor— 
den; denn durch dieſen Vertrag iſt der Kl. zur Uebergabe 
des verkauften Grundſtücks und zur Verſchaffung des Eigen— 
tums an demſelben, der Beklagte zur Bezahlung des verein— 
barten Kaufpreiſes verpflichtet worden, und dieſe Verpflich— 
tungen beſtehen, ſoweit ſie nicht erfüllt ſind, jetzt noch; auf 
eine unmögliche Leiſtung iſt dieſer Vertrag auch jetzt nicht 
gerichtet. Der Kl. erſcheint daher berechtigt, von dem Bekl. 
den noch geſchuldeten Kaufpreisreſt von 9825 Mk. nebſt den 
hieraus geforderten Zinſen ſeit 31. Oktober 1911 zu verlangen. 
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Urt. des I. Zivilſenats vom 8. Nov. 1912 i. S. St. 
g. J. Nr. 492/1912. 


3. 


Richtiger Verkauf eines Mühlegrundſtücks ohne die 
zugehörige Waſſerkraft. Erwerb auf Grund des 
öffentlichen Glaubens. 


Die Kl. waren bis zum 22. Juni 1903 als Eigentümer 
eines an der Jagſt gelegenen Mühleanweſens in J., deſſen 
Hauptbeſtandteil die Grundſtücke Parz.⸗Nr. 103 u. 103 a—f, 
im Meßgehalt von zuſammen 9 ar 38 qm, — das Mühle⸗ 
anweſen mit Nebengebäuden — bildeten und zu dem auch 
die im Güterbuch, ſowie ſpäter im Grundbuch eingetragene 
Parz.⸗Nr. 2 „Waſſer, Mühlkanal von der Jagſt, von der 
Mühle Nr. 103 bis zur Einmündung in die Jagſt bei 
Parz. 1179 und 1180“ nebſt anderen Grundſtücken gehörte, 
im Grundbuchheft Nr. 11 von J. eingetragen. Jetzt iſt als 
Eigentümer der Parz.⸗Nr. 103 mit Unterparzellen (vorhan⸗ 
den ſind jetzt die Parz. 103, 103 a, 103 b und 103 c) und 
zwar im Grundbuchheft Nr. 381 der Bekl. eingetragen. Die 
Kl. bezeichnen alle die Rechtsgeſchäfte, durch welche der 
Uebergang dieſer Liegenſchaft auf den Bekl. vermittelt wor⸗ 
den iſt, als nichtig, und behaupten deshalb, daß ſie noch die 
Eigentümer der fraglichen Grundſtücke ſeien. Sie haben des⸗ 
halb zu Anfang März 1911 beim LG. die gegenwärtige 
Klage eingereicht und in derſelben die Rückauflaſſung dieſer 
Grundſtücke, Einwilligung zur Grundbuchberichtigung und 
die Befreiung der fraglichen Grundſtücke von den inzwiſchen 
auf denſelben beſtellten Hypotheken verlangt. 

Im einzelnen iſt folgendes zu erwähnen: 

Zu der Mühle, welche die Kl. betrieben hatten, gehörte 
eine Wehranlage in der Jagſt, auch ſtand den Kl. das Recht 
zu, die daſelbſt befindliche Waſſerkraft auszunutzen. Im 
Jahr 1903 hatte nun der Ingenieur Alfred G. von Stutt- 
gart den Plan gefaßt, die den Kl. gehörige Mühle zu er— 
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werben und ſie zu einem Elektrizitätswerk umzugeſtalten. 
Zu dieſem Zweck ſchloß er mit den Kl. mehrere Verträge, 
die er teils für ſich perſönlich, teils für eine — von ihm 
noch zu gründende — G. m. b. H. Elektrizitätswerk J.hauſen 
als deren zukünftiger Geſchäftsführer einging. In dem erſten 
dieſer Verträge, vom 29. April 1903, pachtete G. für die 
zu gründende G. m. b. H. auf jedenfalls 30 Jahre die den 
Kl. gehörige Waſſerkraft zum Betrieb eines Elektrizitätswerks 
um den jährlichen Pachtzins von 3000 Mk. In dieſem Ver⸗ 
trag gingen die Kl. u. a. die Verpflichtung ein, ihr Mühle⸗ 
anweſen um 10000 Mk. und ihre Waſſerkraft um 70 000 Mk. 
an das Elektrizitätswerk J.hauſen zu verkaufen. Zu dem 
Verkauf der Waſſerkraft kam es in der Folge nicht. Da— 
gegen verkauften die Kl. am 18. Juni 1903 an G. als den 
Beſitzer des Elektrizitätswerks in J.hauſen das Mühlean⸗ 
weſen Parz. 103, 103 a—f um die Summe von 10 000 Mk. 
In dieſem Vertrag iſt ausdrücklich beſtimmt, daß die ſeither 
mit dem Mühleanweſen verbundene Waſſerkraft im Eigen⸗ 
tum der Verkäufer bleibe, wobei aber bemerkt iſt, daß be— 
züglich der Waſſerkraft unter den Parteien bereits ein Pacht⸗ 
vertrag für die Dauer von 30 Jahren abgeſchloſſen ſei. Die 
Auflaſſung auf Grund vorſtehenden Kaufvertrags wurde ſo— 
fort erklärt und am 22. Juni 1903 wurde G. im Grund⸗ 
buchheft Nr. 373 als Eigentümer des oben bezeichneten 
Grundbeſitzes im Meßgehalt von 9 ar 38 qm eingetragen. 
Am 14. Dezember wurde die G. m. b. H. gegründet, wobei 
ſich G. verpflichtete, die auf der Markung Ithauſen gelegene, 
im GB. Heft Nr. 373 in Abt. I eingetragene Liegenſchaft, 
das Elektrizitätswerk J.hauſen mit allem Zubehör und den 
näher bezeichneten Maſchinen um insgeſamt 147 000 Mk. in 
die Geſellſchaft einzubringen. Hierüber wurde noch ein Kauf— 
vertrag aufgenommen, die Auflaſſung erfolgte am 26. Januar 
1904 und es wurde die G. m. b. H. noch am gleichen Tag 
in dem GB. Heft Nr. 381 als Eigentümerin eingetragen. 

Schon am 21. März 1904 aber wurde das Konkurs⸗ 
verfahren über das Vermögen der G. m. b. H. eröffnet. 
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Dieſes Verfahren iſt noch nicht beendigt, Konkursverwalter 

iſt jetzt der Rechtsanwalt Dr. D. in Stuttgart. 

| Der Konkursverwalter hat zunächſt das Elektrizitätswerk 
weiter betrieben, zugleich aber Verſuche gemacht, das An⸗ 

weſen zu verkaufen. 

Um dieſelbe Zeit ſuchte der Konkursverwalter, der auf 
dem Standpunkt ſtand, daß die in den Verträgen vom 
29. April 1903 und 18. Juni 1903 vorgenommene Abtren⸗ 
nung des Waſſernutzungsrechts vom Mühleanweſen geſetzlich 
unſtatthaft geweſen ſei, in einem vor den Verwaltungsgerich— 
ten anhängig gemachten Rechtsſtreit die Feſtſtellung zu er⸗ 
reichen, daß die Waſſerkraft nicht den Kl., ſondern der Kon⸗ 
kursmaſſe als der Eigentümerin des früheren Mühleanweſens 
zuſtehe. Der Konkursverwalter drang auch mit dieſer An- 
ſchauung vor den Verwaltungsgerichten durch; durch Urteil 
des Verwaltungsgerichtshofs vom 8. Juli 1908 wurde für 
Recht erkannt, daß das bis ins Jahr 1903 von dem Ehe⸗ 
mann Pf. (dem klagenden Ehemann) ausgeübte Waſſernut⸗ 
zungsrecht an der Jagſt, auf Markung Ithauſen, Triebwerk 
Nr. 20, auf Grund der Erwerbung des Eigentums an der 
Grundfläche des ehemaligen Mühl⸗ und Sägmühlegebäudes 
Nr. 103 und 103 a der Konkursmaſſe in dem Umfange zu— 
ſtehe, wie es dem Pf. zur Zeit des Verkaufs dieſer Gebäude 
an G. zugeſtanden habe. 

Schon einige Monate vor Erlaſſung dieſes Urteils war 
der Bekl. Sch. als Kaufsliebhaber aufgetreten, er hatte auch 
u. a. eine gütliche Einigung mit den Kl. herbeiführen wollen, 
eine ſolche kam aber nicht zuſtande. Schon vor Erlaſſung 
des Urteils des Vewaltungsgerichtshofs, nämlich am 16. Juni 
1908, kam zwiſchen der Konkursverwaltung und dem Bekl. 
ein notarieller Kaufvertrag zuſtande, wonach der Bekl. das 
Elektrizitätswerk J.hauſen unter den aus dem Vertrag im 
einzelnen erſichtlichen Bedingungen um 113 000 Mk. erwarb. 
Dieſer Vertrag wurde jedoch ſpäter wieder aufgehoben. Da— 
gegen kam nach Erlaſſung des Urteils des K. Verwaltungs— 
gerichtshofs vom 8. Juli 1908 — und zwar am 26. Juli 1908 
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— zwiſchen dem Konkursverwalter und dem Bekl. ein neuer 
Kaufvertrag zuſtande, wonach letzterer das Elektrizitätswerk 
haufen — nunmehr mit der Waſſerkraft — um 148 000 Mk. 
erwarb. Hiebei iſt als Vergütung für die Waſſerkraft der 
Betrag von 35000 Mk. genannt. Dieſer Vertrag wurde 
vollzogen, die Auflaſſung und die Eintragung des Bekl. als 
Eigentümer erfolgten am 31. Juli 1908. Für einen Teil 
der Kaufpreisforderung der Konkursmaſſe, nämlich für die 
Beträge von 46818 Mk. 37 Pfg. und 35000 Mk. wurden 
auf dem Elektrizitätswerk Hypotheken beſtellt. Im Lauf der 
Jahre 1909 und 1910 hat der Bekl. ſodann die ihm ver— 
kauften Grundſtücke noch mit 4 weiteren Hypotheken für 
Forderungen in Höhe von 25000 Mk., 5000 Mk., 45000 Mk. 
und 41000 Mk. belaſtet. 

Die Kl. behaupten nun, daß der Rechtserwerb des Bekl. 
nicht rechtsgültig ſei, daß vielmehr ſie noch die Eigentümer 
der Grundſtücke ſeien. Sie haben mit ihrem Antrag, wie 
ſie ihn in erſter Inſt. geſtellt haben, die Auflaſſung der 
P. 103 und 103 a, b, e im Umfang des im GB. Heft Nr. 11 
beſchriebenen Meßgehalts von zuſammen 9 ar 38 qm nebſt 
dem zugehörigen Waſſernutzungsrecht an der Jagſt auf Mar— 
kung J.hauſen, Triebwerk Nr. 20, an ſie — Kl. — je zur 
Hälfte, weiter Einwilligung in die Berichtigung des Grund— 
buchs von J.hauſen dahin, daß ſie als Miteigentümer dieſer 
Grundſtücke nebſt dem zugehörigen Waſſernutzungsrecht ein— 
getragen werden, endlich Befreiung der Grundſtücke von den 
6 obenerwähnten Hypotheken nebſt Zinſen verlangt. Sie 
gehen davon aus, daß — weil nach dem Urteil des Ver— 
waltungsgerichtshofs eine Abtrennung der Waſſerkraft von 
den Mühlegrundſtücken, wie ſie durch den Vertrag vom 
18. Juni 1903 und die darauffolgende Auflaſſung beabſich— 
tigt und vollzogen worden ſei, rechtlich nicht möglich geweſen 
ſei — das Eigentum an den Grundſtücken damals nicht über— 
gegangen ſei und daß in gleicher Weiſe Eigentum weder auf 
die G. m. b. H. noch auf den Bekl. habe übertragen werden 
können. Sie ſind vielmehr der Anſicht, daß das Eigentum 
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der fraglichen Grundſtücke noch ihnen zuſtehe und daß folge- 
weiſe auch die Waſſerkraft noch ihnen gehöre. 

Der Bekl. bezeichnet dieſe Anſchauung als unzutreffend 
und hat ſich eventuell auf den Schutz des gutgläubigen Er⸗ 
werbers berufen. 

Die Zivilkammer hat die Klage für begründet erachtet. 
Der Berufung des Bell. iſt ſtattgegeben worden. 

Aus den 

Gründen. 

1. Die Kl. haben in I. Inſt. Auflaſſung der Grund⸗ 
ſtücke Nr. 103 und 103 4 — c nebſt dem dazu gehörigen 
Waſſernutzungsrecht, Einwilligung in die Grundbuchberich— 
tigung und Befreiung der Grundſtücke von den durch den 
Bekl. beſtellten Hypotheken verlangt. Der Vorderrichter hat 
den Bekl. verurteilt, die genannten Grundſtücke nebſt dem 
Waſſernutzungsrecht herauszugeben, in die Grundbuchberich— 
tigung zu willigen und die Grundſtücke von den fraglichen 
Hypotheken zu befreien. Damit hat der Vorderrichter an 
Stelle der — von den Kl. geforderten — Auflaſſung (der 
dinglichen Einigung über den Eigentumsübergang, die vom 
Standpunkt der Kl. aus nicht notwendig war, da ſie Eigen⸗ 
tümer geblieben zu ſein behaupten), die Herausgabe, alſo die 
Beſitzübertragung bezüglich der Grundſtücke nebſt dem Waſſer⸗ 
nutzungsrecht, geſetzt. Die Kl. haben in II. Inſtanz Zurück⸗ 
weiſung der Berufung beantragt, ſich alſo den in dieſer 
Weiſe abgeänderten Antrag zu eigen gemacht. Damit iſt an- 
ſcheinend die Herausgabe der Grundſtücke und des Waſſer— 
nutzungsrechts als ſelbſtändiger Streitgegenſtand in den 
Rechtsſtreit eingeführt worden. Von dieſem Geſichtspunkt 
aus kann es ſich im Hinblick darauf, daß damit das Waſſer⸗ 
nutzungsrecht anſcheinend gleichfalls herausverlangt wird, 
fragen, ob nicht inſoweit der Rechtsweg unzuläſſig iſt, da 
die bürgerlichen Gerichte nicht befugt ſind, über derartige 
Berechtigungen des öffentlichen Rechts zu entſcheiden. 

Allein dieſe Frage iſt zu verneinen. Gerade die ur— 
ſprüngliche Faſſung des Klagantrags zeigt, daß die Kl. doch 
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in Wirklichkeit das Waſſernutzungsrecht nicht zum Streit⸗ 
gegenſtand haben machen wollen, daß ſie vielmehr davon 
ausgegangen ſind, es müßten die Grundſtücke auf ſie zurück— 
übertragen werden und damit falle ihnen — kraft Rechts— 
notwendigkeit und ohne daß darüber zu entſcheiden wäre —, 
auch das Waſſernutzungsrecht zu. In dieſer Weiſe iſt aber 
auch ihr in II. Inſtanz geſtellter Antrag auszulegen. 

2. Was die Sache ſelbſt betrifft, jo iſt dem Vorder— 
richter darin beizutreten, daß die Kaufverträge Pf.⸗G. vom 
18. Juni 1903 und G.⸗Elektrizitätswerk J.hauſen G. m. b. 
H. vom 14. Dezember 1903 nebſt den jeweils erklärten Auf: 
laſſungen, die beidemale auf Grund des vorſtehenden Kauf— 
vertrags erklärt wurden, rechtlich unwirkſam und nicht geeig— 
net waren, Eigentum zu übertragen. 

Nach dem Urteil des K. Verwaltungsgerichtshofs vom 
8. Juli 1908 ſteht feſt, daß die Abtrennung der Waſſerkraft 
von dem Mühleanweſen, wie ſie durch den Kaufvertrag vom 
18. Juni 1903 bezweckt und durchgeführt und durch den 
Vertrag vom 14. Dezember 1903 aufrechterhalten wurde, 
rechtlich unzuläſſig war; es ſteht feſt, daß entweder die Grund— 
ſtücke mit der Waſſerkraft eigentümlich übertagen werden 
mußten oder aber, daß die Kl., wenn ſie die Waſſerkraft 
behalten wollten, ſich auch nicht der Grundſtücke entäußern 
durften. Die Geſtaltung, welche die Parteien in den ge— 
nannten Verträgen beabſichtigten, war alſo nicht möglich. 
Ob nun dadurch die Leiſtungen, welche ſich die Parteien in 
dieſen Verträgen verſprachen, unmöglich wurden, ob demzu— 
folge die Verträge nach S 306 BGB. nichtig ſind, kann da— 
hingeſtellt bleiben. Denn es iſt davon auszugehen, daß 
zufolge des den Verträgen (den obligatoriſchen und den ding— 
lichen Verträgen) anhaftenden Mangels die Verträge über— 
haupt nicht zuſtande gekommen find. Denn der Vertrags- 
gegenſtand, der übertragen werden ſollte, das Mühleanweſen 
ohne die Waſſerkraft, exiſtierte in Wirklichkeit garnicht. Es 
wurde ſonach über einen Gegenſtand, der garnicht Gegen— 
ſtand des Verkehrs ſein kann, ein Vertrag geſchloſſen. Ein 
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ſolcher Vertrag iſt aber null und nichtig. Es liegt hier der⸗ 
ſelbe Fall vor, wie wenn die Vertragsparteien etwa einen 
Vertrag über Grundſtücke ohne die darauf ſtehenden Häuſer, 
oder über die Häuſer ohne die Grundſtücke oder wenn ſie 
einen Vertrag über eine unteilbare bewegliche Sache unter 
Zurückbehaltung eines Teils der Sache ſchließen wollten. 
In allen dieſen Fällen liegt ein Vertrag über eine im Ver⸗ 
kehr ſtehende Sache nicht vor, der Vertrag entbehrt des 
rechtlich möglichen Inhalts, die Erklärungen der Bertrag- 
ſchließenden beziehen ſich auf einen — im Rechtsſinn — nicht 
vorhandenen Gegenſtand. Ein derartiger Vertrag kann nicht 
aufrechterhalten werden, er iſt kein Vertrag. Da aber die 
Auflaſſungserklärungen, die folgten, ausdrücklich auf Grund 
der vorſtehenden Kaufverträge abgegeben wurden, da fie den— 
ſelben unmöglichen Vertragsgegenſtand betrafen, ſo liegt be— 
züglich der dinglichen Verträge derſelbe Mangel vor und 
auch fie können, mag auch im allgemeinen von der abſtrak— 
ten Natur der Eigentumsübertragungsverträge auszugehen 
ſein, nicht zu Recht beſtehen. Ein Eigentumsübertragungs— 
wille, der rechtlich gebilligt würde und von den Parteien in 
der Weiſe, wie er wirken müßte, auch gewollt wäre, liegt 
hier nicht vor. Daran ändert auch der Umſtand nichts, daß 
die Grundſtücke in den Auflaſſungserklärungen grundbuch— 
mäßig richtig bezeichnet ſind, denn dieſe Grundſtücke, ſo wie 
ſie ſich in Wirklichkeit darſtellen, d. h. mit der Waſſerkraft 
als Beſtandteil, wollten die Kl. nicht übertragen und wollten 
G. und die G. m. b. H. nicht erwerben. Hiebei iſt auch 
noch auf die 88 93 und 96 BGB. zu verweiſen, aus denen 
gleichfalls zu folgern iſt, daß Verträge über ein Grundſtück, 
das ohne ein mit demſelben verbundenes Recht veräußert 
werden ſoll, nicht zu Recht beſtehen und die Veräußerung 
des betr. Grundſtücks nicht bewirken können, wenn auch eine 
— anſcheinend richtige und den geſetzlichen Beſtimmungen 
entſprechende — Auffaſſungserklärung nachgefolgt iſt. 
Danach ſind die Kl. allerdings trotz der Verträge und 
Auflaſſungen vom 18. Juni 1903, 14. Dezember 1903 und 
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26. Januar 1904 die Eigentümer der Parz. 103 und 103 a—f, 
ſpäter a—c geblieben. 

Das Urteil des Verwaltungsgerichtshofs vom 8. Juli 
1908, durch welches die Waſſerkraft der Konkursmaſſe zu: 
geſprochen wurde, änderte hieran nichts. Denn es iſt ſchon 
in der Urteilsformel dieſes Urteils zum Ausdruck gebracht, 
daß dieſes Urteil die Erwerbung des Eigentums an der 
Grundfläche der ehemaligen Mühl⸗ und Sägmühlegebäude 
als Grundlage und Vorausſetzung des Erwerbs der Waſſer⸗ 
kraft anſehe und es iſt in den Gründen noch beſonders zum 
Ausdruck gekommen, daß die etwaigen bürgerlich- rechtlichen 
Anſprüche zwiſchen den Kaufs- oder den Prozeßparteien durch 
die vom Verwaltungsgerichtshof gefällte Entſcheidung unbe— 
rührt blieben. Dieſer Vorbehalt mußte gemacht werden, da 
das Verwaltungsgericht über die zivilrechtlichen Voraus⸗ 
ſetzungen des Erwerbs der Waſſerkraft nicht rechtskräftig 
entſcheiden konnte und da mit der Möglichkeit zu rechnen 
war, daß — etwa zufolge einer nachträglich erklärten An⸗ 
fechtung oder aus einem ſonſtigen Rechtsgrund — ſich die 
Eigentumsverhältniſſe, wie ſie ſich zur Zeit der Erlaſſung 
des Urteils darſtellten, ändern würden. 

Danach iſt feſtzuſtellen, daß der Konkursverwalter durch 
den Kaufvertrag vom 26. Juli 1908 eine fremde Sache ver— 
kauft hat und daß damals das Grundbuch mit Bezug auf 
die Eintragung der G. m. b. H. als Eigentümerin der Parz. 
103 und 103 af (bezw. a—c) unrichtig war. Die Kl. hät⸗ 
ten alſo vor dieſem Verkauf einen Berichtigungs⸗ und Aus⸗ 
ſonderungsanſpruch gegen die Konkursmaſſe gehabt. 

3. Damit erſcheint aber die Klage noch nicht als be— 
gründet. Denn der Bekl. beruft ſich — und in dieſer Rich— 
tung kann der Zivilkammer nicht beigetreten werden — mit 
Recht auf gutgläubigen Erwerb nach $ 892 BGB. 
Der Bekl. hat durch Rechtsgeſchäft das Eigentum an 
den Grundſtücken Nr. 103 und 103 a— erworben. Dieſes 
Recht war bis dahin für das Elektrizitätswerk Ithauſen, 
G. m. b. H., die Rechtsvorgängerin des Bekl., eingetragen, 
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ſie war buchmäßig die Eigentümerin. Dieſer Inhalt des 
Grundbuchs gilt gemäß $ 892 BGB. zugunſten des Bekl. 
als richtig, wenn nicht etwa, was die Kl. behaupten, die Un⸗ 
richtigkeit ſich aus dem Grundbuch ſelbſt ergeben hat, oder 
wenn nicht, was die Kl. nachweiſen müßten, dem Bekl. zur 
Zeit der Stellung des Eintragungsantrags (31. Juli 1908) 
die Unrichtigkeit bekannt war. 

In erſterer Richtung behaupten die Kl., die Unrichtig⸗ 
keit des Grundbuchs ſei daraus zu entnehmen geweſen, daß 
die G. m. b. H. nicht als Eigentümerin der Grundſtücke 
mit dem Waſſernutzungsrecht eingetragen geweſen ſei. Allein 
bei dieſem Waſſernutzungsrecht hat es ſich — wie ſchon er— 
wähnt — um ein dem öffentlichen Recht angehörendes Recht 
gehandelt und ſolche Rechte gehören überhaupt nicht in das 
Grundbuch, vgl. § 35 Abſ. 1, 3, $ 37 Abſ. 2 GB. Pf. vom 
2. September 1899, Amtsbl. S. 101, Klumpp, GBR. 
II. Aufl. S. 514, 586. Daraus alſo, daß das Waſſer⸗ 
nutzungsrecht im Grundbuch der G. m. b. H. nicht einge- 
tragen war, folgt nichts zugunſten der Kl. Die Kl. behaup⸗ 
ten weiter, die Unrichtigkeit des Grundbuchs ſei daraus er⸗ 
ſichtlich geweſen, daß das ſog. Vorkaufsrecht des G., bezw. 
der G. m. b. H. auf die Waſſerkraft eingetragen geweſen 
ſei. Dies hätte dann erheblich ſein können, wenn aus dem 
letzteren Eintrag zu entnehmen geweſen wäre, daß die G. m. 
b. H. doch nicht Eigentümerin der übertragenen Grundſtücke 
geweſen ſei. Denn wenn auf der einen Seite aus dem Grund— 
buch hervorginge, daß die G. m. b. H. Eigentümerin geme- 
ſen ſei, wenn ſich aber das Gegenteil aus einer anderen 
Stelle des Grundbuchs ergeben würde, ſo würden ſich die 
beiden Stellen aufheben und Bekl. könnte ſich nicht darauf 
berufen, daß das Grundbuch richtig ſei. So iſt die Sach— 
lage aber nicht. Es iſt nicht richtig, daß der Eintrag be— 
züglich des „Vorkaufsrechts“ die Richtigkeit des Grundbuchs 
bezw. des Eigentumseintrags aufheben würde. Maßgebend 
bezüglich des erſteren Eintrags iſt die Stelle, wo ſich die 
Belaftung findet, alſo Abt. II des GB. Hefts Nr. 11, nicht 
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diejenige, wo das betr. Recht nach 8 8 GBO. vermerkt iſt, 
alſo Abt. 1 S. 8 des GBhHefts N. 381 (vgl. Komm. v. 
RGRäten zu § 892 S. 815). In Abt. II des Hefts Nr. 11 
iſt nun bei Parz. 2 (Waſſer, Mühlkanal von der Jagſt, von 
der Mühle 103 — bis zur Einmündung ꝛc.) eingetragen, 
daß laut Vertrag vom 29. April 1903 dem Erwerber der 
Gebäude in Abt. I Nr. 1 ein Vorkaufsrecht auf die Waſſer⸗ 
kraft eingeräumt ſei und daß auf den Vertrag und den Ein- 
trag in Heft 373 Abt. I Nr. 1 Sp. 8 verwieſen werde. 
An letzterer Stelle iſt von einem Vorkaufsrecht auf die Waffer: 
kraft (Wehranlage, Ober- und Unterkanal) die Rede und ſind 
die Beſtimmungen des Vertrags 3 I wiedergegeben. Aus 
dieſen Einträgen folgt aber nichts gegen die Richtigkeit des 
Eintrags in Abt. I Sp. 4—6 des GBHeft3 Nr. 381 des 
für die Eintragung der G. m. b. H. maßgebenden Eintrags: 

Einmal handelt es ſich garnicht um ein Vorkaufsrecht 
an der Waſſerkraft (vgl. SS 504, 1094 BGB.), ſondern um 
einen Vorvertrag über Erwerbung der Waſſerkraft. Ein 
ſolcher hätte dem G., bezw. der G. m. b. H. — wenn form— 
richtig abgeſchloſſen — nur einen perſönlichen Anſpruch auf 
Erwerb der Waſſerkraft gegeben, welcher, wenn die Eintra— 
gung eines ſolchen Rechts zuläſſig geweſen wäre, nur durch 
eine Vormerkung nach $ 883 und zwar in Abt. II Sp. 1 
(GBVf. § 47 Abſ. 1) hätte eingetragen werden können. 
Sodann aber konnte dieſes ſog. Vorkaufsrecht deshalb nicht 
eingetragen werden, weil es ſich um eine Berechtigung des 
öffentlichen Rechts handelte, vgl. oben. Etwas unzuläſſiger— 
weiſe Eingetragenes muß aber als im Grundbuch nicht exi— 
ſtierend gelten, unter dem Inhalt des Grundbuchs nach § 892 
iſt nur der nach dem Grundbuchſyſtem zuläſſige Inhalt zu 
verſtehen, vgl. Komm. v. RGRäten zu § 892 Ziff. 6. Dieſer 
ganze Eintrag, ebenſo aber der Eintrag im GBhHeft Nr. 381 
Abt. J Sp. 8 ſcheidet alſo aus, und es kann ſich um eine 
aus dem Grundbuch erſichtliche Unrichtigkeit im eigentlichen 
Sinn nicht handeln. 

Die Einträge im Heft Nr. 381 Abt. IT Sp. 8 und in 
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Heft Nr. 11 Abt. II Sp. 1 könnten höchſtens deshalb er⸗ 
heblich erſcheinen, weil ſich aus denſelben ergibt, daß das 
(angeblich mit Parz. 2 verbundene) Waſſernutzungsrecht nach 
der Meinung der Beteiligten, die in den Einträgen zum 
Ausdruck kam, noch den Kl. und nicht der G. m. b. H. zu⸗ 
ſtehen ſollte. Die Frage, ob dies dem Bekl. ſchaden kann, 
iſt dann zu bejahen, wenn Bekl. dieſe Einträge gekannt und 
wenn er daraus den Schluß gezogen hat, daß noch die Kl. 
und nicht die G. m. b. H. Eigentümer der Parz. 103 und 
103 a—c ſeien. Die Kl. behaupten dies und nehmen deshalb 
an, daß Bekl. bei Stellung des Eintragungsantrags nicht in 
gutem Glauben geweſen ſei. 

Allein dem kann nicht beigetreten werden. Bekl. gibt 
zu, zu dem maßgebenden Zeitpunkt die tatſächlichen Verhält⸗ 
niſſe bezüglich der Waſſerkraft gekannt zu haben, er war 
alſo zweifellos davon unterrichtet, daß die Waſſerkraft feiner: 
zeit dem G. und der G. m. b. H. nicht verkauft worden ſei. 

Es fragt ſich nun, ob dieſe Kenntnis die Kenntnis von 
der Unrichtigkeit des Grundbuchs bedeutet. Der Vorder— 
richter bejaht dies auf Grund der Erwägung, daß der Bekl. 
unmöglich habe glauben können, es ſei Rechtens, daß die 
Kl. ihre zu 70000 Mk. gewertete Waſſerkraft verloren haben, 
ohne ein Entgelt zu bekommen, daß Bekl. deshalb unmög— 
lich habe annehmen können, die G. m. b. H. ſei Eigentüme⸗ 
rin der Grundſtücke und der Waſſerkraft geworden. Dies 
iſt aber nicht zutreffend. Im Gegenteil, es iſt ſehr wahr⸗ 
ſcheinlich, daß Bekl. in gutem Glauben war, d. h. annahm, 
die G. m. b. H. ſei Eigentümerin der Grundſtücke geworden 
und geblieben, namentlich, nachdem ihr durch das Urteil des 
Verwaltungsgerichtshofs auch die Waſſerkraft zugeſprochen 
worden war. Der Schluß, den der Bekl. nach Anſicht der Kl. 
hätte ziehen müſſen, iſt ein ſo fernliegender, daß ohne ganz 
beſtimmte Anhaltspunkte dafür nicht angenommen werden 
kann, Bekl. habe ihn gezogen. Bekl. müßte hiezu erkannt 
haben, daß deshalb, weil die Parteien ſeinerzeit irrtümlich 
davon ausgegangen ſeien, Grundſtücke und Waſſerkraft können 
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auseinanderfallen und weil dies unzutreffend ſei, die ſämt⸗ 
lichen Verträge und die ſämtlichen Auflaſſungen nichtig ſeien 
und daß deshalb die G. m. b. H. auch nicht Eigentümerin 
des — von ihr erbauten und mit wertvollen Maſchinen aus⸗ 
geſtatteten — Elektrizitätswerks ſei. Dieſer Schluß würde 
eine bedeutende Rechtskenntnis vorausſetzen, wie eine ſolche 
dem Beklagten unter keinen Umſtänden zugetraut werden 
kann. Und dies um ſo weniger, als darauf, ſoviel bekannt, 
bis zur Eintragung des Bekl. auch ſonſt niemand gekommen 
iſt, und als dies auch im Rechtsſtreit vor den Verwaltungs⸗ 
gerichten von den Kl. nicht — nicht einmal eventuell — gel- 
tend gemacht worden iſt. Das Nächſtliegende iſt, daß Bekl. 
angenommen hat, da nunmehr die Waſſerkraft vom Konkurs— 
verwalter bei den Verwaltungsgerichten rechtskräftig erſtrit⸗ 
ten worden ſei, könne dieſer jetzt alles zuſammen verkaufen 
und Kl. müſſen nunmehr in irgend einer Weiſe entſchädigt 
werden. Es iſt ganz unwahrſcheinlich, daß Bekl., wenn er 
erkannt hätte, Grundſtücke und Waſſerkraft gehören eigentlich 
den Kl., das Werk gekauft und ſein Vermögen hineingeſteckt 
hätte. Die Schlußfolgerungen der Kläger ſind alſo nicht 
zwingend. Es iſt vielmehr ſehr wahrſcheinlich, daß Bekl. 
ſich über die hier in Betracht kommenden Rechtsverhältniſſe 
geirrt hat und Rechtsirrtum iſt ebenfalls geeignet, guten 
Glauben zu vermitteln, vgl., außer den Anführungen der 
Zivilkammer, Komm. v. RGRäten zu 8 892 Ziff. 10 S. 818. 
(Weiter wird ausgeführt, daß auch gewiſſen mündlichen und 
ſchriftlichen Aeußerungen der Kl. und des Konkursverwalters 
nichts zur Sache Weſentliches zu entnehmen ſei.) 

Danach haben die Kl. die Kenntnis des Bekl. von der 
Unrichtigkeit des Grundbuchs an dem maßgebenden Zeitpunkt 
nicht bewieſen und können dieſelbe mit den von ihnen ange— 
botenen Beweismitteln nicht beweiſen. Zur Auferlegung eines 
richterlichen Eides war bei der gegebenen Sachlage kein An— 
laß, vielmehr mußte — unter Abänderung des angefochtenen 
Urteils — die Klage koſtenfällig (S 91 ZPO.) abgewieſen 
werden. Die Kl. müſſen ſich mit ihren Anſprüchen an die 
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Konkursmaſſe halten, gegen die ſie eine Maſſeforderung haben 
(vgl. 8 52 KO.), denn da der Konkursverwalter durch die 
Veräußerung des noch den Kl. gehörigen Anweſens über eine 
der G. m. b. H. nicht gehörige Sache in einer Weiſe ver— 
fügt hat, die den Berechtigten gegenüber wirkſam iſt (vgl. 
§ 816 BGB.), Jo tft die Maſſe rechtlos bereichert. 

Urteil des II. Zivilſenats vom 8. Dezember 1912 i. S. 

Schm. g. Pf. Nr. 631/1912. 


4. 
Klage auf Unterlaſſung einer unerlaubten Handlung?) 


Kl. hat Gedichte des Bekl. gegen einen von dieſem be⸗ 
zahlten „Druckkoſtenbeitrag“ von 400 Mk. verlegt. Später 
hat Bekl. dem Kl. brieflich mit Veröffentlichungen, die den 
Kl. bloßſtellen würden, für den Fall gedroht, daß Kl. ihm 
nicht die Hälfte der 400 Mk. zurückerſtatte. Kl. hat darauf 
Klage erhoben mit dem Antrag, den Bekl. für ſchuldig zu 
erklären, bei Strafe jede Veröffentlichung des angedrohten 
Inhalts zu unterlaſſen. Er hat zunächſt eine einſtweilige 
Verfügung dieſes Inhalts erwirkt, die aber auf Berufung 
des Bekl. aufgehoben wurde aus folgenden 

Gründen: 

Vorausſetzung der Erlaſſung einer jeden einſtw. Ver⸗ 
fügung iſt, daß der Hauptanſpruch oder das Rechtsverhält⸗ 
nis glaubhaft gemacht iſt. Sie iſt deshalb abzulehnen, wenn 
von vornherein feſtſteht, daß der Hauptanſpruch nicht be⸗ 
gründet oder ein Verhältnis zwiſchen den Parteien, welches 
rechtliche Wirkungen ſpeziell nach der vom Antragſteller be- 
haupteten Richtung erzeugen könnte, nicht vorhanden iſt. 

Für das gegenwärtige Verfahren ſteht aber jetzt ſchon 
feſt, daß weder der vom Kläger in der Hauptſache geltend 
gemachte Unterlaſſungsanſpruch ſelbſt, noch ein Rechtsver⸗ 
hältnis zwiſchen den Parteien, das dieſen Anſpruch begrün⸗ 

1) Vgl. hiezu RG. in Warneyers Jahrbuch Bd. 6 nr. 10 S. 9. 
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den könnte, beſteht. Hiefür ſind folgende Erwägungen maß⸗ 
gebend: 

Der Kl. ſieht durch die von dem Beklagten angedrohten 
Veröffentlichungen ſeine Ehre, ſeinen Kredit, ſeinen Erwerb 
und ſein Fortkommen gefährdet. Bedroht ſind alſo nicht 
Rechte im Sinne des bürgerl. Rechts, ſondern ſog. Rechts⸗ 
güter. Zum Schutze dieſer gefährdeten Rechtsgüter glaubt 
Kl. einen Anſpruch auf Unterlaſſung zu haben. Dieſe An⸗ 
nahme iſt unbegründet. 

1. Unbedenklich iſt es zwar, in Analogie der jog. nega⸗ 
toriſchen Klage, wie ſie zum Schutze des Eigentums und 
einzelner anderer Rechte in $ 1004 Satz 2 und an anderen 
Stellen des BGB. gegeben iſt, alle ausſchließlichen (abſolu⸗ 
ten) Rechte gegenüber Beeinträchtigungen mit einem Anſpruch 
auf Unterlaſſung auszuſtatten, welcher ſich als Ausfluß die⸗ 
ſer Rechte ſelbſt darſtellt. Und zwar würde dieſer Anſpruch 
nach der Rechtſprechung des Reichsgerichts und der über⸗ 
wiegenden Anſicht in der Literatur durchgreifen, ohne Unter⸗ 
ſchied, ob die Beeinträchtigung nur objektiv oder auch fub- 
jektiv widerrechtlich iſt. Ob die erſt angedrohte Rechtsver⸗ 
letzung einem widerrechtlichen Eingriff in das Recht ſelbſt 
gleichzuachten iſt und deshalb mit der negatoriſchen Klage 
bekämpft werden kann, wird davon abhängen, ob die Dro- 
hung ſo weit vorgeſchritten iſt, daß darin ſchon eine Beein⸗ 
trächtigung des Rechtes ſelbſt, nicht bloß der Perſon ſeines 
Inhabers zu erblicken iſt; bejahendenfalls hat der letztere 
ein Klagrecht darauf, daß eine weitere Störung in der Form 
der Verwirklichung der Drohung unterlaſſen werde. 

2. Keine Anwendung können aber dieſe Grundſätze auf 
den vorliegenden Fall finden, wo nicht die Verletzung und 
Gefährdung von (abſoluten) Rechten, ſondern bloß von Rechts⸗ 
gütern in Frage ſteht. Denn das bürgerl. Recht unterſchei⸗ 
det, wie der $ 823 BGB. zeigt, gefliſſentlich zwiſchen Rech⸗ 
ten und Rechtsgütern. Der Schutz der letzteren iſt in den 
55 823 ff. BGB. in dem hieraus zu entnehmenden beſchränk⸗ 
ten Umfang ausſchließlich geregelt. Nirgends findet ſich eine 
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Vorſchrift, wonach im übrigen ein ſchutzwürdiges „Rechts⸗ 
gut“ einem „Recht“ gleichgeſtellt wäre, namentlich aber in 
der Hinſicht, daß jenes wie dieſes für ſich allein Schon Rechts⸗ 
folgen zu zeitigen vermöchte, daß insbeſondere der Anſpruch 
auf Unterlaſſung von Störungen dem Rechtsgut ſelbſt be⸗ 
grifflich innewohnen würde!). 

3. Kann ſonach der Kl. wegen der Gefahr, welche ſeiner 
Ehre, ſeinem Kredit, ſeinem Erwerbe und Fortkommen droht, 
nicht quaſinegatoriſch klagen, ſo ſteht und fällt ſein Unter⸗ 
laſſungsanſpruch mit der Frage, ob ein ſolcher als Folge 
eines unerlaubten Handelns des Bekl. geltend gemacht wer— 
den kann. 

a) Würde der Bekl. die Behauptungen, von denen der 
Kl. ſeine Bloßſtellung fürchtet und deren Unterlaſſung er 
deshalb fordert, tatſächlich veröffentlichen, ſo könnte hierin 
allenfalls eine Kreditgefährdung i. S. des §8 824 BGB., 
oder die Verletzung der zum Schutze des Kl. beſtehenden 
Strafgeſetze gegen die Beleidigung ($ 823 Abſ. 2 BGB.) 
oder etwa ein allgemeines illoyales Handeln i. S. des § 826 
BGB. erblickt werden. Wäre der Tatbeſtand einer dieſer 
Geſetzesbeſtimmungen, der übrigens durchweg ein ſchuldhaf⸗ 
tes Handeln des Bekl. verlangt, erfüllt, ſo hätte nach ihrem 
Wortlaut der Kl. zunächſt keinen Anſpruch auf Unterlaſſung, 
ſondern nur auf Erſatz des erlittenen Schadens, d. h. auf 
Herſtellung des Zuſtandes, welcher beſtehen würde, wenn der 
zum Erſatze verpflichtende Umſtand nicht eingetreten wäre 
(S 249 BGB.). Dieſe „Naturalreſtitution“ kann nun aller: 
dings je nach Lage der Sache auch in der Form eines Unter: 
laſſungsgebotes verwirklicht werden, ſo daß auf dieſem Um⸗ 
wege der Unterlaſſungsanſpruch (zwar nicht neben dem Er⸗ 
ſatzanſpruch, wohl aber als eine beſondere Erſcheinungsform 
desſelben) auch bei der unerlaubten Handlung gegeben ſein 
kann. Dies namentlich dann, wenn die letztere in ihren 

1) Zu vgl. — im Gegenſatz zu RG. Bd. 48 S. 114, Bd. 60 S. 6, 


Bd. 61 S. 366 — Komm. der RGRäte vor § 823 Anm. 6% und 
Oertmann in der DZ. 1904 S. 615 ff. 
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Folgen fortwirkt oder wenn die zu erwartende Wiederholung 
der Handlung den Charakter der Fortſetzung, Verſchärfung 
oder Erneuerung der Schadensſtiftung trägt; denn hier iſt 
die Unterlaſſung geeignet, den durch die unerlaubte Hand⸗ 
lung eingetretenen Zuſtand der Beunruhigung, der Ehren⸗ 
ſchmälerung, der Erwerbsbeſchränkung und dergl. zu beſei⸗ 
tigen, alſo die eingetretene Schädigung abzuſchwächen oder 
ganz aufzuheben. 

Vorausſetzung hiefür iſt aber, daß der Tatbeſtand der 
unerlaubten Handlung bereits voll erfüllt iſt, daß alſo ins— 
beſondere ſchon ein Schaden entſtanden iſt, der im Wege 
des Unterlaſſungsgebots beſeitigt werden kann. 

Dies iſt vorliegend nicht der Fall. Denn keiner der 
vorerwähnten Tatbeſtände der Kreditſchädigung oder Ehr⸗ 
verletzung iſt erfüllt. Dieſe hat der Bekl. dem Kl. vielmehr 
erſt für die Zukunft angedroht. Der Unterlaſſungsanſpruch 
des Kl. wäre hier alſo nicht repreſſiv, wie der Erſatzanſpruch, 
ſondern allein präventiv, läßt ſich alſo aus einer unerlaub⸗ 
ten Handlung als rechtsbegründender Tatſache nicht her— 
leiten ). 

b) Eingewendet könnte nun allerdings werden, die Dro- 
hung mit den Enthüllungen ſei dazu beſtimmt und geeignet 
geweſen, die freie Willensbeſtimmung des Kl. dahin zu be— 
einfluſſen, daß er zur Erfüllung der Forderung des Bell. 
auf Rückgewähr des bezahlten Druckkoſtenbeitrags gefügig 
gemacht werden ſollte. Inſofern könnte ſchon die vorberei— 
tende Drohung ſelbſt den Tatbeſtand einer vollendeten un⸗ 
erlaubten Handlung, nämlich eine widerrechtliche Verletzung 
der (Willens⸗) Freiheit des Kl. (8 823 Abſ. 1 BGB.) oder 
(im Sinne des Abſ. 2 daſelbſt) eine Verletzung von Straf⸗ 
geſetzen darſtellen, die zum Schutze des Kl. beſtehen (zu vgl. 
§§ 240, 253, 43 StGB.). Der vom Bekl. durch dieſe Tä⸗ 
tigkeit etwa verurſachte Schaden betrifft aber nicht die Ehre, 
den Kredit, den Erwerb und das Fortkommen des Kl., ſon— 


1) Zu vgl. Oertmann a. a. O. S. 622, Komm. der RGRäte 
a. a. O. lit. b; Staudinger, BGB. 5.6. Aufl. vor § 823 VII 4. 
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dern eben feine Freiheit. Die Reparatur dieſes Schadens 
beſtände deshalb nicht in dem Gebot, die angedrohten Tom: 
promittierenden Veröffentlichungen zu unterlaſſen, ſondern 
allenfalls in einem Verbot, die Angriffe auf die Willensfrei⸗ 
heit des Kl. zu erneuern, d. h. die Drohungen mit jenen un⸗ 
erwünſchten Enthüllungen zu wiederholen. 

Nach dem zurzeit verwirklichten Tatbeſtand iſt deshalb 
ein Anſpruch des Kl. gegen den Bekl. auf Unterlaſſung der 
angedrohten Veröffentlichungen nicht begründet und es be⸗ 
ſteht zwiſchen den Parteien kein Rechtsverhältnis, kraft deſſen 
der Kl. dem Bekl. dieſe Veröffentlichungen unterſagen könnte. 
Bei dieſer Sachlage iſt daher auch kein Raum für eine einſt⸗ 
weilige Verfügung, durch welche jener Anſpruch geſichert 
oder dieſes Rechtsverhältnis vorläufig geregelt werden ſoll. 

Urt. des III. Zivilſenats vom 26. Nov. 1912 i. S. 

Maußner g. Wigand Nr. 565. 


5. 


1. Zur Haftung des Mieters. 
2. Bu $ 538 3. 3 320. 


Der Bekl. hat vom Kl. eine möblierte Wohnung ge- 
mietet. Während der Dauer der Miete wurden eines Mor⸗ 
gens die Frau des Bekl. und der Maler C. in der Wohnung 
erſchoſſen aufgefunden. Der Kl. verlangt vom Bekl. Erſatz 
des Schadens, der ihm dadurch entſtanden ſein ſoll, daß bei 
dem Tode der Beiden die Wohnräume und die mitvermiete— 
ten Möbel beſchädigt worden ſeien, in Höhe von 1054 Mk. 
63 Pfg. Das Landgericht hat den — nicht erſchienenen — 
Bekl. zur Zahlung von 258 Mk. verurteilt, die Mehrforde- 
rung abgewieſen. Kl. hat Berufung eingelegt, mit dem An— 
trag, den Bekl. zur Zahlung weiterer 794 Mk. zu verurtei⸗ 
len. Der Bekl. hat ſeine Verurteilung in I. Inſtanz rechts— 
kräftig werden laſſen, iſt aber im Berufungs verfahren dem 
Antrag des Kl. entgegengetreten, wobei er beſonders darauf 
hinwies, daß ſeine Frau den Mietvertrag nicht mit abge— 
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ſchloſſen habe, ſondern erſt während des Mietverhältniſſes 
zu ihm gezogen ſei. 

Im Berufungsverfahren iſt das landgerichtliche Urteil 
abgeändert, der Klaganſpruch auf Zahlung weiterer 794 Mk. 
dem Grunde nach für gerechtfertigt erklärt, und die Sache 
zur Verhandlung über den Betrag an das CG. zurückver⸗ 
wieſen worden. Die 

Gründe 
nehmen als erwieſen an, daß die Frau des Bekl. und C. 
freiwillig in den Tod gegangen ſeien, und fahren fort: 

Daß die Frau beim Abſchluß des Mietvertrags nicht 
mitgewirkt hat, iſt ohne Bedeutung, denn es handelt ſich 
nicht um ihre Haftung aus dem Mietvertrag, ſondern um 
die Haftung des Bekl. Für dieſe Haftung iſt entſcheidend, 
daß unbeſtrittenermaßen der Bekl. ſeine Frau — ſei es auch 
erſt nachträglich und ohne daß er bei Abſchluß des Miet⸗ 
vertrags dies in Ausſicht genommen hatte — in ſeinen Haus⸗ 
halt aufgenommen und ſo ſie die Wohnung hat mitbenutzen 
laſſen. Denn wenn auch — worüber hier nicht zu entſchei— 
den iſt — den Bekl. bei dem Tode ſeiner Frau kein Ver⸗ 
ſchulden treffen ſollte, ſo trifft ein ſolches doch die Frau, 
zwar nicht durch ihren freiwilligen Tod und durch ihre Ge— 
ſtattung der Tötung des C. an ſich, wohl aber inſofern, als 
ſie ſich ſagen mußte, daß mit der beiderſeitigen Tötung — 
ſo wie dieſe verabredet und ausgeführt wurde — Beſchädi⸗ 
gungen des Eigentums des Kl. verbunden ſein würden, wie 
ſolche tatſächlich eingetreten ſind. Dieſes Verſchulden hat 
der Bekl. zu vertreten. Es mag zwar zweifelhaft ſein, ob 
es ſich um ein Verſchulden einer Perſon handelt, deren ſich 
der Bekl. zur Erfüllung einer ihm gegenüber dem Vermieter 
obliegenden Verbindlichkeit (des ordnungsmäßigen Gebrau- 
chens der gemieteten Sache) bedient hat ($ 278 BGB.). 
Auch kann davon nicht die Rede fein, daß die Frau in Aus- 
führung einer Verrichtung gehandelt hätte, zu der ſie vom 
Bekl. beſtellt geweſen wäre, BGB. § 831, ebenſowenig liegt 
der Tatbeſtand des 8 549 des BGB. vor, denn wenn ein 
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Mieter Familienangehörigen, Dienſtboten oder Gäſten die 
Mitbenutzung der Wohnung geſtattet, ſo überläßt er ihnen 
nicht den Gebrauch im Sinne des 8 549, ſondern er übt den 
Gebrauch ſelbſt — wenn auch inſoweit nicht perſönlich, ſon⸗ 
dern durch dieſe Dritten — aus. Aber Treu und Glauben, 
mit Rückſicht auf die Verkehrsſitte, erfordern, daß der Mie⸗ 
ter bei Bewirkung der ihm nach $ 556 Abſ. 1 des BGB. 
obliegenden Rückgabe der Wohnung für Veränderungen oder 
Verſchlechterungen, die durch die Benutzung der Wohnung 
von ſeiten ſolcher Hausgenoſſen herbeigeführt worden ſind 
und einen vertragswidrigen Gebrauch von ſeiten des Mie⸗ 
ters darſtellen, in gleicher Weiſe aufzukommen hat, wie wenn 
dieſe Veränderungen oder Verſchlechterungen durch ihn, den 
Mieter, ſelbſt bewirkt worden ſind. Wenn der Mieter nach 
§ 549 Abſ. 2 BGB. das Verſchulden dritter Perſonen bei 
dem Gebrauche der Mietſache ſelbſt dann zu vertreten hat, 
wenn er dieſen mit Zuſtimmung des Vermieters den Ge— 
brauch überlaſſen hat, ſo muß dies um ſo mehr für das 
Verſchulden ſolcher Perſonen gelten, die der Mieter als zu 
ſeinem Hausſtand gehörig im Sinne des Mietvertrags die 
gemietete Sache mitbenützen laſſen darf, mag die Annahme 
dieſer Haftung als eine entſprechende Anwendung des § 278 
oder des 8 549 Abſ. 2 BGB. aufzufaſſen fein. Unbeſtrittener⸗ 
maßen ſind durch die Tötung der Frau und durch die Tö— 
tung des C. Beſchädigungen der Wohnung entſtanden. Ein 
Verſchulden der Frau iſt auch inſoweit anzunehmen, als es 
ſich um die durch letzteren Vorgang entſtandenen Beſchädi— 
gungen handelt, denn die Frau des Bekl. hat zu dem Selbſt⸗ 
mord des C. inſofern Gelegenheit gegeben, als ſie dieſem 
die Mitbenutzung des Zimmers zum Zweck der Ausführung 
ihrer und ſeiner eigenen Tötung eingeräumt hat. Der Bekl. 
iſt deshalb für den geſamten Schaden verantwortlich, der 
durch die Tötung ſeiner Frau und durch den Selbſtmord 
des C. an der Mietwohnung entſtanden iſt. Dieſe Verpflich— 
tung iſt gemäß $ 304 Abſ. 1 der ZPO. feſtzuſtellen. Ueber 
den Betrag iſt eine weitere Verhandlung erforderlich. Zu 


26 Entſcheidungen des Oberlandesgerichts. 


dieſem Zweck iſt die Sache gemäß § 538 Nr. 3 der ZPO. 
an das Gericht I. Inſtanz zurückzuverweiſen. Denn wenn 
auch der Bekl. bei der Verhandlung J. Inſtanz ausgeblieben 
iſt und deshalb das tatſächliche mündliche Vorbringen des 
Kl. für die auf Grund jener Verhandlung zu erlaſſende Ent⸗ 
ſcheidung als zugeſtanden anzunehmen war, ſo iſt doch, wie 
das jetzige Beſtreiten des Bekl. ergibt, der Anſpruch ſchon 
als in I. Inſtanz, hinſichtlich des Betrags ſtreitig anzuſehen 
und hat der Bekl. nicht etwa, was die Entſcheidung über 
den Betrag anlangt, auf die erſte Inſtanz verzichtet, zu vgl. 
RG. 77, 396. 

Urteil des I. Zivilſenats vom 4. Oktober 1912 Nr. 416. 


6. 


Die letztwillig verfügte Zuwendung des unbeſchränk⸗ 

ten Herwaltungs⸗ und Verüußerungsrechts an den über: 

lebenden Ehegatten kann, nach den Umſtänden des 

Falles, als Beſtellung zum Teſtamentsvaollſtrecker anf: 
rechterhalten werden. 


Der Erblaſſer J. Kr., der mit ſeiner Ehefrau in dem 
Güterrecht der landrechtlichen Errungenſchaftsgeſellſchaft lebte, 
hat am 3. Juni 1905 mit feiner Ehefrau ein gemeinſchaft— 
liches Teſtament errichtet, in dem beſtimmt iſt: 

„1. Wir ändern an der geſetzlichen Erbfolge nichts, be— 
ſtimmen jedoch, daß auf den Tod des zuerſt ablebenden von 
uns keine Nachlaßauseinanderſetzung ſtattfindet, ſondern daß 
die Teilung aufgeſchoben werden ſoll, bis das andere auch 
ſtirbt oder ſonſt ein geſetzlicher Grund eintritt . . . .; 

2. Das Ueberlebende hat bis zu ſeinem Tode das un— 
beſchränkte Verwaltungs- und Veräußerungsrecht am ganzen 
gemeinſchaftlichen Vermögen.“ 

Am 6. Auguſt 1905 ſtarb J. Kr.; feine geſetzlichen Er— 
ben waren die Witwe und gemeinſchaftliche Abkömmlinge, 
Kinder und Enkel. Auf Antrag der Witwe wurde am 
18. Mai 1908 ein gemeinſchaftlicher Erbſchein ausgeſtellt. 
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Am 20. März 1912 beſchloß aber auf ihren Antrag das 
Nachlaßgericht, den Erbſchein einzuziehen, und ſtellte ihr ein 
Zeugnis dahin aus, daß ſie als Teſtamentsvollſtrecker unter 
Beſchränkung auf die Verwaltung des Nachlaſſes im Sinne 
des $ 2209 BGB. ernannt ſei. Wegen der Erteilung dieſes 
Zeugniſſes ſuchte der Beſchwerdeführer um Abänderung des 
Beſchluſſes durch das Amtsgericht nach. Dieſes wies das 
Geſuch ab und die hiegegen eingelegte Beſchwerde wurde von 
der Zivilkammer zurückgewieſen. Nunmehr iſt weitere Be⸗ 
ſchwerde erhoben. Dieſe iſt zuläſſig, inſofern ſie als auf 
Einziehung des Zeugniſſes gerichtet aufzufaſſen iſt, ſie iſt 
aber nicht begründet. 

Dem überlebenden Ehegatten ſtand an den Erbteilen der 
Kinder das Recht der lebenslänglichen (ſtatutariſchen) Nutz⸗ 
nießung zu. Der Zweck des Teſtaments war nun, die Rechte 
des überlebenden Ehegatten an dem in ſeinem Beſitz ver⸗ 
bleibenden geſamten vorhandenen Vermögen zu erweitern; 
um dies zu erreichen, wurde der Ausſchluß der Auseinander⸗ 
ſetzung angeordnet und ſollte dem überlebenden Ehegatten 
das unbeſchränkte Verwaltungs- und Veräußerungsrecht zu⸗ 
gewieſen werden. Es handelt ſich um letztwillige Zuwen— 
dungen, die nach dem Recht des Bürgerl. Geſetzbuchs zu be⸗ 
urteilen ſind, nicht etwa um einen Beſtandteil des Rechts 
der ſtatutariſchen Nutznießung. Nach dem BGB. gibt es 
nun aber ein Verwaltungs- und Veräußerungsrecht, das als 
ſelbſtändige Rechtsbefugni letztwillig zugewendet werden 
könnte, nicht (vgl. auch S 137 BGB.). Es iſt aber zu un⸗ 
terſuchen, ob ein ſolches Recht der Inhalt einer vom BGB. 
geregelten Rechtseinrichtung iſt. Ein mit der Verwaltung 
des Nachlaſſes betrauter Teſtamentsvollſtrecker iſt nun berech— 
tigt — unter Beſchränkung hinſichtlich unentgeltlicher Ver— 
fügungen — über die Nachlaßgegenſtände zu verfügen (§ 2205 
BGB.). Es iſt allerdings nicht anzunehmen, daß der Erb— 
laſſer an dieſe Einrichtung gedacht und fie nur unter einer 
anderen Bezeichnung begriffen habe. Auch wird mit der 
Annahme einer Teſtamentsvollſtreckung der Wille, dem über— 
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lebenden Ehegatten ein unbeſchränktes Verwaltungs⸗ und 
Veräußerungsrecht zuzuwenden, keineswegs vollſtändig er⸗ 
reicht. Es entſpricht aber dem für Rechtsgeſchäfte ($ 131 
BGB.) und insbeſondere den für letztwillige Verfügungen 
($ 2084 BGB.) maßgebenden Auslegungsgrundſätzen, dann, 
wenn die in erſter Linie gewollte Rechtswirkung nicht erzielt 
werden kann, dasjenige als gewollt und geſetzt anzunehmen, 
bei dem der erſtrebte Rechtszuſtand wenigſtens annähernd 
und ſoweit es möglich iſt erreicht wird. 

Dieſe Auslegungsgrundſätze ſind zur Anwendung ge⸗ 
bracht, wenn in dem Teſtament die Anordnung einer Teſta⸗ 
mentsvollſtreckung gefunden wird, einer Einrichtung, welche 
geeignet iſt, die Abſicht zu verwirklichen, der Witwe die 
Stellung eines Familienhauptes den Kindern gegenüber zu 
geben )). 

Umſtände, welche dies ausſchließen, liegen nicht vor. 
Wenn die Witwe das Amt des Teſtamentsvollſtreckers an⸗ 
nimmt, iſt ſie verbunden, die einem Teſtamentsvollſtrecker 
obliegenden Verpflichtungen zu erfüllen, ſoweit ſie hievon nicht 
befreit iſt, und es iſt wahrſcheinlich, daß dies, wenigſtens 
zum Teil, nicht in der Abſicht des Erblaſſers lag. 

Das Beſtehen der ſtatutariſchen Nutznießung iſt mit 
der Beſtellung eines Teſtamentsvollſtreckers überhaupt und 
der Beſtellung des überlebenden Ehegatten zu einem ſolchen 
nicht unvereinbar. Rechte und Pflichten gehen ſelbſtändig 
nebeneinander her, es wird aber auch eine mit dem Amt des 
Teſtamentsvollſtreckers verbundene Pflicht nicht deshalb hin⸗ 
fällig, weil der ſtatutariſche Nutznießer von ihr befreit iſt. 

Es iſt hienach von Fall zu Fall zu prüfen, ob die 
Uebertragung der Befugnis zur Verwaltung und Veräußerung 
der Nachlaßgegenſtände als Anordnung einer Teſtaments⸗ 
vollſtreckung aufgefaßt werden kann. Wenn dies in der vor⸗ 
liegenden Sache geſchehen iſt, ſo beruht es nicht auf einem 
Rechtsirrtum. Die weitere Beſchwerde war daher zurückzu⸗ 
weiſen. 


Vgl. auch Staudinger zu §§ 2209, 2210 Bem. 1. 
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Beſchl. des J. . vom 11. Dez. 1912 in der 
Nachlaßſache des J. Kr. Nr. 62 F. 


7. 


Derurteilung zur Aushündigung einer Lüſchungs⸗ 
bewilligung. Zwangs vollſtreckung aus einem ſolchen 
Urteil. 


Der Bekl. iſt rechtskräftig verurteilt, dem Kl. die zur 
Löſchung einer Hypothek erforderliche, in der Form des § 29 
GBO. auszuſtellende Bewilligung (Quittung) auszuhändigen. 

Zum Zweck der Vollſtreckung dieſes Urteils hatte Kl. 
beantragt, gemäß § 888 ZPO. durch Geldſtrafen den Be⸗ 
klagten zur Aushändigung der im Urteil bezeichneten Urkunde 
anzuhalten. — Das LG. hat den Antrag zurückgewieſen, da 
die Löſchungsbewilligung in der verlangten Form mit dem 
Eintritt der Rechtskraft des Urteils als abgegeben zu gelten 
habe. Kl. hat Beſchwerde eingelegt mit dem Hinweis darauf, 
daß Bekl. zur Aushändigung verurteilt ſei. Die Be⸗ 
ſchwerde iſt zurückgewieſen worden mit folgender 

Begründung: 

Das Verſäumnisurteil vom 27. Oktober 1911, deſſen 
Tragweite aus dem Urteilstenor im Zuſammenhalt mit der 
Klagbegründung zu entnehmen iſt, hat den Bekl. verurteilt, 
in der Form des $ 29 GBO. feine Einwilligung damit zu 
erklären, daß die auf den Parzellen 482 und 483 in E. ein⸗ 
getragene, durch Zahlung erloſchene Hypothek über 1100 Mk. 
im Grundbuch (Unterpfandsbuch) gelöſcht werde. Gemäß 
§ 130 BGB. bedurfte es zur Abgabe dieſer ſchriftlichen Er- 
klärung deren Ueberreichung an den Kläger mittels Aus⸗ 
händigung — unter Anweſenden —, mittels Zugehens — 
unter Abweſenden ). 

Zur Verwirklichung dieſes Tatbeſtandes iſt der Bekl. 
auf Grund des Verſäumnisurteils verpflichtet geweſen und 
inſoweit findet, da es ſich um die Abgabe einer Willenser— 


) Vgl. Komm. der RGRäte § 130 Ziff. 3. 
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klärung handelt, der §S 894 ZPO. Anwendung, welcher ſich 
auch auf ſchriftliche Willenserklärungen bezieht. Eine Voll⸗ 
ſtreckung aus §S 888 ZPO. iſt daneben ausgeſchloſſen, denn 
ſoweit eine Vollſtreckung des Urteils auf Grund dieſes Pa— 
ragraphen in Betracht kommen könnte, gilt ſie mit Eintritt 
der Rechtskraft ſchon als durchgeführt. Vorliegend iſt kraft 
geſetzlicher Fiktion anzunehmen, daß im Augenblick der Rechts— 
kraft des Verſäumnisurteils der Bekl. dem Kl. die im Urteil 
bezeichnete Einwilligungserklärung zur Löſchung der Hypo— 
thek in öffentlich beurkundeter oder ſchriftlich beglaubigter 
Schriftform ausgehändigt hat und daß er damit dem Urteil 
in Anſehung der Hauptſache — im Gegenſatz zu den Prozeß— 
koſten — nachgekommen iſt. Eine Vollſtreckung hinſichtlich 
der Hauptſache iſt daher nicht mehr möglich. 

Beſchluß des II. Zivilſenats vom 1. Dezember 1911 i. 

S. M. g. K. Nr. 290. 


8. 


Koſtenpflicht bei Erledigung der Hauptſache nach Ein⸗ 
reichung, aber vor Buflellung der Klage. 


Der in WürttJ. 23 S. 153—154 abgedruckten Ent⸗ 
ſcheidung des I. Zivilſenats tft der III. Zivilſenat in zwei 
Beſchlüſſen vom 20. Sept. 1911 nicht beigetreten aus fol⸗ 
genden 

Gründen: 

Der Senat ſchließt ſich der herrſchenden Meinung!) an, 
wonach es in einem Fall der vorliegenden Art an einem 
Rechtsſtreit in der Hauptſache und an einem Rechtsgrund 
für die Erſtattung von Prozeßkoſten als ſolchen fehlt, und 
vermag der neuerdings vom I. Zivilſenat dieſes Gerichts 
vertretenen gegenteiligen Anſicht?) nicht beizutreten. Insbe— 


) Gaupp⸗-Stein, Komm. zur ZPO. 10. Aufl. Anm. II Abſ. 1 
zu 8 91 und die Anführungen in Note 6, auch Seuffert, Komm. zur 
ZPO. 11. Aufl. Anm. 6 Abi. 2. 

2) S. Witt. 23 S. 153 —154. 
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ſondere vermag der Senat nicht anzuerkennen, daß „mit der 
Angehung des Gerichts“, mit der Einreichung der Klage zur 
Terminsbeſtimmung, „der Rechtsſtreit in Gang geſetzt wird“: 
aus 8 253, der den Titel „Verfahren bis zum Urteil“ er⸗ 
öffnet, geht klar hervor, daß der Rechtsſtreit erſt mit Zu⸗ 
ſtellung der Klage (Klagerhebung) beginnt; die Einreichung 
der Klagſchrift zur Terminsbeſtimmung iſt nur der letzte 
Schritt vor Erhebung der Klage, vor Beginn des Rechts⸗ 
ſtreits; daß für die hiebei dem Gericht obliegende Tätigkeit 
eine Gebühr erhoben wird (§S 46 GKG.) beweiſt nicht, daß 
dieſer Akt ſchon den Rechtsſtreit in Gang ſetzt. Wenn die 
Entſcheidung des J. Zivilſenats betont, das praktiſche Be- 
dürfnis ſpreche dafür, daß in einem derartigen Fall über die 
Verpflichtung, die dem Kl. bis zur Erledigung der Haupt⸗ 
ſache erwachſenen Koſten zu tragen, nach Maßgabe der pro— 
zeſſualen Vorſchriften der §8 91 ff. ZPO. entſchieden werde, 
ſo iſt darauf hinzuweiſen, daß dasfelbe Bedürfnis in dem 
Fall beſteht oder beſtünde, da ſich der Rechtsſtreit durch Be⸗ 
friedigung des Kls. erledigt, nachdem der vom Kl. beauf- 
tragte Anwalt die ſchriftliche Klage angefertigt, aber ehe er 
ſie bei Gericht eingereicht hat; die Begründung der erwähn⸗ 
ten Entſcheidung führt aber nicht dahin, daß auch in di e⸗ 
ſem Fall über die Pflicht zur Tragung der Prozeßkoſten 
nach Maßgabe der §§ 91 ff. ZPO. zu entſcheiden wäre; iſt 
dem aber ſo, ſo erſcheint es folgerichtiger, als maßgebenden 
Zeitpunkt für die Möglichkeit einer ſolchen Entſcheidung nicht 
die Einreichung der Klage bei Gericht, ſondern die Klager— 
hebung anzuſehen: die ZPO. ſteht der gegenteiligen Anſicht 
inſofern entgegen, als ſie ſich nur mit den Koſten „des 
Rechtsſtreits“ befaßt und es — wie oben hervorgehoben — 
in einem Fall der vorliegenden Art zu einem Rechtsſtreit 
(über die Hauptſache) eben nicht kommt. Damit, daß der 
Anſpruch auf Erftattung der Prozeßkoſten als ſol⸗ 
cher abgewieſen wird, iſt über einen auf Erſtattung dieſer 


32 Entſcheidungen des Oberlandesgerichts. 


Koſten gerichteten Schadenserſatzanſpruch nicht 
rechtskräftig entſchieden ). 

Wollte man annehmen, die Kl. haben — in (zugelaſſe⸗ 
ner) Aenderung der urſprünglichen Klage — ihren Koſten⸗ 
erſatzanſpruch als Schadenserſatzanſpruch geltend 
gemacht, ſo wäre die Beſchwerde unzuläſſig, weil 
diesfalls gegen das Urteil das Rechtsmittel der Berufung 
Platz griffe. 

Beſchluß des III. Zivilſenats v. 20. Sept. 1911 i. S. 

Schuſter g. Engel u. i. S. Zehner g. Spindlerſche Kon⸗ 

kursmaſſe. | 


1) S. Gaupp⸗Stein a. a. O. Abſ. 3 u. Vorbem. III vor $ 91. 
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B. in Strafſachen. 


1. 


Bum Begriff der „vorgängigen Beſtellung“ und „des 
Feilbietens“. 

Der Angeklagte iſt wegen geſetzwidrigen Gewerbebetriebs 
im Umherziehen gemäß § 56 Abſ. 2 Ziff. 7, § 148 Abſ. 1 
Ziff. 7a GewO. zu Strafe verurteilt worden; er war Fuhr⸗ 
mann im Dienſt der U. Filiale der Hamburger Pokol-Pe⸗ 
troleumgeſellſchaft, die durch Reiſende im Umkreis von meh⸗ 
reren Stunden von U. zwecks Gewinnung von Kunden die 
Landbewohner eine Karte folgenden Inhalts unterzeichnen 
ließ „Ich erſuche Sie, Ihren Wagenführer auf Ihren regel— 
mäßigen Touren bei mir vorfahren und nachfragen zu laſſen 
und mir Ihr Pokol⸗Petroleum und Ihre ſonſtigen Artikel 
(Seife, Seifenpulver uſw.) nach meinem Wunſch und Bedarf 
zu liefern.“ Der Angeklagte war auf ſeiner Wagentour in 
A., woſelbſt weder er noch ſeine Dienſtherrſchaft eine gewerb— 
liche Niederlaſſung hatten, mit ſeinem Petroleumwagen er— 
ſchienen und hatte von dieſem aus Petroleum an die Orts- 
einwohner verkauft und zwar nicht nur an ſolche, die eine 
Karte obigen Inhalts unterzeichnet hatten, ſondern auch an 
andere Perſonen, die an den Wagen herankamen und von 
ihm Petroleum zu kaufen begehrten; von dieſem führte er 
ſtets ſoviel bei ſich, daß er allen Anforderungen genügen 
konnte. Das Berufungsgericht hatte die ſtrafbare Zuwider— 
handlung in der Abgabe von Petroleum an beide Arten von 
Abnehmern erblickt. Die Reviſion des Angeklagten wurde 
verworfen. 

Jahrbücher der Württemb. Rechtspflege. XXV. 1. 3 
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Aus den 
Gründen: 

Der Begriff der vorgängigen Beſtellung er⸗ 
fordert allerdings nicht, wie die Reviſion zutreffend ausführt, 
eine ſchon bindende auf den Abſchluß eines Lieferungsver⸗ 
trags gerichtete Erklärung des Kaufluſtigen. Andererſeits 
genügt aber auch nicht eine ganz allgemeine Aufforderung 
des Beſtellers, ihn zu beſuchen und ihm Waren anzubieten; 
die bloße Bewilligung eines Beſuchs zum Zweck des Waren⸗ 
anbietens und die bloße Inausſichtſtellung der Möglichkeit, 
daß Waren abgenommen werden, falls man Bedarf habe, 
oder die allgemeine Aufforderung, bei ſpäterer jedesmaliger 
Durchreiſe anzufragen, ob beſtimmte Waren gekauft werden, 
kann nicht ohne weiteres als vorgängige Beſtellung im Sinn 
des Geſetzes angeſehen werden, Entſch. RG. St. Bd. 19 
S. 281, Bd. 27 S. 427, Landmann zu 8 55 N. 6, Schicker, 
Aufl. 4 S. 279 N. f, Stenglein, Nebengeſ GewO. § 55 N. 2, 
S. 799 der III. Aufl. Vorgängige Beſtellung bedeutet viel- 
mehr die an einen Gewerbetreibenden ergehende Aufforderung, 
nach Art und Beſchaffenheit hinreichend beſtimmt bezeichnete 
Waren aus ſeinem Gewerbebetrieb innerhalb eines ausdrück⸗ 
lich genannten oder nach den Umſtänden wenigſtens annähernd 
beſtimmten bezw. aus dieſen zu entnehmenden Zeitpunkts dem 
Kaufluſtigen zum Zweck der Beſichtigung und Abnahme an 
einen beſtimmten Ort zu bringen, wobei indes eine Aus— 
wahl aus einer gewiſſen Art von Waren nicht ausgeſchloſſen 
zu ſein braucht, und der wirkliche Geſchäftsabſchluß ſpäterer 
Willenseinigung nach Ueberbringung der Waren vorbehalten 
ſein kann, dieſer Geſchäftsabſchluß alſo auch nicht notwendig 
zuſtande kommen muß. Dieſen Begriff hat die Strafkammer 
nach dem Inhalt der Urteilsgründe in der gleichen Weiſe 
aufgefaßt und tatſächlich feſtgeſtellt, daß es ſich vorliegend 
im Grund genommen lediglich um die bloße Bewilligung 
eines Beſuchs zum Zweck der Anbietung von Waren handelte 
und daß das Vorgehen des Angeklagten auf eine offenkun⸗ 
dige Umgehung des Hauſierverbots hinauslief. Die tatſäch— 


B. in Strafſachen. 35 


liche Richtigkeit dieſer Feſtſtellung entzieht ſich der Nach⸗ 
prüfung des Reviſionsgerichts, aber nach der rechtlichen Seite 
iſt allerdings zu prüfen, ob nicht eine irrtümliche Auslegung 
des Geſetzes, ſpeziell etwa eine zu enge Auffaſſung des Be— 
griffs der vorgängigen Beſtellung mit unterlaufen iſt. 

Der Vorrichter hat ſeinerſeits die oben erwähnte Aus— 
legung dieſes Begriffs wenn auch mit dem Beiſatz, daß die 
Rechtſprechung hiebei ziemlich weitgehe, als maßgebend aner- 
kannt und zur Begründung der obigen tatſächlichen Annahme 
ausgeführt: die dem Kunden ausgehändigte Karte ſei ganz 
unverfänglichen Inhalts und die Reiſenden werden es an 
der Belehrung, daß man ſich dabei in keiner Weiſe binde, 
nicht fehlen laſſen, der Kunde werde der Unbequemlichkeit, 
im Bedarfsfall ſich ſelbſt nach der Ware umzuſehen, über— 
hoben und ſo regelmäßig die Karte ohne weiteres unterzeich— 
nen; in dieſer ſtehe nur das Erſuchen, den Wagenführer bei 
ſeinen Touren nach dem Bedarf fragen zu laſſen und 
ihm Petroleum ſowie die ſonſtigen von der Geſellſchaft ge— 
führten Artikel nach Wunſch und Bedarf des Kunden zu lie— 
fern, während davon keine Rede ſei, daß dieſer auch wirklich 
bei jeder Tour Bedarf an ſolchen Dingen habe und daß er 
zu deſſen Deckung ſie regelmäßig zu kaufen wünſche. Dieſe 
Auslegung von Sinn, Inhalt und Zweck der Karte ſteht dem 
Tatrichter zu und ſie iſt vor dem Reviſionsrichter nur inſo— 
weit anfechtbar, als ihr eine rechtsirrige Auffaſſung zugrunde 
liegt oder ein innerer Widerſpruch der einzelnen Feſtſtellungen 
vorliegt. Nun hat der Vorrichter weiter hiezu ausgeführt: 
als weſentlich für den Begriff der Beſtellung ſei anzunehmen, 
daß beim Beſteller ein konkretes Bedürfnis nach den beſtell— 
ten Gegenſtänden vorliegt, eine Erklärung, daß er die be— 
ſtellten Gegenſtände kaufen wolle, wenn er ſich auch vorbe— 
halte, ob er zur Befriedigung ſeines Bedürfniſſes gerade die 
ihm auf Grund der Beſtellung zugeſandten Waren abnehmen 
wolle oder nicht; an dieſem weſentlichen Erfordernis fehle 
es hier, ganz abgeſehen davon, daß auch die zu ſendende 
Ware überhaupt nicht individualiſiert ſei, da nicht einfach 

3* | 
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Petroleum verlangt ſei, ſondern ganz allgemein „Ihr Pokol⸗ 
Petroleum und Ihre ſonſtigen Artikel (Seife, Seifenpulver 
uſw.). 

Dieſe Ausführungen begegnen keinem durchgreifenden 
rechtlichen Bedenken. Allerdings erfordert der Begriff der 
Beſtellung nicht das Vorliegen eines Bedürfniſſes im Sinne 
einer Notwendigkeit des Erwerbs der betreffenden Waren, 
dagegen wohl die ernſtliche Abſicht und ihre Kundgebung auf 
Seite des Beſtellers, ein Kaufgeſchäft mit dem anderen Teil 
über die beſtellten Waren abzuſchließen, vgl. Landmann a. a. O. 

Dieſe Abſicht geht regelmäßig im normalen Geſchäfts— 
leben aus einem wirklichen oder vermeintlichen Bedürfnis 
des Beſtellers hervor und eben zur Befriedigung ſolchen Be— 
dürfniſſes wird die Beſtellung gemacht. Dies entſpricht auch 
dem Begriff und Zweck der Beſtellung von Waren bei einem 
Gewerbetreibenden und iſt im Sinn der einſchlägigen Be— 
ſtimmungen der GewO. gelegen. Eben dies iſt aber in dem 
angeführten Satz des Berufungsurteils offenſichtlich zum 
Ausdruck gebracht, wie aus dem ganzen Zuſammenhang der 
Urteilsgründe ſich ergibt. Andererſeits kann dem Vorrichter 
darin nicht beigetreten werden, daß die hier einzig in Frage 
kommende Ware nicht individualiſiert, d. h. nicht hinreichend 
beſtimmt nach der Art bezeichnet geweſen ſei. Denn durch 
die Worte in der Karte „Ihr Pokol-Petroleum“ war Art 
und Gattung der Ware auf das beſtimmte Produkt der Po— 
kol⸗Petroleumgeſellſchaft beſchränkt und die gleichzeitige, 
allerdings unbeſtimmt gelaſſene Mitanführung der „ſonſtigen 
Artikel Seife uſw.“ bleibt hier außer Betracht, weil nach 
der getroffenen Feſtſtellung der Angeklagte im Ort A. nur 
das Pokol-Petroleum der Handelsgeſellſchaft verkauft bezw. 
feilgeboten hat, dieſes aber in der Karte als von deren Unter— 
zeichner eventuell gewünſcht angegeben war. Allein dieſe 
irrige Auffaſſung des Vorrichters führt nicht zur Aufhebung 
des Urteils, da die darin angenommene Nichtindividualiſie— 
rung der Ware nur ganz nebenbei erwähnt und ausdrücklich 
mit der Wendung „ganz abgeſehen davon“ von ihrer Ver— 
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wertung als Beweismoment Abſtand genommen worden iſt. 

Wenn alſo vorliegend das Berufungsgericht, nachdem 
es den Begriff einer vorgängigen Beſtellung im Anſchluß an 
die Rechtslehre und Rechtſprechung zutreffend definiert hat, 
auf Grund der ihm zukommenden tatſächlichen Würdigung 
der konkreten Umſtände in der Kartenmitteilung, der Fuhrmann 
möge regelmäßig auf ſeinen Wagentouren nachfragen und 
nach Wunſch und Bedarf das Pokol-Petroleum liefern, nicht 
eine Beſtellung im Sinne des Geſetzes geſehen hat, ſondern 
nur die allgemeine Aufforderung zur Nachfrage und zu einer 
eventuellen Lieferung unter der gleichzeitig ganz unſicher ge- 
laſſenen Vorausſetzung, ob gerade ein Bedarf nach Petroleum 
oder ein entſprechender Wunſch beim Unterzeichner der Karte 
vorliege, ſo iſt hierin eine rechtsirrtümliche Auffaſſung nicht 
erſichtlich. Denn es ermangelt eben nach der Beweisannahme 
des Vorrichters die Kundgebung einer ernſtlichen Abſicht, bei 
der jeweiligen Nachfrage ein Kaufgeſchäft abzuſchließen, eine 
ſolche Abſicht aber bildet ein weſentliches Erfordernis der 
Beſtellung, das bei einer allgemeinen Erklärung, wie ſie hier 
feſtgeſtellt iſt, zum Zweck des Anbietens der Ware jeweils 
vorfahren und über etwa vorhandenen Bedarf nachfragen zu 
laſſen — wobei eine Abnahme der Ware lediglich vom Zu— 
fall des vorhandenen Bedarfs und Wunſches abhängig ge— 
macht wird, nicht ohne weiteres als gegeben anzunehmen iſt. 

Auf Grund der weiter getroffenen Feſtſtellungen war 
die Annahme eines Feilbietens von Petroleum an die Unter— 
zeichner der Karten im Sinn des 8 55 Gew., alſo eines 
Gewerbebetriebs im Umherziehen gerechtfertigt und was in 
der mündlichen Verhandlung durch Hinweis darauf, daß die 
Reiſenden der Geſellſchaft auch Proſpekte verteilten und nur 
den Umfang der Kundſchaft vorläufig feſtſtellen wollten, weiter— 
hin vom Vertreter des Angeklagten vorgetragen wurde, be— 
wegte ſich auf tatſächlichem, der Reviſion entzogenen Gebiet. 
Soweit aber das Fehlen einer Feſtſtellung darüber bemängelt 
wurde, ob es ſich bei dem Feilbieten in A. um einen zweiten 
oder dritten Beſuch und nicht um den erſten handelte, da bei 
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einem wiederholten Beſuch die Leute den Preis, die Zeit und 
der Fuhrmann die Bedarfsmenge gekannt hätten, ſo geht 
auch dieſer Angriff fehl. Denn im Unterſchied von dem zur 
Reviſionsbegründung beigezogenen Urteil des Oberſten Baye- 
riſchen Landgerichts iſt vorliegend das Berufungsgericht nicht 
wegen Unſicherheit hinſichtlich der Bedarfsmenge oder der 
Lieferungszeit, ſondern wegen Fehlens der Kundgebung einer 
ernſtlichen Kaufsabſicht zu der Annahme gelangt, es liege 
keine vorgängige Beſtellung vor. 

Nun iſt nach § 56 Abſ. 2 Ziff. 7 GewO. das Feilbieten 
von Petroleum im Umherziehen überhaupt verboten und eben 
wegen dieſes Verbots ſcheidet auch ein Steuerdelikt, näherhin 
eine Gefährdung der Wandergewerbeſteuer vorweg aus, ſo 
daß eine Verurteilung wegen Zuwiderhandlung gegen 9 148 
Ziff. 72 GewO. mit Recht erfolgte. 

Aber auch inſoweit das Petroleum vom Angeklagten an 
ſolche Perſonen abgegeben wurde, die keine ſog. Beſtellkarte 
unterzeichnet hatten, ſondern ganz von ſelbſt zwecks Petro— 
leumsankaufs an den Wagen des Angeklagten herankamen, 
konnte das Berufungsgericht ohne Rechtsirrtum ein Feil— 
bieten als gegeben annehmen. Dies geſchah mit der Be— 
gründung: zwar ſei dem Angeklagten nicht zu widerlegen, 
daß er weder durch Worte noch durch Zeichen ſolche Per— 
ſonen zum Ankauf aufgefordert habe, aber er hatte von An— 
fang die Abſicht, auch an ſolche das Petroleum abzugeben, 
in dieſer Abſicht ſei er im Dorf herumgefahren und habe 
unterſchiedslos an jeden Petroleum abgegeben, auch ſeine Be— 
reitwilligkeit hiezu nach außen kundgetan, wie andererſeits 
für jedermann deutlich ſichtbar geweſen ſei, daß es ſich dabei 
um eine bewegliche Verkaufsſtätte von Petroleum handelte. 
Hiemit iſt der Rechtsbegriff des Feilbietens nicht verkannt: 
denn er verlangt außer der Bereitſchaft zur ſofortigen Ab— 
gabe der Ware nicht ein förmliches Anbieten oder Zurſchau— 
ſtellen mit der Aufforderung zum Ankauf, wie ſolches z. B 
im Aushängen eines Verkaufsſchildes oder Plakats, im Aus- 
rufen gelegen iſt, vielmehr genügt jedes Bereitſtellen und 
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Zugänglichmachen der Ware zum Ankauf mit der nach außen 
kundgegebenen Verkaufsabſicht; es genügt, wenn die Verkäuf⸗ 
lichkeit der bereitgeſtellten Ware, der Wille, ſie zu veräußern, 
dem Publikum auf irgend eine den Umſtänden entſprechende 
Weiſe erkennbar gemacht und verſtanden wird, vgl. Schicker 
§ 55 N. 6, Landmann, daſ. N. 8, Stenglein, daſ. N. 5, 
Gew. Arch. Bd. VI S. 476, 632. Dies iſt hier ausreichend 
feſtgeſtellt: indem der Angeklagte mit dem Petroleumwagen 
im Dorf umherfuhr, vor einzelnen Häuſern zum Zweck der Ab— 
gabe von Petroleum anhielt, ohne Unterſchied jedem einzelnen, 
der mit einem Kaufsangebot an ihn herantrat, Petroleum 
abgab und feine hierauf gerichtete Abſicht für jedermann er⸗ 
kennbar machte, hat er ein die Aufmerkſamkeit der Intereſ⸗ 
ſenten und Kaufliebhaber auf die gebotene Verkaufsgelegen⸗ 
heit abſichtlich erregendes Verhalten nach außen betätigt. 
Dieſe Auffaſſung des Verhaltens des Angeklagten liegt auf 
dem dem Vorrichter zukommenden Gebiet der Beweiswürdi— 
gung und tatſächlichen Feſtſtellung, bei der hier eine rechts 
irrige Anſchauung nicht erſichtlich iſt. Die hiegegen gerich— 
teten Ausführungen des Reviſionsklägers konnten einen Er⸗ 
folg nicht erzielen, auch iſt der von ihm gemachte Unterſchied 
zwiſchen Feilbieten und Feilhalten nicht gerechtfertigt. 
Urteil des Strafſenats vom 16. Oktober 1911 in der 
Strafſache gegen P. Sch. in Kr. wegen Vergehens gegen 
die Gewerbeordnung. 


2. 
Zum Begriff der öffentlichen Anpreiſung. 


Aus den 
Gründen: 
Der Angeklagte, Inhaber einer Druckerei in M., hat 
im Auftrag der Firma Warner und Cie. in London eine 
Broſchüre mit Anpreiſungen der Geheimmittel Safe remedies 
Warners gedruckt, die in der Anlage A Ziff. 94 der Ver⸗ 
fügung des Württ. Miniſteriums des Innern vom 1. Auguſt 
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1907 (Reg. Bl. 1907 S. 275) betr. den Verkehr mit Geheim⸗ 
mitteln und ähnlichen Arzneimitteln aufgeführt ſind. Der 
Angeklagte hat die Broſchüre, zu der die Firma Sch. adreſ⸗ 
ſierte Kuverte geliefert hatte, durch fein Perſonal als Druck⸗ 
ſache zur Poſt gegeben und in vielen 1000 Exemplaren nach 
Stuttgart an dortige Einwohner verſandt. Er iſt wegen 
Uebertretung im Sinn des § 28a PolStG. beſtraft worden. 
Von ſeinen Reviſionsrügen war eine begründet. In der 
Tätigkeit des Angeklagten hat die Strafkammer nicht bloß 
wie das Schöffengericht eine Zuwiderhandlung gegen § 2 
Abſ. 2 zit. Miniſt. Verf., d. h. eine verbotene Anbringung 
bezw. Verabfolgung von Anpreiſungen (Empfehlungen, Be⸗ 
ſtätigungen von Heilerfolgen, Dankſagungen, in denen den 
Mitteln eine Heil- oder Schutzwirkung zugeſchrieben wird), 
ſondern auch eine öffentliche Anpreiſung von Geheimmitteln 
erblickt und deshalb auch den § 4 Abſ. 1 zit. Verf. („die 
öffentliche Ankündigung oder Anpreiſung der in den Anlagen 
A und B aufgeführten Mittel iſt verboten“) unter der An⸗ 
nahme angewendet, der Angekl. habe durch Verſendung der 
Broſchüre in vielen 1000 Exemplaren das fragliche Geheim- 
mittel öffentlich angeprieſen. Allein die feſtgeſtellte Tatſache 
der Verſendung in vielen 1000 Exemplaren genügt, zur An⸗ 
nahme einer öffentlichen Anpreiſung nicht. Als eine öffent⸗ 
liche Anpreiſung kann nur eine ſolche angeſehen werden, die 
an unbeſtimmt welche und wie viele Perſonen erfolgt. Die 
Broſchüre iſt aber nicht an einen unbeſtimmten Kreis von 
Perſonen verſandt worden, ſondern an einzelne durch die 
Adreſſe genau und individuell beſtimmte Perſonen. Es fehlt 
hier das Moment der Unbeſtimmtheit und es liegt hier nichts 
anderes vor als eine maſſenhafte Verabfolgung der Broſchüre 
im Sinn von $ 2 Abſ. 2 Verf. und damit eine maſſenhafte 
Verletzung dieſer Beſtimmung. Dagegen liegt in der Maſſen⸗ 
haftigkeit der Anpreiſung noch keine öffentliche An⸗ 
preiſung. 

Wohl liegt die Annahme nahe, daß die Broſchüre nicht 
nur in die Hand des Adreſſaten, ſondern auch feiner Fa= 
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milie, Dienſtboten, Freunden uſw. gekommen iſt und daß 
dies vom Angekl. beabſichtigt war. In dieſem Fall läge 
eine Kundgebung an unbeſtimmt welche und wie viele Per⸗ 
ſonen und damit eine öffentliche Anpreiſung vor. Allein eine 
Feſtſtellung in der angedeuteten Richtung fehlt in dem Urteil 
völlig und auf Grund der bis jetzt getroffenen Feſtſtellungen 
iſt die Anwendung des § 4 Abſ. 1 zit. Verf. nicht gerecht⸗ 
fertigt. Dieſer Mangel mußte gemäß 85 393, 394 StPO. 
zur Aufhebung des Urteils und Zurückverweiſung führen. 
Urteil des Ferienſtrafſenats vom 16. Aug. 1911 in der 
Reviſionsſache des Buchdruckereibeſitzers E. M. in M. 
wegen Verfehlung gegen die Geheimmittelvorſchriften. 


3. 
Zum Tatbeſtand des Betriebs eines Wanderlagers. 


Nach den Feſtſtellungen der Strafkammer hat der Ans 
geflagte, ein Güterhändler, deſſen Wohnort Oehringen iſt, 
auf dem Hof des von ihm gekauften Hofguts des G. M. 
in O. OA. Welzheim, das vorhandene Inventar, beſtehend 
aus Vieh, Fruchtvorräten und Landmannsfahrnis ſowie eine 
auf einem anderen Gut befindliche Futterſchneidmaſchine ſamt 
Göppel nach vorausgegangener Ankündigung in der Zeitung 
öffentlich verſteigert. Er hat damit nach der Auffaſſung der 
Strafkammer ein ſteuerpflichtiges Wandergewerbe ausgeübt. 

Der Wandergewerbeſteuer unterliegt nach Art. 1 des Ge— 
ſetzes betreffend die Wandergewerbeſteuer vom 15. Dezember 
1899 der Gewerbebetrieb im Umherziehen und zwar iſt nach 
Art. 2 wandergewerbeſteuerpflichtig u. a., wer im Lande 
außerhalb des Gemeindebezirks ſeines Wohnortes oder der 
im Verordnungsweg dem Gemeindebezirk des Wohnorts 
gleichgeſtellten nächſten Umgebung desſelben ohne Begrün⸗ 
dung einer gewerblichen Niederlaſſung und ohne vorherige 
Beſtellung in eigener Perſon Waren feilbietet. Zum Feil⸗ 
bieten von Waren gehört auch der Betrieb eines Wander— 
lagers. Wanderlager find nach Art. 18 ſolche Unterneh- 
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mungen, in welchen außerhalb des Wohnorts des Unterneh: 
mers und außer dem Meß⸗ und Marktverkehr ohne Begrün⸗ 
dung einer dauernden gewerblichen Niederlaſſung von einer 
feſten Verkaufsſtätte aus vorübergehend Waren, gleichviel ob 
zum Verkauf aus freier Hand oder im Wege der Berfteige- 
rung feilgeboten werden. Dieſe Tatbeſtandsmerkmale des 
Wandergewerbebetriebs find nach den tatſächlichen Feſtſtel⸗ 
lungen der Strafkammer in dem Tun des Angeklagten ſämt⸗ 
lich gegeben. Der Angeklagte hat Waren d. h. im Verkehr 
einen Tauſchwert beſitzende bewegliche Sachen feilgeboten. 
Er hat dies außerhalb ſeines Wohnorts und der gleichge— 
ſtellten nächſten Umgebung und außer dem Meß- und Markt— 
verkehr und ohne vorherige Beſtellung in eigener Perſon ge— 
tan; dies iſt außer Streit. Er hatte am Ort des Verkaufs 
eine dauernde gewerbliche Niederlaſſung nicht begründet; die 
Strafkammer ſtellt feſt, daß er dort keinerlei Einrichtungen 
getroffen hatte, um dieſen Ort zum Mittelpunkt ſei es auch 
nur eines Teils ſeiner Geſchäftstätigkeit oder ſeines Erwerbs⸗ 
lebens zu machen und daß er auch nie eine ſolche Abſicht 
gehabt hat. Mit Recht nimmt die Strafkammer an, daß die 
Vorſchrift in Art. 172 AG. z. BGB. für ſich allein keinen 
Anlaß zu der Annahme gibt, der Angeklagte habe in O. eine 
Niederlaſſung begründet. Selbſt wenn er nach dieſer Vor— 
ſchrift das Gut vor Verfluß von drei Jahren nicht 
veräußern dürfte und daher genötigt wäre, bis dahin für 
deſſen Umtrieb zu ſorgen, hätte er nicht nötig, deshalb ſelbſt 
eine dauernde gewerbliche Niederlaſſung dort zu begründen; 
er kann, anſtatt das Gut ſelbſt umzutreiben, es ebenſogut 
im Ganzen oder in Teilen verpachten und gerade die Tat- 
ſache, daß er das geſamte Inventar verkauft hat, zeigt, daß 
er nicht beabſichtigt hat, das Gut ſelbſt umzutreiben. Art. 
172 verbietet ihm übrigens den Verkauf des Gutes vor Ab- 
lauf von drei Jahren nicht ſchlechthin; nur der ſtückweiſe 
Verkauf iſt ihm inſolange unterſagt, der Verkauf im Ganzen 
iſt ihm jederzeit geſtattet. Das Feilbieten der Waren iſt von 
einer feſten Verkaufsſtätte aus erfolgt, nämlich auf dem Hof 
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d. h. dem Hofraum, der Hofraite des Gutes. Der Umſtand, 
daß der Verkauf unter freiem Himmel ſtattgefunden hat, 
ſteht der Annahme einer feſten Verkaufsſtätte nicht entgegen; 
denn dieſe braucht nicht in einem Gebäude oder in einem 
ſonſtigen für den Verkauf beſonders hergerichteten Raume zu 
beſtehen; eine feſte Verkaufsſtätte liegt vor, wenn das Feil⸗ 
bieten von einem beſtimmten Platze aus und nicht wie beim 
Hauſierhandel im Weiterziehen von Straße zu Straße und 
von Haus zu Haus erfolgt. Das Feilhalten der Waren hat 
in der Verkaufsſtätte nur vorübergehend ſtattgefunden, näm— 
lich nur inſolange bis das vorhandene Gutsinventar und die 
noch dazu genommene FJutterſchneidmaſchine ſamt Göppel 
verkauft waren; ein längerdauernder Verkauf weiterer Wa— 
ren war hier nicht in Ausſicht genommen. 

Das Feilhalten der Waren ſtellt ſich außerdem auch als 
gewerbsmäßig dar. Die Handlung fällt nach den Feſt— 
ſtellungen der Straffammer in den Rahmen des geſamten 
Geſchäftsunternehmens des Angeklagten und iſt eine fortge— 
ſetzte auf Erwerb und Gewinn gerichtete Tätigkeit. Wenn 
damit geſagt ſein wollte, daß ſich die Gewerbsmäßigkeit die— 
ſes Tuns daraus ergebe, daß dasſelbe im Anſchluß an die 
Ausübung des ſonſtigen ſtehenden Gewerbes des Angeklagten 
ſtattgefunden habe, ſo würde daraus noch nicht hervorgehen, 
daß es ſich um einen gewerbsmäßigen Wanderbetrieb handelt. 
Denn ein ſolcher liegt nicht vor, wenn der Inhaber eines 
ſtehenden Gewerbes nur gelegentlich und ausnahmsweiſe ein— 
mal auf Grund eines beſtimmten Anlaſſes und ohne die 
Wiederholungsabſicht ein Feilhalten von Waren außerhalb 
feines Wohnorts vornimmt (Württ. 16 S. 243), ſondern 
es kommt darauf an, daß gerade der in dem Feilbieten und 
Verkaufen der Waren außerhalb des Wohnorts ſich kund— 
gebende Geſchäftsbetrieb als ein gewerbsmäßiger erſcheint 
(RG. E. 33, 136). Dies hat die Strafkammer offenbar 
nicht verkannt; ſie ſagt unmittelbar, bevor ſie die Frage der 
Gewerbsmäßigkeit prüft, der Angeklagte ſuche als Händler 
von Hofgütern der mit dieſen erworbenen Fahrnis, ſoweit ſie 


44 Enutſcheidungen des Oberlandesgerichts. 


ihm überflüſſig ſei, ſich ſelbſtverſtändlich gerade da zu ent— 
äußern, wo es für ihn am günſtigſten ſei, und dies ſei in 
der Regel am Platze des jeweils erworbenen Hofguts der 
Fall. Daraus darf entnommen werden, daß mit den fol- 
genden Ausführungen die Strafkammer ſagen wollte, gerade 
das auf den einzelnen Hofgütern erfolgende Feilbieten des 
Gutsinventars ſei eine der auf fortgeſetzten Erwerb und Ge— 
winn gerichteten Tätigkeiten des Angeklagten. Dieſer betreibt 
demnach ſein Gewerbe als Güterhändler nicht nur in der 
Weiſe, daß er in Form eines ſtehenden Gewerbes die Lie— 
genſchaften mit Gewinn umzuſetzen verſucht, ſondern dane— 
ben und im Zuſammenhang damit auch ſo, daß er die Fahr— 
nis der verſchiedenen von ihm erworbenen Güter jeweils an 
Ort und Stelle in der Art eines Wanderlagerbetriebs feil— 
hält. Es iſt allerdings nicht feſtgeſtellt, daß er es in anderen 
Fällen tatſächlich auch ſchon ſo gemacht hat; aber es iſt den 
Ausführungen der Strafkammer zu entnehmen, daß nach ihrer 
Anſicht der Angeklagte gewillt iſt, es auch ſonſt ſo zu ma— 
ichen, und dies genügt um fein diesbezügliches Tun als ein 
gewerbsmäßiges erſcheinen zu laſſen. Der Angeklagte betreibt 
alſo ſowohl ein auf die Liegenſchaft bezügliches ſtehendes 
Gewerbe, als ein die Fahrnis betreffendes Wandergewerbe 
und zu letzterem gehört die hier in Frage ſtehende Tätigkeit 
des Angeklagten. 

Damit erledigen ſich die Einwendungen des Verteidigers, 
daß es ſich um einen Fall des von ihm ſo genannten un— 
echten Wandergewerbes handle; in den von ihm als Vei— 
ſpiele angeführten Fällen liege nicht ein gewerbsmäßiger 
Wanderbetrieb vor, ſondern es handelt ſich dabei um Fälle, 
in denen einmal nur gelegentlich und ausnahmsweiſe ſtehende 
Gewerbebetriebe durch Verkaufshandlungen außerhalb des 
Niederlaſſungsortes betätigt werden. Ebenſo entfällt damit 
der Einwand, daß ſo der Angeklagte gewiſſermaßen doppelt 
beſteuert werde: mit der Gewerbeſteuer wird der Güterhandel 
des Angeklagten nur inſoweit verſteuert, als er als ſtehendes 
Gewerbe ausgeübt wird; ſoweit aber ein Wandergewerbe— 
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betrieb vorliegt, unterliegt der Betrieb ausſchließlich der 
Wandergewerbeſteuer. Die Strafkammer hat den Angeklag⸗ 
ten daher mit Recht für wandergewerbeſteuerpflichtig erklärt. 
Ein Weiteres iſt für den Betrieb eines Wanderlagers be- 
grifflich nicht erſorderlich. Es iſt insbeſondere nicht nötig, 
daß die Waren zum Zwecke des Verkaufs erſt von einem 
anderen Ort an den Verkaufsort verbracht werden; das 
Warenlager kann aus anderem Grund an den Verkaufs— 
ort gebracht worden ſein, oder es kann erſt dort als 
Ganzes oder im Einzelnen zum Zwecke des Ver⸗— 
kaufs angeſchafft worden fein. Daß die Ware ſelbſt wan— 
dert, iſt nicht erfordert, entſcheidend iſt, daß der Ge— 
werbebetrieb des Unternehmers am Verkaufsort ſelbſt kein 
dauernder, ſondern nur ein vorübergehender iſt und daß das 
Feilbieten von feſter Verkaufsſtätte aus ſtattfindet (Württ. 
J. 16, 237). Es iſt auch nicht aus der Aufzählung in 
Nummer 4 des dem Geſetz angehängten Tarifs zu ſchließen, 
daß andere als die dort angeführten Warengattungen nicht 
Gegenſtand eines Wanderlagers ſein können; es iſt nicht 
der Zweck des Tarifs die ſämtlichen möglichen Gegenſtände 
eines Wanderlagers erſchöpfend aufzuzählen, ſondern es ſol— 
len hier nur für den Steuerſatz gewiſſe Unterſchiede je nach 
der Art der feilgebotenen Waren gemacht werden. Auch der 
Handel mit Tieren kann ſich in Form eines Wanderlagers 
abſpielen, z. B. wenn ein Händler einen Transport Pferde 
oder Vieh nach einem von feinem Wohn- und Niederlaſſungs⸗ 
ort verſchiedenen Ort verbringt und dort die einzelnen Stücke 
von dem Stall aus, in dem er ſie eingeſtellt hat, feilbietet; 
ähnlich iſt es, wenn ein Händler einen an fremdem Ort 
ſchon vorhandenen Viehbeſtand aufkauft und alsbald am Ort 
und im Stall des Einkaufs im einzelnen weiter verkauft. 
Auch der Handel mit gebrauchten Gegenſtänden 
iſt vom Wanderlagerbetrieb nicht ausgeſchloſſen. In Art. 18 
Abſ. 4 iſt beſtimmt, daß das Feilbieten eines Wanderlagers 
durch Inventierer oder Verſteigerer der Steuer auch dann 
unterliege, wenn es an deren Wohnort geſchieht, und in dem 
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letzten Satz dieſes Abſatzes iſt geſagt: „Der Verkauf ge⸗ 
brauchter Gegenſtände fällt nicht unter dieſe Beſtimmungen.“ 
Daraus ergibt ſich aber keineswegs, daß das Geſetz den 
Handel mit gebrauchten Gegenſtänden allgemein nicht unter 
den ſteuerpflichtigen Wanderlagerbetrieb rechnen wollte, fon- 
dern im Gegenteil, daß nur für den in dieſem Abſatz be— 
ſonders geregelten Fall eine Ausnahme gemacht werden 
ſollte. Die Beſtimmung in Art. 3 Ziff. 1, wonach nicht 
wandergewerbeſteuerpflichtig iſt, wer ſelbſt gewonnene Er— 
zeugniſſe der Land- und Forſtwirtſchaft feilbietet, trifft auf 
den Angeklagten nicht zu; er hat die verſteigerten Sachen, 
auch ſoweit ſie den angeführten Erzeugniſſen zuzuzählen ſind, 
nicht ſelbſt gewonnen. 

Der Angeklagte war daher nach Art. 7 und 19 ver: 
pflichtet, das Unternehmen vor Eröffnung des Betriebs be— 
hufs Entrichtung der Steuer der zuſtändigen Steuerbehörde, 
vorliegendenfalls dem Kameralamt Lorch, anzumelden und 
einen Steuerſchein zu löſen. Er hat nur der Ortsſteuerbe⸗ 
hörde Anzeige gemacht, aber ſo ſpät, daß eine Erledigung 
der Steuerfrage vor Beginn der Verſteigerung nicht mehr 
möglich war. Einen Steuerſchein hat er nicht gelöſt. 

Die Strafkammer hat angenommen, er habe demnach 
ein ſteuerpflichtiges Wandergewerbe, ohne den erforderlichen 
Steuerſchein gelöſt zu haben, zwar wiſſentlich, aber ohne die 
Abſicht der Steuergefährdung ausgeübt und hat ihn deshalb 
der Zuwiderhandlung i. S. des Art. 23 Abſ. 1 vergl. mit 
Art. 22 Ziff. 1 ſchuldig erkannt. Die Wiſſentlichkeit 
ſeines Tuns entnimmt die Strafkammer daraus, daß der 
Angeklagte die ſämtlichen zum Tatbeſtand des Delikts er— 
forderlichen Handlungen bewußt vorgenommen habe. Mit 
dem Schutzvorbringen des Angeklagten, daß er entſprechend 
der bis dahin beſtandenen, weit überwiegenden Gepflogen— 
heit der Steuerbehörden den Betrieb nicht für wandergewerbe— 
ſteuerpflichtig angeſehen habe, findet ſich die Strafkammer auf 
Grund der Erwägung ab, daß hierin nicht ein Tatbeſtands⸗ 
irrtum, ſondern ein belangloſer Rechtsirrtum d. h. ein Irr— 
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tum über den Inhalt des Strafgeſetzes enthalten ſei. Es 
kann dahingeſtellt bleiben, ob dieſe Auffaſſung richtig iſt; 
ebenſo braucht nicht unterſucht zu werden, ob das jetzige 
Verteidigungsvorbringen des Angeklagten, er ſei ſich nicht 
bewußt geweſen, auf dem Gut in O. keine gewerbliche Nie⸗ 
derlaſſung zu haben, erheblich iſt und nicht mit den binden⸗ 
den tatſächlichen Feſtſtellungen des Strafkammerurteils im 
Widerſpruch ſteht. Denn die Strafkammer hat weiter tat⸗ 
ſächlich feſtgeſtellt, der Angeklagte habe mit der Möglichkeit 
gerechnet, daß ſein Verkauf als unter die Beſtimmungen des 
Wandergewerbeſteuergeſetzes fallend angeſehen werden könne. 
Wenn er trotzdem, wie er nach dem Urteilstatbeſtand vor— 
gebracht hat, die Steuer inſolange verweigert hat, bis die 
Steuerpflicht autoritativ feſtgeſtellt war, fo hat er bewußt auf 
die Gefahr hin, daß er wandergewerbeſteuerpflichtig ſei, ge- 
handelt und damit wiſſentlich über die von ihm als möglich 
anerkannte Steuerpflicht ſich hinweggeſetzt. 

Der Angeklagte hat weiter geltend gemacht, einen Steuer⸗ 
ſchein habe er nicht gelöſt, weil er um eine ſolche Pflicht 
nicht gewußt habe. Damit will der Angeklagte offenbar 
ſagen, er habe nicht bloß Zweifel gehabt, ob ſein Betrieb 
wandergewerbepflichtig ſei, ſondern er habe auch nicht ge— 
wußt, daß er, wenn der Betrieb ſteuerpflichtig wäre, einen 
Steuerſchein zu löſen habe. Daß der Angeklagte auch dies 
als möglich in Rechnung genommen habe, hat die Strafkam— 
mer nicht feſtgeſtellt. Es fragt ſich deshalb, ob die Unkennt⸗ 
nis des Angeklagten davon, daß für einen wandergewerbe— 
ſteuerpflichtigen Betrieb ein Steuerſchein zu löſen iſt, ſeiner 
Verurteilung wegen wiſſentlicher Zuwiderhandlung entgegen: 
ſteht. Dies iſt nicht der Fall. Die Pflicht zur Löſung eines 
Steuerſcheins iſt gerade in Art. 22 und den darin ange— 
führten weiteren Geſetzesartikeln den Wandergewerbetreiben— 
den unter Strafandrohung auferlegt; wenn ein Gewerbe— 
treibender dieſe Pflicht nicht kennt, ſo befindet er ſich in Un 
kenntnis über den Inhalt dieſer ſtrafrechtlichen Beſtimmung 
und die Unkenntnis des Strafgeſetzinhalts ſchützt auch bei 
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Delikten, bei denen die Wiſſentlichkeit der Verübung zum 
Tatbeſtand gehört, nicht vor Beſtrafung. Die Wiſſentlich⸗ 
keit i. S. des Art. 22 und 23 Abſ. 1 erfordert jedenfalls 
nicht mehr als das Bewußtſein des Täters erſtens davon, 
daß er einen der Wandergewerbeſteuerpflicht unterliegenden 
Betrieb ausübt, und zweitens davon, daß er einen Wander⸗ 
gewerbeſchein nicht gelöſt hat. Beides trifft beim Angeklag⸗ 
ten nach den tatſächlichen Feſtſtellungen der Strafkammer zu. 
— Daß er dabei nicht in der Abſicht der Steuergefährdung 
gehandelt, hat die Strafkammer zu Gunſten des Angeklagten 
ohne Rechtsirrtum aus der Tatſache, daß er der Steuerbe- 
hörde von der Verſteigerung Anzeige gemacht hat, ent— 
nommen. 

Urteil des Strafſenats vom 19. Juni 1911 in der 
Strafſache gegen J. K. in Oe. wegen Zuwiderhandlung 
gegen das Wandergewerbeſteuergeſetz. 
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II. 
Entſcheidungen des Verwaltungsgerichtshofs. 
1 


Die von einem Beſchwerdeführer behauptete Nichtan⸗ 

wendung oder nicht richtige Anwendung der geſetzlichen 

Maßſtäbe für eine Gewerbeſteuerveranlagung durch 

die Stenerbehürde kann der Beurteilung und Ent⸗ 

ſcheidung des Rerwaltungsgerichtshafs nicht unterſtellt 
werden. 


I. Die Firma J. V. Nach., G. m. b. H. in R. iſt an⸗ 
läßlich der Kataſterfortführung für das Steuerjahr 1911 zur 
Gewerbeſteuer neu veranlagt worden; unter Annahme einer 
10 % igen Rente aus dem zu 250000 Mk. fatierten Betriebs⸗ 
kapital mit 25 000 Mk. und eines perſönlichen Arbeitsverdienſts 
von 59 000 Mk. (bei 45 Hilfsperſonen) gelangte die Schätzungs⸗ 
kommiſſion zu einem Geſchäftsertrag von zuſammen 84000 Mk. 
und hienach zur Feſtſetzung des Steuerkapitals auf 81875 Mk. 
(nach Berückſichtigung des Abzugs im Sinne des Art. 107 
Abſ. 4 des Grund», Gebäude- und Gewerbeſteuergeſetzes 
vom 28. April 1873/8. Auguſt 1903 noch von 65 500 Mk.). 

Gegen die Höhe des ſo feſtgeſetzten Gewerbeſteuerkapitals 
erhob die Firma Beſchwerde; ſie beantragte die Ermäßigung 
ihres Steuerkapitals auf den Betrag von 33600 Mk. Dieſe 
Beſchwerde iſt zunächſt von dem K. Steuerkollegium, Ab— 
teilung für direkte Steuern, am 13. Sept. 1911 und bei 
weiterer Verfolgung auch von dem K. Finanzminiſterium 
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mit Entſcheidung vom 3. Mai 1912, je als ſachlich nicht be⸗ 
gründet abgewieſen worden. 

Gegen die Miniſterialentſcheidung hat die Geſellſchaft 
die Rechtsbeſchwerde an den Verwaltungsgerichtshof eingelegt 
und zur Begründung vor allem geltend gemacht, daß die 
erfolgte Einſchätzung unter Verletzung der Beſtimmungen des 
Geſetzes über die Grund», Gebäude- und Gewerbeſteuer, 
insbeſondere des Art. 89 zuſtande gekommen ſei. Wenn in 
der angefochtenen Entſcheidung die Einſchätzung der Be⸗ 
ſchwerdeführerin auch mit dem Hinweis auf den von ihr 
erzielten Bilanzgewinn des abgelaufenen Geſchäftsjahres, 
der 115000 Mk. betrug, gerechtfertigt werde, ſo erſcheine 
eine ſolche Anlehnung an den bilanzmäßig erzielten Rein⸗ 
gewinn bei der Gewerbeſteuereinſchätzung nicht zuläſſig. Im 
einzelnen wurde ſowohl die Höhe des mit 10 % angenommenen 
Ertrags aus dem Betriebskapital als die Bemeſſung des 
perſönlichen Arbeitsverdienſts als zu hoch angefochten und 
in letzterer Hinſicht namentlich darauf Bezug genommen, daß 
auf der Grundlage der in Art. 89 des Gewerbeſteuergeſetzes 
genannten Klaſſentafel ſich ein weit geringerer Betrag als 
Arbeitsverdienſt ergeben haben würde. 

II. Die Rechtsbeſchwerde iſt rechtzeitig und formrichtig 
erhoben, kann aber einen Erfolg nicht haben. Das Geſetz 
. über die Gewerbeſteuer, welche an der Hand objektiver Merk⸗ 
male der Steuerbemeſſung den für einen gewiſſen Zeitraum 
gleichbleibenden mittleren, durchſchnittlich erzielbaren Gewerbe— 
ertrag eines Unternehmers zu erfaſſen beſtimmt iſt, ſchreibt 
in Art. 87 ff., 89 einen doppelten Maßſtab für die Anlegung 
der Steuer vor. Einmal ſoll der perſönliche Arbeitsverdienſt 
des Gewerbetreibenden nach einer im Weg der Verordnung 
feſtzuſtellenden Klaſſentafel eingeſchätzt werden, wobei teils 
die Betriebsweiſe, teils der aus der Verwendung von Ges 
hilfen und Betriebskapital erſichtliche Umfang des Gewerbes 
als maßgebend zu berückſichtigen iſt; außerdem ſoll der nach 
Prozenten zu ſchätzende Ertrag aus dem in dem Gewerbe 
verwendeten Betriebskapital nach ſeinem mittleren Stande 
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und mittleren Werte (Art. 93) einen Maßſtab der Beſteuerung 
bilden. Die Einſchätzung dieſer beiden Elemente, die Feſt⸗ 
ſtellung der auf dieſe Weiſe ſich ergebenden Beträge, welche 
zuſammengenommen nach Maßgabe des Art. 90 des Geſetzes 
das Gewerbekataſter oder den Steueranſchlag (Steuerkapital) 
des einzelnen Steuerpflichtigen bilden, iſt dem pflichtmäßigen 
Ermeſſen der Steuerbehörden überlaſſen. Gemäß Art. 16 
Abſ. 1 und 99 Abſ. 3 des Kataſtergeſetzes ſteht über Be⸗ 
ſchwerden gegen das Verfahren bei den Einſchätzungen und über 
die Höhe der Steueranſchläge dem Finanzminiſterium die 
endgültige Entſcheidung zu, eine Nachprüfung ſeitens 
des Verwaltungsgerichtshofes erſcheint inſoweit ausgeſchloſſen. 
Demnach iſt, wenn auch die Gewerbeſteuerpflicht 
grundſätzlich nach ihren objektiven und ſubjektiven Voraus⸗ 
ſetzungen der Kontrolle des Verwaltungsgerichtshofs zu— 
gänglich iſt, doch andererſeits die Anwendung der Maßſtäbe 
für die Anlegung der Steuer ausſchließlich Sache der Steuer— 
verwaltung. Eine Beſchwerde, die ſich dagegen richtet, daß 
dieſer geſetzliche Maßſtab für die Gewerbeſteuereinſchätzung 
von den Steuerbehörden im Einzelfall nicht richtig angewendet 
worden und hiedurch Fehler oder Verſtöße bei der Veran⸗ 
lagung vorgekommen ſeien, kann demnach nicht zu einer 
ſachlichen Würdigung durch den Verwaltungsgerichtshof führen; 
nach Art. 15 Ziff. 1 des Verwaltungsrechtspflegegeſetzes vom 
16. Dez. 1876 findet die Rechtsbeſchwerde nicht ſtatt in den- 
jenigen Fällen, in welchen vermöge beſonderer geſetzlicher 
Beſtimmung einer Verwaltungsbehörde die endgültige Ent— 
ſcheidung zugewieſen iſt. 

Daß nun im vorliegenden Falle nicht bloß das Finanz⸗ 
miniſterium anläßlich der Beſchwerdeentſcheidung, ſondern 
ſchon die Schätzungskommiſſion des Bezirksſteueramts bei 
der Veranlagung der Firma den ſteuerbaren Geſchäftsertrag, 
das Gewerbekataſter des Unternehmens unter Benützung des 
in Art. 89 des Geſetzes vorgeſehenen Beſteuerungsmaßſtabs 
feſtzuſetzen bemüht geweſen iſt, ergibt ſich aus dem eingangs 
Geſagten und iſt den vorliegenden Akten unmittelbar zu 
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entnehmen. Soweit zur Begründung der Rechtsbeſchwerde 
ausgeführt iſt, die Feſtſtellung des Gewerbekataſters der Be⸗ 
ſchwerdeführerin unter Zuhilfenahme des durch Art. 89 vor⸗ 
geſchriebenen Maßſtabs der Steuerbemeſſung ſei erſt das 
Ergebnis einer ſpäteren, nachträglichen, nicht ſchon bei der 
Einſchätzung ſelbſt angeſtellten Berechnung der Steuerbehörden, 
beruhen dieſe Behauptungen auf einem tatſächlichen Irrtum. 
Daß im übrigen bei dem Einſchätzungsverfahren nach Maß⸗ 
gabe des Art. 89 ff. des Geſetzes, bei welchem die Steuer⸗ 
verwaltung in weiteſtem Umfang auf Schätzung ange— 
wieſen iſt, eine Mitberückſichtigung des im zuletzt abgelaufenen 
Geſchäftsjahr erzielten bilanzmäßigen Reingewinns des ge- 
werblichen Unternehmens keineswegs ausgeſchloſſen und jeden- 
falls ohne eine Verletzung der beſtehenden geſetzlichen Vor— 
ſchriften möglich iſt, bedarf keiner weiteren Ausführung. 
Auch darin iſt dem Finanzminiſterium beizutreten, daß die 
in Art. 89 Ziff. 1 des Geſetzes genannte, durch Verfügung 
des Finanzminiſteriums eingeführte ſogenannte Klaſſentafel, 
nach welcher der perſönliche Arbeitsverdienſt eines Gewerbe— 
treibenden einzuſchätzen iſt, keine abſolute Norm, keinen ſtarren 
und unbeweglichen Rahmen darſtellt, vielmehr ihrem Weſen 
nach nur einen Anhalt für eine tunlichſt zutreffende Schätzung 
bedeuten ſollte und alſo der Würdigung der Individualität 
des einzelnen Unternehmens, der Betriebsweiſe und je nach 
Umſtänden auch des nachweisbaren tatſächlichen Gewinner— 
trägniſſes nicht im Wege ſteht. 

Es kann ſich demnach im vorliegenden Falle nur noch um 
die Frage handeln, ob der Maßſtab für die Einſchätzung, 
ſo wie ihn der Art. 89 des Geſetzes an die Hand gibt, bei 
der Veranlagung der Beſchwerdeführerin richtig oder nicht 
richtig angewendet worden iſt. Dieſe Frage aber kann dem 
Ausgeführten zufolge der Beurteilung und Entſcheidung des 
Verwaltungsgerichtshofes nicht unterſtellt werden: die An⸗ 
wendung des Beſteuerungsmaßſtabs kann nur die Höhe des 
Steueranſchlags beeinfluſſen, dieſe Höhe ſelbſt aber, alſo das 
Ergebnis der Einſchätzung iſt Ermeſſensſache. Art. 13 Abſ. 2 


Die von einem Beſchwerdeführer behauptete Nichtanwendung 2. 53 


des Verwaltungsrechtspflegegeſetzes erklärt ausdrücklich eine 
Rechtsbeſchwerde für ausgeſchloſſen, wenn und ſoweit die 
Verwaltungsbehörden durch das Geſetz nach ihrem Er⸗ 
meſſen zu verfügen ermächtigt ſind. 
Vergl. Urteile des Verwaltungsgerichtshofs vom 5. Juli 
1905, Württ J. 17, 385; vom 27. September 1905, 
Mitteilungen aus der Steuerrechtſprechung 1, 14; vom 
13. Febr. 1907, Württ JJ. 19, 251; Mitteilungen 2, 58; 
vergl. ferner Göz, Verwaltungsrechtspflege 489; Württ. 
R. V. Bd. 5, 103. 
Urteil vom 17. Juli 1912. 


2. 


Schüchtungen dürfen nur von PRerſonen vorgenommen 
werden, welche hiezu von den Organen der iſraelitiſchen 
Landeskirche ermüchtigt find. 


Gründe: 

I. In St. beſteht ſeit dem Jahr 1878 die Iſraelitiſche 
Religionsgeſellſchaft, ein privater Verein, deſſen Mitglieder 
ſatzungsgemäß dem moſaiſchen Bekenntniſſe und tatſächlich 
in der Regel auch der Iſraelitiſchen Landeskirche angehören, 
ohne daß letzteres durch die Vereinsſatzungen gefordert iſt 
oder ausnahmslos zutrifft. Dieſe Geſellſchaft läßt ſich die 
Förderung ihrer Mitglieder im Sinne der orthodoxen Rich— 
tung des Judentums angelegen ſein und unterhält hiezu als 
Erſatz der für ungenügend erachteten landeskirchlichen Ver⸗ 
anſtaltungen beſondere Vereinseinrichtungen; u. a. hat ſie 
einen eigenen Schächter aufgeſtellt, der das Schlachten nach 
jüdiſchem Ritus vornehmen ſoll. Als ſolcher iſt von der 
Geſellſchaft der Lehrer J. S. berufen. Derſelbe wurde im 
Jahre 1901 von dem Stadtrabbinat St. nach vorausge— 
gangener Prüfung zur Ausübung der Schächtung unter der 
Vorausſetzung einer alljährlichen Erneuerung der Autoriſation 
für befähigt erklärt. Da er ſich aber ſeit dem Jahr 1904 
trotz wiederholter Aufforderung des Rabbinats und des iſ— 
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raelitiſchen Kirchenvorſteheramts St. den ihm angeſonnenen 
Nachprüfungen vor dem Rabbinat beharrlich entzieht, wandte 
ſich auf Erſuchen des Kirchenvorſteheramts die Iſraelitiſche 
Oberkirchenbehörde mit Erlaß vom 24. November 1909 an 
die Stadtdirektion St., um gegen ihn das Verbot des 
Schächtens zu erwirken. Dementſprechend ſchritt die Stadt: 
direktion dazu, durch Erlaß vom 22. Januar 1910 dem S. 
unter Androhung einer Ungehorſamsſtrafe von zunächſt 
10 Mk. für jeden einzelnen Fall der Zuwiderhandlung das 
Schächten im ſtädtiſchen Schlachthaus zu unterſagen. Dieſe 
Verfügung wurde als eine ungerechtfertigte Auflage von S. 
bei der Kreisregierung in L. angefochten, die jedoch am 
29. April 1910 die Beſchwerde als unbegründet abwies. 
Ebenſo verfuhr das Miniſterium des Innern, als S. bei 
ihm weitere Beſchwerde erhob. Gegen die Entſcheidung des 
Miniſteriums vom 3. Januar 1912 hat der Genannte in der 
vorgeſchriebenen Form und Friſt Rechtsbeſchwerde mit dem 
Antrag eingelegt, die Verfügung der Stadtdirektion vom 
22. Jan. 1910 aufzuheben. 

II. Die Verfügung des Miniſteriums des Innern vom 
1. Februar 1903, betreffend den Verkehr mit Schlachtvieh 
und Fleiſch (Reg. Bl. S. 27), die in §8 11 ff. Beſtimmungen 
über die Ausführung der Schlachtungen trifft, ordnet in 
§ 13 für die Regel an, daß die Tötung des Schlacht— 
viehs entweder nur nach vorhergegangener Betäubung oder 
mit Anwendung von Apparaten, die den ſofortigen Tod des 
Tieres herbeizuführen geeignet ſind, ſtattfinden dürfe. Von 
dieſen Vorſchriften läßt ſodann die Verfügung in § 14 für 
das Schlachten nach jüdiſchem Ritus (Schächten) eine Aus⸗ 
nahme zu, indem ſie nach dem Vorbild des preußiſchen 
Rechts ſpezielle Beſtimmungen über das Schächten aufſtellt, 
denen die Vorausſetzung zugrunde liegt, daß bei der Schlacht: 
methode des Schächtens weder eine Betäubung noch eine 
ſofortige Tötung des Tieres erfolgt. U. a. enthalten die 
gedachten beſonderen Beſtimmungen die Anordnung, daß das 
Schächten ſelbſt nur durch erprobte Schächter ausgeführt 
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werden dürfe. Hiezu ſchreibt weiterhin der Erlaß des Mini⸗ 
ſteriums des Innern an die Stadtdirektion Stuttgart, die 
Oberämter, die Oberamtstierärzte und die Ortspolizeibehörden 
vom 29. Juli 1903, betreffend das iſraelitiſche Schächtweſen 
(A. Bl. des Min. des Innern 1903, S. 451), vor, daß als 
erprobte Schächter im Sinne der Min. Verf. vom 1. Febr. 1903 
nur ſolche Perſonen gelten ſollen, welche ſich neben der tech- 
niſchen Befähigung über ihre Beſtallung als Schäch⸗— 
ter durch die zuſtändige iſraelitiſche Kirchen— 
behörde ausweiſen. Wie ſich aus den Akten des Mini⸗ 
ſteriums des Innern ergibt, bedeutete der Erlaß vom 29. Juli 
1903 mit der erwähnten Vorſchrift eine Berückſichtigung der 
Wünſche der Iſraelitiſchen Oberkirchenbehörde, die ſich unter 
Vermittlung des Miniſteriums des Kirchen- und Schulweſens 
bei dem Miniſterium des Innern dafür verwendet hatte, daß 
für den Begriff eines erprobten Schächters die dem Mini⸗ 


ſterium im Entwurf vorgelegte und mit Erlaß der Iſraelitiſchen 


Oberkirchenbehörde an die Rabbinate vom 20. Juli 1903 
bekannt gegebene Zuſammenſtellung der Beſtimmungen über 
das Schächtweſen (Gunzenhauſer, Sammlung der Geſetze 
über die Kirchenverfaſſung ꝛc. der Iſraeliten in Württemberg 
S. 296) maßgebend ſei. Nach dieſen innerkirchlichen Be⸗ 
ſtimmungen gehört die Einrichtung eines geordneten Schächt⸗ 
weſens zu den Aufgaben der iſraelitiſchen Kirchengemeinden 
und wird der Schächter unter Zuſtimmung des zuſtändigen 
Rabbinats und nach Approbation durch dasſelbe von dem 
iſraelitiſchen Kirchenvorſteheramt angeſtellt, dem er hierauf 
als ein Kultbeamter ſeines Bezirks mit der Maßgabe unter⸗ 
ſteht, daß er vom Rabbiner in ſeiner dauernden techniſchen 
Befähigung und religiöſen Vertrauenswürdigkeit beauffichtigt 
wird und erforderlichenfalls ſeiner Amtstätigkeit enthoben 
werden kann. Insbeſondere ſollen den gedachten Beſtimmungen 
gemäß die Rabbiner und Kirchenvorſteherämter dahin wirken, 
daß da, wo öffentliche Schlachthäuſer ſich befinden, nur 
ſolche Schächter das Schächten ausüben dürfen, welche von 


56 Entſcheidungen des Verwaltungsgerichtshofs. 


dem iſraelitiſchen Kirchenvorſteheramte angeſtellt und vom zu⸗ 
ſtändigen Rabbinate approbiert ſind. 

Wortlaut und Entſtehungsgeſchichte des Miniſterialer⸗ 
laſſes vom 29. Juli 1903, namentlich auch die bezeugte Ab⸗ 
ſicht des Miniſteriums des Innern, die ſtaatliche Anordnung 
den Einrichtungen der iſraelitiſchen Landeskirche anzupaſſen, 
geſtatten darüber keinen Zweifel, daß vom Staate als Er⸗ 
fordernis eines erprobten Schächters außer der von den 
Fleiſchbeſchauern und den Polizeibehörden ſelbſtändig zu 
prüfenden techniſchen Befähigung die Anſtellung durch 
Organe der iſraelitiſchen Landeskirche feſt⸗ 
geſetzt worden iſt. Auch ergibt ſich bei den ſtaatlichen Vor⸗ 
ſchriften über das Schächten, deren Zweckmäßigkeit der 
Verwaltungsgerichtshof nicht zu unterſuchen hat, kein be⸗ 
gründeter Einwand gegen ihre Geſetzmäßigkeit. Nach 
Art. 51 Abſ. 1 des Landespolizeiſtrafgeſetzes vom 27. Dez. 
1871 (Reg. Bl. S. 391) können, wo dieſes Geſetz auf Polizei⸗ 
verordnungen, polizeiliche Vorſchriften oder Anordnungen 
Bezug nimmt oder ſolche vorausſetzt, dieſelben durch Mini⸗ 
ſterialverfügung erlaſſen werden. Da nun Art. 7 Ziff. 2 
und Art. 29 Abſ. 1 des Landespolizeiſtrafgeſetzes für den 
Schutz von Tieren gegen Mißhandlungen und für das 
Schlachten von Vieh auf polizeiliche Vorſchriften hinweiſen, 
fehlt es den in Rede ſtehenden Beſtimmungen der Miniſterial⸗ 
verfügung vom 1. Febr. 1903 und des Miniſterialerlaſſes 
vom 29. Juli 1903 nicht an der gebotenen geſetzlichen Grund- 
lage. Ebenſowenig kann etwa unter dem Geſichtspunkt einer 
Verletzung der verfaſſungsmäßigen Gewiſſensfreiheit ($ 27 
der Verf. Urk.) es angefochten werden, daß durch die ſtaatliche 
Anordnung das Schächten, das doch einen allgemein jüdiſchen 
Kultakt bilde, nur den von Organen der iſraelitiſchen Landes⸗ 
kirche hiezu beſtellten Perſonen erlaubt ſei. Die obenange⸗ 
führte Regelvorſchrift über die Art der Tötung des Schlacht— 
viehs zeigt, daß die ftaatliche Behörde an und für ſich nach 
der Seite des Tierſchutzes veranlaßt wäre, Schlachtungen 
ohne vorhergehende Betäubung oder ſofortige Tötung der 
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Tiere durchweg für Handlungen zu erklären, die mit der 
ſtaatlichen Ordnung unverträglich ſind. Eine das ſtrikte 
Verbot des Schächtens ausſprechende Miniſterialverfügung, 
wofür im übrigen die geſetzliche Ermächtigung gegeben wäre, 
würde daher gegen den berührten verfaſſungsmäßigen Grund⸗ 
ſatz inſofern nicht verſtoßen, als nach der herrſchenden, in 
dem Geſetz vom 9. April 1872, betreffend die religiöſen 
Diſſidentenvereine (Reg. Bl. S. 151), Art. 1 Abſ. 3 aus 
drücklich anerkannten Rechtsauffaſſung die Wahrung der 
öffentlichen Ordnung nicht von irgend welchen, da oder dort 
vertretenen religiöſen Lehren und Anſchauung abhängig 
ſein kann (vgl. auch Hinſchius in Marquardſen Handbuch 
des öffentlichen Rechts I. Band 1. Halbband S. 234). Um⸗ 
ſomehr iſt die geſetzlich zur Erlaſſung bindender polizeilicher 
Vorſchriften ermächtigte Staatsbehörde berechtigt, eine Aus⸗ 
nahme von jener Regelvorſchrift über die Ausführung der 
Schlachtungen, die ſie nach ihrem Ermeſſen aus beſonderen Rück⸗ 
ſichten für eine Religionsgeſellſchaft zulaſſen will, in be⸗ 
ſtimmter Weiſe zu umgrenzen. Dies hat ſie durch die Beſchrän⸗ 
kung der Erlaubnis des Schächtens auf die von Organen der 
iſraelitiſchen Landeskirche berufenen Perſonen getan, was wohl 
in der eigentümlichen öffentlich-rechtlichen Stellung der auch 
ſonſt privilegierten und andererſeits einer weitgehenden ſtaat⸗ 
lichen Aufſicht unterworfenen Landeskirche ſeine Rechtfertigung 
findet und jedenfalls von Staats wegen alle nicht von Or— 
ganen der Landeskirche autoriſierten Perſonen, mögen ſie im 
übrigen innerhalb oder außerhalb der Landeskirche ſtehen, 
vom Schächten ausſchließt. 

Dem Ausgeführten zufolge iſt die in der Rechtsbeſchwerde 
enthaltene Behauptung, daß der Lehrer S. durch das Verbot 
des Schächtens im ſtädtiſchen Schlachthaus mit einer ihm 
nicht obliegenden Verbindlichkeit (Unterlaſſungspflicht) belaſtet 
worden ſei, als unzutreffend und hienach die Rechtsbeſchwerde 
ſelbſt als ſachlich unbegründet zurückzuweiſen. Denn nach 
rechtsgültiger ſtaatlicher Vorſchrift und den hier obwaltenden 
tatſächlichen Verhältniſſen ſteht es außer Zweifel, daß der 
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Beſchwerdeführer, der als Schächter weder von dem iſraeli— 

tiſchen Kirchenvorſteheramt St. angeſtellt, noch von dem 

Stadtrabbinat mit einer für die Gegenwart fortdauernden 

Wirkung approbiert worden iſt, die Befugnis zum Schächten 

im ſtädtiſchen Schlachthaus nicht für ſich beanſpruchen kann. 
Urteil vom 20. März 1912. 


3. 


Aurch den Austritt eines Geſellſchafters ans einer 

offenen Handelsgeſellſchaft wird eine Reneinſchätzung 

des von dieſer betriebenen Gewerbes im Taufe des 
Stenerjahres nicht gerechtfertigt. 


Aus den Gründen: 

I. Am 11. März hat die offene Handelsgeſellſchaft J. 
W. und S., Maſchinenfabrik und Eiſengießerei in H., der 
Steuerbehörde angezeigt, daß durch Ausſcheiden ihres Teil- 
habers F. W. ihr Betriebskapital um ein Drittel ſich ver⸗ 
ringert habe, und im Hinblick hierauf gebeten, ihr Geſchäft 
vom 1. April 1911 an zur Gewerbeſteuer neu einzuſchätzen. 
Die Trennung war Ende Januar 1911 in der Weiſe vor 
ſich gegangen, daß der bisherige Mitteilhaber F. W. einen 
Teil der Fabrik, die Fabrikation von Werkzeugmaſchinen, zum 
künftigen Alleinbetrieb erhielt, während die beiden andern 
Teilhaber der Firma, E. D. und A. D., den übrigen Teil 
des Betriebs, nämlich die Fabrikation von landwirtſchaft— 
lichen Maſchinen und die Eiſengießerei, für ſich behielten. 

Vom Kameralamt H. wurde die unter der Firma F. 
C. W. als ſelbſtändiges Geſchäft von F. W. aufgenommene 
Werkzeugmaſchinenfabrik als neuer Betrieb im Sinn des 
Art. 100 Abſ. 1 des Gewerbeſteuergeſetzes ab 1. April 1911 
(vorläufig) zur Gewerbeſteuer neu veranlagt, während bei 
der alten, von E. und A. D. fortgeführten Firma J. W. 
und S. die erbetene Neueinſchätzung gemäß Art. 100 Abſ. 3 
dieſes Geſetzes unterlaſſen wurde, da der Austritt eines 
Teilhabers und die Einſtellung eines einzelnen Fabrikations— 
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zweigs nur eine Betriebsbeſchränkung darſtelle, welche erſt 
bei der Kataſterberichtigung am Anfang des nächſten Kalender⸗ 
jahrs mit Wirkung für das folgende Steuerjahr den geſetz⸗ 
lichen Vorſchriften entſprechend zu berückſichtigen ſei. 

Die Firma J. W. u. S. erhob Beſchwerde gegen dieſe 
Behandlung; ſie empfinde es als eine ungerechtfertigte Härte, 
von ihr die Gewerbeſteuer aus dem ganzen, früher unge⸗ 
teilten Betrieb für das Steuerjahr 1911 fortzuerheben, ob⸗ 
wohl F. W. ab 1. April 1911 für den von ihm allein über⸗ 
nommenen Teil des ehemaligen Geſamtbetriebs gleichfalls 
zur Gewerbeſteuer veranlagt ſei. Sie beantragte, für ihr 
verkleinertes Geſchäft vom 1. April 1911 an eine Neuein⸗ 
ſchätzung und Ermäßigung des alten Gewerbeſteuerkapitals 
eintreten zu laſſen. Das Geſuch wurde jedoch ſowohl von dem K. 
Steuerkollegium, Abteilung für direkte Steuern, als bei 
weiterer Verfolgung von dem K. Finanzminiſterium abſchlä⸗ 
gig beſchieden. | 

II. Gegen die Miniſterialentſcheidung vom 5. Februar 
ds. Is. richtet ſich die gegenwärtige Rechtsbeſchwerde; fie 
iſt rechtzeitig und ordnungsmäßig erhoben, kann aber einen 
Erfolg nicht haben. 

Nach Art. 100 des Grund-, Gebäude- und Gewerbe— 
ſteuergeſetzes vom 28. April 1873/8. Auguſt 1903 hat der⸗ 
jenige, welcher ein der Gewerbeſteuer unterworfenes Geſchäft 
anfängt, das Gewerbe von dem auf den Beginn des Ge— 
werbebetriebs folgenden Quartal an zu verſteuern (Abſ. 1). 
Wer ein der Gewerbeſteuer unterworfenes Geſchäft' aufgibt, 
hat die Steuer nur bis zum Schluß des Quartals zu ent— 
richten, in welchem die Einſtellung des Geſchäfts bei dem 
Ortsvorſteher angezeigt wurde (Abſ. 2). Im übrigen hat 
die jährliche Berichtigung des Gewerbekataſters infolge von 
nachhaltigen Veränderungen — Ausdehnung oder Beſchrän— 
kung des Unternehmens (Art. 95 Ziff. 4) — am Anfang des 
Kalenderjahrs mit Wirkung für das folgende Steuerjahr zu 
geſchehen (Abſ. 3 und 5 des Art. 100). 

Bei dieſer Rechtslage ergibt ſich ohne weiteres, daß, 
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wenn im vorliegenden Falle nur eine nachhaltige Ver— 
änderung im Betriebe der Beſchwerdeführerin im Sinne 
des Art. 100 Abſ. 4 des Geſetzes als gegeben anzunehmen 
iſt, eine Reviſion ihrer Gewerbeſteuereinſchätzung mit der 
Wirkung einer Ermäßigung ihres Steuerkapitals nicht, wie 
die Beſchwerdeführerin es fordert, ſchon ab 1. April 1911, 
ſondern erſt zu Beginn des Kalenderjahrs 1912 und mit 
Wirkung für dieſes Steuerjahr nach Anordnung des Geſetzes 
zuläſſig erſcheint. Nun iſt allerdings tatſächlich im erſten 
Quartal des Kalenderjahres 1911 eine Aenderung im Be⸗ 
ſtande der offenen Handelsgeſellſchaft J. W. und S. inſofern 
eingetreten, als einer der Geſellſchafter, F. W., ausgeſchieden 
iſt und gleichzeitig einen einzelnen von mehreren Geſchäfts— 
zweigen dieſer Firma, die Werkzeugmaſchinenfabrikation, an 
ſich genommen hat, um dieſen Betrieb ſelbſtändig für ſich 
allein weiterzuführen. Allein das Handelsgeſchäft aus dem 
der bisherige Teilhaber W. damit austrat, hat deswegen 
nicht etwa zu beſtehen aufgehört, es iſt nicht zu einer Ge⸗ 
ſchäftsaufgabe im Sinn des Art. 100 Abſ. 2 des Gewerbe⸗ 
ſteuergeſetzes bei dieſem Anlaß gekommen, in welchem Fall 
für das alte Unternehmen die Steuer nach Maßgabe dieſer 
Vorſchrift nur bis zum Schluß des Quartals zu entrichten 
geweſen wäre, in welchem deſſen Einſtellung zur Kenntnis 
der Behörde kam. Und ebenſowenig iſt nach den obwalten— 
den Umſtänden der Vorgang fo zu denken, daß in Verbin— 
dung mit einer Geſchäftsaufgabe ſeitens der alten, aus drei 
Geſellſchäftern beſtehenden Geſellſchaft ſich eine neue Geſell⸗ 
ſchaft durch die zwei zurückbleibenden Teilhaber der alten 
Firma, E. und A. D., gebildet hätte, um den Handelsbetrieb 

des alten Unternehmens mit Ausnahme des auf F. W. über⸗ 
gegangenen Betriebszweigs weiterzuführen; es kann alſo auch 
nicht davon die Rede ſein, daß im Zuſammenhang mit der 
Geſchäftsaufgabe ſeitens der alten Geſellſchaft eine nur aus 
zwei Teilhabern beſtehende neue Geſellſchaft, wenn auch unter 
der alten Firma, ein neues Geſchäft begonnen hätte und in 
dieſem Sinne gemäß Art. 100 Abſ. 1 des Gewerbeſteuerge⸗ 
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ſetzes mit Wirkung vom 1. April 1911 neu ſteuerpflichtig 
geworden wäre. Vielmehr iſt trotz des Austritts eines Ge⸗ 
ſellſchafters das Weiterbeſtehen der Geſellſchaft in der Perſon 
der übrigbleibenden zwei Teilhaber und die Fortführung des 
Geſchäfts durch ſie, nur allerdings unter Ausſcheidung des 
an F. W. zu ſelbſtändigem Betriebe abgegebenen Geſchäfts— 
zweigs, vereinbart worden. Der Anteil des Ausſcheidenden 
am bisherigen Geſellſchaftsvermögen wuchs damit vorbehält- 
lich ſeiner Abfindung den beiden verbleibenden Geſellſchaftern 
zu; das Geſellſchaftsvermögen, welches vorher im Geſamt— 
eigentum aller drei Geſellſchafter ſtand, war nunmehr nur noch 
Geſamteigentum der beiden Zurückbleibenden (vergl. BGB. 
§ 738; Staub, Komm. zum Handels-Geſetzbuch zu 8 141, 8. Aufl. 
S. 530). Die Identität und ununterbrochene Fortdauer der 
offenen Handelsgeſellſchaft blieb damit gewahrt. Gerade 
weil aber hienach die beſtehende Geſellſchaft und das vor— 
handene Geſchäft unbeſchadet der Trennung des einen Geſell⸗ 
ſchafters ſich fortſetzte, iſt bei der offenen Handelsgeſellſchaft 
auch kein Wechſel, weder im Unternehmen noch im Unter⸗ 
nehmer, eingetreten, der eine Veränderung im Gewerbekataſter 
im Laufe eines Steuerjahres nach Maßgabe des 
Abſ. 1 oder Abſ. 2 des Art. 100 des Gewerbeſteuergeſetzes 
hätte rechtfertigen können. Es war demnach mit dem Geſetz 
nicht vereinbar, wenn die Beſchwerdeführerin verlangte, daß 
ihr Betrieb ſchon ab 1. April 1911 eine Ermäßigung im 
Steuerkapital erfahre. Es konnte nicht weiter geſchehen, als 
daß ihr Gewerbe mit Rückſicht auf die im Laufe des Kalen⸗ 
derjahrs vorgekommene Veränderung gemäß Art. 100 Abſ. 3 
zur Reviſion und Neueinſchätzung für das folgende Jahr 
vorgemerkt wurde. Daran kann auch die Tatſache nichts 
ändern, daß der eine der Teilhaber, nachdem er ſich ſelb— 
ſtändig gemacht und geſondert von den andern ein Gewerbe 
für ſich neu begonnen hatte, von dem auf den Beginn ſeines 
Betriebs folgenden Quartal an (1. April 1911) beſonders 
veranlagt wurde, weil eben in ſeiner Perſon die Voraus— 
ſetzung des Art. 100 Abſ. 1 des Gewerbeſteuergeſetzes erfüllt 
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war. Die offene Handelsgeſellſchaft als ſolche konnte dem 
Ausgeführten zufolge während des Jahres 1911 nicht neu 
eingeſchätzt werden, ſowenig wie wenn ſie im Laufe eines 
Jahres einen neuen Teilhaber aufgenommen oder einen neuen 
Betriebszweig ihrem ſeitherigen Geſchäft angegliedert hätte; 
auch im letzteren Falle würde eine Neuveranlagung bzw. eine 
Erhöhung ihres alten Steuerkapitals erſt am Anfang des 
folgenden Kalenderjahrs und mit Wirkung für das nächſte 
Steuerjahr zuläſſig ſein. 

Daß insbeſondere die Ueberlaſſung oder Veräußerung 
eines Teils des Geſchäfts, eines einzelnen Betriebszweigs im 
Sinne des Gewerbeſteuergeſetzes nicht gleich der Aufgabe oder 
Einſtellung eines Geſchäfts nach Maßgabe des Art. 100 
Abſ. 2 des Grund⸗, Gebäude- und Gewerbeſteuergeſetzes 
behandelt werden darf, ſondern nur unter dem Geſichtspunkt 
einer nachhaltigen Veränderung des verbleibenden Unter— 
nehmens gewürdigt und alſo gemäß Art. 100 Abſ. 3 nicht 
während des Steuerjahrs, ſondern erſt mit Wirkung fürs 
neue am Anfang des nächſten Kalenderjahres ſteuerlich be- 
rückſichtigt werden kann, unterliegt keinem Zweifel und ſteht 
auch im Einklang mit der ſonſtigen Rechtſprechung des Ver— 
waltungsgerichtshofs (vergl. das Urteil vom 6. Juli 1910, 
Württ. Jahrb. Bd. 23 S. 224 — 233). 

Urteil vom 1. Mai 1912. 


4. 


Die Erhebung der Rechtsbeſchwerde durch eine 

Wohnſitz⸗ oder Aufenthaltsgemeinde iſt nicht angängig, 

anch wenn die Steuerbehörde in Abweichung von der 

Borfihrift des Art. 31 des Eink. t., Art. 14 Kt. 

die Beranlagung des Stenerpflichtigen an einem an⸗ 

dern Ort als an dem des Wohuſtitzes oder . 
vornimmt. 


I. F. Sch., Bauers-Witwe von B., iſt ſeit Ende 1907 
wegen Geiſteskrankheit in der Heilanſtalt W. untergebracht, 
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während ſie vorher in B. gewohnt hatte. Das K. Kameral⸗ 
amt W. vertrat die Auffaſſung, daß die Steuerpflichtige 
infolge ihres Aufenthaltes in der Heilanſtalt nicht mehr wie 
früher in B., ſondern in W. zur Einkommen⸗ und Kapital⸗ 
ſteuer zu veranlagen ſei und leitete auf 1. April 1911 die 
Veranlagung im Bezirk W. ein. Hiegegen erhob die Stadt⸗ 
gemeinde B. Widerſpruch; ſie verlangte, daß die Einſchätzung 
der Witwe Sch. nach wie vor in B. zu vollziehen ſei. Ihre 
frühere Wohnung daſelbſt ſei zur jederzeitigen Wiederauf⸗ 
nahme derſelben im Falle ihrer Rückkehr aus der Heilanſtalt 
beſtimmt; wenn die Wohnung auch in der Hauptſache (ab⸗ 
geſehen von 2 Zimmern, in welchen die Möbel der Sch. 
aufbewahrt werden), zur Zeit an Dritte weitervermietet ſei, 
ſei ſie doch ſtändig zur Aufnahme der Steuerpflichtigen bei 
ihrer Rückkehr aus W. bereit, inſofern der Mieter verein⸗ 
barungsgemäß für dieſen Fall ſofort und ohne Einhaltung 
einer Kündigungsfriſt ausziehen müſſe. Der ſteuerpflichtige 
Wohnſitz der Sch. ſei deshalb fortgeſetzt, auch während ihrer 
Verpflegung in der Heilanſtalt, in B. gelegen. 

Dieſe Beſchwerde wurde zunächſt von dem K. Steuer⸗ 
kollegium (Erlaß vom 31. Mai 1911) und bei weiterer Ver⸗ 
folgung auch von dem K. Finanzminiſterium mit Entſchei⸗ 
dung vom 27. April 1912 als ſachlich unbegründet abgewieſen. 
Hiebei war die Erwägung maßgebend, daß eine Wohnung, 
die nur in dem Sinn für den Bewohner bereit gehalten 
werde, daß ſie für den Fall ſeines künftigen Einzuges wieder 
für ihn hergerichtet, bis dahin aber anderweitig benützt 
werde, für die Annahme eines ſteuerlichen Wohnſitzes nicht 
ausreiche; aus dieſem Grunde könne auch die Witwe Sch. 
nicht mehr in B. der geſetzlichen Vorſchrift gemäß zur Steuer 
veranlagt werden. 

Dagegen richtet ſich die gegenwärtige Rechtsbeſchwerde, 
in der beantragt iſt, unter Aufhebung der Vorentſcheidungen 
für Recht zu erkennen, daß die Witwe Sch. ihren Wohnſitz 
in B. auch jetzt noch habe und dementſprechend als Ort 
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ihrer Veranlagung zur Einkommen- und Kapitalſteuer B. zu 
beſtimmen. 

II. Allein dieſe Beſchwerde kann einen Erfolg nicht 
haben. Sachlich wäre der Auffaſſung der Steuerverwaltung, 
daß die Witwe Sch. nach ihren dermaligen Verhältniſſen, 
ſolange ſie in der Heilanſtalt W. ſich befindet, einen Wohn⸗ 
ſitz im ſteuerrechtlichen Sinne in B. nicht hat, da es an dem 
weſentlichen Erfordernis des tatſächlichen Innehabens einer 
Wohnung durch ſie an dieſem Ort fehlt, nach dem Inhalt 
der vorliegenden Akten wohl ohne weiteres zuzuſtimmen. 
Allein dieſe Frage bedarf im gegenwärtigen Augenblick gar 
keiner ausdrücklichen Entſcheidung. Denn auch wenn man 
mit der Beſchwerdeführerin annehmen wollte, daß doch auch 
während der Unterbringung in W. der Wohnſitz der Witwe 
Sch. in B. fortgedauert habe und demnach gemäß Art. 38 
Abſ. 1 Eink.StGeſ. und Art. 14 Abſ. 1 Kap. StGeſ. ihre 
Steuerveranlagung ordnungsmäßig in B. zu vollziehen ge- 
weſen wäre, würde doch durch die abweichende Behandlung 
der Steuerbehörde für die beſchwerdeführende Gemeinde noch 
keine Befugnis zur Erhebung der Rechtsbeſchwerde gegeben 
ſein. Soll eine Rechtsbeſchwerde gegen die Entſcheidung 
oder Verfügung einer Verwaltungsbehörde Erfolg haben, 
ſo muß der Nachweis erbracht ſein, daß eine aus der ange— 
griffenen Entſcheidung für den Beſchwerdeführer entſpringende 
Rechtsverletzung vorliegt (Art. 13 Abſ. 1 des Verwaltungs⸗ 
rechtspflegegeſetzes vom 16. Dezember 1876). Und zwar 
muß ein wirkliches Recht des Beſchwerdeführers im Gegen⸗ 
ſatz zu bloßen Intereſſen, ein ſubjektives Eigenrecht im Unter⸗ 
ſchied von objektiven Rechtsſätzen verletzt ſein (ſ. Göz, Ver⸗ 
waltungsrechtspflege S. 98). 

Eine derartige Rechtsverletzung iſt in der angefochtenen 
Verfügung für die Beſchwerdeführerin keinenfalls enthalten, 
ſo daß ſich jedenfalls aus dieſem Grunde die Rechtsbeſchwerde 
als ausſichtslos darſtellt, ganz abgeſehen davon, daß die 
Beſchwerde der Stadtgemeinde B. von Anfang an gar nicht 
gegen eine bereits vollzogene Einſchätzung, ſondern ſchon 
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gegen das bloße Vorhaben der Veranlagung an einem be⸗ 
ſtimmten Orte gerichtet war und auch aus dieſem Geſichts⸗ 
punkt nicht zugelaſſen werden könnte. 

Allerdings erfolgt die Feſtſtellung der Gemeindeſteuer⸗ 
ſchuldigkeit eines Steuerpflichtigen bei Einkommen⸗ und 
Kapitalſteuer unmittelbar auf der Grundlage der für die be⸗ 
treffende Staatsſteuer vollzogenen Veranlagung. Es iſt auch 
richtig, daß nach Art. 38 Abſ. 1 Eink. StGeſ. und Art. 11, 
14 Kap. StGeſ. die Veranlagung zur ſtaatlichen Einkommen⸗ 
und Kapitalſteuer regelmäßig an dem Orte zu geſchehen hat, 
wo der Steuerpflichtige zu Beginn des Steuerjahres ſeinen 
Wohnſitz oder in Ermangelung eines ſolchen ſeinen Aufent⸗ 
halt hat; und da andererſeits ſowohl bei der Einkommen⸗ 
ſteuer wie bei der Kapitalſteuer die Steuerpflicht 
gegenüber der einzelnen Gemeinde gleichfalls 
abhängig iſt von dem Wohnſitz, eventuell von dem Aufent⸗ 
halt des Steuerpflichtigen in der betreffenden Gemeinde 
(vergl. Art. 20 Abſ. 1 und Art. 26 Abſ. 1 des Gemeinde⸗ 
ſteuergeſetzes vom 8. Auguſt 1903), wird normalerweiſe der 
Veranlagungsort für die ſtaatliche Steuer bei dieſen beiden 
Steuerarten zuſammenfallen mit dem Orte, welcher als Ort 
des Wohnſitzes oder Aufenthalts das Gemeindebeſteuerungs— 
recht gegenüber dem einzelnen Steuerpflichtigen genießt. 
Allein ein Mitwirkungsrecht der ſteuerberechtigten Gemeinde 
bei Feſtſtellung des ſtaatlichen Steueranſatzes, ein Einfluß der- 
ſelben auf den Gang des Veranlagungsverfahrens und ſo 
auch auf die Entſcheidung der Frage, an welchem Orte die 
Veranlagung eines Steuerpflichtigen nach Art. 38 Eink. StGeſ. 
und Art. 14 Kap. StGeſ. von der Steuerbehörde vorzunehmen 
iſt, iſt dem Geſetz unbekannt. Auch wenn die Steuerbehörde 
im Einzelfall in Abweichung von der Vorſchrift des Art. 38 
Eink. StGeſ., 14 Kap. StGeſ. die Veranlagung an einem 
anderen Orte als an dem des Wohnſitzes oder Aufenthalts 
vornimmt, iſt der beteiligten Wohnſitz⸗ oder Aufenthaltsge— 
meinde deswegen ein Beſchwerderecht gegen eine 3 Ver⸗ 

Jahrbücher der Württemb. Rechtspflege. XXV. 1. 
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anlagung nicht eingeräumt; ſie kann alſo inſoweit auch nicht 
in einem ihr zuſtehenden Recht verletzt ſein. 

Aber auch nach der materiellen Seite hin, alſo ſoweit 
es ſich um die Anerkennung des Beſteuerungsrechts der Be⸗ 
ſchwerdeführerin bezüglich des ſteuerbaren Einkommens und 
Kapitalertrags der Witwe Sch. handelt, iſt zu verneinen, 
daß die Gemeinde in dieſem Recht ſchon durch eine unrichtige 
Wahl des Veranlagungsorts für die Einſchätzung zur ſtaat⸗ 
lichen Steuer entſcheidend beeinträchtigt oder verletzt wäre. 
Es iſt zwar richtig, daß die Entſcheidung über den Wohnſitz 
oder Aufenthalt eines Steuerpflichtigen für die Frage, an 
welchem Orte er ſeiner Gemeindeſteuerpflicht zu genügen hat, 
von maßgebender Bedeutung und ungleich wichtiger iſt als 
für das Zuſtandekommen des ſtaatlichen Steueranſatzes, in 
welch letzterer Hinſicht die Art. 38 Eink. StGeſ. und 14 Kap. 
StGeſ. lediglich eine Verfahrens vorſchrift bedeuten. Auch 
kann zugegeben werden, daß die Veranlagung der Witwe 
Sch. in B., falls dort der Wohnſitz der Steuerpflichtigen 
anzunehmen wäre, inſofern im Intereſſe, im Nutzen dieſer 
Gemeinde gelegen wäre, als dann wegen des geſchilderten 
Zuſammenhangs zwiſchen dem Ort für die Vornahme der 
ſtaatlichen Einſchätzung und der Beſtimmung der ſteuerbe⸗ 
rechtigten Gemeinde die Gemeindeſteuerſchuldigkeit der Witwe 
Sch. der Beſchwerdeführerin ohne jedes Zutun von ihrer 
Seite zugekommen wäre. Trotzdem iſt daran feſtzuhalten, 
daß eine Gemeinde, welche ihr Beſteuerungsrecht einem 
Steuerpflichtigen gegenüber geltend macht, der zur ſtaatlichen 
Steuer nicht in ihrem Bezirk veranlagt worden iſt, auch 
dann, wenn ſich dieſe Wahl des Veranlagungsorts objektiv 
als irrig erweiſt, dadurch noch keineswegs um ihren Be- 
ſteuerungsanſpruch gebracht iſt. Vielmehr hat ſie in einem 
ſolchen Fall unbeſchadet der an einem andern Orte vor ſich 
gehenden ſtaatlichen Steuerveranlagung, zur Verfolgung des 
von ihr behaupteten Beſteuerungsrechts den Weg des ver⸗ 
waltungsgerichtlichen Parteiſtreitverfahrens nach Art. 10 
Ziff. 7 des Verwaltungsrechtspflegegeſetzes, den ſie dem von 
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ihr als ſteuerpflichtig in Anſpruch Genommenen gegenüber 
jederzeit zu beſchreiten in der Lage iſt, ſolange nur nicht der 
betreffende Steueranſatz infolge Ablaufs der im Geſetz vorge⸗ 
ſehenen Rechtsmittelfriſten der Anfechtung entzogen worden iſt. 

Vergl. Urteile des Verwaltungsgerichtshofs vom 15. 
September 1909; Württ. Jahrb. Bd. 22, S. 204, Mitt. 
aus der Steuerrechtſprechung Bd. 5, S. 7; Urteil vom 15. 
März 1911 Nr. 24; Urteil vom 20. September 1911 Nr. 414. 

Die weſentliche Vorausſetzung für ein Durchdringen 
mit der Rechtsbeſchwerde, daß durch die auf die Wahl des 
Veranlagungsorts ſich beziehende Entſcheidung der Steuer⸗ 
behörde die Beſchwerdeführerin in einem ihr zuſtehenden 
Recht und insbeſondere in ihrem Gemeindebeſteuerungsrecht 
verletzt worden wäre oder auch nur hätte verletzt werden 
können (Art. 13 Abſ. 1 des Verwaltungsrechtspflegegeſetzes), 
iſt mithin nicht erfüllt. Der notwendige urſächliche Zu⸗ 
ſammenhang zwiſchen der angefochtenen Verfügung und der 
Rechtsverletzung im Sinne des Art. 13 iſt in einem Falle 
wie dem vorliegenden (ganz abgeſehen von der Entſcheidung 
über die Wohnſitzfrage) nicht vorhanden. Aus allen dieſen 
Gründen ergibt ſich, daß die eingelegte Rechtsbeſchwerde als 
unbegründet zurückzuweiſen iſt. 

Urteil vom 3. 7. 12 in der Rechtsbeſchwerdeſache der 
Stadtgemeinde B. = 


5. 


Ber Vorbehalt des Berkänfers eines Gebündes mit 

dingl. Wirtſchaftsrecht, dieſes Recht auf das mit dem 

Gebände verbunden geweſene und mit dieſem nicht 

verkaufte Gartengrundſtück zu übertragen, iſt ahne 
rechtliche Bedeutung. 


I. R. F., Privatier, und R. F., Bankier in U. verkauf⸗ 
ten mit Vertrag vom 18. Juni 1907 an Druckereibeſitzer 
A. W. daſelbſt folgende im Grundbuch von U. eingetragene 
Grundſtücke: 

5 * 
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1. Gebäude Nr. 4 P. .. , 9 a 42 qm Wohnhaus mit Hinter⸗ 
gebäude, Hofraum und Einfahrt. 

2. Vom Grundſtück Nr. 490 13 a 35 qm Wirtſchafts⸗ 
garten die Fläche in der Breite der in das Haus führenden 
Treppe des verkauften Anweſens. 

Hiebei wurde in Punkt 10 des Vertrags vereinbart: 
„Die auf dem Anweſen Gebäude Nr. 4 ruhende dingliche 
Wirtſchaftsgerechtigkeit verbleibt den Verkäufern und verbleibt 
auf dem denſelben verbleibenden Grundſtück Nr. 490.“ 

Am 27. September 1907 ſuchte der Bankier R. F. dar⸗ 
um nach, „zur Unterbrechung der Verjährung“ vom 8. Okt. ab 
auf 8 Tage das dingliche Wirtſchaftsrecht in dem ihm ver: 
bliebenen Gartenanteil ausüben zu dürfen. Mit Erlaß der 
K. Kreisregierung vom 8. November 1907 wurde dies Ge— 
ſuch abſchlägig beſchieden, da eine ſelbſtändige dingliche 
Wirtſchaftsberechtigung für dieſen Garten nicht beſtehe. 
Dieſer Beſcheid wurde von F. nicht angefochten. Ein von 
der Rechtsnachfolgerin des W. im Eigentum des Gebäudes 
P. platz Nr. 4, der Hecht⸗Waldhorn-Brauerei, A.⸗G. in H., 
eingereichtes Geſuch um Erlaubnis der dinglichen Gaſtwirt⸗ 
ſchaft auf dieſem Gebäude wurde von der Kreisregierung 
am 2. November 1909, vom Miniſterium des Innern am 
11. März 1910 zurückgewieſen. Dieſe beiden Behörden 
gingen hiebei davon aus, daß W. mit dem Gebäude P. 
Nr. 4 das für dieſes ſeinerzeit verliehene dingliche Wirt— 
ſchaftsrecht in Ermangelung eines darauf gerichteten Willens 
nicht erworben habe. Deshalb habe W. auch bei der Ver— 
einbarung mit dem weiteren Verkauf des Gebäudes an 
die Hecht⸗Waldhornbrauerei über dieſes Recht nicht verfügen 
können und es ſei demnach auf die letzteren nicht überge— 
gangen. Was das im Eigentum des Rudolf F. ſen. und 
jun. befindliche Grundſtück Nr. 490 betrifft, jo ſtellt der an- 
geführte Erlaß der Kreisregierung vom 2. November 1909 
in dieſer Richtung ausdrücklich feſt, „daß mit Regierungs⸗ 
erlaß vom 8. November 1907 keine Entſcheidung darüber 
getroffen worden ſei, ob die Verlegung eines etwa auf dem 
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Gebäude P. 4 noch ruhenden dinglichen Gaſtwirtſchaftsrechts 
auf das Gartengrundſtück Nr. 490 geſetzlich zuläſſig wäre, 
daß vielmehr durch dieſen Erlaß nur entſchieden worden ſei, 
daß in dem genannten Garten oder in einem in ihm zu er⸗ 
ſtellenden Gebäude die Ausübung eines ſelbſtändigen ding⸗ 
lichen Wirtſchaftsrechts nicht geſtattet ſei“. 

Am 6. Auguſt 1910 wurden F. ſen. und jun. wieder⸗ 
holt dahin vorſtellig, daß die Behörden anerkennen ſollen, 
daß auf dem Grundſtück Nr. 490 ein dingliches Gaſtwirt⸗ 
ſchaftsrecht ruhe. Mit Erlaß vom 1. November 1910 wur⸗ 
den ſie jedoch von der Kreisregierung unter Hinweis auf 
den mehrfach angeführten Regierungserlaß vom 8. November 
1907 wiederum beſchieden, daß auf dem Grundſtück Nr. 490, 
ſoweit es den Geſuchſtellern noch gehöre, ein ſelbſtändiges 
dingliches Gaſtwirtſchaftsrecht nicht ruhe und daher auch 
nicht ausgeübt werden dürfe. Die hiegegen erhobene Be⸗ 
ſchwerde wurde vom K. Miniſterium des Innern mit Beſcheid 
vom 10. Februar 1911 als unbegründet abgewieſen. Hiefür 
waren folgende Erwägungen maßgebend: „Unterm 30. Januar 
1865 habe das K. Oberamt U. dem Anton K. in U. die 
die nachgeſuchte perſönliche Berechtigung zur Ausübung der 
Speiſe⸗ und Kaffeewirtſchaft in ſeinem Neubau an der 
dortigen P. — dem nachmaligen Gebäude P. Nr. 4 — er⸗ 
teilt und dabei ausgeſprochen, daß bis zur Vollendung des 
Baues die Wirtſchaft in dem Pavillon, dem Schankhäuschen 
und der Kugelbahn ausgeübt werden könne, welche in dem 
bei dem Neubau befindlichen Gartengrundſtück Nr. 490 
errichtet und nach Angabe K. . . 8 während der vorausge⸗ 
gangenen 6 Jahre von einer geſchloſſenen Geſellſchaft be⸗ 
wirtſchaftet worden wären. Mit Beſchluß vom 12. Dezember 
1865 Nr. 4772 habe ſodann die K. Kreisregierung einem 
Geſuch des K. entſprechend für das bezeichnete Haus mit 
Rückſicht auf feine günſtige Lage uud feine für einen Gaſt⸗ 
hof geeignete Bauart die dingliche Schildwirtſchaftsgerechtig— 
keit verliehen. Auf den bei dem Gebäude befindlichen Garten 
nebſt Nebengebäuden ſei das dingliche Wirtſchaftsrecht aus⸗ 


70 Eutſcheidungen des Verwaltungsgerichtshofs. 


drücklich weder damals noch ſpäter erſtreckt worden, wenn 
auch bis 1906 dort tatſächlich gewirtſchaftet worden zu ſein 
ſcheine. Es könne nun dahingeſtellt bleiben, ob auf Grund 
der für das Haus verliehenen Wirtſchaftsgerechtigkeit auch 
in dem zugehörigen Garten und den Nebengebäuden habe 
gewirtſchaftet werden dürfen. Denn auch wenn man dies 
annehmen wollte, ſo könnte die Berechtigung zur Bewirt— 
ſchaftung des Gartens und der Nebengebäude lediglich als 
Ausfluß des auf dem Hauptgebäude ruhenden Wirtſchafts⸗ 
rechts betrachtet und es müßte ihr eine ſelbſtändige, von dem 
Beſtand des letzteren Rechts unabhängige Bedeutung durch— 
aus aberkannt werden, da es für die Entſtehung einer ſolchen 
ſelbſtändigen dinglichen Berechtigung an jeglichem Nachweis 
fehlen würde. Nun ſei aber das auf dem Hauptgebäude 
ruhende Wirtſchaftsrecht mit dem Vollzug des Kaufvertrages 
zwiſchen den Beſchwerdeführern und dem Druckereibeſitzer 
Auguſt W. in U. vom 8./21. Juni 1907 erloſchen, ſofern 
ſie auf den Käufer in Ermangelung eines hierauf gerichteten 
Willens nicht übergegangen und der Vorbehalt der Verkäufer 
und nunmehrigen Beſchwerdeführer in Ziff. 10 des Kauf— 
vertrags ohne rechtliche Bedeutung ſei, weil für ſie mit der 
Weggabe des Gebäudes, mit dem das Recht verbunden war, 
auch das letztere aufgehört habe (zu vergl. Urteil des K. 
Verwaltungsgerichtshofs vom 19. Januar 1898, ABl. des 
Miniſteriums des Innern von 1898 S. 69 ff.). Damit ſei 
auch die Wirtſchaftsberechtigung mit der aus ihr etwa abge— 
leiteten Befugnis zur Bewirtſchaftung auch des Gartens und 
der darin errichteten Nebengebäude erloſchen. Wenn die 
Beſchwerdeführer auf die mehr als 30 jährige tatſächliche 
Ausübung der in Anſpruch genommenen Berechtigung hin— 
weiſen und hieraus ein „Gewohnheitsrecht“ ableiten wollen, 
ſo ſei dem entgegenzuhalten, daß die Neubegründung von 
Realgewerbeberechtigungen, ſomit auch von dinglichen Wirt⸗ 
ſchaftsrechten in Württemberg, wo die Reichsgewerbeordnung 
am 1. Januar 1872 in Kraft getreten iſt, ſeit dieſem Zeit⸗ 
punkt nach § 10 Abſ. 2 Gew. Ordn. geſetzlich ausgeſchloſſen 
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ſei, fo daß ſchon aus dieſem Grund jener tatſächlichen 
Uebung die von den Beſchwerdeführern geltend gemachte 
rechtliche Wirkung nicht zukommen könne.“ 

Gegen den ihm am 23. Februar zugeſtellten Beſcheid 
hat der Bankier R. F. mit Schriftſatz vom 22. März 1911, 
eingekommen bei dem Verwaltungsgerichtshof am gleichen 
Tag, die Rechtsbeſchwerde erhoben. | 

II. Nach Art. 13 des Geſetzes vom 16. Dezember 1876 
über die Verwaltungsrechtspflege liegt dem Beſchwerdeführer 
der Nachweis ob, daß die angefochtene Entſcheidung rechtlich 
nicht begründet iſt und daß er hiedurch in einem ihm zu- 
ſtehenden Recht verletzt oder mit einer ihm nicht obliegenden 
Verbindlichkeit belaſtet iſt. Im vorliegenden Fall iſt dieſer 
Nachweis nicht erbracht, der Beſchwerde kann daher eine 
Folge nicht gegeben werden. 

Der Beſchwerdeführer geht bei ſeiner Behauptung, mit 
dem in ſeinem Eigentum befindlichen Teil des Grundſtücks 
Nr. 490 ſei die dingliche Gaſtwirtſchaftsberechtigung ver⸗ 
bunden, vor allem davon aus, die ſeinem Rechtsvorgänger 
K. am 12. Dezember 1865 für das Haus P. Nr. 4 ver⸗ 
liehene dingliche Schildwirtſchaftsgerechtigkeit habe ſich nicht 
nur auf das Gebäude ſelbſt, ſondern auch auf das ganze 
Grundſtück Nr. 490 erſtreckt. Damit, daß das Recht auf 
dem Gebäude infolge des mit W. abgeſchloſſenen Kaufver⸗ 
trags erloſchen ſei, ſei es nicht auch auf dem Grundſtück 
Nr. 490 erloſchen, auf dieſem vielmehr erhalten geblieben, 
ähnlich wie bei einer auf Haus und Garten ruhenden 
Hypothek im Fall der Freigabe des Hauſes nicht auch der 
Garten von der Belaſtung frei geworden wäre. Das Er⸗ 
löſchen des Rechtes hinſichtlich des Gartens habe um ſo 
weniger eintreten können, als es nach Ziff. 10 des Kauf⸗ 
vertrags der ausdrückliche Wille der Vertragſchließenden 
geweſen ſei, das Recht dem Verkäufer für den Garten zu 
wahren. 

Dieſe Ausführungen gehen fehl. Es ſteht ihnen vor 
allem der gar nicht mißverſtändliche Wortlaut des Ver⸗— 
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leihungsgeſuches vom 18. November 1865 und der Verleihungs⸗ 
urkunde vom 12. Dezember 1865 entgegen. Der Rechts⸗ 
vorgänger des Beſchwerdeführers hat ausdrücklich um die 
Schildwirtſchaftsgerechtigkeit auf „ſein neu erbautes Anweſen 
an der P.“ nachgeſucht und der Erlaß vom 12. Dezember 
1865 jagt wörtlich: „Dem Geſuche des Kommiſſionärs K. 
von hier um Verleihung der dinglichen Schildwirtſchaftsge⸗ 
rechtigkeit für ſein in der Nähe des Bahnhofs neu erbautes 
Haus wird mit Rückſicht auf die günſtige Lage dieſes Gebäudes 
und da ſolches nach ſeiner Bauart für einen Gaſthof vollkom⸗ 
men geeignet iſt, entſprochen.“ Von dem bei dem Gebäude be⸗ 
findlichen Garten (Grundſtück Nr. 490) und den Nebengebäu⸗ 
den iſt in dieſer Urkunde keine Rede, es liegt auch keine behörd⸗ 
liche Verfügung vor, durch die das dingliche Recht ſpäter 
auf Garten oder Nebengebäude ausgedehnt worden wäre. 
Die Verleihung umfaßte demnach von Anfang an nur das 
vom Beſchwerdeführer verkaufte Gebäude P. Nr. 4, nicht 
aber auch den dabei befindlichen Garten und es fehlt ſeinen 
Ausführungen über den Fortbeſtand des Rechts auf letzte⸗ 
rem deshalb von vornherein an der nötigen Grundlage. 
Wenn man aber auch annehmen dürfte, daß in der Wirt⸗ 
ſchaftsgerechtigkeit für das Haus die für den umgebenden 
Garten von der Verleihungsbehörde hätte eingeſchloſſen 
werden wollen, jo könnte dies doch nur mit dem Erfolg ge- 
ſchehen ſein, daß der Wirtſchaftsbetrieb im Garten als von 
dem im Haus derart abhängig anzuſehen geweſen wäre, 
daß er nur in Verbindung mit ihm, nicht aber ohne ihn 
ſelbſtändig hätte ausgeübt werden können und daß deshalb 
nach Verluſt des Rechts am Hauſe unter keinen Umſtänden 
ein ſelbſtändiges Recht am Garten hätte beſtehen bleiben 
können. 

Wenn ſodann der Beſchwerdeführer weiterhin geltend 
macht, es ſei durch mehr als 30 jährige ſchon in den 60 iger 
Jahren begonnene Ausübung der Wirtſchaft im Garten für 
dieſen ein dingliches Wirtſchaftsrecht entſtanden, ſo iſt dem 
gegenüber mit dem angefochtenen Beſcheid darauf hinzuweiſen, 
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daß die Neubegründung dinglicher Wirtſchaftsberechtigungen 
nach § 10 Abf. 2 der R. Gew. Ordn. ſeit deren Inkrafttreten, 
dem 1. Januar 1872, geſetzlich ausgeſchloſſen iſt. Der Er⸗ 
werb des Rechtes würde aber auch nach dem Vorbringen 
des Beſchwerdeführers erſt in einen viel ſpäteren Zeitpunkt 
fallen. Die Frage, ob überhaupt durch eine ſolche „Ver⸗ 
jährung“ das behauptete dingliche Wirtſchaftsrecht hätte be⸗ 
gründet werden können, bedarf unter dieſen Umſtänden keiner 
weiteren Erörterung. 

Hienach war zu entſcheiden, wie geſchehen. Die vom 
Beſchwerdeführer für ſeinen Anſpruch angeführten Billigkeits⸗ 
gründe ſind für die vorliegende Entſcheidung ohne Belang, 
da ſich die Prüfung des Verwaltungsgerichtshofs nach dem 
angeführten Art. 13 Verwaltungsrechtspflegegeſetzes nur auf 
die Verletzung eines Rechts, nicht aber auch auf die des 
Intereſſes des Beſchwerdeführers zu erſtrecken hat. 

Urteil des K. VGH. vom 10. Mai 1911 in der Rechts⸗ 
beſchwerdeſache des R. F. in U. 


6. 


Zur Anwendung des 8 20 Abſ. 1 des Keichs⸗ nn 
ſtenergeſetzes. 


a) Bei Feſtſetzung des Werts einer Parzelle, welche als 
Beſtandteil eines Geſamtgrundſtücks in deſſen wirt⸗ 
ſchaftlichem Verband ſich befindet, iſt ein anderer 
Maßſtab anzuwenden, als wenn die Parzelle als 
ein wirtſchaftlich ſelbſtändiges Grundſtück zu ber 
handeln iſt. 

b) Der handelsrechtliche Buchwert darf nicht ohne 
weiteres dem Verkehrs⸗ oder gemeinen Wert gleich— 
geſtellt werden. 

1. Durch Kaufvertrag vom 30. Mai 1911 hat die Be⸗ 
ſchwerdeführerin an den X. X. in St. die Ackerparzelle 
1902/1, Markung R., am großen Waiblinger Weg, im 
Flächengehalt von 450 qm um den Preis von 2250 Mk. 
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verkauft. Am gleichen Tage erfolgte die Auflaſſung und 
am 20. Juni 1911 die Eintragung der Eigentumsänderung 
im Grundbuch. Dieſe Parzelle hatte die Verkäuferin durch 
die am 1. Oktober 1904 vorgenommene Vereinigung (Fuſion) 
der St. B., A.⸗G., mit ihr erworben. Die Gegenleiſtung 
der Beſchwerdeführerin beſtand bei dieſer Fuſion in der 
Hingabe von Aktien an die Aktionäre der übernommenen 
Geſellſchaft zum damaligen Kurswert in Höhe der Buchwerte des 
übernommenen Vermögens. Die Parzelle 1902/1 hatte keinen 
beſonderen Buchwert, vielmehr war für ſie und die Grundſtücke: 
Gebäude Nr. 218, Wohn⸗ und Wirtſchaftsgebäude, Anbau 
und Kegelbahn nebſt Gartenhaus (21806), 639 qm, an der 
Waiblinger Straße, Parzelle 1901/1 Wirtſchaftsgarten 284 qm 
am großen Waiblinger Weg, Parzelle Nr. 1902 daſelbſt 
14 ar 55 qm Acker, je Markung R. ein Geſamtbuchwert 
von 41064 Mk. 01 Pfg. feſtgeſetzt. Die St. B., A.⸗G., 
hatte dieſe ſämtlichen Grundſtücke, einſchließlich der Parzelle 
1902/1 im Jahr 1898 um 42 000 Mk. erworben, ohne daß 
hiebei für die einzelnen Gebäude bzw. Parzellen ein beſon⸗ 
derer Kaufpreis ausgeſchieden worden wäre. 

Das Kameralamt C. hat der Beſchwerdeführerin aus 
der Uebereignung der Parzelle 1902/1 an X. durch Steuer: 
beſcheid vom 18. Juli 1911 eine Zuwachsſteuer von 356 Mk. 
74 Pfg. angeſetzt. Hiebei war ein Wertzuwachs von 1581 Mk. 
30 Pfg. angenommen. Als Erwerbspreis wurde der Wert 
der Parzelle Nr. 1902/1 im Jahr 1904 zugrund gelegt, wel⸗ 
cher nach dem Durchſchnitt der für Parzellen von ähnlicher 
Lage und Beſchaffenheit in den Jahren 1904 und 1905 er⸗ 
zielten Preiſe in Höhe von 1 Mk. 30 Pfg. für den qm und 
für die ganze Parzelle auf 585 Mk. feſtgeſtellt wurde. 

Die gegen dieſen Bescheid von der W.⸗H.ſchen Br.⸗Geſ. er⸗ 
hobene Beſchwerde iſt durch Entſcheidung des K. Steuer⸗ 
kollegiums Abteilung für direkte Steuern vom 9. Oktober 
1911 als verſpätet zurückgewieſen worden. Auf die hiegegen 
von der Geſellſchaft am 25. Oktober 1911 erhobene weitere 
Beſchwerde hat das K. Finanzminiſterium am 7. Juni 1912 
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entſchieden, daß die Beſchwerde an das Steuerkollegium als 
rechtzeitig erhoben anzuſehen, ſomit auch die weitere Be- 
ſchwerde als formell zuläſſig zu erachten ſei, letztere aber als 
ſachlich unbegründet abzuweiſen ſei. Gegen dieſe am 21. 
Juni 1912 zugeſtellte Entſcheidung hat die Geſellſchaft durch 
Schriftſatz vom 16. Juli 1912 Rechtsbeſchwerde an den 
Verwaltungsgerichtshof erhoben, welche daſelbſt am 18. Juli 
1912 eingekommen iſt. Die Rechtsbeſchwerde iſt im weſent⸗ 
lichen mit der Ausführung begründet, daß die Steuerbehörde 
bei Berechnung des Wertzuwachſes als Erwerbspreis ent- 
gegen der Beſtimmung in § 20 Abſ. 1 des Zuwachsſteuer⸗ 
geſetzes den im Weg der Schätzung ermittelten Wert der 
Parzelle vom Jahr 1904 zugrund gelegt habe. 

II. Die Zuläſſigkeit der Rechtsbeſchwerde im Sinne des 
Verwaltungsrechtspflegegeſetzes auf dem Gebiet der Zuwachs⸗ 
ſteuer ergibt ſich aus $ 9 Ziff. 2 der Verfügung der Mini⸗ 
ſterien der Juſtiz, des Innern und der Finanzen vom 28. 
April 1911, betreffend den Vollzug des Zuwachsſteuergeſetzes 
in Verbindung mit § 44 Abſ. 1 Ziff. 2 und Abſ. 2 dieſes 
Geſetzes. Die Rechtsbeſchwerde iſt an ſich formrichtig und 
rechtzeitig erhoben, auch iſt mit der Miniſterialentſcheidung 
die von der Geſellſchaft gegen den Steuerbeſcheid des Kame— 
ralamts an das Steuerkollegium gerichtete Beſchwerde als 
formell einwandfrei eingelegt zu erachten (Art. 59 Abſ. 2 des 
Verwaltungsrechtspflegegeſetzes). 

III. Nach Art. 13 Abſ. 2 des Verwaltungsrechtspflege⸗ 
geſetzes iſt die Rechtsbeſchwerde ausgeſchloſſen, wenn und in⸗ 
ſoweit die Verwaltungsbehörden durch das Geſetz nach ihrem 
Ermeſſen zu verfügen berechtigt ſind. Zu ſolchen Ver⸗ 
fügungen gehören auch Feſtſtellungen, die im Weg der 
Schätzung getroffen werden, jedoch nur inſoweit als es ſich 
um Nachprüfung der Höhe des durch Schätzung gewonnenen 
Betrags handelt. Dagegen greift die Rechtsbeſchwerde inſo— 
weit Platz, als in Frage ſteht, ob die tatſächlichen Grund: 
lagen der Schätzung ſich innerhalb der beſtehenden geſetzlichen 
Vorſchriften halten oder ob bei der Schätzung ein geſetzlich 
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zuläſſiger Maßſtab angewendet iſt, da die Entſcheidung über 
dieſe Fragen dem Ermeſſen der Verwaltungsbehörde entzogen 
it. Zu vergl. hiezu Göz, Kommentar zum württ. Ein⸗ 
kommenſteuergeſetz 2. Aufl. S. 98, 259. In dieſem Um⸗ 
fang unterliegen daher auch die Feſtſtellung des Wertzu⸗ 
wachſes im Sinn des Zuwachsſteuergeſetzes durch die 
Verwaltungsbehörde und die ſeiner Berechnung zugrund 
gelegten Tatbeſtände (Erwerbspreis, Veräußerungspreis) der 
Nachprüfung durch den Verwaltungsgerichtshof. 

IV. In § 20 Abſ. 1 des Zuwachsſteuergeſetzes iſt be⸗ 
ſtimmt, daß, wenn ſich der ſteuerpflichtige Rechtsvorgang 
auf einen Teil eines Grundſtücks beſchränkt, der Erwerbspreis 
dieſes Teils nach dem Verhältnis ſeines Werts zum Wert 
des Geſamtgrundſtücks berechnet wird. Für die Anwend⸗ 
barkeit dieſer Beſtimmung iſt weſentlich, was in dem Zu: 
wachsſteuergeſetz unter Grundſtück verſtanden wird. Das 
Geſetz ſelbſt gibt zwar nirgends eine Erläuterung des ihm 
zugrund gelegten Grundſtücksbegriffs, indeſſen iſt dieſer aus 
den Geſetzes materialien zu entnehmen. Nach den Reichs⸗ 
tagsverhandlungen über den Geſetzentwurf ſoll für den 
Grundſtücksbegriff im Sinn des Geſetzes nicht die rechtliche 
Einheit, die Eintragung im Grundbuch nach § 2 Abſ. 2 
GBO., ſondern die wirtſchaftliche Einheit das maß⸗ 
gebende Merkmal ſein. Darunter ſollen begriffen ſein „alle 
zu einem wirtſchaftlichen Betriebe vereinigten Parzellen“, 
ohne daß dieſe Parzellen räumlich zuſammenhängen oder 
auch nur in derſelben Gemeinde zu liegen brauchen (Reichstags⸗ 
verhandlungen 12. Legislaturperiode, II. Seſſion 1909/11, 
Sten. Berichte S. 3903 C, 3949 B, 3959 C, 3960 B, 3962 D; 
Amtl. Mitteilungen des Reichsſchatzamts 1911, S. 97/98, 
138, 161, S. 252 ff.). 

In den „Amtl. Mitteilungen“ iſt aber gleichzeitig zu⸗ 
gegeben (S. 252), daß ſich bei den nahen Wechſelbeziehungen, 
in denen die Art und der Inhalt der Wirtſchafts führung zu 
den örtlichen Sonderverhältniſſen ſtehen, für den Begriff 
der wirtſchaftlichen Einheit eine für alle Fälle brauchbare 
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Formel naturgemäß nicht geben laſſe. Dafür, ob und wie⸗ 
weit eine wirtſchaftliche Einheit anzunehmen iſt, müſſen ſo⸗ 
mit die Umſtände des Einzelfalls maßgebend ſein. 
Eine entſcheidende Bedeutung kommt hiebei insbeſondere zu: 
dem gegenſeitigen wirtſchaftlichen Aufeinandergewieſenſein 
einzelner Parzellen, der örtlichen Gewohnheit, der hiſtoriſchen 
Entwicklung und Zuſammengehörigkeit, der Verkehrsan⸗ 
ſchauung (Höniger, Komm. zum Zuwachsſteuergeſetz S. 41). 
Dieſe Merkmale treffen im weſentlichen auf die Geſamtheit 
der oben unter Ziff. I beſchriebenen Einzelgrundſtücke (im 
Sinn des § 2 Abſ. 2 GBO.) zu. Abgeſehen davon, daß 
letztere örtlich zuſammenhängen und von einem ſachlichen 
Mittelpunkt aus bewirtſchaftet wurden, ſind ſie als einheit⸗ 
liches Anweſen zu einem Preis nicht nur von der Be— 
ſchwerdeführerin, ſondern ſchon von ihrer Rechtsvorgängerin 
erworben worden, wie ſie auch in den Büchern beider Ge— 
ſellſchaften als ein Anweſen zu einem gemeinſamen Wert 
eingeſtellt waren; ebenſo wurden ſie im Jahr 1909 von der 
Beſchwerdeführerin zu einem einheitlichen Preiſe verkauft, 
welche Veräußerung allerdings wieder rückgängig gemacht 
werden mußte. Die einzelnen Grundſtücke ſind ſomit ſeit 
langer Zeit im Verkehr als wirtſchaftlich zuſammengehörig, 
als ein einheitliches dem Gaſtwirtſchaftsbetrieb dienendes 
Anweſen angeſehen worden. Ihre wirtſchaftliche Einheit 
und demgemäß die Eigenſchaft ihrer Geſamtheit als ein 
Grundſtück im Sinne des Zuwachsſteuergeſetzes kann unter 
dieſen Umſtänden nicht zweifelhaft ſein. 

Hienach iſt der Gegenſtand des hier vorliegenden zu— 
wachsſteuerpflichtigen Rechtsvorgangs, die Parzelle 1902/1, 
als Teil eines Geſamtgrundſtücks im Sinne des § 20 Abſ. 1 
des Zuwachsſteuergeſetzes zu betrachten. Vorausſetzung für 
die Anwendbarkeit der in dieſer Beſtimmung vorgeſchriebenen 
Berechnung des Erwerbspreiſes des abveräußerten Teilſtücks 
iſt, daß als Erwerbspreis des Geſamtgrundſtücks (8 8 
Zuw. StGeſ.) der wirkliche Preis, d. h. das vereinbarte Ent: 
gelt für ſeine Uebereignung und nicht der Wert gemäß 88 
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11, 17 Zuw.StGeſ. in Betracht kommt. 5 17 des Geſetzes 
findet aber aus dem Grund keine Anwendung, weil die 
Fuſion von Aktiengeſellſchaften, ſoweit fie die Uebereignung 
von Grundſtücken zum Gegenſtand hat, nach § 305 HGB. 
vergl. mit $ 7 Zuw. StGeſ., im Sinn des § 17 Abſ. 2 dieſes 
Geſetzes als zuwachsſteuerpflichtiger Rechtsvorgang anzuſehen 
iſt, außerdem die in Rede ſtehende Fuſion erſt im Jahre 
1904 zuſtande gekommen iſt, während der Anwendung des 
§ 11 Abſ. 1 des Zuwachsſteuergeſetzes — Abſ. 2 ſcheidet 
hier überhaupt aus — die Tatſache entgegenſteht, daß die 
Höhe der von der Beſchwerdeführerin gewährten Gegen⸗ 
leiſtung zahlenmäßig feſtſteht, ſofern ſie vertragsmäßig durch 
den Buchwert der bei der Fuſion an ſie übertragenen Ver⸗ 
mögensgegenſtände, d. h. ihre Bewertung in der für den 
Fuſionsvertrag maßgebenden Bilanz und den dieſer zugrund 
liegenden Geſchäftsbüchern, beſtimmt war, welcher für das 
Wirtſchaftsanweſen in R. (einſchließlich der Parzelle 1902/1) 
41064 Mk. 01 Pfg. betrug. Demgemäß iſt der Erwerbs⸗ 
preis der Parzelle 1902/1 nach Vorſchrift in § 20 Abf. 1 
des Zuwachsſteuergeſetzes zu berechnen. 

Die angefochtene Entſcheidung gelangt allerdings auf 
Grund der Erwägung, daß der Buchwert nach den Vor— 
Schriften des HGB. mit dem „den wirklichen Preiſen ent- 
ſprechenden Durchſchnittswert“ übereinſtimmen müſſe, zu dem 
Ergebnis, daß „falls in der Uebernahme zu dem Buchwert 
ein Kaufpreis erblickt werden wollte, die Verhältnisberechnung 
nach § 20 Abſ. 1 Zuw.StGeſ. zu keinem anderen Erwerbs— 
preis der veräußerten Parzelle führe, als wenn dieſer Wert 
unmittelbar feſtgeſtellt würde, da Kaufpreis und Wert ſich 
decken“, ſo daß es nicht zu beanſtanden ſei, wenn das Be— 
zirksſteueramt als Erwerbspreis der Parzelle 1902/1 ihren 
Wert angenommen habe. Unter dieſem Wert verſteht das 
K. Finanzminiſterium in Uebereinſtimmung mit dem Bezirks⸗ 
ſteueramt C. den Verkaufs- oder gemeinen Wert ($ 22 Abſ. 1 
der Ausführungsbeſtimmungen des Bundesrats zum Zu: 
wachsſteuergeſetz vom 27. März 1911), wie er von letzterem 
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nach dem Durchſchnitt der Verkaufspreiſe der Jahre 1904/05 
feſtgeſtellt worden iſt. 

Bei dieſer Feſtſetzung des Erwerbspreiſes iſt zunächſt 
überſehen, daß bei Ermittlung des Werts einer Parzelle, 
welche als Beſtandteil eines Geſamtgrundſtücks in deſſen 
wirtſchaftlichem Verband ſich befindet, ein ganz anderer 
Maßſtab zu verwenden iſt, als wenn die Parzelle als ein 
wirtſchaftlich ſelbſtändiges Grundſtück zu behandeln iſt (Preuß. 
Oberverwaltungsgericht in Preuß. Verw. Blatt, Bd. 22 
S. 623/24). Außerdem aber geht die Miniſterialentſcheidung 
darin fehl, daß ſie den handelsrechtlichen Buchwert ohne 
weiteres unterſchiedlos dem Verkehrs⸗ oder gemeinen Wert 
gleichgeſtellt. Die Einſtellung des Anlagevermögens (der 
ſogen. Gebrauchsgegenſtände), wozu bei Brauereien auch die 
Wirtſchaftsanweſen gehören, in die Geſchäftsbücher und die 
Bilanz ſoll nicht nach dem jeweiligen Verkaufswert, d. h. 
demjenigen Wert, welcher bei einer etwaigen Veräuße⸗ 
rung im Zeitpunkt der Bewertung erlöſt würde, er⸗ 
folgen, ſondern nach dem Gebrauchswert, d. h. dem⸗ 
jenigen Wert, welchen die Vermögensgegenſtände für das 
beſtehende Geſchäft, dem ſie dienen, als ſeine Beſtandteile 
haben. Da der Verkaufswert nach der Konjunktur ſich richtet 
und demgemäß andauernden Schwankungen unterworfen iſt, 
ſo würde ſeine Anwendung bei der Bewertung der Gebrauchs— 
gegenſtände, die gar nicht zur Veräußerung beſtimmt ſind, 
eine entſprechende Verſchiebung und demgemäß Unſicherheit 
des buchmäßigen Vermögensſtands zur Folge haben und 
die Einſicht in die wirkliche wirtſchaftliche Lage des Unter⸗ 
nehmens, die wirklichen Betriebserfolge unmöglich machen. 
Zu vergl. Rehm, Bilanzen der Aktiengeſellſchaften S. 697/98, 
Jur. Wochenſchrift 1905, S. 235, 20. Den Aktiengeſell⸗ 
ſchaften ift überdies durch $ 261 Ziff. 3 HGB. ausdrücklich 
geſtattet, die zum Anlagevermögen gehörigen Gegenſtände 
ohne Rückſicht auf einen geringeren Wert zum Anſchaffungs⸗ 
und Herſtellungspreis anzuſetzen, vorbehaltlich eines Abzugs 
für Abnutzung. 
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Da jeder Anhaltspunkt dafür fehlt, daß das hier in 
Rede ſtehende Wirtſchaftsanweſen trotzdem mit der Summe 
der Verkehrswerte der einzelnen Parzellen bzw. Gebäude 
zur Zeit der Fuſion in den Büchern der St. B., A.⸗G., 
eingeſtellt geweſen wäre, vielmehr die Vergleichung des da- 
maligen Buchwerts mit dem Anſchaffungspreis im Jahr 
1898 von 42000 Mk. umgekehrt erkennen läßt, daß dieſe 
Geſellſchaft von der Befugnis des § 261 Ziff. 3 HGB. 
Gebrauch gemacht hat, ſo durfte die Ermittlung des auf die 
Parzelle 1902/1 entfallenden Teils des mit dem Buchwert 
zur Zeit der Fuſion ſich deckenden Erwerbspreiſes des Ge⸗ 
ſamtgrundſtücks auf dem in § 20 Abſ. 1 Zuw. StGeſ. vor: 
geſchriebenen Weg, nicht durch die Feſtſtellung des Verkaufs⸗ 
werts dieſer Parzelle, zumal als Einzelgrundſtücks, zu dieſer 
Zeit erſetzt werden. Hiegegen iſt aber in der angefochtenen 
Entſcheidung, durch welche der Beſcheid des Zuwachsſteuer— 
amts beſtätigt worden iſt, nach dem Ausgeführten verſtoßen 
worden. 

Demnach beruht die Berechnung des Wertzuwachſes und 
damit der Zuwachsſteuer auf einer dem Geſetz nicht ent⸗ 
ſprechenden Unterlage, weshalb die angefochtene Entſcheidung 
außer Wirkung zu ſetzen war (Göz, Verwaltungsrechtspflege 
S. 593). 

Urteil vom 13. November 1912 in der R.⸗B.⸗Sache 
der W. Br.⸗Geſ. gegen eine Entſcheidung des K. Finanz⸗ 
miniſteriums. 


T: 


Die Rerhtmüßigkeit der Min.⸗Berf. vom 4. Juni 1862 


betr. die Ablieferung von Leichnamen an die anatomi⸗ 
ſchen Anstalten des Königreichs (Reg.⸗Bl. 5. 157). 


Gründe: | 
1. Der Ortsarmenverband L. hat die am 23. März 1904 
in Pforzheim geborene E. F. St., Tochter der ledigen Fr. 
St. von 1905 bis zu ihrem am 4. Februar 1911 erfolgten 
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Tod auf ſeine Koſten verſorgt. Die Unterſtützte hatte keinen 
Unterſtützungswohnſitz, ihre Mutter war von jeher mit un⸗ 
bekanntem Aufenthalt abweſend. Der Ortsarmenverband L. 
hat deshalb ſeinen Aufwand ſtets vom Landarmenverband 
für den N.freis erſetzt erhalten. Am 6. Februar 1911 ließ 
der Ortsarmenverband die am 4. verſtorbene E. F. St. in 
L. auf ſeine Koſten mit einem Aufwand von 18 Mk. 50 Pf. 
beerdigen. Sodann hat er Erſatz dieſer Koſten vom Land⸗ 
armenverband für den N.freis verlangt und auf Ablehnung 
des Anſpruchs am 6. April 1911 vor der K. Regierung des 
N. kreiſes als Verwaltungsgericht gegen den Landarmenver⸗ 
band Klage erhoben mit dem Antrag, ihn zur Bezahlung 
von 18 Mk. 50 Pf. zu verurteilen. Zur Begründung ſeines 
Anſpruchs führte der Kläger aus: Der Anſpruch ſtütze ſich 
auf Art. 1 Abi. 1 Württ. AGUuWG. vom 17. April 1873 
(Reg.⸗Bl. S. 109), wonach jedem hilfsbedürftigen Deutſchen 
„im Fall ſeines Ablebens ein angemeſſenes Begräbnis zu 
gewähren“ ſei. Die Inſtruktion vom 30. Mai 1873 (Reg.⸗ 
Bl. S. 207) ſchließe in § 3 den Erſtattungsanſpruch aller⸗ 
dings in allen den Fällen aus, wo nach den beſtehenden 
Vorſchriften die Ablieferung des Leichnams an eine anatomi⸗ 
ſche Anſtalt zu erfolgen habe, weil in dieſen Fällen durch 
die Verwaltung dieſer Anſtalt und auf deren Koſten für das 
angemeſſene Begräbnis zu ſorgen ſei, es ſchreibe auch die 
Min.⸗Verf. vom 4. Juni 1862 die Ablieferung der Perſonen 
an die Anatomie vor, deren Beerdigungskoſten einer öffent⸗ 
lichen Armenkaſſe zur Laſt fallen würden. Die Inſtruktion 
ſtütze ſich auf einen Beſchluß der Ständeverſammlung. Wäh⸗ 
rend nämlich die Regierung bei Einbringung des AGUWG. 
die Beſeitigung der Ablieferung von Armenleichen an die 
Anatomie als eine Forderung der Menſchlichkeit bezeichnet - 
habe, die auch in den andern Bundesſtaaten erfüllt ſei, ſei 
die Ständeverſammlung anderer Meinung geweſen. Sie 
habe die Aufhebung der Vorſchrift für unzuläſſig, nur ihre 
Milderung für möglich gehalten und zwar dem Art. 1 Abſ. 1 
AGUWG . zugeſtimmt, gleichzeitig aber die Vorausſetzung 
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ausgeſprochen, daß, ſolang nicht für das Bedürfnis an Leich⸗ 
namen gegenüber den anatomiſchen Anſtalten des Landes 
anderweite Fürſorge getroffen ſei, es diesfalls bei den bis⸗ 
herigen Vorſchriften verbleibe, daß übrigens im Weg der 
Aenderung dieſer Vorſchriften den Gemeindebehörden die 
Möglichkeit zu gewähren ſei, da, wo beſondere Verhältniſſe 
es begründen, das Begräbnis Armer auf Koſten einer öffent⸗ 
lichen Kaſſe ausnahmsweiſe eintreten zu laſſen. Im AGUuWG. 
ſelbſt ſei aber dieſe Vorausſetzung in keiner Weiſe ausge⸗ 
drückt, ein Antrag, der das Geſetz entſprechend habe ändern 
wollen, ſei abgelehnt worden. Wenn trotzdem die Inſtruk⸗ 
tion dieſer Vorausſetzung gemäß ergangen ſei, ſo könne der 
Kläger ſie nicht als gültig anſehen. Nach anerkannten 
Rechtsgrundſätzen gelte der Wortlaut des Geſetzes. Wenn 
dieſer unklar ſei, könne der in den Verhandlungen zum Aus⸗ 
druck gekommene Wille des Geſetzgebers zur Auslegung 
herangezogen werden. Wenn aber der Wortlaut des Ge— 
ſetzes etwas klar und deutlich beſtimme, ſo könne nicht durch 
einen daneben gefaßten Beſchluß des einen geſetzgebenden 
Faktors, d. h. der beiden Kammern, das gerade Gegenteil 
davon Recht werden. Wohl habe auch der Herr Staats- 
miniſter bei ſeiner Verhandlung Aeußerungen getan, die 
darauf ſchließen laſſen könnten, daß Regierung und Stände 
in der Angelegenheit einig geweſen wären; andererſeits ſei 
ſeine Rede von andern Abgeordneten gerade gegenteilig ge— 
deutet worden. Uebrigens würde ſelbſt eine klare Zuſtim— 
mung der Staatsregierung zu der „Vorausſetzung“ den 
Wortlaut des Geſetzes nicht zu ändern vermögen. Nun 
nehme freilich die Inſtruktion an, daß die Verſendung auf 
die Anatomie deshalb dem Geſetz nicht widerſpreche, weil 
die Anatomie für das angemeſſene Begräbnis ſorge. Dieſe 
Auslegung ſei unhaltbar. Man könne es kaum ernſthaft 
als angemeſſenes Begräbnis bezeichnen, wenn ein Leichnam 
vielleicht wochenlang in den Händen von Studenten ſei, in 
einzelne Teile zerlegt werde, und wenn dann ſchließlich dieſe 
präparierten Teile des Leichnams einer einzelnen Perſon 
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„ſoweit möglich vereinigt“ und dann begraben werden. Eben 
die Zergliederung in die einzelnen Teile, die einfach nicht 
mehr mit Sicherheit zuſammengeſtellt werden können, von 
denen manche gar nicht mehr vorhanden ſein mögen, ſei 
etwas, was dem Begriff des angemeſſenen Begräb⸗ 
niſſes durchaus entgegen ſei. Der § 3 der Inſtruktion 
widerſpreche nach Anſicht des Klägers dem Geſetz unmittel⸗ 
bar und ſei deshalb rechtlich unwirkſam. Der Kläger habe 
darum mit Beerdigung der E. F. St. ſeine geſetzliche Pflicht 
erfüllt und habe die Erſtattung der erwachſenen Koſten ſei⸗ 
tens des Beklagten zu beanſpruchen. 

Der Beklagte beantragte koſtenfällige Abweiſung der 
Klage mit der Begründung, es ſei zwar richtig, daß in 
Art. 1 Abſ. 1 Württ. AGUWG. gejagt ſei, es ſei jedem 
hilfsbedürftigen Deutſchen im Fall ſeines Ablebens ein an- 
gemeſſenes Begräbnis zu gewähren, aber die Ständeverſamm⸗ 
lung habe bei Annahme dieſer Beſtimmung die Bor: 
ausſetzung ausgeſprochen, „daß, ſolang nicht für 
das Bedürfnis an Leichnamen gegenüber den anatomiſchen 
Anſtalten des Landes anderweitige genügende Fürſorge ge— 
troffen Sei, es diesfalls bei den bisherigen Vor⸗ 
ſchriften verbleibe, daß übrigens im Weg der Aen⸗ 
derung dieſer Vorſchriften den Gemeindebehörden die Mög— 
lichkeit zu gewähren ſei, da, wo beſondere Verhältniſſe es 
begründen, das Begräbnis Armer auf Koſten einer öffent⸗ 
lichen Kaſſe ausnahmsweiſe eintreten zu laſſen“. Hieraus 
erkläre ſich die Beſtimmung in § 3 Abſ. 2 der Inſtruktion, 
die den Anſpruch auf Erſtattung der Koſten für das Be⸗ 
gräbnis eines Armen in allen denjenigen Fällen ausſchließe, 
wo nach den beſtehenden Vorſchriften die Ablieferung des 
Leichnams in eine anatomiſche Anſtalt zu erfolgen habe, 
weil in dieſen Fällen durch die Verwaltung dieſer Anſtalt 
und auf deren Koſten für das angemeſſene Begräbnis zu 
ſorgen ſei. Der § 1 der Min.⸗Verf. vom 4. Juni 1862, 
Reg.⸗Bl. S. 157, beſtimme in Ziff. 3, daß an die öffent⸗ 
lichen anatomiſchen Anſtalten die Leichname aller derjenigen 
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jenigen eines natürlichen Todes geſtorbenen Perſonen ohne 
Unterſchied des Alters abzuliefern ſeien, bei welchen 
die Begräbniskoſten einer Gemeinde- oder Stiftungskaſſe, 
einer öffentlichen Armen- oder einer Strafanſtalt 
zur Laſt fallen würden; für das Begräbnis von Leichnamen, 
die hienach an eine anatomiſche Anſtalt abzugeben ſind, dürfe 
in keiner öffentlichen Rechnung eine Ausgabe verrechnet wer: 
den. Da dieſe Beſtimmung als eine gewiſſe Härte empfun⸗ 
den werde, habe ſich der Ausſchuß der Landarmenbehörde 
im Jahr 1906 an das K. Miniſterium des Innern gewendet 
mit der Bitte, es möchte unter Aenderung der erwähnten 
Vorſchriften den Armenbehörden die Möglichkeit gewährt 
werden, da, wo beſondere Verhältniſſe es begründen, das 
Begräbnis Armer auf Koſten einer öffentlichen Kaſſe aus⸗ 
nahmsweiſe eintreten zu laſſen. Dieſer Bitte ſei aber laut 
Miniſterialerlaß vom 20. Juli 1907 nicht entſprochen wor⸗ 
den. Da ſonach der Leichnam der E. F. St. an die ana⸗ 
tomiſche Anſtalt Tübingen abzuliefern geweſen wäre, ſo 
habe der Beklagte den Erſatz der Beerdigungskoſten mit 
Recht abgelehnt. 

Die K. Regierung des Niekreiſes hat mit Urteil vom 
8. Juli 1911 die Klage als unbegründet abgewieſen mit fol⸗ 
gender Begründung: Im Streit ſtehe lediglich die Frage, 
ob die von einem Armenverband für das Begräbnis eines 
Armen gemachten Aufwendungen auch in dem Fall zu den 
armenrechtlich erſtattbaren Koſten zu rechnen ſeien, wenn nach 
den beſtehenden Vorſchriften die Ablieferung des Leichnams 
an eine anatomiſche Anſtalt hätte erfolgen ſollen. Nach 
Art. 1 Abſ. 1 Württ. AGUuWCG. ſei jedem hilfsbedürftigen 
Deutſchen von dem zu ſeiner Unterſtützung verpflichteten 
Armenverband im Fall ſeines Ablebens ein angemeſſenes 
Begräbnis zu gewähren. In der Begründung des Geſetz— 
entwurfs ſei ausgeführt, durch die Beſtimmung des Art. 1 
Abſ. 1 werde die Vorſchrift der Miniſterialverfügung vom 
4. 6. 62, wonach Begräbniskoſten für Arme aus öffentlichen 
Kaſſen nicht bezahlt werden dürfen und die Leichname ſolcher 
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Perſonen, zu deren Begräbnis es an Mitteln fehle, an die 
anatomiſchen Anſtalten abzuliefern ſeien, aufgehoben. Dieſe 
Bemerkung habe Anlaß zu eingehenden Verhandlungen in 
beiden Kammern gegeben. Schließlich ſei Art. 1 Abſ. 1 des 
Entwurfs von beiden Kammern unverändert angenommen 
worden, aber unter der Vorausſetzung, daß, ſolang nicht für 
das Bedürfnis an Leichnamen gegenüber den anatomiſchen 
Anſtalten des Landes anderweite genügende Fürſorge ge⸗ 
troffen ſei, es diesfalls bei den bisherigen Vorſchriften ver⸗ 
bleibe. Die Vorſchriften, auf die hier Bezug genommen ſei, 
ſeien enthalten in § 1 der Miniſterialverfügung vom 4. Juni 
1862, betr. die Ablieferung von Leichnamen an die anatomi⸗ 
ſchen Anſtalten des Königreichs (Reg.⸗Bl. S. 157); ſie grün⸗ 
den ſich wiederum auf frühere Verfügungen von 1829, 1845 
und 1859. Hienach ſei beſtimmt, daß die Leichname aller 
derjenigen eines natürlichen Todes geſtorbenen Perſonen 
ohne Unterſchied des Alters, bei welchen die Begräbniskoſten 
einer Gemeinde- oder Stiftungskaſſe, einer öffentlichen Ar⸗ 
men⸗ oder einer Strafanſtalt zur Laſt fallen würden, an die 
öffentlichen anatomiſchen Anſtalten abzuliefern ſind, und daß 
für das Begräbnis ſolcher Leichname in keiner öffentlichen 
Rechnung eine Ausgabe verrechnet werden dürfe. Und in 
Uebereinſtimmung mit der von den Ständen ausgeſprochenen 
Vorausſetzung und dem bisher geltenden Recht ſei in 8 3 
Abſ. 2 der zur Vollziehung des AGUWG. erlaſſenen In⸗ 
ſtruktion vom 30. Mai 1873 ausgeſprochen worden: „Der 
Anſpruch auf Erſtattung der Koſten für das Begräbnis 
eines Armen iſt in allen denjenigen Fällen ausgeſchloſſen, 
wo nach den beſtehenden Vorſchriften die Ablieferung des 
Leichnams in eine anatomiſche Anſtalt zu erfolgen hat, weil 
in dieſen Fällen durch die Verwaltung dieſer Anſtalt und 
auf deren Koſten für das angemeſſene Begräbnis zu ſorgen 
iſt.“ Dieſe Vorſchriften ſeien bis jetzt nicht geändert wor— 
den. Die Beſprechung der zur Entſcheidung ſtehenden Rechts⸗ 
frage in der Kammer der Abgeordneten anläßlich der Be— 
ratung des Kultetats für 1909 / 10 und 1911/12 habe zu dem 
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Ergebnis geführt, daß die Regierung unentwegt an der eben 
dargelegten Rechtsauffaſſung feſthalte, und daß ſie ſich dabei 
in Uebereinſtimmung ſowohl mit einem in der Sache ein⸗ 
geholten Gutachten der juriſtiſchen Fakultät der Univerſität 
Tübingen als auch mit den Landſtänden befinde. Die Rechts⸗ 
beſtändigkeit der Miniſterialverfügungen vom 4. Juni 1862 
und vom 30. Mai 1873 ſei nicht zu bezweifeln, ſie wider⸗ 
ſpreche auch nicht dem Art. 1 Abſ. 1 AGuWG. Daß der 
klare Wortlaut des Geſetzes die Ablieferung von Leichnamen 
Armer an die Anatomie verbieten würde, ſei, ganz abgeſehen 
von der Auslegung, die der Art. 1 Abſ. 1 des genannten 
Geſetzes durch die geſetzgebenden Faktoren erfahren habe, 
aus den Worten: „jedem hilfsbedürftigen Deutſchen iſt ... 
im Falle ſeines Ablebens ein angemeſſenes Begräbnis zu 
gewähren“, nicht zu entnehmen. Denn nach § 3 Abſ. 2 der 
Inſtruktion werde durch die Ablieferung des Leichnams an 
die Anatomie die Gewährung eines angemeſſenen Begräb- 
niſſes nicht ausgeſchloſſen. Für letzteres habe eben die Ver— 
waltung der anatomiſchen Anſtalt zu ſorgen. Ob es bei dem 
Begräbnis von an die Anatomie abgelieferten Leichen tat: 
ſächlich ſo gehalten werde, wie von dem Kläger ausgeführt 
worden ſei, das zu unterſuchen iſt nicht Sache des Verwal: 
tungsgerichts, wie denn auch über die Frage, was als an— 
gemeſſenes Begräbnis im einzelnen Fall anzuſehen iſt, nicht 
das Verwaltungsgericht, ſondern die zuſtändige Verwaltungs— 
behörde zu erkennen habe. Es werde auch die Auffaſſung 
des Klägers abgewieſen, es ſei, da die bei der Annahme von 
Art. 1 Abſ. 1 AGUWGG. von den Landſtänden ausge⸗ 
ſprochene Vorausſetzung in ihrem zweiten Teil nicht erfüllt 
worden ſei, auch deren erſter Teil hinfällig. 

Gegen das ihm am 18. Juli 1911 zugeſtellte Urteil hat 
der Kläger mit Schriftſatz vom 4. Auguſt am 7. Auguſt 
1911 rechtzeitig und formrichtig die Berufung an den Ber: 
waltungsgerichtshof eingelegt mit dem Antrag, unter Ab— 
änderung des angefochtenen Urteils ſeinem Antrag I. In- 
ſtanz entſprechend zu erkennen. Der Beklagte beantragt Ab— 
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weiſung der Berufung. Denſelben Antrag ſtellen die von 
den K. Miniſterien des Innern und des Kirchen⸗ und 
Schulweſens aufgeſtellten Vertreter des öffentlichen Inter⸗ 
eſſes. Zur Begründung ihrer Anträge haben die Parteien 
im weſentlichen das vor dem Unterrichter Vorgebrachte wie⸗ 
derholt. Die Vertreter des öffentlichen Intereſſes machen 
geltend, Art. 1 des Württ. AEUMWG. habe die Verordnung 
von 1862 nicht aufgehoben. Die Aufhebung ſei weder durch 
den objektiven Sinn des Geſetzes gegeben, noch auch wäre 
ſie dann anzunehmen, wenn die objektiven Anhaltspunkte 
zu ihren Gunſten in Betracht kämen. Dann würde aus der 
allſeitig angenommenen Vorausſetzung ſich ein abweichender 
Wille der geſetzgebenden Faktoren ergeben, den der Richter 
zu beachten hätte. Infolge der Rechtsgültigkeit der Verord⸗ 
nung von 1862 beſtehe auch der dispoſitive Teil des § 3 
Abſ. 2 der Inſtruktion zu Recht, wenn ſchon die beigefügte 
Begründung nicht zu billigen ſei. Für die Aufrechterhaltung 
der Verordnung von 1862 ſprechen außerdem unabweisbare 
öffentliche Intereſſen. 

II. Nach $ 28 UWG. iſt Vorausſetzung für die Er- 
hebung eines Anſpruchs auf Erſtattung von Armenunter⸗ 
ſtützungsaufwand, daß bei der unterſtützten Perſon Hilfs⸗ 
bedürftigkeit vorlag, daß das Eintreten der öffentlichen 
Armenpflege geboten war, daß dem vorläufig unterſtützenden 
Armenverband hiedurch Koſten erwachſen ſind, und daß die 
Unterſtützung innerhalb der Grenzen des durchaus Not: 
wendigen geblieben iſt. Daß dem Kläger durch die Beerdi⸗ 
gung der E. F. St. ein Aufwand erwachſen iſt, und daß 
dieſer Aufwand nicht über die Grenzen eines angemeſſenen 
Begräbniſſes hinausgeht, ſteht außer Zweifel und iſt unter 
den Parteien auch nicht ſtreitig. Es iſt auch zuzugeben, daß 
zu Lebzeiten der E. F. St. bei ihr, bzw. ihrer Mutter Hilfs⸗ 
bedürftigkeit vorlag, inſofern die letztere von jeher außer⸗ 
ſtand war, dem Kind den notwendigen Lebensunterhalt zu 
gewähren und als das Kind ſelbſt hiezu keinerlei Mittel be⸗ 
ſaß. Inſoweit war das Eintreten der öffentlichen Armen⸗ 
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pflege tatſächlich geboten, wie dies auch der Beklagte ſelbſt 
durch Erſtattung der hiedurch erwachſenen Koſten anerkannt 
hat. Mit dem Tod des Kindes hörte dieſe Notwendigkeit 
aber auf, insbeſondere war das Eintreten der öffentlichen 
Armenpflege für die Beerdigung des Kindes tatſächlich nicht 
geboten. Denn nach der beſtehenden Geſetzgebung tritt bei 
allen denjenigen eines natürlichen Todes verſtorbenen Per⸗ 
ſonen, deren Hinterlaſſenſchaft die Mittel für ihre Beerdi⸗ 
gung nicht darbietet und für die ſolche Mittel auch ſeitens 
Dritter nicht bereit geſtellt werden, an Stelle der ſonſt üb⸗ 
lichen Beerdigung am Sterbeort die Ablieferung des Leich⸗ 
nams an die anatomiſche Anſtalt in Tübingen. In dieſer 
Beziehung beſtimmt die ſchon oben angeführte Verfügung 
der Miniſterien der Juſtiz, des Innern, des Kirchen⸗ und 
Schulweſens und des Kriegs, betreffend die Ablieferung von 
Leichnamen an die anatomiſchen Anſtalten des Königreichs, 
vom 4. Juni 1862, Reg.⸗Bl. 157: „Um der Univerſi⸗ 
tät in Tübingen, ſowie den in Stuttgart, 
Ludwigsburg und Ulm beſtehenden ärztlich 
chirurgiſchen Militärinſtituten jederzeit das 
für den anatomiſchen Unterricht erforder⸗ 
liche Material an Leichen zu verſchaffen, wird 
an der Stelle der bisherigen Vorſchriften über die Abliefe- 
rung von Leichnamen an die anatomiſchen Anſtalten des 
Königreichs (Verfügung des Miniſteriums des Innern vom 
23. April 1829, Reg.⸗Bl. S. 184 u. ff., Verfügung des 
Miniſteriums des Innern vom 26. Dezember 1845, Reg.⸗Bl. 
von 1846 S. 5, Verfügung des K. Miniſteriums des Innern 
und des Kirchen⸗ und Schulweſens vom 12. Mai 1859, 
Reg.⸗Bl. S. 96) mit höchſter Genehmigung Seiner König⸗ 
lichen Majeſtät vom 3. d. Mts. hiemit nachſtehendes ver⸗ 
fügt: $ 1. An die öffentlichen anatomiſchen Anſtalten find, 
vorbehältlich der in 8 3 enthaltenen Beſchränkung, die Leich⸗ 
name folgender Perſonen abzuliefern: 1. der hingerichteten 
Verbrecher; 2. der Selbſtmörder . . .; 3. aller der jeni⸗ 
gen eines natürlichen Todes geſtorbenen Per⸗ 
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ſonen ohne Unterſchied des Alters, bei welchen die 
Begräbniskoſten einer Gemeinde⸗ oder Stif⸗ 
tungskaſſe, einer öffentlichen Armen: oder 
einer Strafanſtalt zur Laſt fallen würden. Für das Be⸗ 
gräbnis von Leichnamen, die hienach an eine anatomiſche An⸗ 
ſtalt abzugeben ſind, darf in keiner öffentlichen Rechnung 
eine Ausgabe verrechnet werden. §. 3. Eine Ausnahme von 
der in 8S 1 und 2 vorgeſchriebenen Einlieferung findet nur 
alsdann ſtatt, wenn ein Leichnam nach ärztlichem Ausſpruche 
(vergl. Abſ. 2) ſich in einem ſolchen Zuſtand befindet, daß 
derſelbe nicht ohne Gefahr für den allgemeinen Geſundheits⸗ 
zuſtand transportiert werden kann.“ Durch Min.⸗Verf. vom 
7. 12. 75 (Reg.⸗Bl. 575) iſt die Ablieferung der Leichname 
an die nunmehr aufgelöſten ärztlich chirurgiſchen Militär⸗ 
inſtitute in den Garniſonen Stuttgart, Ludwigsburg und 
Ulm aufgehoben worden. Die urſprüngliche Rechtsgültig⸗ 
keit der Verfügung von 1862 wird von dem Kläger an ſich, 
abgeſehen von der von ihm behaupteten Unvereinbarkeit der 
Ziffer 3 ihres 8 1 mit Art. 1 Abſ. 1 AGUuWG. nicht an⸗ 
gefochten. Sie ſteht auch außer Zweifel. Der Verwaltungs- 
gerichtshof hat dieſe Rechtsgültigkeit in einem Fall, in dem 
es ſich um den Leichnam eines Selbſtmörders handelte 
(S 1 Ziff. 2) nach eingehender Prüfung der Rechtslage an⸗ 
erkannt (Urteil vom 28. November 1878, W. Arch., Bd. 20, 
S. 204), des weiteren aber iſt die Rechtsgültigkeit der Ver⸗ 
fügung ſchon wiederholt von den Landſtänden gründlich ge— 
prüft und dabei ſtets anerkannt worden. So iſt insbeſon⸗ 
dere in dem Rechenſchaftsbericht des ſtändiſchen Ausſchuſſes 
vom 7. Dezember 1863 (Verh. der Kammer der Abg. 1862 
bis 65, Beil. Bd. 8, S. 1430) dargelegt, daß die Verfügung 
nichts anderes darſtellt, als eine Zuſammenfaſſung und Re⸗ 
gelung des vorher in der Verordnung vom 23. April 1829 
(Reg.⸗Bl. 184) geordneten Gegenſtands, und daß ſie nur 
unter Aufhebung der dort gegebenen bisherigen Vorſchriften 
die weſentlichen Beſtimmungen dieſer Verordnung wörtlich 
wiederholt. Sodann aber iſt feſtgeſtellt, daß die Verfügung 
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von 1829, die ſeinerzeit ebenfalls von den Ständen geprüft 
und als rechtsgültig anerkannt worden iſt, ſich ihrerſeits auf 
ältere Anordnungen ſtützt (Reſkripte vom 13. Januar 1763 
und 17. November 1808, Verfügung vom 18. Dezember 
1808), die vor dem Inkrafttreten der Verfaſſungsurkunde 
vom 25. September 1819 von der Regierung mit Geſetzes⸗ 
kraft erlaſſen worden waren, und daß der Verfügung von 
1862 demnach ebenſolche Geſetzeskraft zukommt. Dieſen Aus⸗ 
führungen hat die ſtaatsrechtliche Kommiſſion der Kammer 
der Abgeordneten (Verh. der Kammer der Abg. 1862/65, 
Beil. Bd. 9, S. 1978) ausdrücklich beigepflichtet. Ebenſo 
haben die ſpäteren Erörterungen dieſes Gegenſtandes in den 
Landſtänden (Verh. der Kammer der Abg. 1870/73, Prot. 
Bd. 24 und 25, S. 3348 und 1407: 1909, Prot. Bd. 89, 
S. 5572; Verh. der Kammer der Standesherren 1870/74, 
Prot. Bd. 9, S. 1076) in ihren Ergebniſſen keinen Zweifel 
an der rechtsgültigen Erlaſſung der Verfügung von 1862 
übrig gelaſſen. Auch der Kläger ficht, wie ſchon erwähnt, 
die frühere Rechtsbeſtändigkeit der Verfügung an ſich nicht 
an, macht aber geltend, die Beſtimmungen des § 1 Ziff. 3 
derſelben ſeien durch Art. 1 Abſ. 1 Württ. AGUWG. auf⸗ 
gehoben und erſetzt worden. 

Dieſes Vorbringen hat der Unterrichter mit Recht als 
unbegründet zurückgewieſen. 

Art. 1 Abſ. 1 des Württ. AGuWG. vom 17. April 
1873 beſtimmt: „Jedem hilfsbedürftigen Deutſchen (Art. 2 
und 49) iſt von dem zu ſeiner Unterſtützung verpflichteten 
Armenverbande Obdach, der unentbehrliche Lebensunterhalt, 
die erforderliche Pflege in Krankheitsfällen und im Falle 
ſeines Ablebens ein angemeſſenes Begräb⸗ 
nis zu gewähren.“ Die Verfügung von 1862 und die 
Ablieferung der Leichname an die Anatomie iſt weder hier 
noch ſonſt im Ausführungsgeſetz vom 17. April 1873 über⸗ 
haupt erwähnt, noch weniger ausdrücklich eingeſchränkt oder 
aufgehoben. Bei dieſem Fehlen jeder Andeutung einer aus: 
drücklichen Aufhebung des § 1 Ziff. 3 der Verfügung von 
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1862 durch das AEUMWG. könnte die Beſeitigung der Ver⸗ 
fügung hinſichtlich Ablieferung der Armenleichen an die 
Anatomie durch das AGUuWG. nur darauf gegründet wer⸗ 
den, daß zwiſchen ihren fachlichen Anordnungen und den: 
jenigen des Art. 1 Abſ. 1 ASUWG. ein ſolcher Gegenſatz 
beſtehe, daß die eine Vorſchrift nicht mehr neben der andern 
angewendet werden könne. Daß dies aber nicht zutrifft, 
ergibt ſich bei fachlicher Betrachtung ſchon aus dem durch— 
aus verſchiedenen Grund und Zweck der beiden Vorſchriften. 
Die Verfügung von 1862 iſt erfloſſen aus Gründen der 
öffentlichen Geſundheitspflege und des öffentlichen Unter⸗ 
richts, ihr Zweck iſt, wie der Eingang der Verfügung un- 
zweifelhaft dartut, der Univerſität Tübingen jederzeit die für 
den anatomiſchen Unterricht erforderliche Menge an Leichen 
zu beſchaffen. Ueber dieſen Zweck geht ſie nicht hinaus und 
daran ändert auch die Anordnung in § 1 Abſ. 2, daß für 
das Begräbnis abzuliefernder Leichen in keiner öffentlichen 
Rechnung eine Ausgabe verrechnet werden darf, nicht das 
geringſte. Denn dieſe Vorſchrift bezweckt nur die richtige 
Befolgung des Ablieferungsgebots und ſie kann ſchon ihrer 
Stellung nach die Auffaſſung nicht begründen, daß die Ab— 
lieferung der Leichen zur Entlaſtung der Gemeinden von 
den Beerdigungskoſten vorgeſchrieben und demnach der Grund 
der Verfügung im Armenrecht zu finden wäre. Dagegen 
hat Art. 1 Abſ. 1 UWG. ſeine Grundlage in dem Gebiet 
der öffentlichen Armenpflege. Er hat den Zweck, gemäß 88 
UWG. die Art und das Maß der im Fall der Hilfsbedürf- 
tigkeit zu gewährenden öffentlichen Unterſtützungen landes⸗ 
rechtlich zu beſtimmen. Auf das Gebiet der Verfügung von 
1862 überzugreifen, liegt gar nicht in ſeinem Zweck. Die 
beiden Vorſchriften treffen allerdings zuſammen in der Art 
der Perſonen, die ſie erfaſſen, nämlich derjenigen, deren 
Hinterlaſſenſchaft nicht die erforderlichen Mittel zu ihrer Be⸗ 
erdigung gewährt und für die ſolche Mittel auch ſeitens 
Dritter nicht bereit geſtellt werden. Bei dieſem Zuſammen⸗ 
treffen hat aber nicht die erſte Vorſchrift der zweiten zu 
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weichen, ſondern umgekehrt die des Art. 1 Abſ. 1 AGUWG. 
der des § 1 Abſ. 3 der Verfügung von 1862. Dieſe iſt 
das unbedingte, jene das bedingte Geſetz. Mit Recht hat 
der Vertreter des öffentlichen Intereſſes in dieſem Zuſam⸗ 
menhang auch darauf hingewieſen, daß die Beerdigung Ar⸗ 
mer ſchon vor dem AGuWG. in Württemberg eine öffent⸗ 
liche Armenlaſt war, daß die Vorſchriften über die Abliefe⸗ 
rung der Leichen an die Anatomie erheblich jüngeren 
Urſprungs ſind und ſich von Anfang an nicht als Maß⸗ 
nahme der Armenfürſorge, ſondern als ſolche der ärztlichen 
Fortbildung darſtellen. Dies trete auch bei der Verfügung 
von 1862 hervor, wenn man ihre Veranlaſſung und ihren 
Inhalt ins Auge faſſe. Sie ſei nicht auf Anregung der 
Armenverwaltung entſtanden, ſondern aus Anlaß einer Ein⸗ 
gabe des akademiſchen Senats vom 21. März 1862, in der 
der Mangel an Leichen hervorgehoben und um andere Maß- 
nahmen zur Förderung der Zufuhr gebeten worden ſei. 
Dementſprechend laute auch der oben angeführte Eingang 
der Verfügung. So betrachtet kann auch der Wortlaut des 
Art. 1 Abſ. 1 AGUWG. zu den vom Kläger vorgebrachten 
Zweifeln an dem Beſtand der Verfügung von 1862 keinen 
Anlaß geben und es bedürfte an ſich zu dieſem Ergebnis 
nicht einmal der Heranziehung ſeiner Entſtehungsgeſchichte. 
Dieſe zeigt aber, daß ſich Regierung und Stände im Lauf 
der Verhandlungen über Art. 1 Abi. 1 AGUWG. in voll⸗ 
ſtändiger Uebereinſtimmung darauf geeinigt haben, daß 
Art. 1 Abſ. 1 AGUuWCG. die Weitergeltung der Verfügung 
von 1862 nicht berühren ſolle. Am beſten geht dies hervor 
aus der Vorausſetzung, unter welcher dem AGuWG. am 
24. April 1873 die Königliche Sanktion erteilt worden iſt 
(Verh. der Kammer der Abg. 1870/74, Beil. Bd. 25, 
S. 1767). Wenn dieſe Vorausſetzung (Verh. der Kammer 
der Abg. 1870/73, Beil. Bd. 24, S. 1408) dahin geht: 
„daß, ſolange nicht das Bedürfnis an Leichnamen gegenüber 
den anatomiſchen Anſtalten des Landes anderweite genügende 
Fürſorge getroffen ſei, es diesfalls bei den bisherigen Vor⸗ 
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ſchriften verbleibe, daß übrigens im Weg der Aenderung 
dieſer Vorſchriften den Gemeindebehörden die Möglichkeit zu 
gewähren ſei, da, wo beſondere Verhältniſſe es begründen, 
das Begräbnis Armer auf Koſten einer öffentlichen Kaſſe 
ausnahmsweiſe eintreten zu laſſen,“ ſo ergibt ſich doch hier⸗ 
aus deutlich, daß der Geſetzgeber die Verfügung von 1862 
nach wie vor als gültiges Geſetz und den Art. 1 Abſ. 1 
nur inſoweit als ausführbar anſah, als die Vorſchriften von 
1862 nicht entgegenſteht. Eine derartige Kundgebung des 
Geſetzgebers könnte doch wohl ſchon an ſich nur aus ganz 
ſchwerwiegenden Gründen beiſeite geſchoben werden. Sie 
verdient aber im vorliegenden Fall gewiß volle Bedeutung, 
wo ſie mit Grund und Zweck der in Betracht kommenden 
Vorſchriften völlig übereinſtimmt und wo ihr auch der Wort⸗ 
laut dieſer Vorſchriften nicht entgegenſteht. Wie ſchon an⸗ 
geführt, war die Beerdigung Armer ſchon vor dem AGUWG. 
in Württemberg eine öffentliche Armenlaſt und es hat Art. 1 
Abſ. 1 inſofern nichts neues gebracht. Es ging auch ſchon 
vorher dieſe Beerdigungspflicht der öffentlichen Armenfür⸗ 
ſorge neben der Ablieferungspflicht der Leichen her, die 
erſtere trat aber nur da ein, wo die Ablieferung aus irgend 
welchem Grund nicht auszuführen war. Daß es ſich auch 
jetzt nicht anders verhält, folgt aus dem aushilfsweiſen Cha⸗ 
rakter der auf das Unterſtützungswohnſitzgeſetz gegründeten 
Armenpflege, zu deren Ausführung Art. 1 Abſ. 1 AGUWG. 
die erforderliche landesrechtliche Anweiſung gibt. Wenn 
dieſer Artikel anordnet, daß „jedem hilfsbedürftigen 
Deutſchen von dem zu ſeiner Unterſtützung verpflichteten Ar⸗ 
menverband im Fall ſeines Ablebens ein angemeſſenes Be⸗ 
gräbnis zu gewähren“ ſei, ſo iſt damit nicht angeordnet, daß 
jeder, deſſen Nachlaß die erforderlichen Mittel nicht gewäh— 
ren oder dem ſie von Dritten nicht bereitgeſtellt werden, 
unter allen Umſtänden auf öffentliche Koſten zu begraben 
ſei; denn der Begriff der armenrechtlichen Hilfsbedürftigkeit 
iſt damit noch nicht völlig erſchöpft. Hilfsbedürftig in der 
Art, daß das Einſchreiten der öffentlichen Armenpflege ge— 
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boten iſt, iſt nicht ſchlechtweg jeder, der ſelbſt der nötigen 
Mittel entbehrt. Solche Hilfsbedürftigkeit liegt vielmehr 
erſt dann vor, wenn das Einſchreiten der Armenbehörde 
nicht durch Dritte (unterhaltspflichtige Verwandte, ſonſtige 
rechtlich Verpflichtete, wie Dienſtherrſchaft, Krankenhäuſer, 
Berufsgenoſſenſchaften uſw.) oder durch die freiwillige Ar⸗ 
menpflege oder endlich durch an derweite öffentliche 
Maßnahmen ausgeſchloſſen wird. Oeffentliche Maß— 
nahmen, die das Einſchreiten der Armenbehörde auch bei 
vorhandener Mittelloſigkeit und dem Fehlen der Unter⸗ 
ſtützung durch Dritte ausſchließen, kommen in verſchiedenen 
Formen vor, es ſei nur hingewieſen auf die polizeiliche Ver— 
wahrung gemeingefährlicher Geiſteskranker, die Zwangs— 
heilung Syphilitiſcher, auf polizeiliche Anordnungen bei Be⸗ 
kämpfung gemeingefährlicher Krankheiten und die Verwah— 
rung Gefangener in gerichtlichen oder polizeilichen Gefäng⸗ 
niſſen. So wenig bei den Perſonen, die derartigen Maß— 
nahmen unterliegen, armenrechtliche Hilfsbedürftigkeit vor⸗ 
liegt, auch wenn ſie, falls dieſe Maßnahmen wegfielen, nicht 
imſtand wären, für ſich ſelbſt zu ſorgen, ſo wenig liegt ſie 
bei mittellos Verſtorbenen vor, deren Leichnam an die Ana— 
tomie abzuliefern iſt. Denn hier wie dort iſt ein Einſchrei⸗ 
ten der Armenbehörde infolge anderweiter öffentlicher Maß— 
nahmen ausgeſchloſſen. Dabei iſt ſelbſtverſtändlich nicht 
nötig, daß dieſe Maßnahmen ſich mit dem decken, was die 
Armenpflege zu tun hätte, wenn fie in Ermanglung derſel⸗ 
ben einzuſchreiten hätte. Es iſt alſo insbeſondere nicht nötig, 
daß die Behandlung, welche den Leichen auf der Anatomie 
zuteil wird, dem entſpricht, was Art. 1 Abſ. 1 AGUuWG. 
unter einem angemeſſenen Begräbnis verſteht. Die Abliefe⸗ 
rung der Leichen an die Anatomie iſt ganz unabhängig von 
dieſer Frage, und wenn § 3 Abſ. 2 der Inſtruktion beſagt, 
der Anſpruch auf Erſtattung der Koſten für das Begräbnis 
eines Armen iſt in allen denjenigen Fällen ausgeſchloſſen, 
wo nach den beſtehenden Vorſchriften die Ablieferung des 
Leichnams in eine anatomiſche Anſtalt zu erfolgen hat, weil 
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in dieſen Fällen durch die Verwaltung dieſer Anſtalt und 
auf deren Koſten für das angemeſſene Begräbnis zu ſorgen 
ſei, kann dies eben nur ſo verſtanden werden, daß die nach 
dem beſtimmungsgemäßen Gebrauch in der Anatomie noch 
vorhandenen Leichenüberreſte in anſtändiger und würdiger 
Weiſe auf Koſten dieſer Anſtalt begraben werden ſollen, 
nicht aber ſo, daß dieſes Begräbnis die angemeſſene Beerdi⸗ 
gung im Sinne des Art. 1 Abſ. 1 AGuWG. als Maß⸗ 
nahme der Armenfürſorge zu erſetzen hätte. Angefügt mag 
noch werden, daß § 3 Abſ. 2 der Inſtruktion vom 30. Mai 
1873, wodurch der Anſpruch auf Erſtattung der Koſten für 
das Begräbnis eines Armen in allen denjenigen Fällen aus⸗ 
geſchloſſen wird, wo nach den beſtehenden Vorſchriften die 
Ablieferung des Leichnams in eine anatomiſche Anſtalt zu 
erfolgen hat, bei der Prüfung durch die Stände nicht bean⸗ 
ſtandet worden iſt, und daß dieſe damit wiederholt ſich für 
die Gültigkeit der Verfügung von 1862 neben dem Art. 1 
Abſ. 1 AGUuWG. ausgeſprochen haben. 

Sehen wir demnach, daß die Aufhebung der Verfügung 
von 1862 durch das AGUu WG. nicht herbeigeführt worden iſt, fo 
können wir ſofort auch feſtſtellen, daß auch in der Vorſchrift 
des UWG. ſelbſt eine ſolche Aufhebung in keiner Weiſe be⸗ 
gründet iſt. Das UWG. beſtimmt über die Vorausſetzungen 
der Hilfsbedürftigkeit überhaupt nichts. Es beſchränkt ſich 
darauf, die Gleichbehandlung aller Reichsangehörigen in An⸗ 
ſehung der Unterſtützungspflicht auszuſprechen, ſowie die 
Träger der Unterſtützungspflicht, die Armenverbände, und 
die geſetzlichen Beziehungen dieſer Träger in den Grund⸗ 
zügen zu beſtimmen. Nichts weiſt darauf hin, daß es auf 
dem Weg der Armenunterſtützung anderweite öffentliche 
Maßnahmen, wie die Verſorgung der Anatomie mit Leichen, 
hätte beeinfluſſen oder aufheben wollen. Es regelt nicht 
einmal den Umfang der Armenunterſtützung. Art und Maß 
der Unterſtützung wird in Art. 8 den Landesgeſetzen über⸗ 
laſſen. Nach dem Württ. Ausführungsgeſetz iſt es daher 
allein zu beurteilen, ob und inwieweit die Verfügung von 
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1862 durch die geſetzliche Armenfürſorge berührt wird. Auf 
dieſem Boden ſteht auch das Bundesamt für das Heimat⸗ 
weſen (Entſch. II, S. 8). Eine ſolche Berührung iſt wie 
oben dargelegt, aber weder dem Grund noch dem Wortlaut 
des Art. 1 Abi. 1 ASUWG. nach gegeben. Hiezu mag 
noch angeführt werden, daß das Preuß. Ausführungsgeſetz 
vom 8. März 1871 mit unſerem AGUuWG. in Art. 1 Abſ. 1 
wörtlich gleichlautend iſt. Trotzdem werden auch dort die 
Armenleichen in gewiſſem Umfang zur Ablieferung an die 
Anatomien herangezogen und bezeichnend iſt es, daß auch 
dort die grundlegende Miniſterialverfügung vom 9. Juni 
1889 (Preuß. Min. Bl. 1889, S. 132) nicht im Zuſammen⸗ 
hang mit der Armengeſetzgebung, ſondern ganz getrennt von 
ihr und ohne jede Berufung auf ſie als medizinalpolizeiliche 
Verordnung ergangen iſt. Des weiteren ſei noch angeführt, 
daß die Ablieferung von Armenleichen an die Anatomie 
auch in Bayern, Baden, Heſſen und anderen deutſchen 
Staaten vorgeſchrieben iſt und ausgeführt wird. 

Wenn der Kläger zur Begründung ſeiner Klage noch 
angeführt hat, der durch die Verfügung von 1862 geſchaf⸗ 
fene Zuſtand ſei nur deshalb ertragen worden, weil man 
ſich vielfach nicht an die Anordnung gehalten habe, fo ver- 
möchte dieſer Umſtand, wenn er der Wirklichkeit entſpräche, 
was der Verwaltungsgerichtshof nicht zu beurteilen vermag, 
an der Rechtsgültigkeit und Verbindlichkeit der Verfügung 
ſelbſtverſtändlich nichts zu ändern. Für die vorliegende Ent⸗ 
ſcheidung könnte er daher in keiner Weiſe in Betracht 
kommen. | 

Endlich ſei auch noch kurz darauf hinzuweiſen, daß die 
Ablieferung der Leiche an die Anatomie nicht als Verletzung 
der Freiheit der Perſon aufgefaßt werden kann. Denn der 
Verſtorbene ſelbſt iſt nicht mehr Perſon, hat alſo auch keine 
gewährleiſtete Freiheit mehr; die Ueberlebenden aber werden 
in ihrer Freiheit durch die Maßregeln gegen den Leichnam 
des Verſtorbenen nicht berührt. Ebenſowenig läßt ſich aber 
auch von einer Enteignung ſprechen. Die entſeelte Hülle 
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des Menſchen ſteht an ſich in niemands Eigentum, es ſind 
auch keine ſonſtigen ſubjektiven Rechte an ihr vorhanden, ſo 
daß die ſtaatliche Verfügung darüber keinerlei Entziehung 
von Rechten enthält. | | 
III. Dem Ausgeführten zufolge hätte der Kläger die 
Leiche der E. F. St. den beſtehenden Vorſchriften entſprechend 
an die anatomiſche Anſtalt in Tübingen abzuliefern gehabt, 
ſein armenrechtliches Einſchreiten war geſetzlich nicht geboten 
und nach § 3 Abſ. 2 der Inſtruktion unzuläſſig und es iſt 
ſein Erſtattungsanſpruch daher vom Unterrichter mit Recht 
als unbegründet abgewieſen worden. Dementſprechend war 
auch die erhobene Berufung als unbegründet abzuweiſen. 
Urteil vom 9. Okt. 1912. 


8. 


Gegen Entſcheidungen von Rechtsfragen gibt es keine 
Nechtsbeſchwerde. 


I. Der Deutſche Boykottſchutzverband für B. mit dem 
Sitz in B., iſt nach der Satzung ein Verſicherungsverein auf 
Gegenſeitigkeit mit dem Zweck der Verſicherung der Mitglie⸗ 
der gegen die durch Verrufungserklärung und Boykottierung 
ſie treffenden Schäden. Aufnahmefähig ſind Perſonen und 
Firmen, welche das Brauereigewerbe betreiben. Die Mit⸗ 
gliedſchaft kann beiderſeits erſtmals nach Ablauf von 2 Jahren 
nach erfolgtem Beitritt, im übrigen jeweils auf den Schluß 
des Geſchäftsjahrs gekündigt werden. | 

Durch Schreiben vom 19. Dezember 1911 ließ das 
Steuerkollegium, Abt. für direkte Steuern, dem Boykott⸗ 
ſchutzverband die Mitteilung zugehen, daß die von dem Ver⸗ 
band mit ſeinen Mitgliedern abgeſchloſſenen Verſicherungs⸗ 
verträge in Württemberg der Sportelpflicht auf Grund des 
Tarifs Nr. 85 Ziff. 2 des allg. Sportelgeſetzes vom 16. Au⸗ 
guſt 1911 unterliegen; es ſei daher von ſämtlichen ſeit dem 
20. Auguſt 1911 abgeſchloſſenen oder verlängerten Ver⸗ 
ſicherungsverträgen die Sportel zu entrichten. nn 
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ſtellt Rechtsanwalt X. als Vertreter des Verbands mit 
Schriftſatz vom 3. Januar 1912 unter näherer Begründung 
den Antrag, von einer Beſportelung abzuſehen. Hierin er⸗ 
blickte das Steuerkollegium, Abt. für direkte Steuern, eine 
Erinnerung im Sinn des Art. 10 Abſ. 1 des allg. Sportel⸗ 
geſetzes gegen die mit dem Schreiben vom 19. Dezember 
1912 getroffene Entſcheidung, daß die von dem Verband ab⸗ 
geſchloſſenen Verſicherungsverträge in Württemberg der 
Sportel nach Tarif Nr. 85, Ziff. 2 des allg. Sportelgeſetzes 
unterliegen, und beſchied den Beſchwerdeführer mit Schreiben 
vom 8. Januar 1912 dahin, daß der Erinnerung keine Folge 
gegeben werde, vielmehr die Steuerverwaltung auf der 
Sportelpflicht der Verſicherungsverträge beharren müſſe. 
Dieſen Beſcheid hat der Verband unter Berufung auf Art. 10 
und 11 des allg. Sportelgeſetzes im Weg der Beſchwerde 
angefochten mit dem Antrag, den Beſchwerdeführer bzw. die 
von ihm mit feinen Mitgliedern durch deren Beitritt abge- 
ſchloſſenen Verſicherungsverträge ſportelfrei zu laſſen. 

Das K. Finanzminiſterium wies durch Entſcheidung 
vom 19. Mai 1912 die Beſchwerde inſoweit als ſie die 
Sportelpflicht der von dem Verband mit ſeinen Mitgliedern 
abgeſchloſſenen Verſicherungsverträge als ſolche beſtreitet, ab, 
verfügte dagegen, daß alle vor dem 20. Auguſt 1911 ein⸗ 
gegangenen Verſicherungsverträge von der Sportel befreit 
bleiben, wobei es im Gegenſatz zu dem Steuerkollegium, 
Abteilung für direkte Steuern, davon ausging, daß die Un⸗ 
terlaſſung der Kündigung der Mitgliedſchaft nicht als Ver⸗ 
trags verlängerung oder neuer Vertrag anzuſehen ſei. 

Gegen dieſe am 22. Mai 1912 zugeſtellte Entſcheidung 
hat der Verband durch ſeinen Vertreter die Rechtsbeſchwerde 
erheben laſſen, welche am 5. Juni 1912 bei dem Verwal⸗ 
tungsgerichtshof eingelaufen iſt. In der Rechtsbeſchwerde 
iſt der Antrag geſtellt, den Beſchwerdeführer für die von 
ihm mit ſeinen württembergiſchen Mitgliedern durch deren 
Beitritt abzuſchließenden e W zu 
laſſen. 
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II. Die an ſich in der geſetzlichen Form und Friſt er⸗ 
hobene Rechtsbeſchwerde iſt nicht ſtatthaft. 

Nach Art. 10 Abſ. 4 des allg. Sportelgeſetzes in der 
Faſſung vom 16. Auguſt 1911 (Reg.⸗Bl. S. 403) ſteht be⸗ 
züglich des Anſatzes der im Tarif unter Nr. . . . 85 ange⸗ 
führten Abgaben dem Zahlungspflichtigen gegen die Ent⸗ 
ſcheidung eines Miniſteriums die Rechtsbeſchwerde an den 
Verwaltungsgerichtshof zu, mit der Maßgabe, daß ſolche 
tatſächliche Feſtſtellungen, welche durch Schätzung gewonnen 
werden, der Nachprüfung des Verwaltungsgerichtshofs nicht 
unterliegen. Im übrigen ſind für die Erforderniſſe und den 
Inhalt der Rechtsbeſchwerde die Vorſchriften des Geſetzes 
über die Verwaltungsrechtspflege vom 16. Dezember 1876 
(Reg.⸗Bl. S. 485) maßgebend. Nach Art. 13 Abſ. 1 dieſes 
Geſetzes iſt der Rechtsbeſchwerde weſentlich die Behauptung, 
daß die ergangene Entſcheidung oder Verfügung rechtlich 
nicht begründet, und daß der Beſchwerdeführer hiedurch in 
einem ihm zuſtehenden Recht verletzt oder mit einer ihm 
zuſtehenden Recht verletzt oder mit einer ihm nicht obliegen⸗ 
den Verbindlichkeit belaſtet ſei. Daraus ergibt ſich als Vor⸗ 
ausſetzung für die Zulaſſung der Rechtsbeſchwerde, daß durch 
die angefochtene Entſcheidung unmittelbar ein Eingriff in 
ein ſubjektives Recht des Beſchwerdeführers oder die Be— 
laſtung desſelben mit einer Verbindlichkeit bewirkt wird. 
Wenn in der angefochtenen Entſcheidung ausgeſprochen iſt, 
daß die von dem Verband mit feinen in Württemberg wohn: 
haften Mitgliedern abgeſchloſſenen Verſicherungsverträge der 
Sportel nach Tarif Nr. 85 unterliegen, ſo iſt damit nur in 
abſtrakter Weiſe die Anwendbarkeit der Beſtimmungen der 
Tarif⸗Nr. 85 auf die genannten Verträge zum Ausdruck 
gebracht, zugleich auch die untergeordnete Behörde ermäch⸗ 
tigt worden, bei dem etwaigen Abſchluß ſolcher Verträge die 
in der Nr. 85 des Tarifs bezeichnete Sportel zu erheben, 
dagegen keineswegs dieſe Sportel ſelbſt angeſetzt oder ſonſt⸗ 
wie eine konkrete, durch Leiſtung erfüllbare Verpflichtung zur 
Entrichtung dieſer Sportel begründet oder anerkannt wor⸗ 
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den. Dies war ſchon deshalb nicht möglich, weil von der 
Steuerbehörde der Abſchluß beſtimmter einzelner Verſiche⸗ 
rungsverträge, woran die Verpflichtung zur Entrichtung der 
Sportel von dem Geſetz geknüpft iſt, überhaupt nicht feſt⸗ 
geſtellt worden iſt. Iſt hienach der Beſchwerdeführer durch 
die angefochtene Entſcheidung mit einer Verbindlichkeit über⸗ 
haupt nicht belaſtet worden — die Verletzung eines beſtimm⸗ 
ten öffentlichen oder privaten Rechts des Beſchwerdeführers 
kommt hier nicht in Frage — ſo war die Rechtsbeſchwerde 
nach Maßgabe des Art. 13 Abſ. 1 vergl. mit Art. 69 Abſ. 1 
des Verwaltungsrechtspflegegeſetzes als unſtatthaft zurück⸗ 
zuweiſen. 
Urteil vom 16. Okt. 1912. 


4. 


kur Auslegung des Art. 16 des Einkommenſteuer⸗ 
geſetzes vom 8. Ang. 1903. 

a) Die Heranziehung der zur Beſeitigung eines Ver⸗ 
luſtnortrags verwendeten Teile der Geſchüftsüber⸗ 
ſchüſſe zur Einkommenſtener iſt gerechtfertigt. 

b) Ber von der Beſchwerdeführerin beanſpruchte Ab⸗ 
zug der den Aktionären gewührten Banzinſen if nicht 
angängig. 


Gründe: 

I. Die Beſchwerdeführerin, welche nach § 1 des Geſell⸗ 
ſchaftsſtatuts als gewerbetreibende Alktiengeſellſchaft 
anzuſehen iſt, hat in ihrem erſten, auf 30. September 1908 
abgeſchloſſenen Geſchäftsjahr, nach der auf dieſen Tag ge: 
fertigten Bilanz einen Verluſt von 12976 Mk. 30 Pfg. er⸗ 
litten, welcher auf die Rechnung des nächſten Geſchäftsjahrs 
in vollem Betrag vorgetragen wurde. Das zweite Geſchäfts— 
jahr ſchloß nach der Bilanz vom 30. September 1909 mit 
einem Reingewinn von 2369 Mk. 29 Pfg. ab. Nach der 
Gewinn- und Verluſtrechnung dieſes Geſchäftsjahrs betrugen 
die Betriebsüberſchüſſe (Miet⸗ und andere Einnahmen ab⸗ 
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züglich der Unkoſten und Abſchreibungen) 26 764 Mk. 60 Pfg. 
— 11419 Mk. 01 Pfg. = 15 345 Mk. 59 Pfg. Die Dif⸗ 
ferenz zwiſchen dieſem Betrag und dem bilanzmäßigen Rein⸗ 
gewinn von 2369 Mk. 29 Pfg. beſteht in dem auf der Soll⸗ 
ſeite der Gewinn⸗ und Verluſtrechnung vorgetragenen Ver⸗ 
luſt des vorangegangenen Geſchäftsjahrs von 12 976 Mk. 
30 Pfg. Von dem Bilanzgewinn von 2369 Mk. 29 Pfg. 
wurde der Betrag von 118 Mk. 47 Pfg. (5 % dieſes Ge⸗ 
winns) dem geſetzlichen Reſervefonds zugewieſen und der 
geſamte Reſt von 2250 Mk. 82 Pfg. auf neue Rechnung 
vorgetragen. Dagegen wurden den Aktionären auf Grund 
der Ziffer VI des Geſellſchaftsſtatuts auf die eingezahlten 
Beträge Bauzinſen von 4½½ % für das Jahr gewährt, 
welche auf Neubaukonto verbucht wurden. 

Die Einſchätzungskommiſſion hat neben dem Bilanz⸗ 
gewinn von 2369 Mk. 29 Pfg. den nach der Gewinn⸗ und 
Verluſtrechnung zur Deckung des Verluſtvortrags verwende⸗ 
ten Teil der Betriebsüberſchüſſe als ſteuerbares Einkommen 
der Beſchwerdeführerin erklärt und ihr ſteuerbares Einkom⸗ 
men für das Steuerjahr 1910 auf den Betrag von 15 345 Mk. 
feſtgeſetzt, während die Geſellſchaft einerſeits die Steuerpflicht 
des zur Verluſtausgleichung verwendeten Betrags beſtritt, 
andererſeits den Abzug der den Aktionären bezahlten Bau⸗ 
zinſen in Höhe von 3% des eingezahlten Aktienkapitals mit 
10 500 Mk. an dem Reingewinn von 2369 Mk. 29 Pfg. 
beanſpruchte, womit das Vorhandenſein eines ſteuerbaren 
Einkommens für 1910 überhaupt verneint wurde. 

Dieſe Einwendungen hat die Geſellſchaft im Weg der 
Beſchwerde gegen das Einſchätzungsergebnis weiter verfolgt. 
Die Beſchwerde wurde jedoch durch Entſcheidung des K. 
Steuerkollegiums, Abteilung für direkte Steuern, vom 25. Juli 
1911 und die hiegegen gerichtete weitere Beſchwerde durch 
Entſcheidung des K. Finanzminiſteriums vom 13. Juni 1912 
als unbegründet abgewieſen. 

II. Auch die — an ſich formrichtig und rechtzeitig ein- 
gelegte — Rechtsbeſchwerde konnte keinen Erfolg haben. 
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1. Zutreffend geht die angefochtene Entſcheidung davon 
aus, daß die Feſtſtellung der geſchäftlichen Ueberſchüſſe einer 
gewerbetreibenden Aktiengeſellſchaft im Sinn des Art. 16 
Abſ. 1 Eink. St. G. nach Maßgabe des Art. 13 Abſ. 2 vergl. 
mit Art. 10 dieſes Geſetzes zu erfolgen habe. 

Iſt hienach unter dieſen Ueberſchüſſen der durch den 
Betrieb eines beſtimmten Geſchäftsjahrs verurſachte Ver⸗ 
mögenszuwachs zu verſtehen, ſo muß für ihre Feſtſtellung 
ein in dem vorangegangenen Geſchäfts jahr 
erlittener Verluſt außer Betracht bleiben, denn dieſer berührt, 
weil nicht durch den Betrieb des gegenwärtigen Geſchäfts— 
jahrs veranlaßt, deſſen Erträgniſſe nicht. Wenn nun, wie 
im vorliegenden Fall, der — in Ermanglung eines Reſerve⸗ 
fonds — in die Rechnung des laufenden Jahrs vorgetragene 
Verluſt des Vorjahrs wegen der Unveränderlichkeit des in 
den Paſſiven der Bilanz befindlichen Aktienkapitalkontos 
($ 288 H. G. B) aus den Ueberſchüſſen des laufenden Jahrs 
ausgeglichen werden mußte und der hiezu verwendete Teil 
der Ueberſchüſſe in dem Bilanzgewinn dieſes Jahrs fehlt 
(Preuß. Oberverwaltungsgericht in Staatsſteuerſachen Bd. 10, 
S. 248/49), ſo iſt dem letzteren zum Zweck der Feſtſtellung 
der geſchäftlichen Ueberſchüſſe im Sinn des Art. 16 Abſ. 1 
Eink. St. G. der zur Deckung des Verluſtvortrags verwendete 
Teil der Jahresüberſchüſſe hinzuzurechnen. Einkommenſteuer⸗ 
pflichtig aber iſt der ſo zugeſchlagene Betrag als Beſtandteil 
der geſchäftlichen Ueberſchüſſe nur unter der Vorausſetzung, 
daß die Verwendung zur Ausgleichung eines vorgetragenen 
Verluſtes ſich als eine der in Art. 16 Abſ. 1 Eink. St. G. 
bezeichneten, die Steuerpflicht des entſprechenden Teils der 
Ueberſchüſſe bedingenden Verwendungsarten darſtellt, wobei 
es, abgeſehen von der hier nicht in Frage kommenden Ver⸗ 
wendung zur Dividendenverteilung (8 215 Abſ. 1 H. G. B.), 
unerheblich iſt, ob die Verwendung vor Abſchluß des Ge⸗ 
ſchäftsjahrs erfolgt iſt (Preuß. Oberverwaltungsgericht in 
Staatsſteuerſachen Bd. 10, S. 224). Die Rechtsbeſchwerde 
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beſtreitet mit Unrecht, daß hier eine ſolche ſteuerpflichtige 
Verwendungsart vorliege. 

Ein Abſchluß mit Verluſt bewirkt auch bei einer Aktien⸗ 
geſellſchaft tatſächlich eine Verminderung des — durch das 
Aktienkapital (eventuell zugleich durch den Reſervefonds) aus⸗ 
gedrückten — Reinvermögens, welche, da die Herabſetzung 
des Aktienkapitalkontos nur im Weg des § 288 H. G. B. zu⸗ 
läſſig iſt, durch einen Wertberichtigungspoſten auf der Aktiv⸗ 
ſeite dargeſtellt werden muß (ſ. auch § 261 Ziff. 6 H. G. B). 
Die Auflöſung des aus dem Vorjahr übernommenen Ver⸗ 
luſtes durch Verwendung von Ueberſchüſſen des laufenden 
Jahrs bedeutet auf der einen Seite den Ausſchluß des hiezu 
verwendeten Ueberſchußbetrags von der Verteilung an die 
Aktionäre und ſeine Umwandlung in Vermögen, auf der 
andern Seite die Zurückführung des um den Verluſt des 
Vorjahrs verminderten Reinvermögensbeſtandes zu Anfang 
des laufenden Geſchäftsjahrs auf den Stand vor Eintritt 
des Verluſtes. In der auf dieſe Weiſe bewirkten Ver⸗ 
mehrung des Reinvermögens iſt das weſentliche Merkmal 
der Reſervebildung im ſteuerrechtlichen Sinn gegeben. Nicht 
erforderlich iſt hiebei die Einhaltung der Form des § 261 
Ziff. 5 H. G.B., da für die Einkommensbeſteuerung aus⸗ 
ſchlaggebend ſein muß, nicht was in die Bilanz formell als 
Reſervefonds eingeſtellt wird, ſondern was materiell, 
wirtſchaftlich als Reſerve ſich darſtellt — zu vergl. 
Reiſch und Kreibig, Bilanz und Steuer, 2. Aufl., II. Bd. 
S. 115/16, Sames in der Haldheimſchen Monatsſchrift, 
Jahrg. 14, S. 201 ff., Preuß. Oberverwaltungsgericht in 
Staatsſteuerſachen, Bd. 10, S. 276, 378, auch Jahrb. der 
Württ. Rechtspflege 19, S. 117 — wobei übrigens zu be⸗ 
merken iſt, daß die Deckung des Verluſtvortrags in der Ge⸗ 
winn⸗ und Verluſtrechnung nachgewieſen iſt. 

Dieſe Auffaſſung iſt auch bei der ſtändiſchen Beratung 
des Art. 16 des Entwurfs zum Einkommenſteuergeſetz von 
den Berichterſtattern beider Kammern, ohne von irgend einer 
Seite Widerſpruch zu finden, zum Ausdruck gebracht wor⸗ 
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den und zwar in dem Sinne, daß die, dem an die Aktio⸗ 
näre verteilten Betrag der geſchäftlichen Ueberſchüſſe zum 
Zweck der Beſteuerung nach Art. 16 Abſ. 1 des Entwurfs 
hinzuzurechnenden, etwaigen weiteren Beſtandteile der Ueber⸗ 
ſchüſſe den nach Art. 9 II, 1 des damaligen Entwurfs und 
ſpäteren Geſetzes nicht abzugsfähigen Verwendungen zur 
Verbeſſerung des Vermögens gleichgeſtellt wurden. (Beil. 161 
der Kammer der Abg. vom 29. Juni 1902, S. 529, Verh. 
der Kammer der Standesherren 1901/04, Beil. Bd. 20, 
S. 288, Verh. der Kammer der Abg. 1901/03, Beil. Bd. 89, 
S. 526). | 

Allerdings hat das Preuß. Oberverwaltungsgericht in 
der Entſcheidung vom 27. 3. 1893 (Entſch. in Staatsſteuer⸗ 
ſachen Bd. 1, S. 288 ff.), auf welche ſich die Beſchwerde⸗ 
führerin beruft, die Einkommenſteuerpflicht der zur Tilgung 
einer Unterbilanz aus dem Vorjahr dienenden Ueberſchuß⸗ 
beträge verneint. Dieſer Entſcheidung vermag ſich der Ver⸗ 
waltungsgerichtshof um ſo weniger anzuſchließen, als ihre 
Begründung in der Hauptſache ſich dagegen wendet, daß die 
Verluſtvortragsminderung durch Verwendung von Ueber⸗ 
ſchüſſen eine Schuldentilgung (wie die Vorinſtanz angenom⸗ 
men hatte) oder eine Verbeſſerung im Sinn des § 16 (jetzt 
§ 15) des Preuß. Einkommenſteuergeſetzes ſei, während fie 
ſich hinſichtlich der Frage, ob nicht eine Reſervenbildung vor⸗ 
liege, auf die Ausführung beſchränkt, daß dieſer Tatbeſtand 
„offenbar“ nicht hergeſtellt ſei. 

Die Heranziehung des zur Beſeitigung des Verluſtvor⸗ 
trags vom Vorjahr verwendeten Teils der geſchäftlichen 
Ueberſchüſſe des Geſchäftsjahrs 1908/09 zur Einkommenſteuer 
für 1910 war demnach durchaus gerechtfertigt. 

2. Die den Aktionären ſtatutengemäß in dem Geſchäfts⸗ 
jahr 1908/09 gewährten Bauzinſen waren, wie ihre Ber: 
buchung auf Baukonto erkennen läßt, auch von keiner Seite 
beſtritten iſt, nicht den Ueberſchüſſen dieſes Geſchäftsjahrs 
entnommen. Sie gehören daher auch nicht zu dem nach 
Art. 16 Abi. 1 Eink. St. G. ſteuerbaren Einkommen der Bes 
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ſchwerdeführerin. Nach Art. 16 Abi. 3 Eink. St. G. iſt Ge⸗ 
genſtand des dort zugelaſſenen Abzugs an dem ſteuerbaren 
Einkommen der Aktiengeſellſchaft der Geſamtbetrag der an 
die Aktionäre verteilten Aktienzinſen, Dividenden oder Ge⸗ 
winnanteile bis zum Höchſtbetrag von 3 % des eingezahlten 
Aktienkapitals. Daraus ergibt ſich als Vorausſetzung für 
den Abzug die Verteilung von Aktienzinſen bzw. Dividenden. 
Allerdings ſagt Abſ. 3 des Art. 16 nicht ausdrücklich, daß 
nur die aus Ueberſchüſſen verteilten Aktienzinſen uſw. 
an dem ſteuerbaren Einkommen abgezogen werden dürfen. 
Bei den Dividenden verſteht ſich dies aber von ſelbſt, da 
dieſe nur aus vorhandenen Ueberſchüſſen gewährt werden 
können (ſ. auch 88 213, 215 Abi. 1 H. G. B.). Aber auch 
für die Aktienzinſen ergibt ſich dies aus dem Zuſammenhang 
des Abſ. 3 mit Abſ. 1 des Art. 16 Eink. St. G. in Verbin: 
dung damit, daß mit der Zulaſſung des genannten Abzugs 
die zweimalige Heranziehung der Aktienzinſen, Dividenden 
oder Gewinnanteile zur Einkommenſteuer — nämlich bei der 
Geſellſchaft und in der Hand des Bezugsberechtigten (Art. 14 
Eink. St. G.) — bis zum Betrag von 3 % des eingezahlten 
Aktienkapitals vermieden werden wollte. Von dieſem Ge⸗ 
ſichtspunkt aus wäre die Zulaſſung des Abzugs von in der 
Hand der Geſellſchaft gar nicht ſteuerpflichtigen Aktienzinſen 
unverſtändlich. Der von der Rechtsbeſchwerde vertretenen 

Auslegung des Art. 16 Abſ. 3 ſtehen auch die Geſetzes⸗ 
materialien entgegen. In Art. 16 Abſ. 3 der II. Regie⸗ 
rungsvorlage zum Einkommenſteuergeſetz fehlte das Wort 
„Aktienzinſen“ vor „Dividenden“ und es war ſomit nur der 
Abzug der verteilten Dividenden oder Gewinnanteile mit der 
ſchon in den Entwurf aufgenommenen Beſchränkung auf 3% 
des Aktienkapitals vorgeſehen. Da die Dividenden oder Ge— 
winnanteile naturgemäß nur aus den Ueberſchüſſen verteilt 
werden können, jo war es überflüſſig, dies als Voraus⸗ 
ſetzung für die Abzugsfähigkeit in Abſ. 3 beſonders hervor: 
zuheben. In der Kammer der Standesherren wurde nun 
die Einſchaltung des Worts „Aktienzinſen“ in Abſ. 3 vor 
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„Dividenden“ beſchloſſen, mit der Begründung, daß dieſes 
„im Abſ. 1 vorkommende Wort ohne erſichtlichen Grund 
fehle“. — Verh. der Kammer der Standesherren 1901/04, 
Beil. Bd. 20, S. 291. — Dieſe Begründung, gegen welche 
weder von ſeiten der Regierung noch in der Kammer der 
Abgeordneten eine Erinnerung erhoben wurde, läßt erkennen, 
daß die Einſchaltung lediglich die redaktionelle Ergänzung 
des Abſ. 3 in dem Sinn herbeiführen ſollte, daß die Ab⸗ 
ziehbarkeit ſich auf ſämtliche zur Verteilung an die Aktionäre 
gelangenden Arten der geſchäftlichen Ueberſchüſſe 
erſtrecken, nicht aber eine Ausdehnung der Abzugsfähigkeit 
über den Rahmen der geſchäftlichen Ueberſchüſſe hinaus be⸗ 
wirkt werden ſollte. 

Der von der Beſchwerdeführerin beanſpruchte Abzug der 
den Aktionären gewährten Bauzinſen in Höhe von 3 % des 
eingezahlten Aktienkapitals iſt demgemäß von der Steuer⸗ 
behörde mit Recht abgelehnt worden. 

III. Dem Ausgeführten zufolge war die Rechtsbeſchwerde 
zurückzuweiſen. 

Urteil vom 16. Okt. 1912. 
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In der bei dem K. Oberlandesgericht Stuttgart an- 
hängigen Rechtsſache der Rittergutsbeſitzerin B. D., Witwe, 
auf Schloß L., Klägerin, Berufungs⸗Klägerin, gegen den 
Württ. Fiskus, Bekl. Ber. - Beklagter, Lehrerernen⸗ 
nungsrecht betr. iſt hinſichtlich des von der Klägerin 
erhobenen Anſpruchs auf Beſetzung der Schulſtelle von L. 
die Verwaltung zuſtändig. 

Tatbeſtand. 

J. Die Witwe B. D. auf Gut L., OA. W., welche 
auf den am 26. Januar 1910 erfolgten Tod ihres Ehe⸗ 
mannes, des Privatiers J. D., deſſen Erbin — Miterbin 
zuſammen mit Abkömmlingen mit unbeſchränktem Verwal⸗ 
tungs⸗ und Veräußerungsrecht des ganzen gemeinſchaftlichen 
Vermögens — geworden iſt, nimmt infolge des am 18. 
Oktober 1886 von dem Standesherrn Fürſt Johannes zu 
Hohenlohe⸗Bartenſtein erfolgten Erwerbs des Ritterguts L. 
das Recht für ſich in Anſpruch, den Schullehrer auf die 
evangeliſche Schulſtelle L. zu ernennen. Sie hat, nachdem 
ihr dieſes Recht anläßlich einer im Jahre 1910 erfolgten 
Erledigung der Schullehrerſtelle von dem K. evangeliſchen 
Oberſchulrat mit Erlaß vom 10. Dezember 1910 beſtritten 
worden war, bei der Zivilkammer des K. Landgerichts 
H. Klage gegen den Württ. Fiskus mit dem Antrag er⸗ 
hoben, der Beklagte habe anzuerkennen, daß der Klägerin 
als Miteigentümerin und mit unbeſchränktem Nutznießungs⸗ 
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und Verwaltungsrecht ausgeſtattete Inhaberin des Ritterguts 
L. das Recht zuſtehe, den Schullehrer auf die evangeliſche 
Schulſtelle in L. zu ernennen. Der beklagte Fiskus hat 
Klageabweiſung beantragt und vor allem die Zuläſſigkeit 
des Rechtswegs für den erhobenen Anſpruch beſtritten. Mit 
Urteil vom 30. Dezember 1911 hat die Zivilkammer des 
Landgerichts H. erkannt: die Klage wird wegen Unzuläſſig⸗ 
keit des Rechtswegs abgewieſen. Hiegegen hat die Klägerin 
am 28. Februar 1912 Berufung bei dem Oberlandesgericht 
erhoben und es iſt dort Termin zur mündlichen Verhandlung 
auf 2. Mai 1912 anberaumt worden. Mittels eines am 
8. März 1912 bei dem Oberlandesgericht eingekommenen 
Schriftſatzes vom 5. März 1912 hat das K. Miniſterium 
des Kirchen⸗ und Schulweſens den Kompetenzkonflikt erhoben, 
worauf das Oberlandesgericht mit Beſchluß vom 11. März 
1912 das Verfahren bis zur Erledigung des Kompetenz⸗ 
konflikts eingeſtellt und die Prozeß bevollmächtigten der Par⸗ 
teien hievon unter Zuſtellung einer Abſchrift der gedachten 
Erklärung des K. Miniſteriums des Kirchen- und Schul⸗ 
weſens vom 5. März 1912 und unter der Eröffnung, daß ihnen 
freiſtehe, binnen 4 Wochen eine ſchriftliche Erklärung auch 
ihrerſeits abzugeben, benachrichtigt hat. Eine ſolche Erklä⸗ 
rung iſt ſeitens der Klägerin am 6. April 1912 bei dem 
Oberlandesgericht eingekommen. 

II. Das jetzt den Erben des Privatiers J. D. gehörige 
Rittergut L. war zum Jahre 1649 im Beſitze des B. von 
M., der es an den Freiherrn L. von Sch. verkaufte. Im 
Jahre 1777 verkauften es die Erben des letzteren an die 
Freifrau von G. und deren Tochter Maria von G. Das 
Gut blieb bis zum Jahre 1824 im Beſitze der Familie von 
G., es gelangte ſodann im Wege der Erbteilung in den 
Beſitz der Freifrau G. von R. Im Jahre 1857 wurde das 
Gut von den damaligen Beſitzern, den Nachkommen der 
Freifrau G. von R. an den Fürſten Karl zu Hohenlohe 
Bartenſtein verkauft. Mit Kaufvertrag vom 18. Oktober 
1886 hat der damalige Inhaber der Standesherrſchaft 
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Hohenlohe-Bartenſtein, Fürſt Johannes zu Hohenlohe⸗ 
Bartenſtein, das Gut an den Ehemann der Klägerin ver⸗ 
kauft. In letzterem Kaufvertrag iſt unter den auf den 
Käufer übergehenden Gerechtſamen ausdrücklich erwähnt: 
„das Patronatrecht auf die evangeliſche Pfarrei L. und die 
evangeliſche Schulſtelle daſelbſt.“ 

Der Ort L. ſtand bis zum Jahre 1806 ſowohl in Be⸗ 
ziehung auf Hoheits⸗ als in Beziehung auf grundherrliche 
Rechte unter der Gutsherrſchaft L.; ſeit 1806 ſteht er unter 
der Krone Württemberg. Mit der Einverleibung iſt das 
Rittergut ein jog. exemtes Gut geworden. 

Mindeſtens ſeit dem Erwerb des Ritterguts durch die 
Familie von Sch. wird das Recht zur Beſetzung der Pfarr⸗ 
und Schulſtelle zu L. von dem Inhaber des Ritterguts in 
Anſpruch genommen und ausgeübt, ſeit der Einverleibung 
in Württemberg unter Beſtätigung der Ernannten durch die 
württ. Schulbehörde. Auch nach dem Uebergang des Guts 
auf den Ehemann der Klägerin ſind dieſe Ernennungsrechte 
und zwar bis zum Jahre 1899 von dem Ehemann der 
Klägerin bzw. dieſer ſelbſt ausgeübt worden. Erſt im Jahre 
1910, als ſich die Schulſtelle durch Verſetzung des Lehrers 
erledigt hatte, iſt der Klägerin dieſes Recht von dem K. 
evangeliſchen Oberſchulrat beſtritten worden. 

III. Die Klägerin bringt für die Zuläſſigkeit des Rechts⸗ 
wegs folgendes vor: 

Wenn, wie die Klägerin geltend mache, bei dem in 
Rede ſtehenden Anſpruch es ſich um einen auf privatrecht⸗ 
licher Grundlage ruhenden Anſpruch handle und wenn auch 
nur Zweifel beſtehen, ob der erhobene Anſpruch möglicher⸗ 
weiſe ein zivilrechtlicher ſein könne, ſo ſei der Rechtsweg zu⸗ 
läſſig; vergl. RGE. 51 S. 316. Nur dann wäre das gel⸗ 
tend gemachte Lehrerernennungsrecht ein öffentlich⸗ rechtlicher 
Anſpruch, wenn das württ. ſogenannte Schulpatronat nur 
kraft Hoheitsrechts entſtehen oder entſtanden ſein und ins⸗ 
beſondere nicht auf einen Privatrechtstitel gegründet werden 
könne. Letztere Möglichkeit ſehe aber ausdrücklich der Art. 50 
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des Volksſchulgeſetzes vor. In der Tat ſei auch das von 
der Klägerin beanſpruchte Recht ein privatrechtliches und 
zwar ein an dem Gut L. haftendes dingliches Recht. 

Das Dorfſchulweſen ſei früher ein nichtſelbſtändiger 
Annex des Kirchenweſens geweſen; derjenige, welcher den 
Pfarrer zu ernennen berechtigt geweſen ſei, habe vermöge 
dieſes (erweiterten) Rechts auch den Schullehrer (Mesner) 
zu ernennen gehabt. Wenn im einzelnen Falle dieſes Kirchen⸗ 
patronat privatrechtlicher Natur geweſen ſei, ſo habe damit 
auch das in ihm begriffene Schulpatronat denſelben recht⸗ 
lichen Charakter gehabt. Daß jedenfalls in früherer Zeit 
privatrechtliche Kirchenpatronate beſtanden haben, ſei nicht 
zu bezweifeln, und es ſeien auch ſolche durch die frühere 
württ. Rechtſprechung und durch die Verwaltungsbehörden 
anerkannt worden. Das Kirchenpatronat der Gutsherrn von 
L. ſei offenbar privatrechtlicher Natur geweſen, wenn auch 
keine Stiftungsurkunde vorhanden ſei, aus der ohne weiteres 
ein kanoniſcher Privatrechtstitel nachzuweiſen ſei. Dieſer 
privatrechtliche Charakter ergebe ſich auch aus der Art und 
Weiſe der Bezeichnung dieſes Rechts an das Rittergut L. 
betreffenden Beſitz⸗ und Uebergabeurkunden. 

Eine Umwandlung dieſes dem Privatrecht angehörenden 
Rechts ſei nicht erfolgt und habe nicht erfolgen können. 
Insbeſondere könne für eine ſolche Umwandlung nicht die 
Adels deklaration vom 8. Dezember 1821 in das Feld ge⸗ 
führt werden. Die Zuſammenſtellung der grundherrlichen 
Rechte in Art. 59 der Adelsdeklaration — und zu dieſem 
gehören auch das Kirchen⸗ und das ſog. Schulpatronat — 
zeige deutlich, daß es ſich hier um Anſprüche mit zivilrecht: 
lichem Inhalt handle. Zudem ſei ſowohl im Organiſations— 
manifeſt vom 18. März 1806 wie in der Adelsdeklaration 
und ſpäter im Volksſchulgeſetz das Lehrerernennungsrecht, 
wie es hergebracht ſei, beſtätigt, woraus folge, daß an ſeinem 
Inhalt nichts habe geändert werden wollen und auch nichts 
geändert worden ſei. | 

Der Beklagte hat das Vorbringen der Klägerin be- 
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ſtritten und geltend gemacht, das in Anſpruch genommene 

Recht ſei ein im öffentlichen Recht begründetes Adelsvor⸗ 

recht. Bei einem ſolchen Recht ſei überhaupt ein privat⸗ 

rechtlicher Entſtehungsgrund ausgeſchloſſen; auch ſtehe ein 

ſolcher bei dem beanſpruchten Recht nicht in Frage. 
Gründe: 

I. Die Vorſchriften über die Vorausſetzungen für die 
Erhebung eines Kompetenzkonflikts (Geſetz betreffend die 
Entſcheidung von Kompetenzkonflikten vom 25. Auguſt 1879, 
Reg Bl. S. 272, Art. 8, 9, 11) find gewahrt. Auch iſt die 
Erhebung des Kompetenzkonfliktes gemäß Art. 4 Abſ. 1, 
7 Abſ. 1, a. a. O. in zuläſſiger Weiſe erfolgt. Hienach iſt die 
Zuſtändigkeit des Kompetenzgerichtshofs für den vorliegenden 
Fall begründet. 

II. Nach württ. Recht iſt das Recht zur Ernennung 
von Schullehrern ein ſtaatliches Hoheitsrecht. Der Umſtand, 
daß zurzeit auch anderen Perſonen als dem Staate dieſes 
Recht in Form eines Präſentationsrechts zukommt, beweiſt 
nichts gegen feine öffentlich⸗rechtliche Natur. Dieſes Zu⸗ 
ſtehen an württ. Standesherrn und an württ. Angehörige 
des ritterſchaftlichen Adels erklärt ſich und iſt lediglich be⸗ 
gründet aus der geſchichtlichen Entwicklung. Nach der 
Mediatiſierung der genannten Perſonen iſt das Recht zur 
Beſetzung von Pfarr- und Schulſtellen als ein Ausfluß der 
früheren Landeshoheit dieſer Perſonen in Geſtalt eines Prä⸗ 
ſentationsrechts aufrecht erhalten worden. 

Die Rheiniſchen Bundesakte vom 12. Juli 1806 (ab⸗ 
gedruckt bei Reyſcher, Staatsgrundgeſetze III S. 659), ins⸗ 
beſondere die Art. 26 und 27 laſſen keinen Zweifel, daß 
das ſog. Schulpatronat (in Art. 27 Abſ. 1: „das Patronat⸗ 
recht und andere dieſem ähnliche“ Rechte) in ſeiner Eigen⸗ 
ſchaft als bisheriges Souveränitätsrecht der Mediatiſierten, 
weil von nun an nicht mehr in den nunmehr in Art. 26 
neu beſtimmten Umfang der Souveränitätsrechte fallend, 
aufrecht erhalten werden wollte. Desgleichen iſt die Auf⸗ 
rechterhaltung des Patronats mit der Einſchränkung, daß 
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ſeine Ausübung nur noch nach Vorſchrift der Landesrechte 
erfolgen dürfe, in Art. 4 der Deutſchen Bundesakte vom 
8. Juli 1815 (ſ. Reyſcher a. a. O. S. 656) ausgeſprochen. 
Daß auch das württ. Recht das Patronat nur noch inſoweit 
dulden wollte und duldet, als es infolge der erwähnten 
Akte als ein den bisherigen Reichsunmittelbaren zukommen⸗ 
des perſönliches Hoheitsrecht noch aufrecht erhalten wird, 
zeigt unwiderleglich die Beſtimmung des § 65 Abſ. 2 des 
Organiſationsmanifeſtes vom 18. März 1806 (ſ. Reyſcher 
a. a. O. S. 261), wo es heißt: „Die Rittergutsbeſitzer 
ſollen nur da, wo ſie das Patronatrecht hergebracht haben, 
dieſes ferner durch Ernennung der Subjekte zu Pfarreien 
und Schulen ausüben, die Ernannten aber ... von Unſerer 
jedesmaligen Konfirmation abhängen.“ Insbeſondere läßt 
letztere Beſtimmung mit voller Sicherheit erkennen, daß 
damals die Ernennung von Schullehrern grundſätzlich als 
ein ſtaatliches Hoheitsrecht betrachtet wurde. Auf demſelben 
Standpunkt wie das Organiſationsmanifeſt ſteht auch das 
Adelsſtatut vom 3. März 1817 (ſ. Reyſcher a. a. O. S. 422), 
wenn es in $ 64 beſtimmt: „Das Patronatrecht üben die 
Rittergutsbeſitzer noch aus, wo und wie ſie ſolches herge⸗ 
gebracht haben“, ſowie die Adelsdeklaration vom 20. Dezbr. 
1821 (vergl. RegBl. S. 879), wo es in § 59 heißt: „Das 
Patronatrecht und das der Präſentation der Schullehrer 
üben die Rittergutsbeſitzer noch ferner aus, wo und wie ſie 
ſolches hergebracht haben“. Durch das Volksſchulgeſetz vom 
29. September 1836 (Art. 49; in dem heute geltenden Ge⸗ 
ſetz ſachlich ungeändert als Art. 50) iſt, wie die geſetzgebe⸗ 
riſchen Vorarbeiten zu dieſem Geſetz außer Zweifel ſtellen, 
an dem geſchilderten Rechtszuſtand nichts geändert worden. 

Die geſchichtliche Entwicklung zeigt ſomit, daß das Recht 
zur Ernennung von Schullehrern in Württemberg jedenfalls 
zur Zeit der Mediatiſierung grundſätzlich als ein ſtaatliches 
Hoheitsrecht und die Ausübung des ſog. Schulpatronats durch 
andere Perſonen als den Staat nur als ein wegen des Her- 
kommens geduldetes, der ſtaatlichen Aufſicht unterſtelltes, 
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aus der Staatshoheit abgeleitetes Recht betrachtet wurde. 
Weiter ſteht nach dem Bemerkten feſt, daß das ſog. Schul⸗ 
patronat für die Standesherrn und den ritterſchaftlichen 
Adel nur deshalb aufrecht erhalten worden iſt, weil dieſes 
Recht als ein Ausfluß der früheren Landeshoheit dieſer Per⸗ 
ſonen erſchien, die man inſoweit nicht beeinträchtigen wollte. 
Kann hienach an der Eigenſchaft des ſog. Schulpatronats 
der Standesherrn und des ritterſchaftlichen Adels als eines 
Ueberbleibſels ihrer früheren Gebietshoheit nicht gezweifelt 
werden, ſo iſt damit deſſen Eigenſchaft als einer dem öffent⸗ 
lichen Recht angehörenden Befugnis gegeben (vergl. v. Göz, 
Württ. Staatsrecht S. 469 Anm. 5; Hepp, das ſog. Schul⸗ 
patronat in Württemberg, insbeſondere S. 56 und 57). 

III. Nun macht die Klägerin geltend, das von ihr be⸗ 
anſpruchte Lehrerernennungsrecht ſei von Anfang an ein 
dem Privatrecht angehörendes Recht geweſen. Hiefür fehlen 
aber alle Anhaltspunkte. Darüber, wie ſeinerzeit der Erwerb 
des Rechts zuſtande kam, iſt nichts beigebracht. Aus dem 
Herkommen oder aus erwerbender Verjährung allein ergibt 
ſich nichts für die Eigenſchaft, ob privatrechtlich oder öffent⸗ 
lich⸗rechtlich (vergl. v. Göz, Verwaltungsrecht S. 12). Auch 
aus den das Rittergut L. betreffenden Beſitz⸗ und Ueber: 
tragungsurkunden iſt nichts für die Eigenſchaft des bean⸗ 
ſpruchten Rechts als ein dem Privatrecht angehörendes 
Recht zu entnehmen. Eine etwa in dieſen Urkunden ent⸗ 
haltene Bezeichnung dieſes Rechts als eines dem Privatrecht 
angehörenden Rechts beweiſt nichts für den wirklichen 
Charakter dieſes Rechts, ſondern bringt lediglich die recht⸗ 
liche Auffaſſung der Vertragſchließenden oder der Verfaſſer 
der Urkunden zum Ausdruck, ohne daß zugleich die Richtig⸗ 
keit dieſer Auffaſſung dargetan wäre. Uebrigens kann da⸗ 
hingeſtellt bleiben, ob die ſeinerzeitige Entſtehung des bean⸗ 
ſpruchten Rechts auf einem privatrechtlichen oder auf einem 
öffentlich⸗ rechtlichen Titel beruht; es iſt allgemein anerkannt, 
daß Privatrechtstitel auch öffentliche Rechte erzeugen können 
(vergl. v. Göz, a. a. O.). 
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IV. Für einen öffentlichrechtlichen Anſpruch iſt nun aber 
der Rechtsweg ausgeſchloſſen. Der Umſtand, daß der Er⸗ 
werb des ſtreitigen Anſpruchs durch den Ehemann der 
Klägerin auf einen lediglich dem bürgerlichen Recht ange⸗ 
hörenden Titel geſtützt wird oder daß der Erwerb angeblich 
nur auf Grund eines ſolchen Titels erfolgen konnte, vermag 
nicht die Zuſtändigkeit des Zivilgerichts zu begründen; durch 
einen ſolchen angeblichen Erwerb iſt der Anſpruch nicht zu 
einem privatrechtlichen geworden (vergl. v. Göz, a. a. O., 
Jellinek, Das Syſtem der ſubjektiven öffentlichen Rechte 
S. 344; RGE. 59 S. 8). Die von der Klägerin dafür 
angeführte Entſcheidung des Reichsgerichts (51 S. 316), 
daß vorliegend der Rechtsweg zuläſſig ſei, kann hieher nicht 
verwertet werden; dieſe Entſcheidung beruht auf einer poſi⸗ 
tiven Beſtimmung des preuß. Rechts, das für den fraglichen 
Fall den Rechtsweg zuläßt. 

V. Dem Ausgeführten zufolge iſt wegen des öffentlich⸗ 
rechtlichen Charakters der von der Klägerin beanſpruchten 
Befugnis der Rechtsweg ausgeſchloſſen. Für die Entſchei⸗ 
dung über den ſtreitigen Anſpruch iſt die Verwaltung zu: 
ſtändig. Für eine unmittelbare Zuſtändigkeit des Verwal⸗ 
tungsgerichts fehlt es an der erforderlichen poſitiven Vorſchrift. 
Hienach war gemäß Art. 14 Abſ. 5 des Geſetzes betr. die 
Entſcheidung von Kompetenzkonflikten die Verwaltung für 
zuſtändig zu erklären. 

Urteil des Kompet.⸗Ger.⸗Hofs vom 25. September 1912 
in Sachen B. D. gegen Fiskus. 
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IV. 


Mitteilungen des Horflands der Württ. Anwaltskammer. 


Eingeſandt von Rechtsanwalt Dr. Rudolf Löwenſtein I in 
Stuttgart. 


I. Erwirkung des Verluſtigkeitsurteils bei zurückge⸗ 
nommener Berufung. 


Der Vorſtand einer norddeutſchen Anwaltskammer hat 
an den Vorſtand der württ. Anwaltskammer aus Anlaß 
eines Disziplinarfalls eine Anfrage über die Anwendung des 
8 515 Abſ. 4 CPO. geſtellt. Nach dieſer Geſetzesbeſtimmung 
hat die Zurücknahme einer Berufung den Verluſt des Rechts⸗ 
mittels und die Verpflichtung für den Berufungskläger zur 
Folge, die durch das Rechtsmittel entſtandenen Koſten zu 
tragen; auf Antrag des Gegners ſinddieſe Wirkungen 
durch Urteil aus zuſprechen. 

Der anfragende Kammervorſtand wollte ſich darüber 
informieren, ob bei den württembergiſchen Anwälten Ab⸗ 
machungen oder mindeſtens Gepflogenheiten nach der Rich⸗ 
tung beſtehen, daß in jedem Falle, wo eine Berufung zurück⸗ 
genommen wird, nicht bloß wegen der Koſten Urteil, vielmehr 
auch ein Urteil dahin erwirkt werden ſolle, daß der Gegner 
des Rechtsmittels der Berufung für verluſtig 
erklärt werde. Die angeſtellten Erhebungen führten zu 
dem Ergebnis, daß beim Oberlandesgericht in den letzten 
drei Jahren kaum ein halbes Dutzend ſolcher Urteile, und 
zwar bei ſämtlichen drei Senaten des Oberlandesgerichts 
zuſammen, genommen worden ſind. Auch bei den Land⸗ 

8 * 
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gerichten laſſen ſich derartige Fälle nur ganz ausnahmsweiſe 
konſtatieren. Es wird in der Tat nur ſelten Anlaß dazu 
vorhanden ſein, ſich nicht mit einem Urteil auf Koſtentra⸗ 
gung zu begnügen, vielmehr ein meiſt mit unverhältnismäßi⸗ 
gen Koſten verbundenes Verluſtigkeits⸗Urteil herbeizuführen. 


II. Inlaſſung non Rechtsagenten etc. zur mündlichen 
Verhandlung vor den württembergiſchen Amts⸗ 
gerichten. 

Der Vorſtand des Deutſchen Anwaltvereins hat den 
Vorſtand der Württ. Anwaltskammer erſucht 

1. um eine Feſtſtellung zunächſt darüber, an welchen 
Amtsgerichten Württembergs Perſonen vorhanden 
find, denen gemäß § 157 Abſ. 4 CPO. das münd⸗ 
liche Verhandeln vor Gericht durch eine 
ſeitens der Juſtizverwaltung getroffene 
Anordnung geſtattet iſt. In dieſer Richtung haben 
die gemachten Erhebungen ergeben, daß die Württ. Juſtiz⸗ 
verwaltung in keinem Falle Perſonen das mündliche Ver⸗ 
handeln vor Gericht geſtattet hat. Dadurch ſind in Gemäß⸗ 
heit des §8 157 Abſ. 1 CPO. die Württ. Amtsgerichte in 
allen Fällen befugt, Bevollmächtigte und Beiſtände, welche 
das mündliche Verhandeln vor Gericht geſchäftsmäßig be⸗ 
treiben, von der Verhandlung zurückzuweiſen. 

2. Weiter hat der Vorſtand des Deutſchen Anwaltver⸗ 
eins eine Auskunft darüber gewünſcht, welche württembergi⸗ 
ſchen Amtsgerichte von der ihnen durch $ 157 CPO. erteil⸗ 
ten Befugnis, das Auftreten von Bevollmächtigten und 
Beiſtänden, welche das mündliche Verhandeln vor Gericht 
geſchäftsmäßig betreiben, keinen Gebrauch machen, alſo ſolche 
Perſonen nicht zurückweiſen. Es wurde durch eine Umfrage, 
die ſich auf ſämtliche 64 Amtsgerichte erſtreckt hat, folgen⸗ 
des konſtatiert: | 

Nur bei neun Amtsgerichten und auch hier nur in ver⸗ 
einzelten Fällen bzw. vereinzelten Perſonen gegenüber werden 
Bevollmächtigte und Beiſtände, welche das mündliche Ver⸗ 
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handeln vor Gericht geſchäftsmäßig betreiben, nicht zurück⸗ 
gewieſen. Darunter ſind zwei Amtsgerichte, an deren Sitz 
ſich keine Anwälte befinden. 

Dazu kommen dann noch drei weitere Amtsgerichte, 
welche alle anderen Perſonen im Sinne des § 157 Abſ. 1 
von dem mündlichen Verhandeln prinzipiell und ſtrikte zu⸗ 
rückweiſen, die aber Arbeiter⸗ und Gewerkſchaftsſekretäre in 
einzelnen Fällen zulaſſen. 

Aus 18 Amtsgerichtsbezirken wird berichtet, daß eine 
Veranlaſſung zu Zurückweiſungsbeſchlüſſen um deswillen 
ſich nicht gezeigt hat, weil ſeit Jahren Rechtsagenten ꝛc. den 
Verſuch, in mündlicher Verhandlung vor Gericht aufzutreten, 
nicht unternommen haben. 

Bei 34 württembergiſchen Amtsgerichten, alſo der grö⸗ 
ßeren Anzahl dieſer Gerichte, werden alle Perſonen, welche 
das mündliche Verhandeln vor Gericht geſchäftsmäßig zu 
betreiben und vor Gericht aufzutreten verſuchen, ſtets und 
ſtrikte zurückgewieſen. 
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V. 
Abhandlung. 


Mittelbare Schädigung durch illoyale Handlungen. 
Von 
Rechtsanwalt Dr. Eugen Joſef in Freiburg i. Br. 


Dem Urteil des Reichsgerichts vom 11. März 1912 
(RG. 79, 55; JW. 12, 637; Recht 12 N. 1297, 1300, 
1301) liegt folgender Sachverhalt zugrunde: Zwiſchen der 
Firma M. F., deren Inhaberin die Ehefrau des Klägers 
iſt, und dem Beklagten war ein Vertrag geſchloſſen worden, 
wonach jene alle ihr zugehenden Warenbeſtellungen an den 
Beklagten gegen Vergütung zur Ausführung zu überweiſen 
hatte; dies Verhältnis war vom Beklagten — nach des Klä⸗ 
gers Angabe ohne rechtfertigenden Grund — aufgelöſt. Der 
Kläger verlangte Schadenserſatz, weil der Beklagte bei der 
Kundſchaft das unwahre Gerücht verbreitet habe, Kläger ſei 
vom Beklagten wegen früherer Unterſchlagungen entlaſſen 
worden. Den durch das Verhalten des Beklagten verur: 
ſachten Schaden gab Kläger für das erſte Jahr auf 7500 Mk. 
an und begründete ihn dahin: es ſeien im Geſchäft ſeiner 
Frau monatlich 700 Mk. weniger eingenommen, ſeitdem in⸗ 
folge jener üblen Nachrede des Beklagten die Kunden ab- 
gingen. Den ſo entſtandenen Schaden von angeblich 7500 Mk. 
verlangte der Kläger vom Beklagten erſetzt. Das Berufungs⸗ 
gericht hatte den Anſpruch abgewieſen, weil durch des Be⸗ 
klagten üble Nachrede nur die Frau des Klägers geſchädigt 
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ſei; einen Schaden, den der Kläger als Geſchäftsangeſtellter 
der Firma M. F. erlitten habe, habe er nicht geltend ge⸗ 
macht. Kläger ſei höchſtens mittelbar inſofern geſchädigt, 


als ihm materiell die Einnahmen aus dem Geſchäftsbetrieb 


ſeiner Frau zugefloſſen wären; das biete aber keine aus⸗ 
reichende Grundlage für ſeinen Schadenserſatzanſpruch. — 
Das RG. hielt die Reviſion für begründet: Allerdings ver⸗ 
lange Kläger den ihm entſtandenen Schaden erſetzt, wäh⸗ 


rend der geltend gemachte Schaden in erſter Linie im Er⸗ 


werbsgeſchäft ſeiner Frau in die Erſcheinung getreten, mit⸗ 
hin nicht dem Vermögensbereich des Klägers, ſondern dem 
ſeiner Frau zugehöre. Kläger könne aber geltend machen, 
daß er ſelbſt durch die üble Nachrede geſchmälert ſei in dem 
Verdienſt, den er durch die Tätigkeit im Geſchäft der Firma 
M. F. erziele. Im Fall des 8 823 BGB. fer ſchadens⸗ 
erſatzberechtigt allerdings nur der unmittelbar Geſchädigte; 
im Fall des § 826 dagegen jeder auch nur mittelbar Geſchädigte, 
ſofern ihm der Schade nur vorſätzlich zugefügt iſt, d. h. der 
Handelnde den ſchädlichen Erfolg als möglich vorausgeſehen 


hat, aber um den zunächſt verfolgten Zweck zu erreichen, die 


Handlung mit allen als möglich vorausgeſehenen Folgen — 
gleichgültig, wen ſie treffen möchten — auf ſich nehmen 
wollte. — 

Dieſes Urteil bietet Anlaß zu Erörterungen. 

Den im Geſchäftsbetrieb ſeiner Frau entſtandenen Scha⸗ 
den kann Kläger, wie das RG. ſelbſt ausführt, nicht etwa 
kraft ſeines ehrlichen Verwaltungs⸗ und Nießbrauchsrechts 
einklagen; denn der Erwerb der Frau aus dem ſelbſtändigen 
Geſchäftsbetrieb iſt nach § 1367 Vorbehaltsgut. Vielleicht 
war Kläger im Geſchäft ſeiner Frau auf Proviſion ange⸗ 
ſtellt, ſo daß ſeine Frau alſo von den Einnahmen einen ge— 
wiſſen Teil an den Kläger abzuführen hatte; darauf ſcheint 
hinzudeuten die vom RG. (57) wiedergegebene Ausführung 
des Klägers: er ſei geſchädigt in ſeinem durch die Tätigkeit 
im Geſchäft der Firma M. F. erzielten Verdienſt. In die⸗ 
ſem Fall wären die Einnahmen der Ehefrau allerdings — 
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teilweiſe und mittelbar — dem Kläger zugefloſſen; aber auch 
dann war ein rechtliches Intereſſe des Klägers an der von 
ihm verlangten Feſtſtellung der Erwerbseinbuße, die im Ge⸗ 
ſchäft ſeiner Frau eingetreten war, keinesfalls anzunehmen 
(unten IV). Wie das RG. (57) weiter bemerkt, hatte Klä⸗ 
ger ſchlüſſig das Vorhandenſein der Vorausſetzungen des 
§ 826 behauptet, alſo Tatſachen angeführt, die ergaben, daß 
Beklagter in einer gegen die guten Sitten verſtoßenden 
Weiſe dem Kläger vorſätzlich Schaden zugefügt habe. Dann 
war Kläger aber, wie das RG. (60) ſelbſt andeutet, nicht 
bloß mittelbar geſchädigt. Dies führt zu der Frage 
nach dem Weſen der mittelbaren Schädigung durch illoyale 
Handlungen. 

I. Das Preußiſche Landrecht beſtimmte, daß wer Jeman⸗ 


den ohne Recht Schaden zufügt, dieſem Erſatz zu leiſten 


habe, ohne Unterſchied, ob ein beſtimmtes Rechtsgut geſchä⸗ 
digt war oder nur der Vermögensſtand im allgemeinen; 
erſatzberechtigt war danach auch der, gegen den die uner⸗ 
laubte Handlung ſich gar nicht gerichtet hatte, wenn ſie 
ſeinen Vermögensſtand auch nur mittelbar ungünſtig be⸗ 
rührte. Z. B. ein wohlhabender Mann läßt ſeine Söhne 
ſtudieren; ich verübe nun gegen ihn Brandſtiftung; hierdurch 
kommt er um ſein Vermögen, ſo daß er ſeine Söhne nicht 
weiter unterhalten kann und ſelber der Armenpflege zufällt. 
In ſolchen Fällen ſtand auch den Söhnen und dem Armen⸗ 
verband gegen mich ein Schadenserſatzanſpruch zu, ſelbſt 
wenn ich dieſe Folgen gar nicht hatte vorausſehen können. 
Koch, Anm. 4 zu § 513 Preuß. AL R.; § 13 eb.; § 16 J 6. 

Dieſen Standpunkt des Preußiſchen Rechts wollten bei 
der Beratung des $ 704 E J in der Kommiſſion mehrere 
Anträge auch für das jetzige Recht zur Geltung bringen; 
zur Begründung eines dieſer Anträge wurde laut Prot. 2, 
566 angeführt: 

„Wer ein Geſetz verletzt, muß für alle Folgen der Ver⸗ 
letzung aufkommen; er muß Jedem, der dadurch zu Schaden 
kommt, den Schaden erſetzen. Mit Recht ſagen die Mot. 
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S. 726, daß „das geſetzliche abſolute Verbot einem Jeden 
zum Schutze dient“. Es kann alſo nicht darauf ankommen, 
ob der Geſetzgeber bei Erlaß des Geſetzes gerade ſolche 
Fälle, wie ſie ſich jetzt zutragen, im Auge gehabt hat, und 
Perſonen derjenigen Kategorie, wie ſie jetzt geſchädigt ſind, 
hat ſchützen wollen. Die Wirkung eines Geſetzes ſoll ſich 
nicht auf diejenigen Fälle beſchränken, an welche der Geſetz⸗ 
geber gedacht hat. 

Wer ein „ſubjektives Recht“ verletzt, iſt Ich den erg 
pflichtig, auch wenn der Schade nicht bei dem Berechtigten, 
ſondern bei einem Dritten zur Entſtehung gelangt. Bei⸗ 
ſpiele: Eine hochverſicherte Sache wird zerſtört; der Eigen⸗ 
tümer erhält vom Verſicherer die Verſicherungsſumme; der 
Verſicherer iſt der Beſchädigte; er muß einen von der Ver⸗ 
fügung des Eigentümers unabhängigen Entſchädigungsan⸗ 
ſpruch gegen den ſchuldhaften Zerſtörer haben. — Ein Jäger 
verwundet fahrläſſigerweiſe einen Tagelöhner; der Tage⸗ 
löhner wird dadurch erwerbsunfähig und fällt der Armen⸗ 
verwaltung zur Laſt; die Armenverwaltung, die ihn unter⸗ 
ſtützen muß, ſoll einen Entſchädigungsanſpruch „gegen den 
Urheber ſeiner Erwerbsunfähigkeit erhalten.“ | 

Die Kommiſſion verwarf diefe Anträge, indem fie den 
jetzigen $ 823 beſchloß: Nach Abf. 1 ijt erſatzberechtigt nur 
der, deſſen Rechtsgut verletzt ift, nach Abſ. 2 nur der, deſſen 
Schutz das verletzte Schutzrecht bezweckt. Wer dagegen durch 
die unerlaubte Handlung Vermögensſchaden erleidet, ohne 
Träger des verletzten Rechtsguts nach Abſ. 1 zu ſein oder 
ohne unter dem Schutz des Schutzgeſetzes nach Abſ. 2 zu 
ſtehen, dem kommt ein Erſatzanſpruch nicht zu; erſatzberech⸗ 
tigt iſt eben nur der unmittelbar Gejchädigte !). Die Kom⸗ 
miſſion erwog hierbei, es ſtehe außerhalb des Zuſammen⸗ 
hangs, der zwiſchen der Tat und ihren Folgen beſtehen 
müſſe, daß z. B. eine Verſicherungsgeſellſchaft von dem, der 
in zufälliger Kenntnis von dem Beſtehen der Verſicherung 


) Eine Ausnahme enthalten die SS 844, 845, wie das RG. a. a. O. 
hervorhebt. 
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eine bei ihr verſicherte Perſon getötet habe, berechtigt ſein 
ſolle, für den Ausfall Entſchädigung zu fordern. — 

II. Klar iſt danach, daß der mittelbar Verletzte von 
dem unerlaubt Handelnden nicht auf Grund des § 823 
Schadenserſatz fordern kann; es fragt ſich aber, ob ihm der 
vom RG. angezogene § 826 zur Seite ſteht. Nach dieſem iſt 
nicht erforderlich die Verletzung beſtimmter Rechtsgüter: viel⸗ 
mehr genügt jede nachteilige Einwirkung auf die Vermögens⸗ 
lage im allgemeinen. Nur verlangt § 826, daß der ſitten⸗ 
widrig Handelnde einem andern den Schaden vorſätzlich zu⸗ 
fügt, und das RG. erläutert dies wörtlich dahin: 

„Vorſätzlich ſchädigen kann der ſittenwidrig Handelnde 
nur dann, wenn er ſich deſſen bewußt iſt, daß der andere 
den Schaden leiden werde, wobei es genügt, wenn der Han⸗ 
delnde den ſchädlichen Erfolg als möglich vorausgeſehen hat, 
aber um den zunächſt verfolgten Zweck zu erreichen, die 
Handlung mit allen als möglich vorausgeſehenen Folgen auf 
ſich nehmen will. Auch bezüglich des ferner ſtehenden „mittel⸗ 
bar“ Geſchädigten muß daher dem Schädiger das Bewußt⸗ 
ſein und der Wille der Schädigung nachgewieſen werden, 
muß ſich die illoyale Handlung gegen jenen gerichtet haben. 
In dieſem Sinne wird der Schädiger allerdings nicht haften, 
ſoweit vom Schaden jemand nur „mittelbar“ betroffen wor: 
den iſt, d. h. bezüglich deſſen ſich der Schädiger dieſen Er⸗ 
folg ſeines Handelns nicht mehr vorgeſtellt hat. Daß hier⸗ 
bei der Handelnde im einzelnen weiß, wer der durch ſein 
Verhalten Geſchädigte iſt, iſt nicht zu erfordern. Es genügt, 
daß er das Bewußtſein hatte, er werde das Vermögen eines 
andern ſchädigen. Konnte er nicht überſehen, wen gerade 
der Verluſt treffen werde, ſo richtete ſich ſein Vorſatz gegen 


jeden, den er durch ſeine vorſätzliche Handlung bewußt ge⸗ 


fährdete.“ | 
Das RG. beruft ſich für dieſe Anſicht u. a. auf Plan 
Anm. 4 zu § 826 und auf Dernburg 2 $ 393, nach denen 
auf Grund des § 826 ſogar dem Verſicherer ein Schadens⸗ 
anſpruch zuſtehen ſoll gegen den, der in Kenntnis der be- 


Joſef: Mittelbare Schädigung durch illoyale Handlungen. 123 


ſtehenden Verſicherung den Verſicherungsfall herbeiführt. 

III. Hiergegen iſt folgendes zu bemerken: die 88 823 
bis 825 bezwecken den Schutz beſtimmter Rechtsgüter, ins⸗ 
beſondere des Eigentums und des Erwerbes. Eine Er⸗ 
gänzung hierzu enthält $ 826: Wer ſittenwidrig einem ans» 
deren vorſätzlich Schaden zufügt, ſoll ihm erſatzpflichtig ſein, 
auch wenn er ein Rechtsgut des anderen nicht verletzt oder 
gegen ein Schutzgeſetz nicht verſtoßen hat; vielmehr wird 
hier die Schadenserſatzpflicht des vorſätzlich Handelnden ſchon 
erzeugt durch die ſittenwidrige Ausübung eines Rechts oder 
einer kraft der natürlichen Freiheit an ſich erlaubten Hand- 
lung. In dieſen Fällen genügt zur Annahme des Vorſatzes 
das Bewußtſein des Täters von der Möglichkeit des 
ſchädigenden Erfolges); und nur wenn der Täter ſeinerſeits 
darlegt, daß dieſe Möglichkeit eine nur entfernte war, liegt 
ein Vorſatz i. S. des § 826 nicht vor. RG. im Recht 11 
Rſprbeil. N. 3907. — 

Aber auch eine Handlung der in 88 823 — 825 bezeich⸗ 
neten Art, alſo die in das Rechtsgut eines anderen ein⸗ 
greift, z. B. die Verletzung des Eigentums oder des Er— 
werbes, kann einem Dritten gegenüber ſehr wohl ſich als 
unter § 826 fallend kennzeichnen, wofern nur der Täter die⸗ 
ſen Dritten vorſätzlich ſchädigt. Und da bei den unter die 
§§ 823, 824 fallenden Handlungen der Vorſatz ſich eben 
gegen den „anderen“ — und wie prima facie anzunehmen, 
nur gegen den anderen richtet — ſo muß hier der Dritte 
ſeinerſeits die Umſtände darlegen, die ergeben, daß der Vor⸗ 
ſatz des Täters ſich zugleich gegen ihn — den Dritten — 
gerichtet habe. Die bloße Kenntnis des Täters von dem 
Beſtehen des verletzten Rechts des Dritten aber genügt hierzu 
nicht. Hierher gehört das in der Kommiſſion erwähnte Bei⸗ 
ſpiel der Verſicherung. Z. B. ich töte vorſätzlich (etwa im 
Zweikampf) den X., der, wie mir hierbei bekannt war, eine 
Lebensverſicherung genommen hatte, und die Verſicherungs⸗ 
geſellſchaft zahlt den Hinterbliebenen des X. die Verſicherungs⸗ 


1) Einen Anwendungsfall ſ. bei Joſef im ArchbürgR. 36, 68. 
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fumme aus. Nun verlangt die Verſicherungsgeſellſchaft von 
mir unter Hinweis darauf, daß X. nach ſeinem Geſundheits⸗ 
zuſtand noch 30 Jahre hätte leben können, den Schaden 
erſetzt, der ihr dadurch entſteht, daß ihr die Prämien für 
die 30 Jahre entgangen ſind, und daß ſie das Kapital 
30 Jahre früher hat auszahlen müſſen. Gegen Planck und 
Dernburg a. a. O. iſt dieſer Anſpruch für unbegründet zu 
halten. Denn zwar war mir bei der Tötung bekannt, daß 
X. verſichert ſei; aber der Eingriff in das beſtehende Ver: 
ſicherungsverhältnis lag außerhalb meiner Vorſtellung, die 
von mir verübte Tötung verfolgte in keiner Weiſe die Be⸗ 
einfluſſung der Vermögenslage der Aktiengeſellſchaft 1). — 
Was hier für die Lebensverſicherung geſagt iſt, gilt noch 
viel mehr für die Sa ch verficherung ?), und zwar auf Grund 
poſitiver geſetzlicher Vorſchriften. Denn der $ 67 des Ver⸗ 
ſicherungsvertragsgeſetzes v. 30. Mai 1908 beſtimmt, daß 
der dem Geſchädigten gegen den Brandſtifter 
zuſtehende Anſpruch auf den Verſicherer über: 
gehe. Der Satz 2 des Abſ. 1 beſtimmt dann weiter: 

„Der Uebergang kann nicht zum Nachteil des Verſiche⸗ 
rungsnehmers geltend gemacht werden.“ 

Danach hat, wenn ein nur zur Hälfte ſeines Wertes 
verſichertes Haus infolge der Fahrläſſigkeit eines Dritten 
abbrennt und das Vermögen dieſes Dritten nicht ausreicht, 
um ſowohl den Verſicherungsnehmer wie den Verſicherer 
ſchadlos zu halten, der dem erſteren wegen der nicht ver⸗ 
ſicherten Hälfte verbleibende Erſatzanſpruch den Vorrang vor 
dem auf den letzteren übergegangenen Erſatzanſpruch. 

Des ferneren lautet der Abſ. 2 des § 67: „Richtet ſich 
der Erſatzanſpruch des Verſicherungsnehmers gegen einen 
mit ihm in häuslicher Gemeinſchaft lebenden Familienange⸗ 


1) So auch die Rechtſprechung und Rechtslehre des früheren Rechts; 
vgl. Joſef, Komm. z. VVG., Zuſatz zu § 169, ferner OHG. 13, 426, 
ſowie Joſef in Leipz. Z. 5, 915, wo indes die Frage nicht erſchöpfend 
beſprochen iſt. 

2) Vgl. über dieſen Unterſchied Joſef, Komm. Anm. 2 zu 8 1. 
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hörigen, ſo iſt der Uebergang ausgeſchloſſen; der Anſpruch 
geht jedoch über, wenn der Angehörige den Schaden vor⸗ 
ſätzlich verurſacht hat.“ 

Da ein ſolches Verhältnis in der Regel auch einen engen 
wirtſchaftlichen Zuſammenhang zwiſchen dem Verſicherungs⸗ 
nehmer und den betreffenden Familienangehörigen begründet, 
ſo würde durch den Rückgriff, den der Verſicherer gegen 
einen ſolchen Angehörigen wegen deſſen Verantwortlichkeit 
für die Entſtehung des Schadens nimmt, meiſt der Ver⸗ 
ſicherungsnehmer ſelbſt in Mitleidenſchaft gezogen. 

Der Geſetzgeber will alſo einen Anſpruch des Ver⸗ 
ſicherers gegen den Brandſtifter nur unter gewiſſen Beſchrän⸗ 
kungen zulaſſen. Wäre nun jene Anſicht von Dernburg und 
Planck richtig, wonach der Verſicherer einen ſelbſtän d i⸗ 
gen Anſpruch gegen den Brandſtifter auf Grund des § 826 
hat, jo würde dieſer hiermit einen von jenen Beſchränkungen 
losgelöſten Anſpruch, alſo einen Vorteil erlangen können, 
den ihm der Geſetzgeber durch die angezogenen Vorſchriften 
des 8 67 VVG. gerade hat entziehen wollen; es würde aljo 
zwiſchen dem Sondergeſetz und dem allgemeinen bürgerlichen 
Recht ein Gegenſatz beſtehen, den der Geſetzgeber ſicherlich 
nicht gewollt hat, denn das Verſicherungsvertragsgeſetz iſt 
gedacht als ein Teil des BGB.). — 

Der Vorſatz des Brandſtifters iſt gerichtet gegen den 
Eigentümer des Hauſes, aber auch ohne weiteres zugleich 
gegen die Mietbewohner: auch dieſen hat er für den Ver⸗ 
luſt ihrer Habe aus § 823 Abſ. 1 Erſatz zu leiſten, ſowie 
den ſonſtigen ihnen durch den Brand ihrer Wohnungen ent⸗ 
ſtehenden Schaden zu erſetzen auf Grund des $ 826). Steht 
das Haus noch leer, weiß aber der Brandſtifter, daß es 
vermietet iſt und der Einzug des Mieters zu erwarten iſt, 
und wird dieſer Einzug durch den Brand unmöglich gemacht, 


1) Vgl. Joſef, Anm. 2 zu $ 27. 

2) Ueber die Frage, ob der Mieter als Beſitzer der Mietſache 
Schadenserſatz auch auf Grund des § 823 Abſ. 1 e kann, vgl. 
Eccius in Gruchot, Beitr. 53, 8 ff. 
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fo wird man auch diefem Mieter, obwohl ihm nur ein 
obligatoriſcher Anſpruch auf Uebergabe der Wohnung zu⸗ 
ſtand, aus § 826 einen Schadenserſatzanſpruch gegen den 
Brandſtifter geben, der ſich ja vorſtellen mußte, daß ſeine 
unerlaubte Handlung den Vermögensſtand dieſes Mieters 
ſchädige. War dagegen dieſer Mieter ein Gewerbetreibender 
und wußte der Brandſtifter, daß jener den X. als commis 
interessé angeſtellt habe, entſteht alſo dieſem X. ein Aus⸗ 
fall, weil der Mieter (Geſchäftsinhaber) durch den Brand 
am Einzug und ſomit am Betrieb ſeines Geſchäfts verhin⸗ 
dert iſt, jo wird man dem KX. den Schadenserſatzanſpruch 
gegen den Brandſtifter verſagen müſſen, weil der dem X. 
entſtandene Schade (entgehende Proviſionen) außerhalb der 
Vorſtellung des Brandſtifters liegt. Das gleiche gilt, wenn 
der Täter wußte, daß ich mit dem Eigentümer des abge⸗ 
brannten Hauſes einen Vertrag geſchloſſen hatte, deſſen Er⸗ 
füllung durch den Brand vereitelt wird. Dieſer mir ſo ent⸗ 
ſtandene Schade liegt gleichfalls außerhalb jeder Vorſtellung 
des Brandſtifters, es ſei denn, daß ich meinerſeits nachweiſe, 
daß die Brandſtiftung den Zweck verfolgte, die Erfüllung 
des von mir mit dem Hauseigentümer geſchloſſenen Ver— 
trages zu vereiteln, mindeſtens aber, daß bei der Tat das 
Beſtehen jenes Vertragsverhältniſſes dem Brandſtifter derart 
gegenwärtig war, daß die Vereitelung noch als in der Vor: 
ſtellung des Täters liegend angeſehen werden kann. — Er⸗ 
wähnt ſei ſchließlich noch der oben mit Bezug auf das frühere 
Preußiſche Recht erwähnte Fall, daß der Verletzte durch die 
unerlaubte Handlung hilfsbedürftig geworden iſt: hier ſteht 
dem Armenverband gegen den Täter kein Anſpruch aus 
§ 826 zu, weil die Schädigung des Armenverbandes (ganz 
wie die der Verſicherungsgeſellſchaft) ganz außerhalb der Vor⸗ 
ſtellung des Täters liegt. Uebrigens bedarf der Armenver⸗ 
band keines Anſpruchs aus § 826, da auf ihn kraft Ge⸗ 
ſetzes ($ 62 UWG. v. 6. Juni 1870) der dem Verletzten aus 
§ 823 zuſtehende Anſpruch übergeht. 

IV. Nach dem Vorgetragenen erſcheint das eingangs 
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mitgeteilte Urteil des RG. nicht als begründet. Beklagter 
hatte verbreitet, daß Kläger früher Unterſchlagungen be⸗ 
gangen habe; dieſe Tatſache war geeignet, Nachteile herbei⸗ 
zuführen ſowohl für den Erwerb des Klägers, wie auch für 
den ſeiner Ehefrau (der Geſchäftsinhaberin). Die Schadens⸗ 
erſatzpflicht des Beklagten ergab ſich ſonach aus § 824, ebenſo 
aber auch aus § 823 Abſ. 1 und 2, weil Beklagter in den 
Rechtskreis des Klägers und ſeiner Ehefrau (das Erwerbs⸗ 
geſchäft, das gewerbliche Fortkommen) eingegriffen hatte. 
Dagegen konnte der Anſpruch des Klägers keinesfalls auf 
§ 826 geſtützt werden; denn dieſer ſetzt, wie oben zu III 
erwähnt, im Gegenſatz zu 88 823, 1824 als Mittel der 
Schädigung voraus die ſittenwidrige Ausübung eines ſub⸗ 
jektiven Rechts oder einer Handlung, die an ſich kraft der 
natürlichen Freiheit erlaubt iſt, wogegen Beklagter doch die 
Schädigung bewirkt hatte durch die vorbezeichnete unerlaubte 
(ſogar ſtrafbare, $ 186 Str.) Handlung. Sonach er⸗ 
übrigen ſich die oben wiedergegebenen Ausführungen des RG. 
über die Bedeutung des § 826, namentlich darüber, ob An⸗ 
ſprüche aus dieſem nur dem unmittelbar oder auch dem bloß 
mittelbar Verletzten zuſtehen. Irreführend iſt hiernach, wie 
dem RG. zuzugeben, die Bemerkung der Prot. 2, 576, wo: 
nach man in der Kommiſſion darüber einig war, daß „nur 
derjenige einen Anſpruch auf Schadenserſatz haben ſoll, ge- 
gen den die illoyale Handlung ſich richtete, nicht auch ein 
mittelbar Betroffener“. Wie oben dargelegt, iſt ſchadens⸗ 
erſatzberechtigt hier jeder, gegen den der Vorſatz des Han⸗ 
delnden gerichtet war, d. h. deſſen Schädigung der Han⸗ 
delnde als möglich ins Auge faßte. Fragt mich X. um Rat, 
ob er gewiſſe Aktien kaufen dürfe und erteile ich ihm wider 
beſſeres Wiſſen einen unrichtigen Rat, ſo hafte ich ihm auf 
Schadenserſatz aus $ 826. Wenn K. dagegen Dritten den 
von mir erteilten Rat mitteilt und dieſe Dritten hierdurch 
Schaden erleiden, bin ich ihnen nicht erſatzpflichtig, weil ich 
gar nicht ins Auge gefaßt hatte, daß X. die ihm von mir 
gemachte Mitteilung weiter verbreiten werde und hierdurch 
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Dritte geſchädigt werden könnten (RG. in JW. 03, Bei⸗ 
lage 142, N. 313). Es gilt alſo für den Fall, daß die 
Schädigung durch eine lediglich unter § 826 fallende Hand⸗ 
lung verübt wird, ganz dasſelbe, was oben zu III für den 
Fall dargelegt iſt, daß eine unter die §8 823, 824 fallende, 
alſo in den Rechtskreis eines anderen eingreifende Handlung 
zugleich Dritten gegenüber ſich als eine illoyale Handlung 
darſtellt. 

Sonach kamen für den Klage-Anſpruch nur die 88 823, 
824 in Betracht. Kläger hatte aber lediglich behauptet, es 
ſeien infolge jenes Verhaltens des Beklagten im Geſchäſt 
ſeiner Frau 700 Mk. monatlich weniger eingenommen. 
Wie ſchon eingangs dargelegt, war Kläger nicht legiti⸗ 
miert, dieſen Schaden einzuklagen; wenn er, wie oben als 
möglich angenommen, in ſeinem Einkommen (etwaigen 
Proviſionen) hierdurch Schaden gelitten hätte, ſo konnte er 
dieſen ihm ſelbſt zugeſtoßenen Schadensbetrag einklagen. Da 
alſo durch die Leiſtungsklage hiernach dem Intereſſe des 
Klägers vollſtändig gedient geweſen wäre, fehlte ihm jedes 
Intereſſe an der von ihm verlangten Feſtſtellung des ſeiner 
Frau zugefügten Schadens; der überaus gekünſtelte und ge- 
radezu geſuchte Anſpruch des Klägers war daher mit Recht 
vom Berufungsgericht abgewieſen. 

V. Das Ergebnis dieſer Unterſuchung iſt hiernach: 

Der Schadenserſatzanſpruch aus § 826 wird erzeugt 

durch ſittenwidrige Ausübung eines dem Täter zuſtehen⸗ 

den Rechts oder einer Handlung, die kraft der natür⸗ 
lichen Freiheit an ſich erlaubt iſt; erſatzberechtigt iſt hier 
auch der durch die Handlung nur mittelbar (alſo durch 
ſie in Verbindung mit einem anderen Ereignis) Verletzte, 
ſofern der Täter ſich dieſe Verletzung auch nur als mög⸗ 
lich vorſtellen mußte. Es kann aber auch eine unter 

55 823, 824 fallende Handlung, alſo eine ſolche, die in 

den Rechtskreis eines anderen eingreift, einem Dritten 

gegenüber ſich zugleich als eine unter $ 826 fallende 
darſtellen. Da eine ſolche Handlung ſich zunächſt gegen 
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den anderen und nur gegen dieſen richtet, ſo muß der 
angeblich mittelbar durch ſie verletzte Dritte darlegen, 
nicht bloß daß der Täter vom verletzten Recht Kennt⸗ 
nis gehabt hat, ſondern auch daß der Täter die Schä⸗ 
digung beſtimmter oder unbeſtimmter Dritter als möglich 
in ſeine Vorſtellung aufgenommen hatte. Danach ſteht 
z. B. der Verſicherungsgeſellſchaft, wenn jemand durch 
unerlaubte Handlung (wie Tötung, Brandſtiftung) den 
Eintritt des Verſicherungsfalls herbeigeführt hat, gegen 
den Täter ein Anſpruch aus 5 826 ſelbſt dann nicht zu, 
wenn der Täter von dem Beſtehen der Verſicherung 
Kenntnis hatte. Für das Gebiet der Sachverſicherung 
ergibt ſich ſchon aus §8 67 VVG., wonach der dem 
Verſicherungsnehmer gegen den Täter zuſtehende An⸗ 
ſpruch auf den Verſicherer übergeht, und auch dies nur 
mit den in Abſ. 1 Satz 2 und in Abſ. 2 vorgeſehenen 
Beſchränkungen, daß dem Verſicherer ein ſelbſtändiger 
Schadenserſatzanſpruch aus § 826 gegen den Täter nicht 
zuſteht. 


Jahrbücher der Württemb. Rechtspflege. XXV. 1. 9 
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Literariſche Anzeigen. 


Das Nachlaßgericht nach Reichsrecht und württ. Landesrecht von 
Dr. O. Haidlen und K. Mayer, Oberlandesgerichtsräten in Stutt⸗ 
gart (Kohlhammer). 

Dieſes Werk, zu deſſen Abfaſſung die Verfaſſer, der eine als Vor⸗ 
ſtand der Kommiſſion für die mittlere Juſtizdienſtprüfung, der andere als 
Examinator im Fach der freiwilligen Gerichtsbarkeit in der zweiten 
höheren Juſtizdienſtprüfung, beſonders berufen waren und das kein Nach⸗ 
laßgericht, kein Richter oder Rechtsanwalt wird entbehren wollen, bietet 
mehr als der Titel verſpricht, ſofern auf 170 S. auch die Güterrechte des 
BGB. und des früheren württ. Rechts dargeſtellt ſind. In betreff der 
den Hauptteil des Buches einnehmenden Darſtellung der Geſchäfte des 
Nachlaßgerichts ſei insbeſondere auf die eingehende und gründliche Be⸗ 
handlung des dem württ. Recht bisher fremden Inſtituts des Erbſcheins 
und der vom früheren württ. Verfahren weſentlich abweichenden Ver⸗ 
mittlung der Auseinanderſetzung in Anſehung des Nachlaſſes und des 
Geſamtguts hingewieſen. 

Während die 7./8. Aufl. des großen Staudinger ſchen Kom: 
mentars zum BGB. (vgl. Württ J. Bd. 24 S. 389) raſch fortſchreitet 
(Bd. 1—3 ſind vollſtändig erſchienen), iſt eine „Handausgabe des BGB. 
auf Grund von Staudingers Kommentar“ bearbeitet von J. Keidel, 
LER. in München erſchienen (Schweitzers Verlag, Preis geb. 6 M. 50 Pf.), 
die in kurzen Anmerkungen unter Hinweis insbeſondere auf die wichtig⸗ 
ſten, zu den einzelnen SS ergangenen Entſcheidungen, häufig mit Bei⸗ 
fügung der Stichworte — ohne ſonſtige Literaturangaben — die weſent⸗ 
lichſten für die Auslegung des Geſetzes maßgebenden Geſichtspunkte her⸗ 
vorhebt und bei ihrem billigem Preis der Praxis vielfach ein erwünſchtes 
Hilfsmittel ſein wird. 

Von der zweiten Auflage des Wörterbuchs des dentſchen Staats⸗ 
und Verwaltungsrechts (ſ. Württ J. Bd. 24 S. 131) iſt die 17. Liefe⸗ 
rung erſchienen, aus deren Inhalt namentlich die Artikel: „Internatio⸗ 
nales Privatrecht“ (von Niemeyer) und „Invaliden- und Hinterbliebenen⸗ 
Verſicherung“ (von Roſin) hervorgehoben werden mögen, der letztere eine 
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erwünſchte, gedrängte ſyſtematiſche Ueberſicht der komplizierten Materie 
auf Grund der Reichsverſicherungsordnung gewährend; von aktuellem 
Intereſſe iſt der Artikel „Jeſuiteugeſetz“ (von Meurer), der aber den 
neueſten Bundesratsbeſchluß noch nicht kennen konnte. 

Für die nicht ſeltenen Prozeſſe infolge von Automobilunfällen wird 
auch für die Praxis nicht ohne Wert ſein das „das Lehrbuch des Auto⸗ 
mobilrechts“, ein Kompendium für Studierende und gebildete Laien. 
Bearbeitet von Dr. Bittermann, Dr. jur. Schmid, Dr. jur. Weitz (Berlin, 
Unger; Preis 5 M.), das in feinen zweiten Teil die geſetzlichen Haft: 
pflichtbeſtimmungen in 14 Kapiteln von S. 17—152 überſichtlich, wenn 
auch ohne tieferes Eingehen (vergl. z. B. Kapitel X über den zu manchen 
Zweifelsfragen Anlaß gebenden § 15 des Automobilgeſetzes) behandelt. 

Pf. 


nn Google 
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I. 
Entſcheidungen des Oberlandesgerichts. 
A. in Civilſachen. 


9. 
Zn 58 249, 478, 479, 467, 346 ff. BGB. 

Die Klin. hat vom Bekl. Samen der „deutſchen grün⸗ 
nadeligen Kiefer“ gekauft. Mit der Behauptung, der Bekl. 
habe ihr Kiefernſamen ander er Art geliefert, hat ſie Klage 
erhoben mit dem Geſuch, feſtzuſtellen, daß ſie den Kaufpreis 
für die beſtellte Ware nicht zu bezahlen habe, und den Bekl. 
zur Bezahlung einer beſtimmten Summe als Erſatz des Scha⸗ 
dens zu verurteilen, den ſie dadurch erlitten habe, daß ſie 
ihren Abnehmern, denen ſie den fraglichen Samen als ſol⸗ 
chen der deutſchen, grünnadeligen Kiefer verkauft habe, ſcha⸗ 
dens erſatzpflichtig geworden ſei. 

Das Berufungsgericht hat zunächſt ausgeführt, der 
Schadenserſatzanſpruch ſei gemäß § 477 BGB. verjährt. 
Weiter iſt in den 

Gründen 
des Berufungsurteils geſagt: 

Nach 8 479 BGB. kann die Klin. mit etwaigen Scha⸗ 
denserſatzanſprüchen gegen die Kaufpreisforderung des Bekl. 
auch nach der Vollendung der Verjährung aufrechnen. 

Soweit die verſchiedenen Abnehmer der Klin. berechtigt 
ſind, ſolche Anſprüche gegen ſie als Lieferantin der mangel⸗ 
haften Ware zu erheben, beſteht aber ein ſolches Recht der 


Jahrbücher der Württemb. Rechtspflege. XXV. 2. 10 


134 Entſcheidungen des Oberlandesgerichts. 


Klin. nicht. Die von den Abnehmern geltend gemachten 
Schadenserſatzanſprüche ſind von der Klin. noch nicht be⸗ 
friedigt worden; ſie hat hiefür bis jetzt nichts aufgewendet, 
das ſie von dem Bekl. erſetzt verlangen könnte. Der Bell. 
iſt nicht verpflichtet, der Klin. die zur Befriedigung der 
Schadenserſatzanſprüche erforderlichen Beträge zu bezahlen; 
er muß ihr lediglich in der Weiſe Erſatz leiſten, daß er ſie 
von ihrer Schuld gegenüber den Abnehmern befreit). 

Dieſer Befreiungsanſpruch kann aber wegen Ungleich⸗ 
artigkeit nicht zur Aufrechnung gegen die Kaufpreisforderung 
des Bekl. verwendet werden ($ 387 BGB.). 

Kann die Klin. nach dem Ausgeführten hinſichtlich des 
von ihr an ihre Abnehmer gelieferten Quantums keinerlei 
Schadenserſatzanſprüche zur Aufrechnung gegen den Kaufpreis 
verwenden, jo kann fie doch nach 8 478 BGB. deſſen Zah: 
lung inſoweit verweigern, als ſie auf Grund der Wandelung 
oder Minderung dazu berechtigt ſein würde. Auch dieſer 
Rechtsbehelf iſt von der Klin. zur Begründung ihrer Feſt⸗ 
ſtellungsklage geltend gemacht worden. 

Nach § 467 BGB. finden auf die Wandelung die für 
das vertragsmäßige Rücktrittsrecht geltenden Vorſchriften der 
85 346 - 348, 350-354, 356 BGB. entſprechende An⸗ 
wendung. 

Durch die Veräußerung der Ware wird dem Käufer das 
Recht der Wandelung nicht entzogen; vgl. 8 353 Abſ. 1 BGB. 
Nur wenn mit einer ſolchen Veräußerung Umſtände ver⸗ 
knüpft ſind, die zu dem Schluß führen, daß der Käufer die 
Ware als vertragsmäßige anſehen will, iſt die Wandelung 
ausgeſchloſſen. Dies gilt insbeſondere dann, wenn der Käu⸗ 
fer die Ware in Kenntnis des Mangels weiter veräußert ). 
Solche Umſtände liegen aber im gegebenen Fall nicht vor; 
der Mangel des Kiefernſamens hat ſich erſt bei den von den 
Abnehmern der Klin. aus dem Samen gezogenen Pflänzchen 
gezeigt. Es fragt ſich aber, ob die Klin. ihr Wandelungs⸗ 
9 K. in JW. 1911, 33. 

2) Vgl. Staub, HGB. zu $ 377 Anm. 67. 
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recht nicht dadurch verwirkt hat, daß ihre Abnehmer dieſe 
Pflänzlinge vernichtet haben und ſomit weder dieſe Pflanzen 
noch der Samen ſelbſt dem Verkäufer zurückgegeben werden 
können. Nach § 351 BGB. iſt die Wandelung ausgeſchloſ⸗ 
ſen, wenn der Berechtigte den Untergang oder die ander⸗ 
weitige Unmöglichkeit der Herausgabe des empfangenen 
Gegenſtandes verſchuldet hat. Im Falle der Weiterveräuße⸗ 
rung gilt nach § 353 Abſ. 1 BGB. dasſelbe, wenn die Vor⸗ 
ausſetzungen des $ 351 BGB. in der Perſon des Abnehmers 
vorliegen. Wie ſchon die Gegenüberſtellung mit dem in 8 350 
geregelten zufälligen Untergang der Sache ergibt, erfordert 
der § 351 ein ſchuldhaftes Verhalten des Käufers oder im 
Falle der Weiterveräußerung ſeiner Abnehmer. Ein Ver⸗ 
ſchulden in dieſem Sinne liegt aber bei den genannten Per⸗ 
ſonen nicht vor, da nach dem Zwecke des Kaufvertrags der 
Samen zur Ausſaat und damit zum Untergang als Sache 
eigener Art beſtimmt war. Will man aber die Bedeutung 
des Umſtandes, daß die aus dem Samen gewonnenen Pflan⸗ 
zen vernichtet worden ſind, würdigen, ſo muß man die in 
§ 467 für den Fall der Umgeſtaltung der Kaufſache ge⸗ 
troffene Regelung heranziehen. Der § 467 BGB. erklärt 
die entſprechende Anwendung des § 352, wonach im Falle 
der Spezifikation der Rücktritt verſagt iſt, dann für ausge⸗ 
ſchloſſen, wenn ſich der Mangel erſt bei der Umgeſtaltung 
der Sache gezeigt hat. Nun handelt es ſich bei dem Aus⸗ 
ſäen von Samen und der Gewinnung von Pflanzen nicht 
um eine Spezifikation im techniſchen Sinne (Verarbeitung 
oder Umbildung in eine Sache anderer Art). Die Pflanze 
iſt kein Erzeugnis menſchlicher Arbeit und Technik; es liegt 
hier ein — allerdings durch menſchliche Tätigkeit eingeleiteter, 
aber ſich dann nach beſtimmten Naturgeſetzen ſelbſtändig 
vollziehender — pflanzenphyſiologiſcher Prozeß vor. 

Allein für die rechtliche Beurteilung liegen beide Fälle 
gleich; es laſſen ſich daher unbedenklich die vom Geſetz zu⸗ 
nächſt für die Spezifikation in 8 467 BGB. getroffenen Be⸗ 
ſtimmungen auf den andern Fall übertragen. 

10 * 
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Iſt die neue aus dem Kaufsgegenſtand gewonnene Sache 
nicht mehr vorhanden, ſo iſt dies ohne Bedeutung für die 
Wandelung. Die Vorſchriften des $ 351 BGB. laſſen ſich 
nicht auf die neue Sache übertragen. Dafür fehlt es an 
beſtimmten Anhaltspunkten im Geſetz ſelbſt; auch die Ent⸗ 
ſtehungsgeſchichte des § 467 ſpricht gegen eine ſolche Auf⸗ 
faſſung!). Falls der Käufer die aus dem Kaufgegenſtand 
gewonnene Sache dem Verkäufer nicht herausgeben kann, iſt 
er nach den Grundſätzen über ungerechtfertigte Bereicherung 
verpflichtet, den Wert (abzüglich ſeiner Aufwendungen) zu 
erſetzen?). Das Recht der Wandelung des Käufers bleibt 
aber unberührt. 

Die Anwendung des § 467 BGB. rechtfertigt ſich im 
vorliegenden Falle, weil ſich die Beimiſchung fremdländiſchen 
Samens erſt dann gezeigt hat und zeigen konnte, als die 
aus dem Samen gezogenen Pflänzlinge ein gewiſſes Wachs⸗ 
tum erreicht hatten. Der Mangel iſt daher erſt bei der Ent⸗ 
ſtehung der neuen Sache hervorgetreten. 

Die Klin. iſt daher zur Wandelung und zur Verweige⸗ 
rung des Kaufpreiſes berechtigt, inſoweit ſie einen Teil des 
vom Bekl. gelieferten Samens weiterveräußert und von ihren 
Abnehmern wegen mangelhafter Beſchaffenheit der Ware 
Beanſtandungen erfahren hat. 

Urt. des III. Zivilſenats vom 23. Dezember 1912 i. S. 

Buch und Hermanſen g. Renz. 


10. 
Diskontierung von Auchforderungen. 


Die Kl. befaßt ſich gewerbsmäßig mit der Diskontie⸗ 
rung von Buchforderungen in der in ihren gedruckten Ge⸗ 
ſchäftsbedingungen geregelten Weiſe: den kreditſuchenden 
Kunden wird von der Kl. gegen Abtretung von Geſchäfts⸗ 
ausſtänden und gegen Uebergabe eines Dreimonatsakzepts 


1) Vgl. Motive zu BGB. II, 231. 
2) Motive zu BGB. a. a. O. 
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über die ausbezahlte Summe ein Betrag von 50 bis 70 % 
der abgetretenen Forderung ausbezahlt, der durch die ein⸗ 
gehenden Außenſtände (d. h. durch Einzug der abgetretenen 
Forderungen ſeitens der Kl.) gedeckt werden ſoll. 

Unter Ueberſendung eines Exemplars dieſer Geſchäfts⸗ 
bedingungen iſt die Kl. im Dezember 1909 mit dem Kauf⸗ 
mann Eugen W. in Geſchäftsverbindung getreten. In der 
Folge hat die Kl. dem W. in der angegebenen Weiſe folgende 
Forderungen diskontiert: 1. am 25. Januar 1910 eine For⸗ 
derung gegen die Helene Sch. in Wildbad im Betrag von 
5000 M. unter Anzahlung von 3000 M., 2. am 2. März 
1910 eine Forderung gegen die Marie L. in Freudenſtadt 
im Betrag von 4630 M. 40 Pf. unter Ausbezahlung von 
2300 M., 3. am 2. Juli 1910 eine weitere Forderung gegen 
die L. im Betrag von 2808 M. 35 Pf. unter Ausbezahlung 
von 1500 M., 4. am 30. September 1910 von einer For⸗ 
derung gegen die Bekl. im Geſamtbetrag von 13 680 M. 
94 Pf. den Teilbetrag von 8000 M. unter Auszahlung von 
2500 M. Am 2. Dezember 1910 hat die Kl. dem W. den 
weiteren Betrag von 900 M. gegen Uebergabe eines ent⸗ 
ſprechenden Wechſelakzepts ausbezahlt, ohne ſich eine weitere 
Forderung von ihm abtreten zu laſſen. Ueber die erwähnten 
Forderungsabtretungen wurden jeweils beſondere Abtretungs⸗ 
urkunden ausgeſtellt, die ſämtlich die Beſtimmung enthalten, 
daß Kl., wenn die von den (Dritt⸗ Schuldnern an ſie ge⸗ 
leiſteten Zahlungen ihr, der Kl., Guthaben an W. über⸗ 
ſteigen, den überſchießenden Betrag an W. abzuführen 
habe. 
Die Bekl. haben der Kl. auf deren Aufforderung vom 
30. September 1910 mit Urkunde vom 3. Oktober 1910 be⸗ 
ſtätigt, daß die überſandte Rechnung über 8000 M. in Ord⸗ 
nung gehe, und mitgeteilt, ſie haben aus dem beigefügten 
Uebertragungsvermerk erſehen, daß die Zahlung direkt an die 
Kl. zu erfolgen habe. Hinſichtlich der Zahlungstermine iſt 
ſchon in dieſer Urkunde bemerkt: „die Zahlungen erfolgen 
wie mit W. verabredet worden iſt, jeden Monat 1.—3.“, 
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und es wurde dann zwiſchen den Parteien noch ausdrücklich 
die Zahlung in monatlichen Raten von 200 M. vereinbart. 
In der Folge haben die Bekl. auf die abgetretene Forderung 
W.s (Ziff. 4 oben) in der Zeit vom 30. November 1910 bis 
zum 1. Oktober 1911 in Raten insgeſamt 3100 M. an die 
Kl. bezahlt. Von da ab haben die Bekl. trotz wiederholter 
Zahlungsaufforderungen keine weiteren Zahlungen an die 
Kl. mehr geleiſtet, weil W. noch vor dem 23. März 1911 
den das Darlehen der Kl. von 2500 M. überſchießenden Be⸗ 
trag ſeiner an die Kl. abgetretenen Forderung (von 8000 M.) 
gegen die Bekl. an ſeinen Schwager, den Kaufmann Georg G. 
in Freiburg i. Br., abgetreten und G. unter Mitteilung dieſer 
Abtretung und unter Klagandrohung im Fall der Zuwider⸗ 
handlung die Bekl. aufgefordert hatte, ſobald ſie insgeſamt 
2500 M. an die Kl. bezahlt hätten, alle weiteren Zahlungen 
an ihn zu leiſten. 

Ueber das Vermögen W.3 iſt am 23. März 1911, über 
das Vermögen der unter Ziff. 3 genannten Drittſchuldnerin 
L. iſt Mitte April 1911 das Konkursverfahren eröffnet wor⸗ 
den. Von W. hat die Kl., auch bei Verrechnung der ſämt⸗ 
lichen ihr von den Drittſchuldnern W.3 geleiſteten Zahlun⸗ 
gen auf ihr Geſamtguthaben an W. aus dem unter Ziff. 3 
angeführten Geſchäft (L.) und aus der Wechſeldiskontierung 
vom 2. Dezember 1910 insgeſamt mindeſtens noch den Be⸗ 
trag von 800 M. zu fordern. 

Die Kl. verlangt nunmehr von dem Bekl. auf Grund 
der unter Ziff. 4 erwähnten Forderungsabtretung die Zah⸗ 
lung von 4 weiteren ſeit 1. Oktober 1910 verfallenen Mo⸗ 
natsraten im Betrag von zuſammen 800 M. nebſt Prozeß⸗ 
zinſen. 

Ihrer Klage iſt in I. und II. Inſtanz entſprochen worden. 

Gründe 
des Berufungsurteils gehen im weſentlichen dahin: 

1. Die Bekl. ſind dem Eugen W. für Warenlieferungen 
im ganzen den Betrag von 13 680 M. 94 Pf. ſchuldig ge⸗ 
worden, und von dieſer Forderung hat W. am 30. Septem⸗ 
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ber 1910 den Teilbetrag von 8000 M. an die Kl. abgetreten. 
Die Bekl. ſind von dieſer Abtretung ſowohl von der Kl. als 
von W. ſofort benachrichtigt worden und haben ſich noch 
ausdrücklich der Kl. gegenüber durch Urkunde vom 3. Ok⸗ 
tober 1910 unter Anerkennung der Forderung verpflichtet, 
die 8000 M. direkt an die Kl. zu zahlen. Eine Rücküber⸗ 
tragung der Forderung auf W. hat bis jetzt nicht ſtattge⸗ 
funden. Vereinbart wurde zwiſchen den Bekl. und W. und 
nach Abtretung auch zwiſchen Bekl. und der Kl. ratenweiſe 
Abzahlung der Schuld in monatlichen Raten von 200 M. 
Bezahlt ſind bis jetzt auf die abgetretenen 8000 nur 3100 M.; 
ſeit Oktober 1910 haben die Bekl. trotz wiederholter Mah⸗ 
nungen jede weitere Zahlung an die Kl. verweigert. Dieſe 
Tatſachen, die unbeſtritten ſind, rechtfertigen den Klaganſpruch 
in der Hauptſache. Die Zinſenforderung iſt eventuell aner⸗ 
kannt. Irgend welche Einwendungen aus dem Rechtsver⸗ 
hältnis zwiſchen ihnen und dem bisherigen Gläubiger W. im 
Sinn des § 404 des BGB. haben die Bekl. nicht geltend 
gemacht und können ſie nicht geltend machen. 

2. Die Einwendungen, die die Bekl. aus dem Rechts⸗ 
verhältnis zwiſchen dem bisherigen Gläubiger W. und dem 
neuen Gläubiger, der Kl., geltend machen zu können glauben, 
ſind nicht begründet. Die Bekl. behaupten, nach den zwi⸗ 
ſchen W. und der Kl. getroffenen Vereinbarungen ſei die 
abgetretene Forderung nach Rückzahlung des auf ſie von der 
Kl. gewährten Darlehens von 2500 M. von ſelbſt an W. 
zurückgefallen. Dieſe Behauptung iſt zwar ſchlüſſig; wäre 
ſie richtig, ſo ſtünde der Kl. auch den Bekl. gegenüber keine 
Forderung mehr zu; ſie iſt aber nicht erwieſen. Die unter 
den Parteien beſtrittene Frage, ob jede einzelne der von der 
Kl. dem W. diskontierten Buchforderungen nach Abſicht der 
Vertragsparteien nur je für das ſpeziell auf die betreffende 
Forderung gewährte Darlehen oder für das geſamte Gut⸗ 
haben der Kl. an W. haften ſollte, konnte dahingeſtellt blei⸗ 
ben; denn auch wenn, wie die Bekl. behaupten, getrennte 
Verrechnung jedes einzelnen Diskontierungsgeſchäfts zwiſchen 
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der Kl. und W. vereinbart worden und die Kl. dem W. 
gegenüber nicht berechtigt wäre, die einzelne abgetretene For⸗ 
derung auch zur Deckung ihres Guthabens aus andern, nicht 
dieſe Forderung betreffenden Diskontierungsgeſchäften zu ver⸗ 
wenden, hätte die volle Rückzahlung des einzelnen Darlehens 
an ſich nur die Wirkung, daß die Kl. nunmehr verpflichtet 
wäre, den übrigbleibenden Reſtbetrag der zur Deckung des 
betreffenden Darlehens abgetretenen einzelnen Forderung an 
W. zurückzuübertragen oder die weiteren auf dieſe Forde⸗ 
rung bei ihr eingehenden Zahlungen der Drittſchuldner an 
ihn abzuführen, nicht dagegen die Wirkung, daß die Kl. nun 
von ſelbſt ohne weiteres ihre Gläubigerrechte aus der an ſie 
abgetretenen Forderung auch dem Drittſchuldner gegenüber 
verliert. Dieſe Wirkung hätte beſonders vereinbart werden 
müſſen; eine dahingehende Vereinbarung iſt aber weder zwi⸗ 
ſchen der Kl. und W. noch zwiſchen der Kl. und den Bekl. 
getroffen worden: in den allgemeinen Geſchäftsbedingungen, 
die dem W. bei Beginn der Geſchäftsverbindung mitgeteilt 
wurden und auf die jeweils bei Eingehung der einzelnen 
Geſchäfte nochmals ausdrücklich von der Kl. hingewieſen 
worden iſt, iſt (in Abſ. 7) ausdrücklich geſagt, daß nach voll⸗ 
ſtändiger Deckung des Guthabens der (klagenden) Geſellſchaft 
die Rückübertragung der abgetretenen Forderungen an den 
Kunden zu erfolgen habe; angeſichts dieſer klaren und un⸗ 
zweideutigen Beſtimmung kann auch die in Abſ. 4 enthaltene 
Beſtimmung, der Kunde könne über die Differenz ſofort ver⸗ 
fügen, wenn die Einnahmen die Wechſelſumme überſteigen, 
nicht dahin verſtanden werden, daß in ſolchem Fall die Kl. 
ohne weiteres ihr Gläubigerrecht dem Drittſchuldner gegen⸗ 
über verlieren ſolle. Auch in den Abtretungsurkunden und 
in den Abtretungsmitteilungen an die Drittſchuldner, ſoweit 
ſie erfolgt ſind, iſt nirgends von einem Rückfall der Forde⸗ 
rung an W. nach Tilgung des Guthabens der Kl. die Rede, 
ſondern nur von der Verpflichtung der Kl., den Betrag der 
ihr von den Drittſchuldnern geleiſteten Zahlungen, der ihr 
Guthaben überſteigt, an W. abzuführen. Daß die Kl. die 
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allgemeine Vereinbarung ſtets nur in dem angegebenen Sinn 
aufgefaßt hat, ergibt ſich auch aus ihren Briefen an die 
Drittſchuldner Sch., L. und L. Nun haben allerdings die 
Bekl. ſich weiter auf eine beſondere, das Geſchäft L. betref⸗ 
fende mündliche Vertragsberedung zwiſchen W. und dem 
kläg. Vertreter Fl. vom Januar 1911 berufen, aus der ſie 
eine Vereinbarung des behaupteten Inhalts ableiten zu können 
glauben. Aber auch darin kann ihnen nicht Recht gegeben 
werden. Bei der fraglichen Beredung ſoll Fl. dem W. auf 
deſſen ausdrückliche Bitte zugeſagt haben, daß W. über die 
der Kl. abgetretenen 8000 M. der Forderung an die Bekl. 
verfügen könne, ſobald die 2500 M., die die Kl. auf dieſe 
Forderung hergegeben hatte, zurückbezahlt ſeien. Nach dem 
Zeugnis Wes iſt ihm eine ſolche Zuſage unbedingt und ohne 
jede zeitliche Beſchränkung erteilt worden, während ſie nach 
dem Zeugnis Fl. an die Bedingung geknüpft wurde, daß der 
damals noch ausſtehende Reſt der 2500 M. binnen der Friſt 
von 14 Tagen an die Kl. bezahlt werde. Welche dieſer bei⸗ 
den Darſtellungen die richtige iſt, konnte ebenfalls dahinge⸗ 
ſtellt bleiben; denn nach übereinſtimmender Darſtellung bei⸗ 
der Zeugen und auch nach Inhalt des Beſtätigungsſchreibens 
der Kl. an W. vom 13. Januar 1911 iſt auch dieſe beſondere 
Vereinbarung nicht dahin gegangen, daß nach Heimzahlung 
der 2500 M. die abgetretene Forderung an die Bekl. ohne 
weiteres an W. zurückfalle, ſondern nur dahin, daß in dieſem 
Fall die Kl. dieſe Forderung dem W. „freizugeben“, d. h. 
eben an ihn zurückzuübertragen habe. Selbſt wenn, wie der 
Zeuge W. an einer anderen Stelle angibt, die Kl. damals 
dem W. geſtattet haben ſollte, über den durch Zahlungen 
auf das einzelne Konto freigewordenen Teil der Sicherheit 
zu verfügen, wäre doch daraus noch nicht ohne weiteres ein 
auch für die Drittſchuldner rechtswirkſamer Verzicht auf die 
Gläubigerrechte der Kl. zu entnehmen. Daß eine derartige 
Vereinbarung, durch die der Kl. die Möglichkeit genommen 
worden wäre, ihrerſeits erſt die Frage zu prüfen und zu 
entſcheiden, ob in der Tat volle Befriedigung für das be⸗ 


142 Entſcheidungen des Oberlandesgerichts. 


treffende Darlehen erfolgt ſei, und durch die ihre Sicherheit 
erheblich gefährdet worden wäre, in der Abſicht der Kl. lag, 
iſt ſo unwahrſcheinlich, daß dies ohne den Nachweis einer 
ganz unzweideutigen Erklärung dieſes Inhalts, der fehlt, 
nicht angenommen werden kann. 

Nach dem Geſagten kann auch bei Unterſtellung des für 
die Bekl. günſtigſten Sachverhalts nur eine Verpflichtung 
der Kl. dem W. gegenüber zur Rückübertragung der Reſt⸗ 
forderung oder wenigſtens zur Abführung der überſchießen⸗ 
den Zahlungen an W. unterſtellt werden. Aus einer ſolchen 
Verpflichtung können aber, ſo lange ſie nicht erfüllt iſt — 
und daß eine Rückübertragung der Forderung ſtattgefunden 
habe, wird von den Bekl. ſelbſt nicht behauptet —, die Bekl. 
für ſich irgendwelche Einwendungen gegen die Anforderungen 
der Kl. nicht ableiten. Dieſer Auffaſſung entſpricht es auch, 
daß der Konkursverwalter Dr. Sch. ſich ausdrücklich mit der 
Einziehung der weiteren Forderungsraten bei den Bell. 
durch die Kl. einverſtanden erklärt hat. Weshalb die Bekl. 
auch dieſer Erklärung gegenüber an ihrer Zahlungsweigerung 
feſthalten, iſt nach dem, was die Parteien in dieſem Prozeß 
vorgetragen haben, nicht verſtändlich. 

3. Nach dem Ausgeführten iſt mit Recht nach dem 
Klageantrag erkannt worden und war die Berufung als un⸗ 
begründet mit der Koſtenfolge des $ 97 ZPO. zurückzu⸗ 
weiſen. 

Urteil des II. Zivilſenats vom 30. Dezember 1912 Nr. 

657/1912. 


11. 


Schadenserſatzanſprüche wegen Körperverletzung der 
Ehefran beim Güterſtand der landrechtlichen Errungen⸗ 
ſchaftsgemeinſchaft. 

Der Kläger, Landwirt und Fabrikarbeiter, der mit ſeiner 
Ehefrau im Güterſtand der landrechtlichen ErrGem. lebt, 
hat wegen einer ſeiner Frau zugefügten Körperverletzung 
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Entſchädigungsanſprüche gegen die Täterin Luiſe B. und 
deren Ehemann erhoben. 

Aus den 

Gründen 
des Berufungsurteils: 

Es fragt ſich, welches die Folgen dieſer Geſundheits⸗ 
ſchädigung der Frau des Kls. in vermögensrechtlicher Be⸗ 
ziehung ſind. Wegen des Widerſpruchs der Bekl. gegen die 
Geltendmachung der erſt in dieſer Inſtanz geforderten Be⸗ 
träge von 116 M. 40 Pf. und 60 M. und mit Rückſicht auf 
die Rechtskraftwirkung des Urteils muß feſtgeſtellt werden, 
welche Anſprüche als erhoben anzuſehen ſind, ob Anſprüche der 
Frau oder Anſprüche des Mannes oder gemeinſchaftliche An⸗ 
ſprüche der Frau und des Mannes. Hierbei iſt zu unterſcheiden 
zwiſchen der Frage, in weſſen Perſon die Anſprüche ent⸗ 
ſtanden ſind, und der Frage, wem ſie zurzeit zuſtehen, ferner 
zwiſchen der Frage, wem die Anſprüche zuſtehen, und der 
Frage, wer rechtlich in der Lage iſt, ſie geltend zu machen. 
Die Frage der Entſtehung der Anſprüche iſt nach den Be⸗ 
ſtimmungen des BGB. SS 823, 842, 843 und 845 in Ver⸗ 
bindung mit 88 249 bis 252 zu beantworten. Für die Frage, 
wem die Anſprüche jetzt zuſtehen und wer ſie geltend machen 
kann, kommen die Beſtimmungen des ehelichen Güterrechts 
in Betracht. Nach § 823 kann im Fall einer widerrechtlich 
begangenen Körperverletzung nicht etwa jeder, der durch dieſe 
Handlung in irgend einer Art, ſei es auch nur mittelbar, 
geſchädigt worden iſt, Erſatz verlangen, ſondern nach 
dieſer Beſtimmung iſt nur der unmittelbar — an ſeiner Ge⸗ 
ſundheit — Geſchädigte, alſo im vorliegenden Fall die Frau 
des Kl., erſatzberechtigt. Andererſeits kann die Frau vollen 
Erſatz des ihr aus der Geſundheitsſchädigung entſtehenden 
Schadens verlangen ($ 823 Abſ. 1), fie kann Herſtellung 
ihrer Geſundheit (§ 249 Satz 1) oder ſtatt deſſen den zur 
Herſtellung erforderlichen Geldbetrag ($ 249 Satz 2) ver⸗ 
langen; ſoweit die Herſtellung nicht möglich oder zur Ent- 
ſchädigung der Frau nicht genügend iſt, hat die erſatzpflichtige 
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Bekl. ſie in Geld zu entſchädigen (§ 251 Abſ. 1); der zu er⸗ 
ſetzende Schaden umfaßt auch den entgangenen Gewinn 
(§S 252 Satz 1), die Verpflichtung zum Schadenserſatz er⸗ 
ſtreckt ſich auf die Nachteile, die die Handlung für den Er⸗ 
werb der Verletzten herbeiführt ($ 842), die Leiſtung des 
Erſatzes hat durch Entrichtung einer Geldrente zu geſchehen, 
wenn durch die Geſundheitsſchädigung die Erwerbsfähigkeit 
der Verletzten aufgehoben oder gemindert wird oder eine Ver⸗ 
mehrung ihrer Bedürfniſſe eintritt. Der Kl. als Ehemann 
der Verletzten kann auf Grund des § 823 keinen Erſatz for⸗ 
dern, er kann nur auf Grund des § 845 dann, wenn die 
Verletzte ihm kraft Geſetzes zur Leiſtung von Dienſten in 
ſeinem Hausweſen oder Gewerbe verpflichtet war, Erſatz für 
die entgehenden Dienſte verlangen, und zwar iſt dieſer Erſatz 
gleichfalls durch Entrichtung einer Geldrente zu bewirken. 
Im vorliegenden Fall handelt es ſich keinesfalls ausſchließ⸗ 
lich um Anſprüche des Kl. in ſeiner Eigenſchaſt als Ehe⸗ 
mann, der durch Entziehung von Dienſten Schaden erlitten 
hat, denn der Poſten von 96 M. 40 Pf. betrifft keinesfalls 
die Dienſte, die die Frau dem Kl. zu leiſten hatte. Nach 
§ 1356 Abſ. 1 iſt die Frau infolge des Beſtehens der Ehe 
dem Mann gegenüber berechtigt und verpflichtet, das gemein⸗ 
ſchaftliche Hausweſen zu leiten. Im vorliegenden Fall war 
nach $ 1356 Abſ. 2 die Frau, da fie und der Kl. in Ver⸗ 
hältniſſen leben, in denen dies üblich iſt, dem Kl. gegenüber 
überdies verpflichtet, Arbeiten im gemeinſchaftlichen Haus⸗ 
weſen zu verrichten und im Geſchäfte des Mannes, nämlich 
in ſeinem Landwirtſchaftsbetrieb, zu arbeiten. Nach den 
Grundſätzen der landrechtlichen Errungenſchaftsgeſellſchaft 
wird das, was die Frau durch ihre Arbeit erwirbt, nicht 
etwa unmittelbar ein Beſtandteil des Vermögens des Man⸗ 
nes, auch nicht etwa unmittelbar gemeinſchaftliches Vermö⸗ 
gen, ſondern die Rechte, die aus ihrer Arbeit, als deren Er⸗ 
trag, hervorgehen, entſtehen unmittelbar in der Perſon der 
Frau; ſie gehen nur kraft Geſetzes ſofort in dem Zeitpunkt 
ihrer Entſtehung in das gemeinſchaftliche Vermögen, die Er⸗ 
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rungenſchaft über!). Aber auch der Anſpruch auf Schadens⸗ 
erſatz gemäß § § 823, 842 und 843 entſteht nicht etwa für die 
Errungenſchaftsgeſellſchaft, es iſt nicht ſo, daß die Frau nur 
hinſichtlich der Hälfte ihres Erwerbs als im Sinn des 8 842 
geſchädigt anzuſehen wäre; jener Anſpruch geht jedoch im 
Zeitpunkt ſeiner Entſtehung kraft Geſetzes auf die Errungen⸗ 
ſchaftsgeſellſchaft über, er ſteht infolgedeſſen zur Hälfte dem 
Manne und zur Hälfte der Frau zu; der Mann als der 
Verwalter des ehelichen Geſamtvermögens kann ihn gericht⸗ 
lich geltend machen. Ebenſo handelt es ſich bei dem An⸗ 
ſpruch nach § 845, der in der Perſon des Mannes entſteht, 
nicht etwa um einen zu deſſen Sondergut gehörigen Anſpruch, 
ſondern auch dieſer Anſpruch bildet einen Beſtandteil des 
Errungenſchaftsvermögens. Was nun das Verhältnis der 
Anſprüche nach §88 823, 842 und 843 zu dem Anſpruch nach 
§ 845 betrifft, jo entſpricht es der natürlichen Auffaſſung, 
daß zunächſt der Anſpruch des unmittelbar Geſchädigten, 
alſo der in der Perſon der Frau entſtandene Anſpruch, und 
nicht zunächſt der Anſpruch des nur mittelbar Geſchädigten, 
des Mannes, in Betracht gezogen wird. Durch das Be⸗ 
ſtehen des Anſpruchs des Mannes an ſich wird der Anſpruch 
der Frau nach § 842 nicht ausgeſchloſſen, auch ſoweit es ſich 
dabei um Erwerb durch Arbeiten handelt, zu denen die Frau 
dem Mann gegenüber verpflichtet iſt. Nur das könnte ſich 
fragen, ob nicht nach Lage der Sache infolge des Beſtehens 
dieſer Verpflichtung das Vorhandenſein eines Schadens auf 
ſeiten der Frau ausgeſchloſſen iſt. Dies iſt für den im 
gegenwärtigen Fall geltenden Güterſtand der landrechtlichen 
Errungenſchaftsgeſellſchaft zu verneinen. Dem oben Ausge⸗ 
führten zufolge kommt es nicht darauf an, ob infolge des 
Eintritts eines Rechtsübergangs — der, wenn auch nicht 
zeitlich, ſo doch begrifflich der Entſtehung des Schadenser⸗ 
ſatzanſpruchs nachfolgt — der Schaden ſchließlich zur Hälfte 
vom Mann zu tragen iſt, ſondern maßgebend ſind die Ver⸗ 
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hältniſſe in dem Zeitpunkt, in dem der Anſpruch in der Per⸗ 
ſon der Frau entſtanden iſt. Zieht man dieſen Zeitpunkt in 
Betracht, ſo iſt die Frau in betreff ihres ganzen Erwerbs 
geſchädigt worden, der durch die Schädigung ihrer Geſund⸗ 
heit unmöglich geworden iſt. Anders läge es, wenn zur Zeit 
der Geltendmachung des Anſpruchs der Frau der ihr hin⸗ 
ſichtlich ihres Erwerbs entſtandene Nachteil bereits ſeine 
Ausgleichung gefunden hätte durch einen dem Mann gemäß 
§ 845 zuerkannten Schadenserſatz !), aber dies ſteht im vor⸗ 
liegenden Fall nicht in Frage. Sonach ſtellt ſich der geltend⸗ 
gemachte Anſpruch als ein in der Perſon der Frau entſtan⸗ 
dener, jetzt der Errungenſchaftsgeſellſchaft — alſo zur Hälfte 
dem Manne und zur Hälfte der Frau — zuſtehender An⸗ 
ſpruch gemäß 88 823, 842 und 843 dar. 

Nach der Art der Geſundheitsſchädigung, wie dieſe 
durch das Gutachten der Aerzte feſtgeſtellt iſt, iſt anzuneh⸗ 
men, daß die Frau des Kl. infolge der von der Bekl. Luiſe B. 
verfchuldeten Schädigung ihrer Geſundheit in der Leitung des 
gemeinſchaftlichen Hausweſens und in der Verrichtung von 
Arbeiten im Hausweſen, alſo in ihrem häuslichen Wirkungs⸗ 
kreiſe, und ferner, daß ſie dadurch bei Arbeiten im Land⸗ 
wirtſchaftsbetrieb ihres Mannes gehemmt iſt. Die tatſächlich 
vorhandene Hemmung iſt zwar, wie jenes Gutachten ergibt, 
zum größeren Teil nicht auf die Handlung der Bekl. Luiſe B. 
zurückzuführen, ſondern als Folge der ſchon vorher vorhan⸗ 
denen Erkrankung der Kopfnerven anzuſehen, aber nach dem 
ausdrücklichen Ausſpruch der Aerzte hat der Teil der Ge⸗ 
ſundheitsſchädigung, der durch die Luiſe B. verurſacht worden 
iſt, immerhin ſelbſtändige Bedeutung. Es handelt ſich dabei, 
wie insbeſondere die Ausſagen der Aerzte vom 20. März 
1912 erkennen laſſen, nicht etwa bloß um Minderung der 
Erwerbsfähigkeit, ſondern um Minderung der Arbeitsfähig⸗ 
keit überhaupt. Das Maß der Herabſetzung, ſoweit dieſe 
auf die Folgen der Handlung der Bekl. zurückzuführen iſt, 
haben die Aerzte auf ca. 10 % bis höchſtens 15 % angegeben; 

) Vgl. RG. 47, 92. 
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fie bemerken, um 30% ſei die Arbeitsfähigkeit ſchon aus 
anderen Gründen gemindert geweſen. Hienach iſt als feſt⸗ 
geſtellt zu betrachten, daß die Frau des Kl. in ihrer Fähig⸗ 
keit, das Hausweſen zu leiten und die ihr obliegenden Ar⸗ 
beiten im Hauſe und auf dem Felde zu verrichten, um 10% 
beeinträchtigt iſt. 

Bei der Frage, wie dieſe Beeinträchtigung der Arbeits⸗ 
kraft auf das Vermögen und den Erwerb der Frau gewirkt 
hat, ſind ſowohl die unmittelbaren als die mittelbaren Nach⸗ 
teile zu berückſichtigen)). Dadurch, daß die Frau im Haufe 
nicht mehr Aufſicht führen und arbeiten kann, wie ſonſt, 
entſteht für ſie inſoſern unmittelbarer Schaden, als an ihrem 
Vermögen, d. h. an Vermögensſtücken ihres Sonderguts und 
der ihr zur Hälfte gehörenden Errungenſchaft, Verluſte und 
Wertsminderungen ſich ergeben, die bei ungeminderter Ar⸗ 
beitsfähigkeit der Frau verhindert worden wären, und inſo⸗ 
fern, als zu Laſten der Errungenſchaft und damit zur Hälfte 
zu ihren Laſten Ausgaben gemacht werden müſſen, die unter 
anderen Umſtänden erſpart worden wären. Dadurch, daß 
die Frau ſich an den Feldarbeiten nicht beteiligen kann, wie 
ſonſt, entſteht für die Errungenſchaft und damit für die 
Frau zur Hälfte unmittelbar der Nachteil, daß entweder die 
Erträgniſſe der Feldarbeiten geringer oder die Koſten größer 
und infolgedeſſen die Reineinnahmen gleichfalls geringer ſind 
als ſie unter anderen Umſtänden geweſen wären. Dazu 
kommen die in der Entſcheidung des RG. Bd. 47 S. 84 ff., 
91 ff. angeführten Rückwirkungen auf die Leiſtungsfähigkeit 
des Ehemanns in vermögensrechtlicher Hinſicht und damit 
auf den Unterhaltsanſpruch der Frau, auf ihre Anſprüche 
betreffs der Herausgabe oder Sicherſtellung ihres Beibringens 
und betreffs der Herausgabe ihrer Errungenſchaftshälfte bei 
einer Auseinanderſetzung des ehelichen Geſamtvermögens. 
Dagegen iſt nicht richtig, daß dabei die Nachteile zu berück⸗ 
ſichtigen ſeien, die durch den Verkauf des Ackers im Meß⸗ 
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gehalt von 12 ar, durch die Verpachtung des Ackers im 
Meßgehalt von 16 ar im Jahr 1910 und eines Teils dieſes 
Ackers im Jahr 1912 und durch den Verkauf eines Teils 
der Früchte des Ackers im Meßgehalt von 21 ar auf dem 
Halm im Jahr 1911 entſtanden ſein ſollen, denn es iſt nicht 
dargetan, daß dieſe Maßnahmen mit der Minderung der 
Arbeitsfähigkeit der Frau des Klägers in urſächlichem Zu⸗ 
ſammenhang geſtanden ſind. Es mag ſein, daß die genann⸗ 
ten Aecker infolge des Geſundheitszuſtandes der Frau nicht 
mehr in gleicher Weiſe bewirtſchaftet werden konnten, wie 
früher, aber dies kann, in Ermangelung anderweitiger An⸗ 
haltspunkte nur dazu führen, daß der Lohnbetrag in Rech⸗ 
nung zu ſtellen iſt, der einem Dienſtboten oder Taglöhner 
hätte gezahlt werden müſſen, mit deſſen Hilfe man die Aecker 
in ähnlicher Weiſe weiterbewirtſchaftet hätte, wie dies früher 
mit Hilfe der Frau geſchehen war. 

Was die Beträge von 116 M. 40 Pf. und 60 M. — 
den Verdienſtausfall der Tochter und des Kl. perſönlich — 
anlangt, ſo iſt nicht richtig, daß es ſich hier um Geltend⸗ 
machung neuer Anſprüche im Sinn des § 529 Abſ. 2 der 
ZPO. handle, ſondern wie die Begründung ergibt, fordert 
der Kl. hiemit nur Teile des Geſamtſchadens, der in der 
Perſon der Frau entſtanden ſein ſoll, und zwar einen Scha⸗ 
densbetrag, der ſich daraus ergeben haben ſoll, daß die 
Tochter die Mutter in der Haushaltung habe unterſtützen 
müſſen, und einen Betrag, der dadurch erwachſen ſein ſoll, 
daß er ſelbſt an Stelle ſeiner Frau Feldarbeiten vorgenom⸗ 
men habe. Alſo liegt nur eine Erweiterung des Klagantrags 
im Sinne des § 268 Nr. 2 Fall 1 der ZPO. vor. Jene 
Beträge können aber nicht neben der Rente und neben dem 
Auslagenbetrag von 96 M. 40 Pf. gefordert werden. Bei 
dem Betrag von 116 M. 40 Pf. handelt es ſich nach der 
vom Kl. gegebenen Begründung nicht etwa um Koſten der 
Krankenpflege (übrigens wäre auch in dieſem Fall nicht der 
tatſächliche ausgelegte, ſondern der „erforderliche Betrag“ zu 
erſetzen, BGB. § 249 Satz 2). Die Vorſchrift des 8 843 
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ſpricht allerdings nur von dem Fall der Aufhebung oder 
Minderung der Erwerbsfähigkeit und dem Fall der Vermeh⸗ 
rung der Bedürfniſſe des Verletzten, aber dieſe Vorſchrift iſt 
ſinngemäß auch auf die Erſatzleiſtung für die Nachteile an⸗ 
zuwenden, die durch Aufhebung oder Minderung der Arbeits⸗ 
fähigkeit überhaupt entſtehen. Sonach iſt nicht bloß wegen 
Minderung der Erwerbsfähigkeit im engeren Sinn, ſondern 
auch wegen Minderung der Arbeitsfähigkeit, wenn dadurch 
Vermögensnachteile entſtehen, der Schadenserſatz durch Ent⸗ 
richtung einer Geldrente zu leiſten. Eine beſondere Geltend⸗ 
machung jener Beträge iſt alſo ausgeſchloſſen. 

Bei Feſtſtellung der Rente iſt es nicht gerechtfertigt, 
lediglich den Betrag zugrundezulegen, der für Einſtellung 
einer Wäſcherin in der Zeit ſeit Eintritt der Geſundheits⸗ 
ſchädigung etwa ausgelegt worden iſt. Es iſt nicht anzu⸗ 
nehmen, daß dieſe Geſundheitsſchädigung gerade nur bei der 
Vornahme von Wäſchen ihre hemmende Wirkung geäußert 
haben ſollte, ſondern es liegt in der Natur der Sache, daß 
ſie in gleicher oder ähnlicher Weiſe bei der Verrichtung ſon⸗ 
ſtiger Hausarbeiten und bei der Verrichtung der Feldarbeiten 
ein Hindernis gebildet hat. Wenn dadurch bis jetzt keine 
weiteren Auslagen verurſacht worden find, ſondern Nach⸗ 
barinnen aus Gefälligkeit für die Frau des Kl. dieſer die 
erforderliche Unterſtützung geleiſtet haben, ſo folgt daraus 
nicht, daß dies auch in Zukunft geſchehen wird. Aber auch 
für die Vergangenheit muß die Frau des Kl. in den Stand 
geſetzt werden, dieſe Gefälligkeiten auf irgend eine Art zu 
vergelten. 

Andererſeits bildet die Schadensberechnung, die der Kl. 
in der Berufungsinſtanz betreffs der Nutzung oder ſonſtigen 
Verwertung der landwirtſchaftlichen Güter aufgeſtellt hat, 
keine geeignete Grundlage für Feſtſetzung des Rentenbetrags, 
vielmehr iſt bei der Ermittelung des Schadens ſowohl was 
die Feldarbeiten als was die häuslichen Arbeiten betrifft, 
von dem ortsüblichen Taglohn auszugehen, den eine Frau 
für derartige Arbeiten in W. bekommt, wie auch der Kl. in 
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J. Inſt. hievon ausgegangen iſt. Dies folgt, was die land⸗ 
wirtſchaftlichen Arbeiten anlangt, aus dem oben Ausgeführten, 
insbeſondere auch in der Richtung, daß die Bekl. Luiſe B. 
nicht für die etwaigen Nachteile verantwortlich gemacht wer⸗ 
den kann, die aus den rechtsgeſchäftlichen Verfügungen des 
Kl. betreffs der Grundſtücke entſtanden ſind. Aber auch 
hinſichtlich der Hausarbeiten iſt ein Anhaltspunkt für die 
Schätzung des Schadens in jenem Lohnbetrag zu finden. 
Der Kl. hat den Betrag auf 1 M. 80 Pf. täglich angegeben; 
dies iſt nicht zu beanſtanden. Es kommt in Betracht, daß 
die Ehefrau, wenn fie nach § 1356 zur Vornahme von häus⸗ 
lichen und geſchäftlichen Arbeiten verpflichtet iſt, andererſeits 
ihren geſamten Unterhalt auf Rechnung der Errungenſchafts⸗ 
geſellſchaft bezieht, während ein Taglöhner neben ſeinem 
Lohn nur die Verköſtigung und unter Umſtänden die Woh⸗ 
nung bezieht, dies wird aber dadurch aufgewogen, daß die 
Tätigkeit einer Ehefrau im allgemeinen wertvoller iſt als 
die einer Angeſtellten. Die häusliche Tätigkeit der Frau 
erſtreckt ſich auch auf die Sonn⸗ und Feſttage, gleichwohl iſt 
bei Feſtſtellung der Rente von einer Zahl von 300 Arbeits⸗ 
tagen auszugehen, denn an den Sonn⸗- und Feſttagen iſt die 
Tätigkeit eine beſchränktere, und ein Schaden läßt ſich für 
dieſe Tage bei der Art und dem Maß der Geſundheits⸗ 
ſchädigung der Frau, ſoweit dieſe in der Handlung der Bekl. 
Luiſe B. ihren Grund hat, nicht feſtſtellen. 

Hienach iſt zwar die Schätzung des Schadens für das 
Jahr, abgeſehen vom erſten, auf 26 M. und für das Jahr 
vom 24. April 1910 bis 23. April 1911 auf 20 M. zu nie⸗ 
der, aber auch die Schätzung auf 100 M. ſür das Jahr ent⸗ 
ſpricht nicht den Verhältniſſen, ſondern der Schaden, den die 
Frau des Kl. durch die Minderung ihrer Arbeitsfähigkeit 
leidet, iſt unter Zugrundelegung eines Tagesbetrags von 
1 M. 80 Pf. und einer Zahl von 300 Arbeitstagen im Jahr, 
alſo unter Zugrundelegung von 540 M. für das Jahr, ge⸗ 
mäß dem Satz von 10%, der den von der Bekl. Luiſe B. 
zu vertretenden Teil der Einbuße an Arbeitsfähigkeit dar⸗ 
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ſtellt, auf 54 M. für das Jahr oder 13 M. 50 Pf. für das 
Vierteljahr feſtzuſtellen. In dieſer Höhe iſt daher der Frau 
des Kl. eine — an den Kl. als den Verwalter des Vermö⸗ 
gens zu zahlende — Rente zuzuerkennen. 
Urteil des I. Zivilſenats vom 7. Februar 1913 i. S. 
W. g. B. Eheleute Nr. 516/1912. 


12. 


Unrichtige Angaben in betreff der Zeit der Gründung 
einer Firma und eines Geſchäfts ($ 3 UMG.). 


Die im Jahr 1682 durch den Buchhändler J. B. M. 
in Stuttgart begründete klagende Firma hat bis 1879 unter 
der Firma „J. B. M.ſche Buchhandlung und Buchdruckerei“, 
die ſie noch jetzt führt, eine Verlags⸗ und Sortimentsbuch⸗ 
handlung und eine Buchdruckerei betrieben. Im Jahr 1879 
übernahm Adolf N. die Sortimentsbuchhandlung, die er unter 
der Firma: „J. B. M.ſche Sortimentsbuchhandlung“ bis 1889 
betrieb. 1889 übernahm Bekl. die N.ſche Buchhandlung, die 
er 10 Jahre lang unter der Firma „J. B. M.iche Sorti⸗ 
mentsbuchhandlung“ betreiben durfte, ſpäter unter ſeinem 
Namen betrieb. Im Jahr 1912 hat die Bekl. Geſchäfts⸗ 
papiere drucken laſſen und verwendet, in denen unter der 
Aufſchrift „Friedrich St., Kgl. Hofbuchhändler“ die Worte 
ſtehen: „Gegründet 1682“, ſie hat ferner im Juni 1912 ein 
Rundſchreiben an ihre Kundſchaft erlaſſen, worin geſagt iſt: 
„Mit dem Umzug ins eigene Haus fällt das 230jährige Ge⸗ 
ſchäftsjubiläum zuſammen“. 

Mit der Klage hat Klin. beantragt, der Bekl. zu unter⸗ 
ſagen, ſich auf ihren Geſchäftspapieren unter der Aufſchrift 
ihrer Firma des Ausdrucks „gegründet 1682“ zu bedienen 
und in öffentlichen Bekanntmachungen zu behaupten, ihr 
Geſchäft ſei im Jahr 1682 gegründet worden. 

Im Berufungsverfahren iſt dem erſten Teil des Klag⸗ 

11 * 
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antrags entſprochen, der zweite aber abgewieſen worden aus 
folgenden 
Gründen: 

Ihre Klagbefugnis kann Klin. nicht auf 8 16 UWG. 
ſtützen: denn indem die beklagte Firma ſich oder ihr Geſchäft 
als im Jahr 1682 gegründet bezeichnet, benützt ſie nicht (den 
Namen, die Firma oder) die beſondere Bezeichnung des Ge⸗ 
ſchäfts der Klin.; von einer „Verwechslungsgefahr“, wie 
der § 16 fie vorausſetzt, iſt keine Rede. Die Klage iſt denn 
auch — mit Recht — nur auf § 1 und 3 UWG. geſtützt; 
die Klin. kann daher ihre Klagbefugnis nur aus 8 13 UWG. 
herleiten; ſie iſt nur klagberechtigt, wenn andere Gewerb⸗ 
treibende gleicher Art (z. B. Kohlhammer, Union, Cotta uſw.) 
dieſelbe Klage gegen die Bekl. erheben könnten. In der Tat 
find nun derartige (Verlags⸗ „Buchhandlungen als Gewerb⸗ 
treibende anzuſehen, die „Waren oder Leiſtungen gleicher 
oder verwandter Art“ wie die Bekl. „herſtellen oder in den 
geſchäftlichen Verkehr bringen.“ Die (von der Bekl. auch 
nicht beanſtandete) Klagbefugnis der Klin. iſt hienach zu be⸗ 
jahen. | 

Soweit Bekl. Briefbogen und dergl. benützt, auf denen 
unter ihrer Firma „Friedrich St.“ ſich der Vermerk befindet 
„gegründet 1682“, wird das allgemein dahin verſtanden wer⸗ 
den: die Firma ſei 1682 gegründet worden; denn nichts 
deutet bei ſolchem Aufdruck darauf hin, daß die Angabe des 
Gründungsjahrs ſich nicht auf die darüber ſtehende Firmen⸗ 
bezeichnung bezieht. Dieſe Angabe iſt daher ohne Frage 
unrichtig, da die Bekl. ja ſelbſt nicht zu behaupten vermag, 
ihre Firma ſei 1682 gegründet worden. Daß inſoweit auch 
die übrigen Vorausſetzungen des $ 3 UWG. vorliegen, hat 
3K. mit Recht und mit zutreffender Begründung bejaht). 
Da die Gefahr keineswegs ausgeſchloſſen iſt, daß die Bekl. 
auch künftig Druckſachen mit dem erwähnten Aufdruck ver⸗ 
ſieht (wenn ſie auch verſichert, dies nicht tun zu wollen), iſt 

1) Vgl. auch Württ J. 11 S. 276—78; 280; Fuld, Komm. zum 
UWG. Anm. 12, a (S. 132 unten) zu § 3. 
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die Berufung der Bekl. unbegründet, ſoweit fie ſich dagegen 
richtet, daß ihr unterſagt iſt, ſich auf ihren Geſchäftspapieren 
unter der Aufſchrift ihrer Firma des Ausdrucks „gegründet 
1682“ zu bedienen. 

Anders verhält es ſich mit dem Verlangen der Klin., 
die Bekl. ſolle es unterlaſſen, ihr Geſchäft als 1682 ge 
gründet zu bezeichnen. 

Die J. B. M.ſche Sortimentsbuchhandlung iſt in Ver: 
bindung mit dem J. B. M.ſchen Verlag (und der Druckerei) 
unſtreitig 1682 gegründet worden; ſie iſt 1879 auf Adolf N., 
1889 auf den Inhaber der bekl. Firma übergegangen, von 
denen erſterer während ſeiner ganzen Geſchäftszeit, letzterer 
zehn Jahre lang die Firma „J. B. M.ſche Sortimentsbuch⸗ 
handlung“ führen durfte. 

Dieſe Sortimentsbuchhandlung iſt alſo ein abgezweigter 
Teil des im Jahr 1682 gegründeten Geſchäfts, aber ein ſeit 
dem genannten Jahr neben dem Verlag und der Druckerei 
beſtehender Teil, der zeitweiſe vielleicht der Hauptteil des 
Geſchäfts war. Es iſt nicht einzuſehen, warum hienach der 
Inhaber der bekl. Firma nicht ſein Geſchäft als 1682 ge⸗ 
gründet ſollte bezeichnen dürfen; dieſe Angabe entſpricht dem 
wirklichen Sachverhalt; daß es ſich um einen Teil eines 
früher einheitlich betriebenen Geſchäfts handelt, ſteht nicht ent⸗ 
gegen: denn auch die Inhaber der Klin. betreiben nur einen 
Teil des früher einheitlichen Geſchäfts, ſofern ſie ja (zurzeit) 
keine Sortimentsbuchhandlung betreiben, und halten ſich trotz⸗ 
dem — mit Recht — für befugt, ihr Geſchäft als 1682 ge⸗ 
gründet zu bezeichnen; was aber dem Inhaber des einen 
Teils des früher einheitlichen, jetzt geteilten Geſchäfts recht 
iſt, muß auch dem Inhaber des andern Teils billig ſein. 

Daß „Geſchäft“ und „Firma“ zu unterſcheiden ſind, 
erſteres ohne letztere fortgeführt werden kann, ergeben un⸗ 
mittelbar die 88 22, 25 HGB.). Die Kontinuität des Ge⸗ 
ſchäftsbetriebs der in Rede ſtehenden Sortimentsbuchhand⸗ 


) Vgl. Staub, Komm. zum HGB. — 9. Aufl. — Anm. 4 zu 
§ 25. 
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lung ſeit ihrer im Jahr 1682 erfolgten Gründung bis heute 
ergibt der unbeſtrittene Sachverhalt ohne weiteres. Wenn 
Fuld!) jagt: die Kontinuität eines Geſchäfts werde auch da⸗ 
durch beſeitigt, daß „der Name des beſtehenden Geſchäfts 
einen andern Inhalt hat, als der Name des ſeinerzeit be⸗ 
gründeten“, ſo kann dieſe ohne jede Begründnng hingeſtellte 
Behauptung angeſichts des Inhalts der §8 22, 25 HGB. 
nicht als richtig angeſehen werden. Mag ſodann auch viel⸗ 
fach im Verkehr der Ausdruck „Geſchäft“ als gleichbedeutend 
mit „Firma“ gebraucht werden, ſo läßt ſich doch deshalb ein 
Aufdruck auf Geſchäftspapieren der Bekl. des Inhalts „F. 
St., 1682 gegründetes Geſchäft“ nicht als „unrichtige An⸗ 
gabe“ i. S. des 8 3 UWG. bezeichnen. 

Inwiefern Bekl. durch eine derartige Angabe behaupten 
ſollte (wie Klin. meint), ſie ſtehe „mit der Klin. in organi⸗ 
ſchem Zuſammenhang“, iſt unerfindlich: eine Bezugnahme 
auf das Geſchäft oder die Firma der Klin. ergibt ſich aus 
einer derartigen Angabe in keiner Weiſe; nur wer zufällig 
die Geſchichte der beiden Geſchäfte kennt, kann vermuten oder 
wiſſen, daß Bekl. mit dem Gründungsjahr 1682 das Grün⸗ 
dungsjahr des J. B. M. ſchen Geſchäfts meint, aber ſelbſt 
für einen ſolchen Leſer weiſt die Angabe auf keinen andern 
Zuſammenhang der beiden Geſchäfte hin als auf den nach 
dem oben Geſagten tatſächlich beſtehenden. 

Urteil des III. Zivilſenats vom 11. März 1913 i. S. 

Stahl g. Metzler Nr. 828/1913. 


13. 


Berwechſlungsgefahr i. 5. des 8 16 MWG. bei Gaſt⸗ 
hofsbezeichnungen. 

Kl. iſt Eigentümer des Hotels „zur Poſt“ in Sch., 
Bekl. Eigentümer des Gaſthofs „zum Waldhorn“ daſelbſt; 
beide Gaſthöfe liegen an der von Sch. flußab- und aufwärts 
führenden Staatsſtraße. Auf Antrag des Kl. iſt der Bekl. 
5 1) A. a. O. Anm. 12a (S. 132 oben) zu § 3. 
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durch lg. Urteil für ſchuldig erklärt worden, zu unterlaſſen 
2) an den Laternen ſeines Hotels neben oder außer der In⸗ 
ſchrift: „Waldhorn“ die Inſchrift: „Poſt“ anzubringen oder 
zu halten; b) bei Anpreiſungen in Tageszeitungen, Hotel⸗ 
büchern, Reiſehandbüchern, Fremdenführern, Kursbüchern uſw. 
ſeinem Hotel Waldhorn die weitere Bezeichnung „Poſt“ bei⸗ 
zufügen — und dafür zu ſorgen, daß ſein Hausdiener, Kut⸗ 
ſcher oder andere in ſeinem Geſchäft angeſtellte Perſonen 
nicht Mützen mit der Aufſchrift „Poſt“ neben der Aufſchrift 
„Waldhorn“ tragen. Seine Berufung hat das OLG. zurück⸗ 
gewieſen aus folgenden 
Gründen: 

I. Kl. kann nach §8 16 UWG. den Bekl. auf Unter: 
laſſung in Anſpruch nehmen, wenn dieſer im geſchäftlichen 
Verkehr die beſondere Bezeichnung des Erwerbsgeſchäfts oder 
der gewerblichen Unternehmung des Kl. in einer Weiſe be⸗ 
nützt, die geeignet iſt, Verwechſlungen mit jener Bezeich⸗ 
nung hervorzurufen, deren ſich der Kl. befugterweiſe bedient. 

Wie der Wortlaut des Geſetzes beweiſt, und auch in 
der Literatur und Rechtſprechung unbeſtritten iſt, erfordert 
die Anwendung des § 16 keineswegs, daß die vom Bekl. 
gebrauchte Bezeichnung id entiſch iſt mit derjenigen, deren 
ſich der Kl. bedient; es genügt vielmehr eine Aehnlichkeit von 
der Art, daß fie Verwechſlungen der beiderſeitigen Betriebe 
hervorzurufen geeignet iſt. 

II. Daß der Kl. ſich für ſeinen Gaſthof der Etabliſſe⸗ 
mentsbezeichnung „Hotel zur Poſt“ befugterweiſe bedient, iſt 
nicht mehr beſtritten. In Frage ſteht nur, ob die Bezeich⸗ 
nung „Waldhorn⸗Poſt“, die der Bekl. für ſeinen Gaſthof 
gebrauchen will, geeignet iſt, Verwechſlungen mit der vom 
Kl. benützten Bezeichnung hervorzurufen. 

Das muß bejaht werden. 

Es iſt allgemein bekannt und auch durch die zahlreichen 
vom Bekl. vorgelegten Annoncen dargetan, daß Gaſthöfe ſehr 
häufig einen Doppelnamen tragen, deſſen einen Teil die Be⸗ 
zeichnung „Poſt“ bildet (Löwe⸗Poſt, Traube⸗Poſt, Sonne⸗ 
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Poſt u. dergl.); es iſt aber allgemein üblich, derartige Gaſt⸗ 
höfe nicht mit dieſem Doppelnamen im Verkehr zu bezeich⸗ 
nen, ſondern bald mit dem einen, bald mit dem andern Teil 
dieſes Namens (niemand ſagt z. B., er gehe in Tübingen 
in die „Traube⸗Poſt“, ſondern entweder „in die Traube“ 
oder aber „in die Poſt“); wer daher an dem Gaſthof des 
Bekl. oder an der Mütze ſeines Hausdieners, an einem et⸗ 
waigen Hotelwagen uſw. die Aufſchrift „Waldhorn⸗Poſt“ 
ſieht, oder in einem Kursbuch uſw. eine Anzeige des Gaſt⸗ 
hofs „Waldhorn⸗Poſt“, wird leicht — wenn er nicht den 
Gaſthof des Kl., deſſen Hausdiener oder Hotelwagen oder 
Anzeige daneben ſieht — annehmen, der Gaſthof des Bekl. 
ſei das (ihm empfohlene oder aus Reiſehandbüchern, An⸗ 
zeigen uſw. bekannte) „Hotel zur Poſt“, das eben neben die⸗ 
ſem Namen auch den Namen „Waldhorn“ führe. Es be⸗ 
ſteht alſo in der Tat zwiſchen der Bezeichnung „Waldhorn⸗ 
Poſt“ und der Bezeichnung „Hotel zur Poſt“ im gegebenen 
Fall eine Verwechſlungsgefahr, wie ſie die Anwendung des 
8 16 UWG. vorausſetzt, und zwar einerlei, in welcher Weiſe 
der Bekl. jene Bezeichnung an ſeinem Gaſthof uſw. anbrin⸗ 
gen würde (wobei übrigens bemerkt werden mag, daß falls 
ihm die Wahl dieſer Bezeichnung geſtattet wäre, er ſie auch 
in anderer Weiſe, als bisher geſchehen, an ſeinem Gaſthof 
anbringen könnte). 

III. Daß es nicht gegen die hervorgehobene Verwechſ⸗ 
lungsgefahr und für die Zuläſſigkeit der Bezeichnung „Wald⸗ 
horn⸗Poſt“ für einen Gaſthof an einem Ort, an dem bisher 
nur ein „Hotel zur Poſt“ ſich befunden hat, ſpricht, wenn 
an zahlreichen Orten je ein Gaſthof mit einem Doppel⸗ 
namen ſich befindet, deſſen einer Teil das Wort „Poſt“ iſt, 
leuchtet ohne weiteres ein; auch der Hinweis des Bekl. dar⸗ 
auf iſt verfehlt, daß ſich häufig die Gaſthofbezeichnungen an 
einem und demſelben Ort nur durch die dem gleichen Haupt⸗ 
wort angefügten Beiwörter unterſcheiden ( „goldener“, „ro⸗ 
ter“, „ſchwarzer Adler“ u. dergl.): denn der Verkehr pflegt 
in ſolchen Fällen derartige Gaſthöfe mit ihrem ganzen Na⸗ 
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men zu bezeichnen („Goldener Hirſch“, „Grauer Bär“ und 
derg.), während — wie ſchon oben bemerkt — Gaſthöfe mit 
Doppelnamen, deren einer Teil das Wort „Poſt“ iſt, häufig 
ſchlechthin als „Poſt“ bezeichnet werden. 
| Wenn endlich der Bekl. einzelne Fälle hervorgehoben 
hat, in denen (wie in Füſſen und Alpirsbach) das Wort 
„Poſt“ in den Namen zweier Gaſthöfe vorkommt, ſo be⸗ 
weiſt auch das nicht, daß im vorliegenden Fall keine Ver⸗ 
wechſlungsgefahr beſteht; eine ſolche kann auch in jenen Or⸗ 
ten beſtehen, aber die betr. Gaſthofbeſitzer haben eben viel⸗ 
leicht aus irgend welchen Gründen keinen Anlaß, ſie geltend 
zu machen, oder die gewählten Bezeichnungen beruhen auf 
einem Uebereinkommen zwiſchen ihnen oder ſie ſtammen aus 
einer Zeit, in der es keine Klage auf Unterlaſſung der zu 
Verwechſlungen führenden Bezeichnungen gab oder doch die 
betr. Gaſthofbeſitzer ſich nicht bewußt waren, daß ſie ſich 
gegen ſolche Bezeichnungen im Weg der Klage ſchützen 
können. 

Urteil des III. Zivilſenats vom 33. Dezember 1912 

i. S. Scherer g. Hagenmayer Nr. 543. 


14. 


In $ 15 des Geſetzes über den Rerkehr mit Kraft⸗ 
fahrzengen vom 3. Mai 1909. 


Eine gegen den Halter und den minderjährigen Führer 
eines Automobils auf das Automobilgeſetz geſtützte Klage 
iſt gegen den letzteren aus folgenden, den Sachverhalt er⸗ 
gebenden 

Gründen 
abgewieſen worden: 

Dagegen iſt der Anſpruch gegen den Bekl. J. nicht ge⸗ 
rechtfertigt. Kl. hat ihn gemäß 8 15 des Automobilgeſetzes 
verloren, wenn er nicht innerhalb zweier Monate den Unfall 
dem Erſatzpflichtigen angezeigt oder dieſer innerhalb dieſer 
Friſt auf andere Weiſe von dem Schaden Kenntnis erhalten 
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hat. Nun iſt der Bekl. J. minderjährig. Die Anzeige war 
daher in entſprechender Anwendung des § 131 Abſ. 2 BGB. 
dem geſetzlichen Vertreter dieſes Bekl. zu machen). Daß 
das geſchehen ſei, behauptet der Kl. ſelbſt nicht, auch nicht, 
daß der geſetzliche Vertreter des Bekl. J. innerhalb der 
2 Monate auf andere Weiſe Kenntnis von dem Schaden 
(oder dem Unfall) erhalten hat. Allerdings hat der Bekl. J. 
ſelbſt von dem Unfall — damit aber noch nicht notwendig 
davon, daß dadurch ein Schaden entſtanden iſt — alsbald 
Kenntnis erhalten, weil er ja den ganzen Vorfall mit⸗ 
gemacht hat. Aber auch wenn er von dem Schaden inner⸗ 
halb der Friſt des § 15 Kenntnis erhalten hat, würde dies 
nicht genügen. Denn wenn, wie gezeigt, in den Fällen, da 
eine in der Geſchäftsfähigkeit beſchränkte (oder eine geſchäfts⸗ 
unfähige) Perſon erſatzpflichtig iſt, die in § 15 vorgeſehene 
Anzeige dem geſetzlichen Vertreter dieſer Perſon gemacht 
werden muß, ſo iſt die Folgerung unabweislich, daß auch in 
dem Fall des letzten Halbſatzes des § 15 es nur auf die 
Kenntnis des geſetzlichen Vertreters und nicht auf die des 
Erſatzpflichtigen ſelbſt ankommt: die Anzeigepflicht iſt feſt⸗ 
geſetzt, damit der Erſatzpflichtige rechtzeitig in den Stand 
geſetzt wird, ſeine Verteidigung gegen Anſprüche des Ge⸗ 
ſchädigten vorzubereiten, und in dieſer Richtung wird es nach 
der Auffaſſung des BGB. Sache des geſetzlichen Vertreters 
geſchäftsunfähiger oder in der Geſchäftsfähigkeit beſchränkter 
Perſonen ſein, das Erforderliche vorzukehren. 

Urteil des III. Zivilſenats vom 14. Dezember 1912 i. S. 

Dobler g. Jung. 


15. 


Unterhaltsanfprüche der Kinder gegen die Eltern nach 
altem und neuem Recht. 

Die Klägerinnen, erſteheliche Töchter der nunmehrigen 

Ehefrau des Bekl., haben gegen dieſen Feſtſtellungsklage da⸗ 


9) S. Staudinger, Komm. z. BGB. 7./ 8. Aufl. Anm. 1 Abſ. 3 
zu § 130; Klein im AfbR. 33 S. 248 ff.; Crome, Syſtem 1872], c. 
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hin erhoben, daß ihm gegen ſie eine Forderung für Ver⸗ 
pflegung, Verköſtigung, Miete, Auslagen und Aufwendungen 
irgendwelcher Art nicht mehr zuſtehe. Widerklagend hat der 
Bekl. Zahlung gewiſſer Beträge begehrt. Das LG. hat 
Klage und Widerklage abgewieſen; die Berufung des Bekl. 
iſt zurückgewieſen worden. 

Aus den 

Gründen 
ſind folgende Ausführungen von Intereſſe: 

Es handelt ſich bei der Widerklage um Erſatz von Auf⸗ 
wendungen, die auf den Unterhalt der Klägerinnen gemacht 
worden ſein ſollen. Ein Anſpruch auf Erſatz der Aufwen⸗ 
dungen für gewährten Unterhalt ift dann ausgeſchloſſen, 
wenn der, der die Aufwendungen gemacht hat, dem Em⸗ 
pfänger gegenüber verpflichtet war, den Unterhalt zu ge⸗ 
währen. Als Stiefvater war der Bekl. den Klägerinnen 
gegenüber an ſich nicht unterhaltspflichtig, er durfte aber 
nicht etwa ſchlechthin die Beziehungen zu den Klägerinnen 
ablehnen, denn die Frau des Bekl. hatte trotz ihrer Wieder⸗ 
verheiratung als Mutter der Klägerinnen gemäß S 1697 
Satz 2 in Verbindung mit § 1696 BGB. das Recht und 
die Pflicht, für die Perſon der Klägerinnen zu ſorgen; wenn 
die Erfüllung dieſer Pflicht eine Leiſtung der Frau des Bekl. 
den Klägerinnen gegenüber erforderte, wenn ferner die Frau 
des Bekl. als Mutter den Klägerinnen gegenüber unterhalts⸗ 
pflichtig war und aus dieſem Grund etwas an ſie zu leiſten 
hatte, ſo war durch das Beſtehen der Ehe für den Bekl. 
ſeiner Frau gegenüber die Pflicht begründet, die von ſeiner 
Seite erforderliche Mitwirkung zu gewähren, denn dies ge⸗ 
hört zu der Lebensgemeinſchaft, zu der er ſeiner Frau nach 
8 1353 Abſ. 1 BGB. verpflichtet war. 

Für die Unterhaltspflicht der Mutter ſind in erſter Linie 
die Beſtimmungen der SS 1601 ff. BGB. maßgebend. Denn 
nach Art. 203 des EG. z. BGB. beſtimmt ſich ſeit dem 
Inkrafttreten des BGB. das Rechtsverhältnis zwiſchen einem 
vor dem Inkrafttreten dieſes Geſetzbuchs geborenen Kinde 
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und ſeinen Eltern nach den Vorſchriften des BGB. Nach 
88 1601 und 1602 Abſ. 2 war die Frau des Bekl. als 
Mutter verpflichtet, den Klägerinnen inſoweit Unterhalt zu 
gewähren, als die Einkünfte des Vermögens der Klägerinnen 
zum Unterhalt nicht ausreichten. An Vermögen beſaßen die 
Klägerinnen ein Großvatergut, das bei Abſchluß der Vor⸗ 
mundſchaftsrechnung am 8. September 1902 bei der Kläge⸗ 
rin Klara L. 24 426 M. 83 Pf. und bei Klägerin Martha L. 
20 375 M. 8 Pf. betrug. Dies war freies Vermögen der 
Klägerinnen, denn gemäß EGBGB. Art. 203 und BGB. 
8 1697 Satz 1 in Verbindung mit §8 1649, 1684 Nr. 1 
und 1686 hatte die Frau des Bekl. durch Eingehung der 
Ehe mit dem Bekl. die elterliche Gewalt über die Klägerinnen 
und damit die Nutznießung, die ihr kraft der elterlichen Ge⸗ 
walt zugeſtanden war, verloren. Ferner beſaßen die Kläge⸗ 
rinnen ein Vatergut, das laut der Eventualteilung vom 15. 
Dezember 1894 bei jeder der beiden Klägerinnen 4046 M. 
99 Pf. betrug. An dieſem Erbteil ihrer Kinder hat die Frau 
des Bekl. gemäß den Beſtimmungen des Württ. Rechts, das 
zurzeit des Todes ihres erſten Mannes gegolten hat, die 
lebenslängliche (ſtatutariſche) Nutznießung erlangt. Dieſes 
Recht hat ſie nicht infolge des Inkrafttretens des BGB. 
verloren, denn es handelt ſich dabei nicht um eine Wirkung 
des Eltern⸗ und Kindesverhältniſſes, ſondern die Nutznießung 
war eine Wirkung des ehelichen Verhältniſſes. Auf dem 
Recht der lebenslänglichen Nutznießung ruht als Laſt die 
Pflicht, den Kindern Unterhalt zu gewähren; die Nutznießung 
erſcheint gleichſam als Entgelt für die Gewährung des Un⸗ 
terhalts. Dieſe Unterhaltspflicht des Nutznießungsberechtigten 
iſt ſo wenig wie das Nutznießungsrecht ſelbſt durch das In⸗ 
krafttreten des BGB. weggefallen, denn auch die mit der 
Nutznießung verbundene Unterhaltspflicht iſt nicht eine Wir⸗ 
kung des Eltern⸗ und Kindesverhältniſſes, ſondern ein Aus⸗ 
fluß des ehelichen Rechts und des Erbrechts. Für dieſe Un⸗ 
terhaltspflicht gelten nicht die Beſtimmungen des BGB., 
ſondern die Beſtimmungen des früheren Württ. Rechts. Daß 
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dies der Standpunkt des Geſetzes iſt, ergibt ſich aus Art. 262 
Abſ. 2 AG. zum BGB. Hienach begründet in den Fällen 
des Abſ. 1 des Art. 262 die lebenslängliche Nutznießung die 
Verpflichtung des Nutznießungsberechtigten, aus dem der 
Nutznießung unterliegenden Vermögen den Abkömmlingen 
„nach den Vorſchriften des bisherigen Rechts eine angemeſ⸗ 
ſene Ausſtattung“ zu gewähren. An ſich wäre die Ausſtat⸗ 
tungspflicht ebenſo wie die Unterhaltspflicht ein Ausfluß des 
Eltern⸗ und Kindesverhältniſſes, vgl. BGB. §8 1620 bis 
1625; gleichwohl iſt ſie zufolge der Vorſchriften des EGBGB. 
Art. 200 Abſ. 1 und des Art. 262 Abſ. 2 — und zwar auch 
bei Ehen, die nicht wie die erſte Ehe der Frau des Bekl. 
ſchon vor dem Inkrafttreten des BGB. aufgelöſt waren, 
ſondern zurzeit des Inkrafttretens noch beſtanden haben — 
als eine nach dem bisherigen Recht zu beurteilende Ver⸗ 
pflichtung aufrechterhalten. Aus der Nichterwähnung der 
Unterhaltspflicht in Art. 262 Abſ. 2 iſt aber nicht etwa zu 
ſchließen, daß für die in Art. 262 geregelten Fälle die Unter⸗ 
haltspflicht als eine auf der Nutznießung ruhende Laſt habe 
abgeſchafft werden ſollen; die Entſtehungsgeſchichte des Abſ. 2 
des Art. 262 ergibt, daß die Anführung der Ausſtattungs⸗ 
pflicht nur beiſpielsweiſe und um etwaige Zweifel in dieſer 
Richtung auszuſchließen, erfolgt iſt, denn dieſe Geſetzesbe⸗ 
ſtimmung iſt erſt aus Anlaß eines in der Kammer der Ab⸗ 
geordneten geſtellten Antrags in das Geſetz aufgenommen 
worden, während der Entwurf ſie ausweislich ſeiner Motive 
nicht für nötig gehalten hatte; dem Geſetz liegt die Annahme 
zugrunde, daß ſämtliche auf der Nutznießung ruhenden Laſten 
nach Maßgabe des bisherigen Rechts in Geltung bleiben 
ſollten, dem entſpricht der Wortlaut des Abſ. 1 des Art. 262. 
Alſo kommen für die Unterhaltspflicht der Frau des Bekl. 
in zweiter Linie auch die Beſtimmungen des früheren Württ. 
Rechts in Betracht. 

Während nun nach $ 1602 Abſ. 1 des BGB. dann, 
wenn ein Teil des Vermögens des Kindes freies Vermögen 
iſt und ein anderer Teil der elterlichen Nutznießung unter⸗ 
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liegt, die Einkünfte des freien Vermögens zunächſt zum Un⸗ 
terhalt des Kindes zu verwenden ſind, und zwar auch dann, 
wenn der Ertrag des der elterlichen Nutznießung unterlie⸗ 
genden Vermögens zur Beſtreitung des Unterhalts ausreicht 
(ogl. Motive zu $ 1481 des erſten Entwurfs des BGB.), 
können nach dem Württ. Recht, das vor dem Inkrafttreten des 
BGB. gegolten hatte, die Einkünfte des freien Kindesvermö⸗ 
gens von den Eltern nur inſoweit zum Unterhalt der Kinder 
in Anſpruch genommen werden, als die Einkünfte des der 
elterlichen Nutznießung unterliegenden Vermögens zum Un⸗ 
terhalt nicht ausreichen. Nach Württ. Recht müſſen alſo die 
Erträgniſſe des der Nutznießung unterworfenen Vermögens 
zunächſt zum Unterhalt der Kinder verwendet werden. Dies 
ſolgt gerade daraus, daß der Unterhalt der Kinder eine Laſt 
der elterlichen Nutznießung bildet. Hienach war die Frau 
des Bekl. verpflichtet, den Klägerinnen aus den Erträgniſſen 
des Vaterguts in Höhe dieſer Erträgniſſe angemeſſenen Un⸗ 
terhalt zu gewähren, ohne daß es darauf ankam, ob die 
Einkünfte des Großvaterguts zum Unterhalt der Kinder aus⸗ 
gereicht haben würden. 

Die Erfüllung dieſer Verpflichtung der Frau des Bekl. 
war im vorliegenden Fall eine Soziallaſt, denn die Frau des 
Bekl. lebt mit dieſem in landrechtlicher Errungenſchaftsgeſell⸗ 
ſchaft. Nach den Grundſätzen, die für dieſe gelten und die 
laut Art. 200 Abſ. 1 des EG. z. BGB. auch jetzt noch maß⸗ 
gebend ſind, iſt der Unterhalt beigebrachter Kinder, ſoweit 
es ſich um den gewöhnlichen Ernährungs⸗ und Erziehungs⸗ 
aufwand handelt, dann von der Errungenſchaftsgeſellſchaft 
zu tragen, wenn der Stiefvater nicht bei Eingehung der Ehe 
ſich dagegen verwahrt hat, daß dieſe Koſten von der Geſell⸗ 
ſchaft getragen werden. Ob im vorliegenden Fall eine ſolche 
Verwahrung ausgeſprochen worden iſt, kann dahingeſtellt blei⸗ 
ben. Denn nach jenen Grundſätzen fällt der Unterhalt der 
beigebrachten Kinder ferner dann der Geſellſchaft zur Laſt, 
wenn die Kinder Vermögen haben und der Ertrag dieſes 
Vermögens der Geſellſchaft zugute kommt. Dies trifft hier 
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zu; denn die Einkünfte des Vaterguts der Kinder find, wie 
gleichfalls aus den für die Errungenſchaftsgeſellſchaft maß⸗ 
gebenden Grundſätzen ſich ergibt, nicht etwa Sondergut des 
Mannes oder Sondergut der Frau, ſondern Errungenſchaft 
geworden. 

Andererſeits iſt nach dem Recht der Errungenſchafts⸗ 
geſellſchaft im Zweifel anzunehmen, daß Aufwendungen, die 
während Beſtehens der Ehe gemacht worden ſind, aus Mit⸗ 
teln der Errungenſchaft beſtritten worden ſind. Der Bekl. 
behauptet ſelbſt nicht, er habe die Koſten des Unterhalts der 
Klägerinnen aus Sondergutsmitteln beſtritten. Hienach iſt 
die Widerklage, ſoweit ſie auf Erſatz von Aufwendungen für 
den Unterhalt der Klägerinnen gerichtet iſt, als Geltend⸗ 
machung von Rechten der Errungenſchaftsgeſellſchaft anzu⸗ 
ſehen. Dieſe Rechte ſtehen zur Hälfte dem Bekl. und zur 
Hälfte der Frau des Bekl. zu. Der Bekl. iſt aber zufolge 
der Stellung, die ihm bei dem Güterſtand der landrechtlichen 
Errungenſchaftsgeſellſchaft zukommt, berechtigt, dieſe Rechte 
in vollem Umfang in eigenem Namen geltend zu machen. 

Urteil des I. Zivilſenats vom 8. November 1912 J. 

S. D. g. L. Nr. 485/1912. 


16. 
Pflichten des Gegenvormunds. 


Die Kl. verlangt vom Bekl. Erſatz des Schadens, der 
ihr angeblich dadurch entſtanden iſt, daß der Bekl. ſeine 
Pflichten als ihr Gegenvormund verletzt hat. 

Die Kl. iſt das einzige Kind des am 24. März 1904 
im Sanatorium St. Blaſien geſtorbenen Apothekers Wil⸗ 
helm Fr. in Schwiebus und ſeiner Ehefrau Helene geb. R. 
Auf den Tod des Vaters iſt der Kl. als Erbin zum hälftigen 
Nachlaß ein väterliches Vermögen im Betrag von 20 000 M., 
beſtehend in 10 Stück 4% ſger Ungariſcher Goldrente 
& 1000 fl., zuſammen im Kurswert von 19 500 M., und in 
einem weiteren Kapitalbetrag von 500 M., zugewieſen wor⸗ 
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den. — Die Mutter hat die Hälfte des Nachlaſſes geerbt. 

Nachdem die Mutter am 9. November 1905 ſich mit 
dem Architekten Karl W. in St. zum zweiten Mal ver⸗ 
heiratet hatte, iſt durch Beſchluß des Vormundſchaftsgerichts 
St. unter dem Vorſitz des Gerichtsnotars B. am 18. Juli 1906 
die Mutter zum Vormund und auf ihren Vorſchlag der Bekl., 
der mit Karl W. befreundet war, zum Gegenvormund be⸗ 
ſtellt und am gleichen Tag verpflichtet worden. In der 
Folge ergab ſich, daß der Ehemann W. die Zinsſcheine der 
Wertpapiere an E., mit dem er in Wechſelverkehr ſtand, 
verpfändet hatte. Von den Wertpapieren wurden 3 Stück 
zu je 1000 fl. mit Genehmigung des Vormundſchaftsgerichts 
veräußert, um die Koſten eines Kuraufenthalts der erkrank⸗ 
ten Kl. im Süden (Rapallo) zu beſtreiten ce. Am 11. Januar 
1910 wurde die Mutter als Vormünderin entlaſſen. In 
Höhe von 1625 M. und 500 M. verſprach der Ehemann W. 
Zahlung bzw. Erſatz für gewiſſe Koſten, die in der Vor⸗ 
mundſchaftsrechnung als Ausgaben für die Kl. eingeſtellt 
worden waren; auch wurden die Eheleute W. zur Heraus⸗ 
gabe der verpfändeten Zinsſcheine durch Verſäumnisurteil 
verurteilt. Sie haben aber nichts bezahlt bzw. geleiſtet, ſind 
vermögenslos und ausgepfändet. 

Auf Erſatz des ihr infolge der geſchilderten Verhältniſſe 
erwachſenen Schadens nimmt Kl. den Bekl. wegen angeblicher 
ihm zur Laſt fallender Pflichtwidrigkeiten in Höhe von 
4168 M. in Anſpruch. Die Klage, — der das LG. teil⸗ 
weiſe entſprochen hatte, — iſt im Berufungsverfahren in 
vollem Umfang abgewieſen worden, aus folgenden, den 
näheren Sachverhalt ergebenden 

Gründen: 

Die geſetzliche Grundlage des Klaganſpruchs bildet der 
1833 BGB. in deſſen Abſ. 1 beſtimmt iſt: „Der Vor⸗ 
mund iſt dem Mündel für den aus einer Pflichtverletzung 
entſtehenden Schaden verantwortlich, wenn ihm ein Ver⸗ 
ſchulden zur Laſt fällt. Das Gleiche gilt von dem Gegen⸗ 
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vormunde.“ Demnach muß, um eine Schadenshaftung des 
Beklagten annehmen zu können, feſtgeſtellt werden: 

1. daß eine Pflichtverletzung vorliegt, 

2. daß ſie ſchuldhaft iſt, 

3. daß ſie Schaden verurſacht hat. 

Die Pflichten des Gegenvormunds ergeben ſich im all⸗ 
gemeinen aus $ 1799 BGB.; danach hat der Gegenvor⸗ 
mund nicht ſelbſt die Geſchäfte der Vormundſchaft zu beſorgen; 
ſondern er hat nur darauf, daß der Vormund die Vormund⸗ 
ſchaft pflichtmäßig führt, zu achten und Pflichtwidrigkeiten 
des Vormunds dem Vormundſchaftsgericht anzuzeigen. Im 
beſonderen iſt ſeine Mitwirkung noch in einer Reihe von 
Fällen vorgeſchrieben, ſo bei der Aufnahme des Vermögens⸗ 
verzeichniſſes (BGB. § 1802) und der Rechnungslegung 
(§S 1842), ſowie bei der Anlegung von Mündelgeld ($ 1810) 
und bei Verfügungen über Forderungen und Wertpapiere 
des Mündels ($ 1812); auch ſoll ihn das Vormundſchafts⸗ 
gericht vor der Entſcheidung über die Genehmigung einer 
Handlung des Vormunds hören (§ 1826); dem entſpricht 
die Pflicht des Gegenvormunds, dem Vormundſchaftsgericht 
auf Verlangen jederzeit über die Führung der Vormund⸗ 
ſchaft Auskunft zu geben ($ 1839). | 

Eine Zuſammenſtellung dieſer Pflichten enthalten in 
Abſchnitt C die Vorſchriften für den Vormund, Gegenvor⸗ 
mund, Pfleger und Beiſtand, welche den Vormündern ꝛc. bei 
der Verpflichtung zu übergeben ſind. 

Eine Pflicht, über die Vormünderin und ihren Ehemann 
bei einem Auskunftsbureau ſich zu erkundigen, wenn ihm 
ihre Verhältniſſe nicht bekannt waren, beſtand für den Bekl. 
nicht. Der Bekl. hatte nur, wenn ihm Entlaſſungsgründe 
bekannt waren, hievon dem Vormundſchaftsgericht Anzeige 
zu machen ($ 1799 Abſ. 1); daß aber ſolche Gründe vor⸗ 
gelegen ſeien, iſt nicht behauptet. Abgeſehen hievon durfte 
der Bekl., wie er mit Recht geltend macht, annehmen, daß 
das Gericht bei der Auswahl der Vormünderin ſich nach 
§ 1779 Abſ. 2 BGB. darüber unterrichtet hatte, daß fie 


Jahrbücher der Württemb. Rechtspflege. XXV. 2. 12 


166 Eutſcheidungen des Oberlandesgerichts. 


nach ihren perſönlichen Verhältniſſen und ihrer Vermögens⸗ 
lage ſowie nach den ſonſtigen Umſtänden zur Führung der 
Vormundſchaft geeignet ſei. Daß der Bekl. die Vermögens⸗ 
loſigkeit des Ehemanns W. gekannt hat, iſt nach dem, was 
dieſer über ihre beiderſeitigen Geldgeſchäfte angegeben hat, 
nicht zu bezweifeln. Allein nach W.s Angabe hat der Bekl. 
auch gewußt, daß ihm die Frau ein Vermögen von 20 000 M. 
zugebracht hatte, und W. war als Architekt in der Lage, ſich 
Einkommen zu verſchaffen. Die bloße Tatſache, daß W. 
vor der Eheſchließung vermögenslos war, war deshalb nicht 
geeignet, den Bekl. gegen dieſen beſonders argwöhniſch zu 
machen und ihm die Möglichkeit einer Gefährdung des 
Mündelvermögens als naheliegend erſcheinen zu laſſen. 

Der Bekl. hat die die Stelle der erſten Vormundſchafts⸗ 
rechnung vertretende Erklärung der Vormünderin vom 
27. Juli 1907 mit dem Bemerken unterzeichnet, daß er ſich 
von dem Vorhandenſein des Grundſtockvermögens überzeugt 
habe, obwohl er ſich über den Verbleib der Zinscoupons 
der 10 Stück Ungariſche Goldrente nicht durch Einſichtnahme 
vergewiſſert, ſondern nach ſeiner Behauptung ſich mit der 
Erklärung W.s, daß er ſie im Beſitz habe, begnügt hatte. 
Es macht keinen Unterſchied, ob lediglich die Beſtimmung 
in § 1842 BGB. zur Anwendung gebracht wird, wonach 
die Vormundſchaftsrechnung vom Vormund dem Gegenvor— 
mund unter Nachweiſung des Vermögensbeſtands vorzulegen 
und vom Gegenvormund mit den durch die Prüfung veran⸗ 
laßten Bemerkungen zu verſehen iſt, oder ob deshalb, weil 
bis dahin ein vom Gegenvormund anerkanntes Vermögens⸗ 
verzeichnis nicht vorlag (die Erklärung der Mutter in dem 
Verpflichtungsprotokoll vom 18. Juli 1906 kann als ſolches 
nicht angeſehen werden), die Beſtimmung in § 1802 Abſ. 1 
Satz 2 BGB. anzuwenden iſt, wonach der Gegenvormund 
zur Aufnahme des Vermögensverzeichniſſes zuzuziehen iſt und 
das Verzeichnis mit der Verſicherung der Richtigkeit und 
Vollſtändigkeit zu verſehen hat. In beiden Fällen muß der 
Gegenvormund zum Zwecke der Prüfung der Vollſtändigkeit 
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und Richtigkeit ſich den Vermögenſtand nachweiſen laſſen ), 
und zum Vermögensbeſtand gehören auch die Zinsſcheine 
der zum Mündelvermögen gehörigen Wertpapiere. Der 
Gegenvormund braucht ſich allerdings nicht jeden einzelnen 
unbedeutenden Vermögensgegenſtand vorzeigen zu laſſen; 
allein die Zinsſcheine von Wertpapieren im ungefähren Werts⸗ 
betrag von 20 000 M. ſtellen keinen unbedeutenden Gegen— 
ſtand dar. Der Bekl. war daher verpflichtet, ſich vom Vor⸗ 
handenſein der Coupons durch Augenſchein zu überzeugen; 
von dieſer Prüfungspflicht durfte er ſich nicht dadurch ab— 
halten laſſen, daß ihm die Vormünderin und ihr Mann ver- 
trauenswürdig erſchienen. Zweifelhafter iſt es, ob die Pflicht⸗ 
verletzung, die dem Beklagten in dieſer Hinſicht zur Laſt 
fällt, ſchuldhaft iſt. Es genügt zwar ein leichtes Verſchulden; 
der Gegenvormund hat auch nicht etwa, wie der Vater nach 
§ 1664 BGB. nur die in feinen eigenen Angelegenheiten 
gewohnte Sorgfalt anzuwenden. Allein es iſt fraglich, ob 
der Bekl. bei Anwendung der im Verkehr erforderlichen Sorg— 
falt erkennen mußte, daß er ſich, um ſeiner Kontrollpflicht 
zu genügen, auch die Zinscoupons vorzeigen laſſen müſſe. 
Ausdrücklich geſagt iſt das weder im Geſetz noch in den. 
Vorſchriften für den Vormund ꝛc., und ohne weiteres iſt 
es auch nicht für jedermann ſelbſtverſtändlich. Das Geſetz 
ſelbſt ſtellt bezüglich der Zinsſcheine weniger ſtrenge An— 
forderungen, indem es in $ 1814 Satz 1 BGB. die Hinter⸗ 
legung nur bezüglich der Inhaberpapiere ſelbſt und bezüglich 
der Erneuerungsſcheine, nicht aber hinſichtlich der Zinsſcheine 
vorſchreibt. Es mag unentſchieden bleiben, ob den Bekl. 
als einen Nichtrechtsverſtändigen der Umſtand zu entſchul⸗ 
digen vermag, daß er unwiderlegtermaßen irrtümlicherweiſe 
angenommen hat, der Zinsgenuß komme der Mutter, ſei es 
auf Grund ihrer vermeintlichen Nutznießung, ſei es als 
Gegenleiſtung für die Alimentierung der Kl. zu, und daß 
er geglaubt hat, er brauche ſich deshalb auch um die noch 
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nicht verfallenen Zinscoupons nicht zu kümmern. Denn er 
konnte auch abgeſehen davon an eine mögliche Schädigung 
der Kl. bezüglich der Zinscoupons nicht wohl denken; mit 
nicht verfallenen Zinscoupons kann man allein in der Regel 
nicht viel anfangen; ſie laſſen ſich weder geraume Zeit vor 
dem Verfall verkaufen, noch auch werden ſie normalerweiſe 
im redlichen Geſchäftsverkehr für ſich allein zu Pfand ge⸗ 
nommen. Wenn er aber angenommen hat, er habe ſeine 
Kontrolle nicht weiter auszudehnen, als zur Abwendung 
von Schädigungen des Mündels nötig iſt, ſo liegt hierin 
kein Verſchulden. Auch wenn eine Schuld des Bekl. anzu⸗ 
nehmen iſt, ſo fehlt es doch am Nachweis des Kauſalzu⸗ 
ſammenhangs zwiſchen der ſchuldhaften Pflichtverletzung und 
dem aus der Verpfändung der Coupons der Kl. erwachſenen 
Schaden. Daß dieſe Verpfändung zuvor ſchon vor dem 
27. Juli 1907 erfolgt war, iſt nach dem Schreiben E.s 
(des Pfandgläubigers) anzunehmen; allein es iſt nicht darge⸗ 
tan, daß bei einem Verlangen des Bekl. auf Vorzeigen der 
Coupons die Verpfändung oder richtiger ihre Fortwirkung 
verhindert worden wäre. Es iſt ſehr wohl möglich, daß 
Karl W. es ermöglichen konnte, die Coupons vom Pfand⸗ 
gläubiger behufs Vorzeigung an den Bekl. für kurze Zeit 
herauszubekommen, und daß er ſie nachher wieder in Pfand 
gegeben hätte; dieſe Möglichkeit iſt deshalb nicht von der 
Hand zu weiſen, weil E. die Coupons der verkauften Stücke 
jeweils anſtandslos ausgefolgt hat. Dann wäre auch bei 
Erfüllung der Kontrollpflicht des Bekl. die Verpfändung 
nicht entdeckt und ihre ſchädigende Folge nicht vermieden 
worden. Wenn aber W. die Vorlegung der Coupons etwa 
nicht ermöglichen konnte, weil E. die Herausgabe verweigert 
hätte, ſo hätte der Bekl. kein Mittel gehabt, die Beiſchaffung 
der Coupons zu bewirken; er wäre vielmehr darauf ange⸗ 
wieſen geweſen, dem Vormundſchaftsgericht nach § 1799 
Abſ. 1 BGB. Anzeige zu machen. Ob aber dieſes dann 
den Vormund zur Vorlegung angehalten hätte, muß be⸗ 
zweifelt werden; denn der Vorſitzende des Vormundſchafts⸗ 
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gerichts Gerichtsnotar B. hat nach ſeinem Schreiben an E. 
vom 3. Februar 1908 ſpäteſtens an dieſem Tag erfahren, 
daß die Coupons nicht in Händen des Vormunds waren, 
und er hat ihm trotzdem die Beſchaffung nicht aufgegeben. 

Im Zuſammenhang mit der unbeanſtandeten Unter⸗ 
zeichnung der Vormundserklärung vom 27. Juli 1907 ſteht 
auch die Haftbarmachung des Bekl. für den Verluſt der 
500 M. Anteil an der Lebensverſicherungspolice. Weder 
aus der Erklärung der Vormünderin vom 18. Juli 1906, 
noch aus der vom 27. Juli 1907 war klar zu erſehen, um 
was es ſich hier handelte. Hierüber ſich Klarheit zu ver⸗ 
ſchaffen, war Pflicht des Bekl. Allein aus den Pflegſchafts⸗ 
akten des AG. Schwiebus iſt hinlänglich deutlich zu ent⸗ 
nehmen geweſen, daß es ſich hier lediglich um einen An⸗ 
ſpruch der Kl. an ihre Mutter auf Bezahlung eines Betrags 
von 500 M. als Anteil an der längſt an ſie abgeführten 
Verſicherungsſumme gehandelt hat. Es iſt dem Bekl. zu 
glauben und jedenfalls nicht widerlegt, daß er von dieſem 
Sachverhalt bei den Verhandlungen mit dem Vormundſchafts⸗ 
gericht und mit der Vormünderin Kenntnis bekommen hat. 
Wenn er eine weitere Aufklärung nicht für erforderlich er⸗ 
achtet hat, ſo iſt ihm daraus kein Vorwurf zu machen. 
Ebenſowenig liegt aber ein Verſchulden vor, wenn er in 
Kenntnis des Sachverhalts von weiteren Maßnahmen abge⸗ 
ſtanden iſt. Es iſt nicht ſo, daß hier ein Barbetrag von 
500 M. gefehlt hätte und es liegt auch nicht ein Fall des 
§ 1806 BGB. vor, der die verzinsliche Anlegung des zum 
Vermögen des Mündels gehörigen Geldes vorſchreibt. Son⸗ 
dern es beſtand hier ſchon zu Beginn der Vormundſchaft 
eine Forderung der Kl. an ihre Mutter auf Ausbezahlung 
der 500 M. und es war dem verantwortlichen und gewiſſen⸗ 
haften Erwägen der Vormünderin überlaſſen, ob ſie dieſe 
Forderung zunächſt beſtehen laſſen oder ſie alsbald in eine 
mündelſichere Anlage umwandeln wollte). — Solange 
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gegen die Zahlungsfähigkeit der Vormünderin Bedenken nicht 
beſtanden, war für den Gegenvormund kein Anlaß gegeben, 
auf eine Umwandlung zu dringen. Nur der Umſtand, daß 
die Verzinslichkeit der Forderung nicht feſtgeſetzt war, hätte 
ihm ein ſolches Verlangen nahe legen ſollen; allein wenn 
er je hier ſchuldhaft etwas verſäumt hat, ſo würde ihn dies 
nur allenfalls für den Zinsverluſt, nicht für den Verluſt 
des Kapitals haftbar machen. Auch bezüglich der 
500 M. wie der Zinſen fehlt es aber am Kauſalzuſammen⸗ 
hang. Auch hier beſtand das einzige Mittel des Bekl., eine 
Aenderung zu veranlaſſen, nur darin, daß er das Vormund— 
ſchaftsgericht auf den beſtehenden Zuſtand als auf eine 
Pflichtwidrigkeit des Vormunds nach 8 1799 BGB. hinwies, 
und es iſt nicht anzunehmen, daß dadurch ein Vorgehen des 
Vormundſchaftsgerichts erzielt worden wäre. Denn mindeſtens 
dem Vorſitzenden des Vormundſchaftsgerichts waren aus den 
Pflegſchaftsakten des AG. Schwiebus dieſe Verhältniſſe be: 
kannt und er hat trotzdem eine Verfügung des Vormund— 
ſchaftsgerichts hiewegen nicht herbeigeführt. 

So klar war aber die Rechtslage weder bezüglich der 
Zinscoupons, noch bezüglich der 500 M., daß man dem 
Gegenvormund hätte zumuten können, gegen eine ablehnende 
Verfügung des Vormundſchaftsgerichts im Weg der Anrufung 
des AG. und der Beſchwerde vorzugehen ). 

Der Bekl. hat ferner den Antrag vom 26. Januar 1908 
auf Genehmigung der Veräußerung von 1000 fl. Goldrente 
befürwortet und zu gleichen Anträgen vom 8. April und 
6. Dezember 1908 je bezüglich weiterer 1000 fl. ſein Ein⸗ 
verſtändnis erklärt; er hat ferner die Verausgabung des 
Erlöſes nicht kontrolliert. — Daß die Anträge nicht von der 
Vormünderin perſönlich, ſondern in ihrem Namen von ihrem 
Ehemann als ihrem Generalbevollmächtigten geſtellt waren, 
iſt für die Haftbarkeit des Bekl. ohne Belang; denn es iſt 
nicht behauptet, daß die Anträge von dem Ehemann ohne 
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und gegen den Willen der Vormünderin geſtellt worden ſeien 
und daß ſie nicht geſtellt worden wären, wenn die eigene 
Unterſchrift der Vormünderin verlangt worden wäre. — Da 
es ſich um hinterlegte Wertpapiere handelte, war zum Ber: 
kauf nicht die Genehmigung des Gegenvormunds gemäß 
§ 1812, ſondern die des Vormundſchaftsgerichts gemäß 
§ 1814 und 1815 BGB. erforderlich. Befürwortung und 
Einverſtändnis des Bekl. ſtellen ſich deshalb nur als Aeußerung 
auf Grund des $ 1826 BGB. dar. Die Verantwortung 
für die Genehmigung trifft deshalb in erſter Linie das Vor⸗ 
mundſchaftsgericht. Daß der Bekl. das erſte Genehmigungs⸗ 
geſuch befürwortet hat, enthält keine Pflichtverletzung. Nach 
den nicht beanſtandeten Ausſagen des Ehemanns W. war 
die Kl. krank und mußte auf ärztlichen Rat, nachdem ſie 
zuerſt eine Zeitlang in Untermarchthal geweſen war, nach 
Rapallo gebracht werden. Daß der Bekl. die Vorlegung 
eines ärztlichen Zeugniſſes nicht verlangt hatte, iſt unerheb⸗ 
lich, da dieſe Tatſachen als richtig feſtgeſtellt ſind. — Bei 
dem jugendlichen Alter der Kl. war die Begleitung durch 
die Mutter geboten. Mit Rückſicht hierauf ſtand ein größerer 
Aufwand in Frage, der nur zum kleinſten Teil aus den 
Vermögenseinkünften der Kl. beſtritten werden konnte. Da 
die Mutter ihr Vermögen vertragsmäßig ihrem Ehemann 
als unverzinsliches Darlehen auf 10 Jahre überlaſſen hatte, 
war ſie außerſtande ihrerſeits das Kind zu alimentieren 
und den Mehrbedarf ſelbſt zu beſtreiten; es war deshalb 
nach $ 1603 Abſ. 2 letzter Halbſatz vgl. mit $ 1602 Abſ. 2 
BGB. gerechtfertigt, den Stamm des Kindsvermögens anzu⸗ 
greifen. Es iſt auch keine Verletzung der Pflicht, wenn der 
Bekl. die Verausgabung des Erlöſes aus den zuerſt ver: 
kauften 1000 fl. nicht im einzelnen kontrolliert hat. Dazu 
war er gar nicht in der Lage und daß der Bekl. etwa nach 
§ 1806 BGB. die ſofortige verzinsliche Neuanlegung des 
Erlöſes hätte verlangen ſollen, läßt ſich nicht annehmen. 
Denn das Wertpapier war eigens zu dem Zweck der Be— 
ſtreitung der Kurkoſten verkauft worden; der Erlös war daher 
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zur Beſtreitung von Ausgaben bereit zu halten. Zu be⸗ 
ſonderem Argwohn lag kein Grund vor, wie ſchon zu An- 
fang geſagt iſt; insbeſondere beſtand gegen die Ehrlichkeit 
und Glaubwürdigkeit der Vormünderin und ihres Ehemanns 
kein Bedenken. — Ob zur Zeit des zweiten und des dritten 
Geſuchs die Veräußerung weiteren Vermögens der Kl. nö— 
tig und deshalb gerechtfertigt war, kann dahingeſtellt 
bleiben. Denn jedenfalls iſt es nicht fahrläſſig, wenn der 
Bekl. dies angenommen hat. Da die Kl. zunächſt mehrere 
Wochen in Untermarchtal untergebracht war, ſo mußte es 
dem Bekl. nicht auffallen, wenn dem Geſuch vom 26. Januar 
ſchon am 8. April ein zweites und am 6. Dezember 1908 
ein drittes folgte. Bei dem Umſtand, daß die Kl. von ihrer 
Mutter begleitet war und daß dieſe ihr zweites Kind und 
ein Kindermädchen bei ſich hatte, war mit Rückſicht auf den 
erheblichen Aufwand, den ein derartiger Kuraufenthalt ver⸗ 
urſacht, unbedenklich damit zu rechnen, daß die Erlöſe der 
zuvor verkauften Papiere inzwiſchen für Kurzwecke veraus⸗ 
gabt ſeien. Daß aber die Mutter auf Koſten der Kl. ge⸗ 
raume Zeit in Rapallo verblieb, konnte der Bekl. nicht be⸗ 
anſtanden, da die Kl. ſchwer krank geweſen war und die 
Pflege der Mutter für ſie als die beſte erſchien. Da der 
Vater der Kl. an Lungentuberkuloſe geſtorben war, war für 
die Kl. beſondere Fürſorge und Vorſicht dringend geboten. 
Da es ſich um die Erhaltung des Lebens der Kl. handelte, 
konnte es auch keinem Bedenken begegnen, wenn der Auf— 
wand auch im Verhältnis zu ihrem Vermögen ein recht be— 
trächtlicher war. Es iſt deshalb nicht zu beanſtanden, wenn 
der Bekl. es zuließ, daß der Kl. die fortdauernde Pflege 
der Mutter dadurch gewährleiſtet worden iſt, daß auch der 
Aufenthalt des zweiten Kindes in Rapollo aus dem Ver⸗ 
mögen der Kl. beſtritten wurde. Mit Rückſicht auf dieſe 
Umſtände mußte dem Bekl. auch aus der Tatſache der 
wiederholten Veräußerungen und aus ihrer ziemlich raſchen 
zeitlichen Folge kein Bedenken in der Richtung erwachſen, 
ob die Erlöſe auch wirklich zu Kurzwecken im Intereſſe der 
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Kl. verwendet werden. Deshalb lag auch nach dem zweiten 
und dritten Antrag für ihn kein Anlaß vor, die Verwendung 
der Erlöſe beſonders im Auge zu behalten und hierüber be⸗ 
ſonderen Nachweis zu verlangen. Er durfte damit füglich 
zuwarten bis zum Anfall der nächſten Vormundſchaftsrechnung 
oder bis nach Beendigung des Kuraufenthalts. — Der 
Gegenvormund handelt auf eigene Verantwortung; er kann 
ſich nicht damit entſchuldigen, daß das Vormundſchaftsgericht 
ſein Tun gebilligt habe und daß auch dieſes gegen den Vor⸗ 
mund nicht eingeſchritten ſei, ſondern deſſen Schritte gut⸗ 
geheißen habe. Wenn in rechtlich und tatſächlich zweifel⸗ 
haften Fällen das Vormundſchaftsgericht und ſein Vorſitzender 
zur gleichen Auffaſſung und Behandlungsweiſe wie der Gegen⸗ 
vormund kommen, ſo kann daraus aber immerhin geſchloſſen 
werden, daß die richtige Auffaſſung nicht ſo ſehr auf der 
Hand liegt, daß ein falſches und verfehltes Verhalten ſich 
nur aus der Außerachtlaſſung der erforderlichen Sorgfalt 
erklären ließe. Inſofern ſpricht ſehr zugunſten des Bekl. 
das Vorgehen des Vormundſchaftsgerichts und des Gerichts⸗ 
notars B.; auch ſie haben es offenbar für zweifellos erachtet, 
daß bis zur Erneuerung der Geſuche der Erlös aus den 
früher verkauften Papieren jeweils im Intereſſe der Kl. 
verbraucht geweſen ſei. 

Daß der Bekl. die rechtzeitige Stellung der zweiten 
Vormundſchaftsrechnung nicht betrieben hat, iſt ihm nicht 
zur Schuld anzurechnen. Es kann deshalb dahingeſtellt 
bleiben, ob es zu den Pflichten des Gegenvormunds gehört, die 
Einhaltung der Termine für die Rechnungsſtellung zu über⸗ 
wachen. Denn jedenfalls in dieſer mehr formellen Ange— 
legenheit darf ſich der Gegenvormund weitgehend darauf 
verlaſſen, daß die Einhaltung der vom Vormundſchaftsgericht 
geſetzten Friſten und Termine in erſter Linie vom Vormund⸗ 
ſchaftsgericht ſelbſt überwacht wird. Er muß deshalb nur 
ausnahmsweiſe ſich für verpflichtet erachten, auch ſeinerſeits 
hierauf zu achten. Gegebenenfalls liegt ein beſonderer Grund 
hiefür nicht vor; der längſte nach 8 1840 Abi. 3 BGB. 
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für die Rechnungsſtellung zugelaſſene Zeitabſchnitt von 3 Jahren 
war ſeit Stellung der erſten Rechnung noch nicht abgelaufen 
und es iſt nicht einmal dargetan, daß der Bekl. gewußt hat, 
welcher Termin für die neue Rechnung vom Vormundſchafts⸗ 
gericht beſtimmt war. Auch hier iſt es zudem fraglich, ob 
eine Anregung des Bekl. ein Einſchreiten des Vormundſchafts⸗ 
gerichts zur Folge gehabt hätte. 

Demzufolge iſt eine Schadenerſatzpflicht des Bekl. in 
keiner der geltend gemachten Richtungen begründet. Die 
Klage iſt in vollem Umfang unbegründet. Daraus ergibt 
ſich die Zurückweiſung der von der Kl. gegen das Teilurteil 
eingelegten Berufung und die Abänderung des Schlußurteils 
auf die Berufung des Bekl. 

Urteil des I. Zivilſenats vom 27. Dezember 1912 i. S. 

F. g. A. Nr. 643/1912. 


17. 
Erbſchaftsſteuer. Begriff der Familienſtiftung. 


Der Geheime Kommerzienrat Rudolf v. K. und ſeine 
Ehefrau Sofie geb. Sch. haben am 26. März 1895 ein 
teſtamentariſches Kodizill errichtet, das u. a. Verfügung über 
2 Stiftungen enthielt, die „K.ſche Verwandtenſtiftung“, die 
Klägerin, und die „Rudolf- und Sofie⸗K.⸗Stiftung“, deren 
Erträgniſſe innerhalb der Stadt St. zu wohltätigen und all⸗ 
gemeinen Zwecken zu verwenden ſind. Nach dem Tod der 
Stifter erhielten beide Stiftungen die landesherrliche Ge— 
nehmigung. Für jede von ihnen war ein gleicher Anteil 
an dem vorhandenen Vermögen beſtimmt; der Jahresertrag 
macht etwa 60 000 M. aus. 

Mit der gegen den Fiskus erhobenen Klage verlangt 
Klägerin die Feſtſtellung, daß ſie nicht verpflichtet ſei, aus 
dem, ihr aus dem Nachlaſſe der Rudolf v. K.ſchen Ehe— 
gatten angefallenen Vermögen Erbſchaftsſteuer an den Bekl. 
zu bezahlen. 

Das LG. hat der Klage ſtattgegeben. Die Berufung 
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des Fiskus iſt zurückgewieſen worden aus folgenden, e 
das weitere Tatſächliche ergebenden 
Gründen: 

1. Die Zuläſſigkeit des Rechtswegs gegen den Bekl. iſt 
nach §§ 57, 33 ErbStG. nicht zu beanſtanden. 

Die klagende Stiftung iſt von der Erbſchaftsſteuer be⸗ 
freit, wenn fie eine Familienſtiftung i. S. des § 11 Ziff. 5 
ErbStG. iſt und ihr der Erwerb auf Grund eines in einer 
Verfügung von Todes wegen beſtehenden Stifungsgeſchäfts 
angefallen iſt. Darüber, daß letztere Vorausſetzung zutrifft, 
ſind die Parteien einig, widerſprechende Tatſachen ſind nicht 
vorgetragen, der Klagantrag wie die Formel des lg. Urteils 
ſind demgemäß gefaßt. Streit iſt nur darüber, ob es ſich 
um eine Familienſtiftung handelt. In dem Geſetz ſelbſt 
findet ſich keine weitere Angabe, was hierunter zu verſtehen 
iſt. Hiernach iſt das Wort jo auszulegen, wie es dem all- 
gemeinen, gewöhnlichen Sprachgebrauch entſpricht. Dies iſt 
auch in dem Bericht der Reichstagskommiſſion, die die Be⸗ 
freiungsvorſchrift des § 11 Ziff. 5 aufgeſtellt hat, hervorge⸗ 
hoben. Dieſer Umſtand iſt für die Auslegung weſentlich; 
dagegen kann dahingeſtellt bleiben, ob die in dem Bericht 
niedergelegte Begriffsbeſtimmung ſelbſt richtig iſt. Die Be⸗ 
deutung des Worts iſt für den ganzen Geltungsbereich des 
Geſetzes einheitlich feſtzuſetzen. Es iſt nicht etwa für jeden 
Bundesſtaat der dort geltende Begriff maßgebend. Es 
kommt daher darauf nicht an, was in einzelnen Landes: 
geſetzen, z. B. dem Preuß. AG. z. BGB. oder dem Preuß. 
Stempelgeſetz, unter Familienſtiftung verſtanden wird. 

In 83 Ziff. 3 ErbStG. findet fi) das Wort Familien⸗ 
ſtiftung ebenfalls. Der Begriff wird hier derſelbe ſein, 
wie in § 11. Die beiden Stellen ſind aber in dem Geſetz 
nicht in unmittelbare Wechſelbeziehung gebracht. Der Aus- 
ſchluß einer Doppelbeſteuerung war ein geſetzgeberiſches 
Motiv; bei der Auslegung und Anwendung des Geſetzes iſt 
nicht entſcheidend, ob im einzelnen Fall eine Doppelbe⸗ 
ſteuerung einträte oder nicht. 
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Aus dem Wort: Familienſtiftung ergibt ſich, daß eine 
Familienſtiftung vorhanden iſt, wenn das Stiftungsvermögen 
dem Vorteile einer beſtimmten Familie oder mehrerer Familien 
dient, ſei es daß die Erträgniſſe einzelnen Angehörigen der 
Familie zuzuwenden ſind, ſei es daß ſie auf andere Weiſe 
den Familienintereſſen nützt. Es darf ſich nicht bloß um 
einzelne beſtimmte Angehörige einer Familie handeln, dagegen 
iſt eine Beſchränkung auf einzelne Zweige oder Gruppen, 
wie im vorliegenden Fall auf Stämme von Seitenverwandten, 
zuläſſig. Ehefrauen von Verwandten gehören zur Familie. 
Daß Verwandte beider K.ſchen Ehegatten an der einheit⸗ 
lichen Stiftung berechtigt ſind, hebt ihre Eigenſchaft als 
Familienſtiftung nicht auf. 

Eine — reine — Familienſtiftung liegt aber dann nicht 
vor, wenn nach der Stiftungsbeſtimmung die Stiftung außer 
dem Familienintereſſe dauernd andern Zwecken und Perſonen 
zu dienen hat, und es kommt dann nicht darauf an, ob der 
eine oder der andere Zweck überwiegt. Andererſeits wird 
unter Zugrundelegung des gewöhnlichen Sprachgebrauchs 
das Vorhandenſein einer Familienſtiftung nicht ausgeſchloſſen, 
wenn zwar der Ertrag in der Hauptſache für die Familie 
beſtimmt iſt, aber einzelne andere Perſonen vorübergehend 
daran Anteil haben oder wenn eine Anordnung dahin ge⸗ 
troffen iſt, daß ein Ueberſchuß, der im einzelnen Jahr für 
die Familie keine Verwendung findet, mit dem aber für die 
Regel nicht zu rechnen iſt, einem anderen Zweck zugeführt wird. 

Ob die Perſonen, die Bezüge erhalten, hierauf einen 
Rechtsanſpruch haben oder nicht, iſt unweſentlich. Für die 
Familie iſt eine Stiftung auch dann beſtimmt, wenn die 
Verteilung an die einzelnen Angehörigen der Familie in das 
Ermeſſen der geſetzlichen Vertreter der Stiftung geſtellt iſt. 

2. Der oder die Stifter der K.ſchen Verwandtenſtiftung 
haben eine Familienſtiftung gewollt. Sie haben einen be 
ſtimmten Teil des Vermögens für wohltätige und ſonſtige 
allgemeine Zwecke ausgeſchieden, einen andern Teil haben 
ſie ihren Seitenverwandten zukommen laſſen wollen, zunächſt 
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die Erträgniſſe, ſpäter das Kapital. Dem zweiten Zweck 
ſoll die klagende Stiftung dienen, dies beſagt auch der ihr 
gegebene Name. 

Nun kommt es freilich auf die Abſicht der Stifter allein 
nicht an, ſondern darauf, ob und wie die Abſicht verwirk⸗ 
licht wurde, ob ſo, wie die Stiftung ins Leben trat, ſie eine 
Familienſtiftung in dem oben beſprochenen Sinne iſt. Dies 
iſt aber zu bejahen. Die Erträgniſſe der Stiftung ſind für 
die Familie beſtimmt und es liegen alle Vorausſetzungen, 
wie ſie feſtgeſtellt wurden, vor. Bloß zwei Punkte ſind 
beanſtandet. Die Frage iſt, ob die Stiftung aus dem Grunde 
keine reine Familienſtiftung iſt, weil 

1. einige nicht zur Familie gehörige Perſonen Anſpruch 
auf Zuwendungen aus der Stiftung haben, und 

2. ein Ueberſchuß der andern Stiftung, der allgemeinen 
Zwecken dienenden Rudolf⸗ und Sophie⸗K.⸗Stiftung, zukommt. 

Was den erſten Punkt betrifft, ſo handelt es ſich um 
drei Zuwendungen, welche beſtimmte Perſonen auf Lebenszeit 
erhalten, und um im Verhältnis zu dem Geſamtertrag ganz 
geringfügige Summen. Dieſe Beſtimmungen vermögen an 
der Eigenſchaft der Stiftung als einer Familienſtiftung nichts 
zu ändern. Etwas anderes wäre es, wenn die überlebende 
Ehefrau K. von der Ermächtigung, anderen Perſonen außer 
Verwandten Erträgniſſe der Stiftung zuzuwenden, in be⸗ 
trächtlichem Maße Gebrauch gemacht hätte. Dies iſt aber 
nicht geſchehen und die Tochter kann nur Verwandten, nicht 
aber andern Perſonen Zuwendungen aus der Stiftung zus. 
kommen laſſen. 

Auch der zweite Punkt hebt den Charakter der Stiftung 
als einer Familienſtiftung nicht auf. 

Die Stifter haben nicht angenommen, daß aus dem 
Erträgnis des Vermögens der Kl. der Rudolf⸗ und Sophie⸗ 
K.⸗Stiftung regelmäßig erhebliche Beträge zukommen werden. 
Sie haben ja ſogar — vgl. die Schlußbemerkung der Ver⸗ 
fügung vom 26. März 1895 — damals noch es nicht für 
ausgeſchloſſen erachtet, daß die Mittel der Stiftung für 
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ihren Zweck nicht ausreichen. Sie wollten aber nicht, daß 
zu dieſem Zweck nicht verwendete Mittel zum Kapital ge— 
ſchlagen und dieſes vermehrt werde. Deshalb haben ſie be— 
ſtimmt, daß ein etwaiger Ueberſchuß an die andere Stiſtung 
abgeführt werde, ſie wollten damit nicht das Weſen der 
Stiftung als einer Familienſtiftung ändern. Es iſt nun 
aber zu unterſuchen, wie dieſe Anordnung tatſächlich wirkt, 
ohne daß es auf den Zweck und die Meinung der Stifter 
weiter ankommt. 

Nach den Rechnungsergebniſſen der erſten Jahre hat 
die Rudolf⸗ und Sophie⸗K.⸗Stiftung ſtets Beträge erhalten 
und zwar recht erhebliche Summen. Ginge dies ſo fort, ſo 
wäre die Stiftung keine reine Familienſtiftung. Nun ſind 
aber an dem Genuß der Stiftung ſieben blühende Stämme 
beteiligt, die Zahl der Verwandten hat zugenommen, fie be- 
trägt jetzt 94 und es iſt damit zu rechnen, daß ſie weiter 
wachſen wird. Die Grundſätze, die für die Verteilung der 
Stiftungsgelder aufgeſtellt ſind, ſind derart, daß auch eine 
erhebliche Summe für die Bedürfniſſe eines großen Ber: 
wandtenkreiſes Verwendung finden kann. Es iſt deshalb 
anzunehmen, daß in Bälde und dann auf nicht abſehbare 
Zeit die Erträgniſſe zu dem Zweck, zu dem ſie die Stifter be— 
ſtimmt haben, auch wirklich gebraucht werden. Wenn in 
Zukunft die Zuwendungen an beſtimmte Perſonen wegfallen, 
jo werden andererſeits die Bedürfniſſe der weiteren Ber: 
wandten zunehmen. Zuwendungen an die Rudolf- und 
Sophie⸗K.⸗Stiftung werden dann nur noch unregelmäßig und 
in unerheblichem Betrage aus Anlaß des Rechnungsabſchluſſes 
vorkommen. 

Nun hat es freilich der Stiftungsvorſtand, das Kura— 
torium, in der Hand, auch künftig für die andere Stiftung 
Beträge übrig zu laſſen. Hiemit würde aber dann gegen 
den Willen der Stifter und den Zweck der Stiftungsbe— 
ſtimmungen verſtoßen und es darf die Möglichkeit, daß es 
geſchehen könnte, nicht dazu dienen, die Eigenſchaft der 
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Stiftung als einer Familienſtiftung in Frage zu ſtellen, wie 
auch nicht anzunehmen iſt, daß es geſchehen werde. 

Iſt der Zuſtand eingetreten, daß die Mittel der Stiftung 
für die Verwandten zu verwenden ſind, ſo iſt in Ausſicht 
zu nehmen, daß dies ſo bleiben werde, bis die Stiftung 
überhaupt ihr Ende findet. Sollte aber wider Erwarten 
die Zahl der Verwandten künftig in einer Weiſe zurückgehen, 
daß die Stiftungserträgniſſe dauernd nicht mehr innerhalb 
der Familie Verwendung finden können, ſo verwandelt ſich 
eben dann die Stiftung aus einer Familienſtiftung in eine 
gemiſchte Stiftung oder in eine Stiftung für allgemeine 
Zwecke. Welche Folgen dies für die ſteuerliche Behandlung 
haben wird, iſt nicht zu unterſuchen. Die Möglichkeit einer 
ſpäteren Aenderung hebt die jetzige Eigenſchaft der Stiftung 
als einer Familienſtiftung nicht auf. 

Der Erwerb, der der klagenden Stiftung angefallen iſt, 
fällt hienach unter § 11 Ziff. 5 ErbStG. und bleibt von 
der Steuer befreit. Die Entſcheidung des Landgerichts war 
daher gerechtfertigt und die dagegen eingelegte Berufung zu— 
rückzuweiſen. 

Urteil des I. Zivilſenats vom 24. Januar 1912 i. S. 

Fiskus g. K.ſche Verwandtenſtiftung Nr. 770/12. 


18. 
Anfechtung unentgeltlicher Zuwendungen. 


Der 22 Jahre alte Kaufmann Karl L. hat Ende Ok— 
tober und Anfang November 1911 ſeinem Großvater Lud— 
wig K. 580 M. bares Geld und 4 Wertpapiere über zu— 
ſammen 4500 M. geſtohlen und ſowohl das geſtohlene Bar— 
geld, wie den Erlös aus den geſtohlenen Wertpapieren, die 
er verkaufte, in der Zeit bis zum 11. November 1911 im 
Verkehr mit drei Proſtituierten, darunter der Berufungs- 
klägerin, verausgabt. Der Beſtohlene hat ſich gegen den 
Dieb einen Vollſtreckungstitel verſchafft, und nachdem die 
Zwangsvollſtreckung gegen dieſen nicht zu K.s Befriedigung 
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geführt hat, Klage gegen die drei Proſtituierten auf Rück⸗ 
erſtattung des ihnen vom Dieb Zugewendeten erhoben. — 
Nach dem Tod des Beſtohlenen haben die drei Klägerinnen 
als ſeine Erbinnen den Rechtsſtreit aufgenommen. Das 
Landgericht hat die Bekl. auf Grund des AnfG. dem Klag⸗ 
antrag entſprechend verurteilt. — Gegen das Urteil hat nur 
die Bekl. C. Berufung eingelegt. Ihre Berufung iſt zurück⸗ 
gewieſen worden aus folgenden 
Gründen: 

Mit Recht hat die Zivilkammer dem Klaganſpruch auf 
Grund des AnfG. ſtattgegeben. 

Die Vorausſetzungen der Gläubigeranfechtung im Sinne 
des § 2 des AnfG. liegen unbeſtrittenermaßen vor. Der 
Beſtohlene Ludwig K. hat gegen den Dieb L. einen voll⸗ 
ſtreckbaren Schuldtitel auf Erſatz des entwendeten Wertsbe⸗ 
trags in Höhe von 4580 M. erwirkt und ein Pfändungs⸗ 
verſuch beim Schuldner war erfolglos. Eines neuen Titels 
oder einer neuen vollſtreckbaren Ausfertigung für die Erben 
des verſtorbenen Gläubigers bedarf es nicht!). 

Die Gläubigeranfechtung ſetzt weiter voraus, daß die 
Verfügung des Schuldners nicht ausſchließlich fremdes Ver⸗ 
mögen betrifft, weil ſonſt nichts aus dem Vermögen des 
Schulders weggekommen iſt, das ſeinen Gläubigern als Be⸗ 
friedigungsmittel hätte dienen können. Aus dieſem Grund 
unterliegt es nicht der Gläubigeranfechtung, wenn der Dieb 
die geſtohlenen Sachen, Geld oder ſonſtige Gegenſtände, un⸗ 
mittelbar an Dritte weiter gibt?). — Dieſe Frage ſcheidet 
bezüglich der Bekl. C. aus. Sie hat weder etwas von dem 
geſtohlenen Geld noch eines der geſtohlenen Wertpapiere un⸗ 
mittelbar erhalten, ſondern erſt nachdem der Dieb das ge⸗ 
ſtohlene Geld mit der Proſtituierten Johanna W. veraus⸗ 
gabt hatte, iſt er am Abend des 7. November 1911 zu der 
Bekl. C. gekommen, und was diefe erhalten hat, iſt dem 
Erlös entnommen, den er durch den Verkauf der geſtohlenen 

) Jäger, AnfG. § 2 Anm. 20. 

2) Jäger $ 1 Anm. 48. 
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Wertpapiere erzielt hatte. Dieſer Erlös gehörte aber zu 
ſeinem Vermögen und bildete damit ein Befriedigungsobjekt 
für ſeine Gläubiger, das durch die Verausgabung ihrem Zu⸗ 
griff entzogen worden iſt. | 

Nach § 3 Ziff. 3 des AnfG. find anfechtbar die in 
dem letzten Jahre vor der Anfechtung von dem Schuldner 
vorgenommenen unentgeltlichen Verfügungen, ſofern nicht 
dieſelben gebräuchliche Gelegenheitsgeſchenke zum Gegen⸗ 
ſtand haben. 

Die Zuwendungen an die Bekl. C. ſind wenige Wochen 
vor der Klageerhebung gemacht worden. Es ſind alſo zweifel⸗ 
los Verfügungen des Schuldners L., die dieſer im letzten 
Jahre vor der Anfechtung vorgenommen hat. 

Die Bekl. beſtreitet aber, daß es unentgeltliche Ver⸗ 
fügungen ſeien. Sie ſieht darin das Entgelt für Dienſte, 
die ſie dem Schuldner L. geleiſtet hat, inſofern ſie ihm den 
Geſchlechtsverkehr geſtattet, ihm Unterhaltung geboten und 
ihm ſonſt ihre Zeit gewidmet, auch ihm Unterkunft und 
Verköſtigung gewährt hat. Eine unentgeltliche Verfügung 
liegt vor, wenn der Verfügende dafür eine Gegenleiſtung als 
Entgelt nicht zu beanſpruchen hat!). Die Abmachung mit 
einer Lohndirne über die Geſtattung des Geſchlechtsverkehrs 
und über die damit zuſammenhängende Beherbergung und 
Unterhaltung und etwaige Abfolge von Speiſen und Ge⸗ 
tränken iſt ein unſittliches Geſchäft, aus dem beiderſeits An⸗ 
ſprüche auf Leiſtung und Gegenleiſtung nicht entſtehen. Daß 
eine ſolche Abmachung Anſprüche auf Leiſtung und Gegen⸗ 
leiſtung nicht erzeugt, iſt allgemein bekannt. Jedermann 
weiß, daß durch eine Zahlung keine Dirne verpflichtet wird, 
ſich zum Geſchlechtsverkehr hinzugeben, und ebenſo daß der 
andere Teil durch ein etwaiges Zahlungsverſprechen zur 
Zahlung an die Dirne nicht verbunden iſt. Wer trotzdem 
eine Lohndirne bezahlt, weiß, daß er es freiwillig und ohne 
Anſpruch auf eine Gegenleiſtung tut. Es liegt deshalb nahe 
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Jahrbücher der Württemb. Rechtspflege. XXV. 2. 13 


182 Entſcheidungen des Oberlandesgerichts. 


anzunehmen, daß er rein aus Freigebigkeit in Schenkungs⸗ 
abſicht handelt, mag er es auch in Erwartung des ihm in 
Ausſicht geſtellten oder aus Erkenntlichkeit für den gewährten 
Geſchlechtsverkehr tun. Es kann aber dahingeſtellt bleiben, 
ob deshalb ſtets oder regelmäßig Zahlungen und ſonſtige 
Zuwendungen an eine Lohndirne als unentgeltliche Ver⸗ 
fügungen erſcheinen. Denn gegebenenfalls geht aus der 
ganzen Art und Weiſe, wie die Zuwendungen an die Bekl. C. 
gemacht worden ſind, hervor, daß der Schuldner L. damit 
nicht ihm gemachte oder in Ausſicht geſtellte Leiſtungen ab⸗ 
lohnen, ein ihm ſchon gewordenes oder von ihm erwartetes 
Entgelt ausgleichen wollte, ſondern daß er lediglich freigebig 
ohne Rückſicht auf das, was ihm von ihr geleiſtet oder ver⸗ 
ſprochen war, der Bekl. Zuwendungen machen wollte. Die 
Bekl. hat, wie aus ihren eigenen Angaben im Strafver⸗ 
fahren hervorgeht, am Montag den 6. November 1911 
abends, als L. einige Stunden bei ihr war, 100 M., am 
folgenden Tag, an dem ſie mit ihm eine Autofahrt nach 
Marbach und Ludwigsburg machte und von ihm zechfrei ge⸗ 
halten wurde, 200 M. und an den beiden folgenden je 
150 M. in bar von ihm erhalten und außerdem in der Zeit 
vom 7.—9. November einen Hut für 100 M., einen Muff 
für 175 M. und eine Bluſe für 44 M. bekommen. Dies 
zeigt, daß L. nicht Leiſtungen gegen Leiſtungen abwägen oder 
Entgelt gegen Entgelt tauſchen wollte, ſondern daß er ledig⸗ 
lich als freigebiger Spender aufgetreten iſt und die Bekl. mit 
Beweiſen ſeiner Freigebigkeit verſehen, ſie beſchenkt hat. 
Andererſeits iſt anzunehmen, daß auch die Bekl., wenn ſie je 
dem L. Speiſen oder Getränke verabfolgt hat, die er nicht 
ſofort beſonders bezahlt hat, dies nicht in der Erwartung 
einer Bezahlung, ſondern auch ihrerſeits in Schenkungsab⸗ 
ſicht, aus Erkenntlichkeit für die von ihm erhaltenen Gaben 
gewährt hat. Es bedarf deshalb keines Beweiseinzugs dar⸗ 
über, was üblicherweiſe den Lohndirnen für den Geſchlechts⸗ 
verkehr und die Beherbergung bezahlt wird, und ob etwa 
die Bekl. außer den großen Zuwendungen, deren Rücker⸗ 
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ſtattung jetzt verlangt wird, noch weitere Zahlungen als 
Ablohnung hiefür bekommen hat. Die Zuwendungen, die 
zurückgefordert werden, erſcheinen nach den Umſtänden, unter 
denen ſie gegeben ſind, in vollem Umfang als unentgelt⸗ 
liche Verfügungen. Es könnte ſich nur fragen, ob ſie nicht 
in Höhe der Beträge, die üblicherweiſe einer Lohndirne be⸗ 
zahlt werden, als gebräuchliche Gelegenheitsgeſchenke er⸗ 
ſcheinen. Unter dieſem Geſichtspunkt können Geſchenke, die 
in den Kreiſen des Schenkgebers nach Anlaß, Art und Maß 
gebräuchlich ſind, der Anfechtuug entzogen fein. Es find 
aber nicht Gelegenheitsgeſchenke; dieſe werden bei beſonderen 
Gelegenheiten z. B. an Weihnachten, an Geburtstagen uſw. 
oder aus beſonderen Anläſſen z. B. für eine Lebensrettung, 
bei Sammlungen für gemeinnützige Zwecke ꝛc. gegeben; um 
eine ſolche Gelegenheit handelt es ſich beim Verkehr mit 
einer Dirne nicht. Es fehlt aber auch an dem Erfordernis 
des „Gebräuchlichſeins“; dabei kann nur ein rechtlich aner⸗ 
kannter Gebrauch in Frage kommen; daraus, daß einer 
Lohndirne bei Ausübung ihres unſittlichen Gewerbes regel⸗ 
mäßig gewiſſe Beträge gegeben werden, kann ſich nicht ein 
Gebrauch bilden, der rechtlich anerkannt werden könnte. 

Demzufolge iſt die Anfechtung der geſamten Zuwen⸗ 
dungen aus $ 3 Ziff. 3 des Anf G. begründet. 

Nach § 7 Abſ. 1 des AnfG. kann der Gläubiger, ſoweit 
es zu einer Befriedigung erforderlich iſt, beanſpruchen, daß 
das, was durch die anfechtbare Handlung aus dem Ver⸗ 
mögen des Schuldners weggegeben iſt, als noch zu dem⸗ 
ſelben gehörig vom Empfänger zurückgewährt werde. Dem⸗ 
nach kommt es regelmäßig nicht darauf an, ob und inwie⸗ 
weit der Empfänger bereichert iſt; er iſt vielmehr, ſoweit 
er das Zugewendete nicht in Natur zurückgeben kann, zum 
vollen Wertserſatz verpflichtet!). Nur der gutgläubige Em⸗ 
pfänger einer unentgeltlichen Leiſtung hat nach Abſ. 2 des 
§ 7 dieſelbe nur ſoweit zurückzugewähren, als er durch ſie 
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bereichert iſt. Da es ſich hiebei um einen Ausnahmefall 
handelt, iſt in Uebereinſtimmung mit Jäger!) und mit den 
Gründen des landgerichtlichen Urteils davon auszugehen, 
daß die Beweislaſt den Empfänger trifft. Damit iſt nicht 
eine Vermutung für den Mangel des guten Glaubens 
beim Empfänger aufgeſtellt, ſondern es iſt nur ausgeſprochen, 
daß der Empfänger, der ſich auf die Vergünſtigung des 
Abſ. 2 berufen will, das Vorliegen dieſes Ausnahmetat⸗ 
beſtandes darzutun hat. Der gute Glaube iſt nicht vor⸗ 
handen, wenn der Empfänger weiß oder den Umſtänden 
nach wiſſen muß, daß die Gläubiger des Schuldners durch 
die Hingabe des Geſchenks benachteiligt werden. Ob die 
Bekl. den diebiſchen Erwerb des Geldes kannte, kommt für 
die Frage nach ihrem guten Glauben nur inſofern in Be⸗ 
tracht, als ſie bei Kenntnis von dem Diebſtahl auch damit 
rechnen mußte, daß der Beſtohlene bei dem Diebe weniger 
leicht zum Wertserſatz kommen konnte, wenn ſie ſich namhafte 
Beträge aus dem Erlös des Geſtohlenen ſchenken ließ. Aus 
der ganzen Art, wie der jugendliche L. auftrat und das 
Geld in unſinnigſter Weiſe verſchleuderte, mußte die Bekl. 
auf den Gedanken kommen, daß er auf unredliche Weiſe in 
den Beſitz des Geldes gekommen ſein könnte und daß dann 
der Geſchädigte zu einem Erſatz nicht mehr kommen werde, 
wenn in ſolcher Weiſe das Geld binnen weniger Tage ver⸗ 
ausgabt wurde. Sie durfte daher, ohne über die Herkunft 
des Geldes Gewißheit zu haben, nicht auf die Gefahr der 
Gläubigerſchädigung hin die Geſchenke annehmen. Wenn 
ſie dies trotzdem getan hat, ſo war ſie bei Empfangnahme 
der Geſchenke nicht in gutem Glauben. Was ſie zu ihrer 
Entſchuldigung vorbringt, legt ihren guten Glauben nicht 
dar. Auch wenn L. geſagt hat, er habe eine Erbſchaft ge⸗ 
macht, mußte ſie bei ſeinem Auftreten mit der Möglichkeit eines 
unehrlichen Erwerbs und damit mit dem Beſtehen von Er⸗ 
ſatzanſprüchen, die durch die Geſchenkannahme vereitelt wer⸗ 


) § 7 Anm. 27. 
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den, rechnen. Diebe pflegen, wie der Bekl. nicht unbekannt 
ſein konnte, bei Umſatz des geſtohlenen Guts die Art ihres 
Erwerbs nicht anzugeben, ſondern darüber, wie ſie in den 
Beſitz gekommen ſind, unwahre Angaben zu machen. Auch 
die ſonſtigen Aeußerungen des L., daß er Kaufmann ſei, 
daß er gerade vom Militär komme und ſich vor Erwerb 
eines neuen Geſchäfts noch ein paar vergnügte Tage ver⸗ 
ſchaffen wolle, daß ſeine Eltern eine Waſchanſtalt beſitzen, 
beweiſen nicht, daß die Bekl. nicht an die Möglichkeit eines 
unredlichen Erwerbs gedacht hat; ebenſowenig tut dies der 
Umſtand, daß die Eltern des L. von einem Wachtmeiſter 
als vermögliche Leute geſchildert worden ſind, daß L. gut 
gekleidet war und gewandt aufgetreten iſt und daß er das 
Geld nicht auf einmal bei ſich hatte und die Wertpapiere 
auf ſeinen richtigen Namen umſetzen ließ. Es bleibt bei all⸗ 
dem die unſinnige Vergeudung des Geldes, die ſie ſtutzig 
machen mußte. Die Bekl. mußte um ſo mehr argwöhniſch 
werden, wenn ſie, wie aus ihren Angaben zu entnehmen 
iſt, von den verſchwenderiſchen Ausgaben Kenntnis hatte, 
die L. unmittelbar vorher mit den beiden früheren Mitbe⸗ 
klagten W. und M. gemacht hatte. — Wenn ſie auch ſonſt 
gelegentlich von Beſuchern größere Geſchenke erhalten hat, 
ſo beweiſt dies nicht, daß ihr das Verhalten des L. nicht 
verdächtig vorkommen mußte und vorgekommen iſt. — Die 
Bekl. hat ihren guten Glauben nicht dargetan und kann daher 
mit dem Einwand, daß ſie nicht mehr bereichert ſei, nicht durch⸗ 
dringen. Sie iſt vielmehr verpflichtet, die empfangenen Bar⸗ 
beträge, ſo weit ſie ſie nicht ſchon zurückgegeben hat, zum 
Zwecke der Befriedigung der Klägerinnen für ihre Erſatz⸗ 
forderung gegen L. an dieſe zu bezahlen. 

Auch bezüglich der Kleidungsſtücke iſt ſie zum Gelderſatz 
zu verurteilen. Es kann dahingeſtellt bleiben, ob ſie ſchlecht⸗ 
hin den Ankaufspreis für die inzwiſchen von ihr getragenen 
und dadurch für andere entwerteten Kleidungsſtücken zu be⸗ 
zahlen hätte, wenn ſie dieſe Kleidungsſtücke ſelbſt unmittelbar 
von L. geſchenkt bekommen hätte. Denn dies iſt nach dem 
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unwiderſprochenen Vorbringen der Klägerinnen nicht der Fall 
geweſen, vielmehr haben L. und die Bekl. die Gegenſtände mit⸗ 
einander angekauft, ſie hat die Stücke ausgeſucht und er hat 
die vom Kaufmann geforderten Preiſe dafür bezahlt. Dem⸗ 
nach hat L. ihr nicht dieſe Sachen unmittelbar geſchenkt, 
ſondern er hat für ſie das Geld, das zum Ankauf der Waren 
benötigt wurde, bezahlt. Seine Zuwendung an ſie beſtand 
alſo auch hier in einer Geldzahlung. Sie hat daher auch 
dieſen Betrag ohne Rückſicht, ob er dem wirklichen Wert 
der gekauften Sachen entſprochen hat, an die Klägerinnen 
zu erſtatten. 

Demzufolge iſt der Klaganſpruch in vollem Umfang be⸗ 
gründet. 

Urteil des I. Zivilſenats vom 4. Oktober 1912 Nr. 397. 


19. 


Für den Anſpruch aus Art. 38 des Waſſergeſetzes auf 
Schadloshaltung iſt der Nechtsweg nicht zuläſſig. 
Das Tatſächliche ergibt ſich aus den 


Gründen: 

Für die Frage der Zuläſſigkeit des Rechtswegs iſt 
maßgebend der §S 13 der GVG., wo beſtimmt iſt, daß alle 
bürgerlichen Rechtsſtreitigkeitten, für welche nicht die Zu⸗ 
ſtändigkeit von Verwaltungsbehörden oder Verwaltungsge⸗ 
richten beſtimmt ſei, vor die ordentlichen Gerichte gehören. 

Im vorliegenden Rechtsſtreit machen nun die Kläger, 
welchen die in dem Waſſerrechtsbuch der Kreisregierung in 
L. näher bezeichneten Waſſernutzungsrechte an der Enz — 
einem öffentlichen Gewäſſer — zuſtehen, geltend, daß ſie in 
der Ausübung dieſer ihrer älteren Waſſernutzungsrechte durch 
die Ausübung des dem Bekl. neuerdings verliehenen Waſſer⸗ 
entnahmerechts erheblich beeinträchtigt werden; ſie bean⸗ 
ſpruchen daher, da ſie nach Art. 38 des Waſſergeſetzes die 
Einſtellung der dem Bekl. verliehenen Nutzung nicht ver⸗ 
langen können, auf Grund der eben genannten Geſetzesſtelle 
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Schadloshaltung, indem fie weiter behaupten, daß die Her- 
ſtellung von Einrichtungen, welche die benachteiligende Ein⸗ 
wirkung ausſchließen, mit der zweckentſprechenden Ausübung 
der dem Bekl. verliehenen Waſſernutzung unvereinbar ſei. 

Die Kl. glauben, aus dem Inhalt des Art. 38 ableiten 
zu können, daß der Anſpruch auf Schadloshaltung ein zivil⸗ 
rechtlicher Schadenserſatzanſpruch ſei; dies iſt jedoch nicht 
richtig. Ein privatrechtlicher Schadenserſatzanſpruch würde 
dann vorliegen, wenn die Kl. ihre Klage auf $ 823 BGB. 
ſtützen könnten; für dieſen Fall iſt auch in Art. 15 Abſ. 3 
des Waſſergeſetzes ausd rücklich die Zuſtändigkeit der bürger⸗ 
lichen Gerichte ausgeſprochen. In Art. 38 iſt lediglich im An⸗ 
ſchluſſe an $ 26 der GewO. der Umfang des einem Waſſer⸗ 
nutzungsberechtigten auf Grund ſeines Waſſernutzungsrechts 
zuſtehenden Verbietungsrechts dahin feſtgelegt, daß die Klage 
gegenüber einer auf Grund einer Verleihung errichteten Waſſer⸗ 
benutzungsanlage niemals auf Einſtellung, ſondern höchſtens 
auf Schadloshaltung gerichtet werden könne; über die recht⸗ 
liche Natur dieſes Anſpruchs iſt dort nichts geſagt. Nur 
ſo viel iſt bezüglich der im Art. 38 vorgeſehenen Schadlos⸗ 
haltung anerkannt, daß dieſer Anſpruch kein widerrechtliches 
Handeln in Beziehung auf die Benützung der öffentlichen 
Gewäſſer und überhaupt kein Verſchulden des Gegners zur 
Vorausſetzung hat. 

Da auch ſonſt in dem Waſſergeſetz keine Beſtimmung 
darüber getroffen iſt, daß für eine derartige Klage auf Schad⸗ 
loshaltung die bürgerlichen Gerichte zuſtändig ſeien, ſo 
fragt es ſich, ob dieſe Zuſtändigkeit aus anderen Gründen 
gegeben iſt, wobei insbeſondere die Klagebegründung und 
der mit der Klage verfolgte Anſpruch in Betracht kommt. 

Die Klage iſt darauf geſtützt, daß den Kl. an dem 
Waſſer der Enz wohl erworbene Rechte zuſtehen und ſchon 
zu der Zeit, als dem Bekl. das Waſſerentnahmerecht ver⸗ 
liehen worden ſei, zugeſtanden ſeien. Dieſe Rechte ſind mit 
Rückſicht auf die in Art. 1 Abſ. 3 des Waſſergeſetzes enthaltene 
Beſtimmung, mögen ſie urſprünglich auf dem öffentlichen 


188 Entſcheidungen des Oberlandesgerichts. 


oder auf dem Privatrecht beruht haben, als dem öffentlichen 
Recht angehörige Nutzungsrechte anzuſehen und zu behandeln. 
Weiter wird mit der Klage geltend gemacht, daß dieſe 
Nutzungsrechte der Kl. beeinträchtigt werden durch die Aus⸗ 
übung des von der Kreisregierung dem Bekl. verliehenen 
Rechts zur Waſſerentnahme aus der Enz, alſo ebenfalls durch 
die Ausübung eines dem öffentlichen Rechte angehörigen 
Nutzungsrechts. Gegen die Ausübung dieſes Nutzungsrechts 
iſt die Klage gerichtet; daß der Klagantrag nur auf Schad⸗ 
loshaltung geht, hat eben darin ſeinen Grund, daß die Klage 
auf Einſtellung der Nutzung nach Art. 38 des Waſſergeſetzes 
ausgeſchloſſen iſt. Der von den Kl. verfolgte Anſpruch hat 
ſomit keine privatrechtliche, ſondern eine öffentlichrechtliche 
Grundlage und iſt gerichtet gegen die Beeinträchtigung durch 
ein dem öffentlichen Rechte angehöriges Nutzungsrecht. Hier⸗ 
an wird dadurch nichts geändert, daß ſolche Nutzungsrechte, 
ſoweit ſie mit dem Eigentum an einem Grundſtücke ver⸗ 
bunden ſind, als Beſtandteile dieſes Grundſtücks gelten, 
(5 96 BGB. und Art. 39 des Waſſergeſetzes); denn die mit, 
dem Eigentum an einem Grundſtück verbundenen Rechte 
können die verſchiedenſte Natur haben. 

Damit iſt aber die Unzuläſſigkeit des Rechtswegs noch 
nicht gegeben. Denn es iſt für Württemberg anerkannt, daß 
derartige auf Gewährung einer Entſchädigung gerichtete, ver⸗ 
mögensrechtliche Anſprüche, auch wenn ſie im öffentlichen 
Rechte wurzeln und öffentlich rechtlichen Vorgängen ihre 
Entſtehung verdanken, dem Rechtswege zugänglich ſind, ſofern 
nicht der Rechtsweg durch beſondere Vorſchriften ausge⸗ 
ſchloſſen iſt. Dementſprechend ſind auch in dem Württ. 
Geſetze über die Verwaltungsrechtspflege nicht ſämtliche 
Streitſachen des öffentlichen Rechts der Zuſtändigkeit der 
Verwaltungsgerichte überwieſen; vielmehr iſt in dem grund⸗ 
legenden Art. 1 des genannten Geſetzes beſtimmt: „Der Ver⸗ 
waltungsrechtsweg findet ſtatt bei Streitigkeiten in Beziehung 
auf Anſprüche und Verbindlichkeiten aus dem öffentlichen 
Recht in den im gegenwärtigen Geſetz bezeichneten Fällen.“ 
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Es muß alſo für die Zuſtändigkeit des Verwaltungsgerichts 
eine poſitive geſetzliche Ermächtigung nachgewieſen fein ). 
Für den vorliegenden Rechtsſtreit kommt hiefür allein in 
Betracht die Beſtimmung des Art. 10 Ziff. 24, welche dahin 
geht, den Kreisregierungen komme als Verwaltungsgerichten 
erſter Inſtanz die Verhandlung und Entſcheidung zu über 
Streitigkeiten, welche betreffen die Benützung öffentlicher 
Gewäſſer, wenn hierüber ein Streit zwiſchen mehreren Be⸗ 
teiligten beſtehe und der erhobene Anſpruch nicht privatrecht⸗ 
licher Art ſei. Die Kl. wollen nun die Nichtanwendbarkeit 
dieſer Beſtimmung aus dem in Sachen St. g. F. ergangenen 
Urteil dieſes Senats vom 21. März 1905 ableiten; allein 
dort iſt in den Entſcheidungsgründen nur ausgeführt, es unter⸗ 
liege keinem Zweifel, daß unter Streitigkeiten, welche die 
Benützung öffentlicher Gewäſſer betreffen, nur ſolche zu ver⸗ 
ſtehen ſeien, bei welchen das Zuſtehen oder Nichtzuſtehen eines 
ſolchen Benützungsrechts, ein Sonderrecht, in Frage ſtehe, 
daß aber nicht hierunter fallen Streitigkeiten, welche lediglich 
die Frage der Entſchädigung wegen eines Eingriffes der 
Verwaltungsbehörde in das Eigentum oder in ein ſonſtiges 
Vermögensrecht des Einzelnen zum Gegenſtand haben. Da 
es ſich in dem angeführten Falle nur um eine Entſchädigung 
wegen eines Eingriffes der Verwaltungsbehörde gehandelt 
hat, ſo beſtand für den Senat keine Veranlaſſung, ſich des 
näheren darüber auszuſprechen, was unter Streitigkeiten, 
welche die Benützung öffentlicher Gewäſſer betreffen, zu ver⸗ 
ſtehen ſei. Im vorliegenden Falle beſtreiten nun die Kläger 
allerdings nicht das Beſtehen und den Umfang des dem 
Bekl. verliehenen Waſſernutzungsrechts; vielmehr machen 
ſie nur geltend, daß die Ausübung dieſes Nutzungsrechts 
durch den Bekl. eine Beeinträchtigung der ihnen zuſtehenden 
älteren Nutzungsrechte zur Folge habe. Streit beſteht ſomit 
darüber, ob die Ausübung des dem Bekl. verliehenen Nut⸗ 
zungsrechts einen Eingriff in die Nutzungsrechte der Kl. ent⸗ 


1) Göz, Verwaltungsrechtspflege in Württ. S. 51. 
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halte, und das iſt ein Streit über die Benutzung eines öffent⸗ 
lichen Gewäſſers. Denn als ſolche Streitigkeiten ſind nicht 
bloß diejenigen anzuſehen, welche den Inhalt und den Um⸗ 
fang eines Nutzungsrechts zum Gegenſtand haben, ſondern 
auch diejenigen, welche die Ausübung mehrerer ſich wider⸗ 
ſtreitender Nutzungsrechte an einem öffentlichen Gewäſſer 
betreffen und welche auf den Eingriff eines konkurrierenden 
Nutzungsrechts in andere Nutzungsrechte zurückzuführen ſind ). 
Da es ſich ſomit im gegenwärtigen Fall um einen 
zwiſchen mehreren Beteiligten beſtehenden Streit über die 
Benützung eines öffentlichen Gewäſſers handelt, und da der 
erhobene Anſpruch nicht privatrechtlicher Art iſt, ſondern ſich 
gegen einen auf einem öffentlichen Nutzungsrechte beruhenden 
Eingriff wendet, fo findet nach Art. 1 vgl. mit Art. 10 
Z. 24 des Verwaltungsrechtspflegegeſetzes der Verwaltungs⸗ 
rechtsweg bei dem mit der Klage erhobenen Anſpruche ſtatt; 
die Einrede der Unzuläſſigkeit des Rechtswegs iſt daher be⸗ 
gründet. 
Urteil des I. Zivilſenats vom 22. November 1912 
i. S. Gebr. W. u. Gen. g. den Württ. Fiskus, Nr. 536 
1912. 


20. 


Kachtrügliche Heilung der Unzuſtändigkeit des Gerichts 
in Eheſachen. 


Klin. hat im Oktober 1911 gegen ihren Ehemann beim 
LG. Tübingen auf Eheſcheidung geklagt mit der Behauptung: 
Bekl. habe den ehelichen Wohnſitz — Gönningen — 1883 
verlaſſen; erſt nach 18 Jahren habe ſich herausgeſtellt, daß 
er ſich in Tuchel in Weſtpreußen aufhalte. Ermittelt wurde, 
daß der Bekl. ſich von Tuchel nach Salzburg begeben und 
dort eine Reihe von Jahren bis April 1912 bei Verwandten 
gelebt hat; ſeither hält er ſich wieder in Gönningen auf. 


1) Vgl. Göz, Die Verwaltungsrechtspflege in Württ. S. 419. 
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Das LG. hat in ſeinem Urteil vom Dezember 1911 

ſeine Zuſtändigkeit nicht beanſtandet. In den 
Gründen 
des Urteils des OLG. iſt ausgeführt: 

Ob es richtig iſt, daß für die Zuſtändigkeit des ange⸗ 
rufenen Gerichts der bei der Klageerhebung der Klin. b e⸗ 
kannte letzte inländiſche Wohnſitz des Ehemanns ent⸗ 
ſcheidend ſei und ob Klin. einen andern Wohnſitz des Bell. 
nicht hätte ermitteln können, kann auf ſich beruhen. 

Denn die Zuſtändigkeit des angerufenen Gerichts ergibt 
ſich aus einem andern Grunde. Bekl. befindet ſich ſeit 
April d. J. in Gönningen. Ob er ſeinen Wohnſitz dort 
neu begründet hat, iſt fraglich. Aber jedenfalls hält er ſich 
dort auf. Danach hat er dort ſeinen allgemeinen Gerichts⸗ 
ſtand nach $ 16 ZPO., falls er keinen Wohnſitz — mehr — 
hat. Seinen Wohnſitz könnte er (wenn nicht noch in Gön⸗ 
ningen) nur in Tuchel oder in Salzburg haben. Nach ſeinen 
eigenen Schreiben hat er in Tuchel ſeinen Wohnſitz jedenfalls 
nicht mehr: er iſt ſ. Z. in Tuchel geblieben, weil er nicht 
weiter konnte und iſt ſeit 14 Jahren von dort weg, — offen⸗ 
bar ohne irgend welche Beziehung dort zu haben. Aber auch 
in Salzburg hat er ſicherlich keinen Wohnſitz mehr. Zwar 
entſcheidet dieſe Frage ſich nach öſterreichiſchem Recht. Aber 
auch nach dieſem iſt ſie zu verneinen, wenn erwogen wird, 
daß Bekl. nach ſeinem eigenem Vorbringen dort nur ein not⸗ 
dürftiges Unterkommen bei Verwandten gefunden und dieſes 
mit ſeinem Weggang von dort natürlich aufgegeben hat. 

Iſt hienach davon auszugehen, daß Bekl. jetzt ſeinen 
allgemeinen Gerichtsſtand in Gönningen hat, ſo erhebt ſich 
die Frage, ob dieſer Umſtand die Zuſtändigkeit des ange⸗ 
rufenen Gerichts — noch — begründen kann. 

Das RG. hat!) in einem vermögensrechtlichen Prozeß 
die nachträgliche Heilung der Unzuſtändigkeit — jedenfalls 
vor der erſten mündlichen Verhandlung — für zuläſſig er⸗ 


) In Bd. 52 S. 136 ff. 
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achtet, ſchon deshalb, weil ſtillſchweigende Porogation zu⸗ 
läſſig und weil die Unzuſtändigkeit auf dem Wege der Ein⸗ 
rede geltend zu machen und dieſe in der Regel verzichtbar 
ſei. Das RG. iſt hiebei von der grundlegenden Erwägung 
ausgegangen, daß die Beſtimmung des § 263 Abſ. 2 Ziff. 2 
ZPO. nicht auch den negativen Fall umfaſſe, daß die Zu⸗ 
ſtändigkeit des angerufenen Gerichts zur Zeit der Rechts⸗ 
hängigkeit nicht begründet war. Für dieſen Fall ſei nicht 
beſtimmt, daß die Unzuſtändigkeit fortdauere. 

Allerdings bejaht die angeführte Entſcheidung die Mög⸗ 
lichkeit einer Heilung der Unzuſtändigkeit ausdrücklich nur 
für vermögensrechtliche Prozeſſe ohne ausſchließlichen Ge⸗ 
richtsſtand und für die Zeit bis zur erſten mündlichen Ver⸗ 
handlung. 

Dagegen iſt die Möglichkeit der Heilung verneint vom 
OLG. Celle!) in ausgeſprochenem Gegenſatz gegen die Ent⸗ 
ſcheidung des RG. und — für Eheprozeſſe — vom Kammer⸗ 
gericht und vom OLG. Hamburg ?), da die Begründung des 
RG. für den Eheprozeß nicht zutreffe und da in den den 
Oberlandesgerichten vorliegenden Fällen die Zuſtändigkeit 
erſt in II. Inſtanz begründet worden wäre, was keinesfalls 
zuläſſig ſei. 

Gegen dieſe letztere Begründung iſt hinzuweiſen auf die 
Entſch. des RG. in Bd. 52 Nr. 21 letzter Abſ. (S. 87), 
wo ausgeſprochen iſt, daß noch in der Berufungsinſtanz die 
Konkurrenz eines ausſchließlichen Gerichtsſtands entfallen 
könne. Die Ausſchließlichkeit des Gerichtsſtands aber hält 
das Kammergericht! ſelbſt nicht für durchſchlagend. 

Die Kommentare von Gaupp⸗Stein zur ZPO.) und 
von Seuffert?) ſprechen ſich denn auch unbeſchränkt für Zu⸗ 
laſſung der Heilung der Unzuſtändigkeit aus, beſonders ent⸗ 


) OLG. Rſpr. 15 S. 117. 

2) OLG. Rſpr. 13 S. 72 u. 20 S. 331. 

3) In einer OLG. Rſpr. 13 S. 76 mitgeteilten Entſch. 

) (10. Aufl.) $ 263 IV zu Nr. 41—44 und (9. Aufl.) zu $ 606 I 
zu N. 6. 5) § 2632 JI. 
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ſchieden Gaupp⸗Stein, der ausdrücklich jede Beſchränkung 
dieſer Heilungsmöglichkeit ſowohl auf eine beſtimmte Art von 
Anſprüchen als auf einen beſtimmten Zeitpunkt innerhalb 
des Verfahrens verwirft. 

In der Tat iſt auch nicht einzuſehen, weshalb die Mög⸗ 
lichkeit einer Heilung nach der einen oder andern Richtung 
beſchränkt fein ſollte. Die Entfcheidung des RG. 52 S. 132 ff. 
läßt ſich für eine ſolche Beſchränkung kaum verwerten. Das 
RG. hatte nur über die Frage zu entſcheiden, ob eine Heilung 
bis zur erſten mündlichen Verhandlung zuläſſig ſei; mit der 
Frage der Zuläſſigkeit der Heilung in einem ſpäteren Zeit⸗ 
punkt war es nicht befaßt und daß es die Möglichkeit der 
Heilung im Fall eines ausſchließlichen Gerichtsſtandes nicht 
von vornherein ausſchließen, dieſe Frage hier vielmehr dahin⸗ 
geſtellt ſein laſſen wollte, ergibt ſich daraus, daß es die Zu⸗ 
läſſigkeit der Heilung „ſchon“ aus der Zulaſſung der ſtill⸗ 
ſchweigenden Porogation folgert, die Möglichkeit einer 
weiteren Begründung alſo nicht ausſchließt. 

Was ſich für eine Beſchränkung der Heilungsmöglich: 
keit — in beiden Richtungen — anführen läßt, wäre nur 
das, daß das Gericht ſeine Zuſtändigkeit ſofort von Amts 
wegen zu prüfen hat. Das kann aber nur dazu führen, 
daß die Klage abgewieſen wird, wenn auf Grund dieſer 
Prüfung das Gericht ſeine Zuſtändigkeit verneint. Unterläßt 
es aber dieſe Prüfung (oder kommt es zunächſt irrtümlicher⸗ 
weiſe zu einer Bejahung ſeiner Zuſtändigkeit), die Zuſtändig⸗ 
keit wird jedoch im Lauſe des Rechtsſtreits begründet, ſo 
müßte dies vom Standpunkt der gegenteiligen Meinung im 
vorliegenden Fall zu dem praktiſch unerträglichen Reſultat 
führen, daß die Klage abgewieſen würde und Klin. gezwungen 
wäre, ſie ſofort wieder gerade bei dem Gericht zu erheben, 
das ſich vorher für unzuſtändig erklärt hat. Solche Ergeb⸗ 
niſſe kann die Prozeßordnung unmöglich zeitigen wollen, 
um ſo weniger als ſie das Beſtreben hat, die Zahl der 
Prozeſſe zu vermindern ). 

— 9 N. 52 S. 138 
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Danach iſt die Zuſtändigkeit des angerufenen Gerichts 
gem. § 606 Abi. 1 ZPO. gegeben. 

Urteil des III. Zivilſenats vom 25. Juni 1912 i. ©. 

Leuthe g. Leuthe Nr. 202. 


21. 


Landrechtliche Errungenſchaftsgeſellſchaft. Surro⸗ 
gation. 


Kl. hat ſich im Jahr 1894 mit dem Bekl. verehelicht; 
Güterſtand war die landrechtliche Errungenſchaftsgeſellſchaft. 
Neuerdings leben die Streitteile in Zerwürfniſſen. Kl. hat 
für ihre Beibringensforderung von 3000 M. gemäß Art. 260 
AG BGB. vgl. mit Art. 28 des Württ. Pfandgeſ. vom 
15. April 1825 eine Sicherungshypothek auf zwei Sonder⸗ 
gutsgrundſtücken des Bekl. in U. eintragen laſſen. Im 
gegenwärtigen Verfahren verlangt ſie die gleiche Sicher⸗ 
ſtellung wegen einer weiteren angeblichen Sondergutsforde⸗ 
rung, mit der es folgende Bewandtnis hat. 

Noch unter der Herrſchaft des alten Rechts hatte ein 
Oheim der Kl., Georg Ni., durch letztwillige Verfügung die 
Schweſter der Kl., Barbara, verehelichte Gn., zur Alleinerbin 
eingeſetzt. Nach der Klagebehauptung ſollen Barbara Gn. 
und deren Ehemann der Kl. und deren übrigen Geſchwiſtern 
wiederholt erklärt haben: ſie wollen die Erbſchaft nicht allein, 
ſondern ſie geben, ſobald ſie die Erbſchaft ausgefolgt er⸗ 
halten, jedem der Geſchwiſter 2000 M., wenn die Ge⸗ 
ſchwiſter ſich der in Ausſicht zu nehmenden Teſtamentsan⸗ 
fechtungsklage der Brüder des Erblaſſers nicht anſchließen. 
Dieſe Bedingung ſei eingetreten. In der Folge haben die 
Gn. chen Eheleute in Erfüllung jenes Verſprechens dem Bekl. 
als dem Verwalter des Sonderguts der Kl. 1000 M. im 
Weg der Verrechnung zukommen laſſen. 

Kl. beantragte, durch einſtweilige Verfügung anzuordnen, 
es ſei auf den beiden (oben erwähnten) Sondergutsgrund⸗ 
ſtücken des Bekl. je eine Vormerkung zur Sicherung des, der 
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Kl. gegen Bekl. zuſtehenden Anſpruchs auf Einräumung einer 
Sicherungshypothek von je 500 M. wegen der erwähnten, 
der Kl. in Höhe von 1000 M. gegen Bekl. zuſtehenden 
Sondergutsforderung einzutragen. 

Der Antrag iſt zurückgewieſen worden, vom Berufungs⸗ 
gericht aus folgenden 

Gründen: 

I. Nach 8 885 BGB. bedarf es ſeitens der Kl. nicht 
der Glaubhaftmachung einer Gefährdung des zu ſichernden 
Anſpruchs auf Eintragung einer Hypothek (des Grundes 
des Antrags auf Erlaſſung einer einſtweiligen Verfügung 
i. S. des § 935 oder des § 940 ZPO. vgl. mit § 920 
Abi. 2 ZPO.; vgl. auch Planck Komm. z. BGB. 8 885 
Amm. 1a, Staudinger Komm. z. BGB. 8 885 An. I 1 a, 
Turnau⸗Förſter, Liegenſchaftsrecht Bd. 1 Anm. II, 2 zu 
§ 885). Sogar dann, wenn die Gefährdung als ausge: 
ſchloſſen zu betrachten wäre, würde dem Antrag auf einſt⸗ 
weilige Verfügung nicht der Boden entzogen (vgl. Seufferts 
Archiv 63 Nr. 44). Dagegen hat die Kl. das Beſtehen des 
Hauptanſpruchs, des Rechts auf Beſtellung einer Sicherungs⸗ 
hypothek, alſo einer Sondergutsforderung von 1000 M. — 
außer der bereits ſichergeſtellten von 3000 M. — glaubhaft 
zu machen. Die Glaubhaftmachung könnte zwar auch hier 
durch Sicherheitsleiſtung erſetzt werden (vgl. 85 936, 921 
ZPO.) Gaupp⸗Stein Komm. z. ZPO. § 936 Anm. II, 
Staudinger Komm. z. BGB. § 885 Anm. I Ic). Von 
einer dahingehenden Anordnung wäre jedoch abzuſehen, da 
die Kl. über freies Vermögen nicht verfügt. Die Glaub⸗ 
haftmachung würde indes nicht die Begründung des 
Anſpruchs überflüſſig machen. Die Kl. hat vielmehr unter 
allen Umſtänden die zur Begründung desſelben geeigneten 
Tatſachen anzuführen. Dies hat ſie aber nicht getan. Die 
von ihr gegebene Tatſachendarſtellung vermag den Anſpruch 
nicht zu rechtfertigen. 

II. Die Kl. nimmt an, daß durch das angebliche Zah⸗ 
lungsverſprechen der Gn. ſchen Eheleute für fie eine Sonder⸗ 
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gutsforderung in Höhe von 2000 M. gegen dieſelben be⸗ 
gründet worden ſei und zwar deshalb, weil ſie geſetzliche 
Erbin des Georg N. geweſen wäre und das, was ſie auf 
Grund erſolgter Anfechtung des Teſtaments erhalten hätte, 
geſetzlicher Beſtimmung gemäß in ihr Sondergut gefloſſen 
wäre, die ihr für die Unterlaſſung der Anfechtung einge⸗ 
räumte Forderung auf Bezahlung von 2000 M. aber das 
gleiche Schickſal haben müſſe. Nun iſt es zwar richtig, daß 
nach dem hier maßgebenden württ. Landrecht (III, 7 § 3, 
IV. 4 und 5, IV. 5 § 3) das, was ein Ehegatte während 
der Ehe durch Erbſchaft erwirbt, Beſtandteil des Sonder⸗ 
guts desſelben wird (vgl. auch Stein⸗Kübel⸗Hohl, 
Erbrecht $ 190 Nr. 5a, Lang, Perſonenrecht § 47 
IV. 1). Daraus folgt aber nicht, daß die einem geſetzlichen, 
aber durch Teſtament ausgeſchloſſenen Erben für deſſen Ver⸗ 
zicht auf Anfechtung des Teſtaments von dem Teſtamentserben 
verſprochene Abfindungsſumme unter das Sondergut fällt. 
Dies iſt vielmehr zu verneinen. Denn der für den Sonder⸗ 
gutscharakter des ererbten Vermögens maßgebende Grund, daß 
der betr. Ehegatte hier ohne ſeine Tätigkeit, „durch einen bloßen 
Glücksfall“ (vgl. Stein⸗Kübel⸗Hohl a. a. O. 8 190 
Nr. 5, Lang a. a. O. 847 IV. Abſ. 1) einen Erwerb 
macht, trifft nicht zu auf eine Forderung, die als Gegen⸗ 
leiſt ung für die Aufgabe eines in Anſpruch genommenen 
Rechts begründet wird. Die nach der Behauptung der Kl. 
entſtandene Forderung gegen die Gn.ſchen Eheleute könnte 
daher nur Beſtandteil des Errungenſchafts vermögens der 
Parteien geworden ſein. 

Zu dem gleichen Ergebniſſe würde man gelangen, wenn 
man die Nichtanfechtung des Teſtaments ſeitens der Kl. als 
Bedingung für die Bezahlung der 2000 M. ſeitens der 
Gn.ſchen Eheleute betrachten würde. Nach dem hier maß⸗ 
gebenden württ. Rechte wurde wohl das, was einem Ehe⸗ 
gatten vor der Ehe unter einer aufſchiebenden Bedingung 
verſprochen wurde, mit dem während der Ehe ſich voll⸗ 
ziehenden Eintritt der Bedingung Sondergut des betreffenden 
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Ehegatten, nicht aber das, was während beſtehender Ehe 
einem Ehegatten unter einer ſolchen Bedingung zugeſagt war 
(vgl. u. a. Lang, Perſonenrecht §S 47 I 2 0). 

War aber die angebliche Forderung von 2000 M. Er⸗ 
rungenſchaftsbeſtandteil, ſo fiel auch die nach dem Vorbringen 
der Kl. zur Befriedigung ihrer Forderung ſeitens der 
Gn. ſchen Eheleute dem Bekl. verſchaffte Summe von 1000 M. 
in die Errungenſchaft. Auf den Anteil der Frau an der 
Errungenſchaft bezieht ſich aber der Art. 28 des Pfandge⸗ 
ſetzes nicht (vgl. auch Bolley, Pfandgeſetz Bd. 1 S. 185). 

Urteil des Ferienſenats als Zivilſenats II. vom 6. Sep⸗ 

tember 1911 in S. Schn. g. Schn. Nr. 439. 


22. 


Zu 8 99 Abſ. 1 3. Unmläfigkeit der Berufung, 
wenn der zur Hauptſache geſtellte Bernfungsantrag 
nicht ernſtlich gemeint, ſondern nur dazu beſtimmt iſt, 
die Anfechtung der Koſtenentſcheidung zu ermüglichen. 


Die Bekl. iſt aus einem Darlehensſchuldſchein in An⸗ 
ſpruch genommen, den ſie gemeinſchaftlich mit ihrem Ehe⸗ 
mann unterzeichnet hat. Sie will ihre Unterſchrift nicht in 
der Abſicht gegeben haben, ſich als Darlehensmitſchuldnerin 
zu verpflichten, ſondern aus anderem Anlaß und Grunde; 
ſie hat aber in Ausſicht geſtellt, den Anſpruch ſofort anzu⸗ 
erkennen, ſobald der — nicht mehr vorhandene — Schuld: 
ſchein ihre Mithaftung ergebe. Der über den Inhalt des 
Schuldſcheins eingezogene Zeugen- und Urkundenbeweis hat 
verſagt. Das LG. hat auf einen, von der Klrin. der Bekl. 
zugeſchobenen, von dieſer zurückgeſchobenen Eid über den 
Inhalt des Schuldſcheins erkannt und für den Fall der 
Eidesleiſtung die Bekl. zur Zahlung der Hauptſumme und 
Zinſen und zur Tragung der Koſten verurteilt. In den 
Urteilsgründen iſt bemerkt, daß der Klagebetrag der Höhe 
nach nicht beſtritten ſei. Mit der Berufung verlangt Bekl. 
unbedingte Klagabweiſung in Höhe von 1 M., im übrigen 

Jahrbücher der Württemb. Rechtspflege. XXV. 2. 14 
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Koſtenentſcheidung dahin, daß, falls Bekl. alsbald nach Eides⸗ 
leiſtung den Klagantrag anerkenne, die Koſten der Kl. zu⸗ 
gefchieden werden ſollten. In der Berufungsbegründung tft 
der Vertreter der Bekl. lediglich auf die Koſtenfrage einge⸗ 
gangen, und hat ausdrücklich erklärt, der Antrag, die Klage 
in Höhe von 1 M. unbedingt abzuweiſen, werde in tatſäch⸗ 
licher Richtung nicht näher begründet. 

Die Berufung iſt, dem in erſter Linie geſtellten Antrag 
der Kl. entſprechend, als unzuläſſig verworfen worden. Die 
Gründe 

gehen dahin: 

Nach § 99 Abſ. 1 ZPO. iſt die Anfechtung der Ent⸗ 
ſcheidung über den Koſtenpunkt unzuläſſig, wenn nicht gegen 
die Entſcheidung in der Hauptſache ein Rechtsmittel eingelegt 
wird. Nun richtet ſich die Berufung der Beklagten anſchei⸗ 
nend auch gegen die Entſcheidung in der Hauptſache, ſofern 
ſie beantragt, das eidbedingte Urteil des LG.s dahin abzu⸗ 
ändern, daß der Klaganſpruch zu einem Teil unbedingt ab— 
gewieſen werde. Allein nach dem eigenen Vorbringen der 
Beklagten iſt ihre Berufung inſoweit gar nicht ernſt gemeint, 
da ſie in Wirklichkeit eine Abänderung des Urteils in der 
Hauptſache nicht herbeiführen will, an einer ſolchen Ab— 
änderung auch kein Intereſſe hat. Denn ſie hatte in erſter 
Inſtanz den Betrag der kläg. Forderung nicht beanſtandet, 
insbeſondere nichts vorgebracht, um einen Abſtrich von 1 M. 
zu rechtfertigen; im Berufungsverfahren aber hat fie es au3- 
drücklich abgelehnt, den Antrag auf Abweiſung der Klage in 
Höhe von 1 M. tatſächlich irgendwie zu begründen, und ſie 
hat zur Erklärung dieſer Antragſtellung ſelbſt darauf hin⸗ 
gewieſen, daß die Berufung im Koſtenpunkt nicht zuläſſig 
ſei. Damit hat die Bekl. zu erkennen gegeben, daß ſie den 
Antrag zur Hauptſache lediglich zu dem Zweck geſtellt 
hat, um in Umgehung des Geſetzes ohne ernſtliche Anfech⸗ 
tung der Entſcheidung in der Hauptſache den Koſten⸗ 
punkt allein anfechten zu können. Würde ein ſolches 
Vorgehen zugelaſſen, fo könnte die dem § 99 Abi. 1 ZPO. 
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zugrunde liegende Abſicht, die ſelbſtändige Anfechtung der 
Koſtenentſcheidung auszuſchließen, in allen Fällen mit Auf: 
wendung geringer Koſten vereitelt werden. Einem derartigen 
Verſuch der Geſetzesumgehung iſt der Erfolg zu verſagen, 
die Berufung der Bekl. iſt — ihrer wahren Abſicht ent⸗ 
ſprechend — ebenſo zu behandeln, wie wenn ſie allein gegen 
den Koſtenpunkt gerichtet wäre, und fie war daher nach 8 99 
Abi. 1 ZPO. als unzuläſſig mit der Koſtenfolge nach § 97 
Abſ. 1 ZPO. zu verwerfen. 

Urteil des I. Zivilſenats vom 8. März 1912 in Sachen 

D. g. R. Nr. 22. 


23. 


Pfündung aus einem Wechſelurteil ohne Vorlegung 


des Wechſels. 


Der Gerichtsvollzieher hatte aus einem Wechſelurteil 
Pfändung vorgenommen, ohne im Beſitz des Wechſels zu ſein 
und ohne ſolchen dem Schuldner vorzulegen oder anzubieten. 
Die vom Konkursverwalter des Schuldner hieraus gemäß 
§ 766 ZPO. abgeleitete Einwendung iſt zurückgewieſen wor⸗ 
den, aus folgenden 

Gründen: 

Nach Art. 39 WO. iſt der Wechſelſchuldner „nur gegen 
Aushändigung des quittierten Wechſels zu zahlen verpflich— 
tet“. Hieraus ergibt ſich allerdings die Notwendigkeit, daß 
dem mit der Vollſtreckung eines Wechſelurteils beauftragten 
Gerichtsvollzieher außer der vollſtreckbaren Urteilsausfer— 
tigung auch der Originalwechſel zu übergeben iſt, da er in 
der Lage ſein muß, den Wechſel dem Schuldner bei freimil- 
liger Zahlung oder nach zwangsweiſer Befriedigung des 
Gläubigers auszuhändigen. Eine Vorausſetzung für die 
ausſchließlich nach den Vorſchriften der ZPO. ſich regelnde 
Zuläſſigkeit der ZwV., jedenfalls der vorliegend allein in 
Rede ſtehenden ZwV. durch Pfändung körperlicher Sachen, 
bildet jedoch weder der Beſitz noch das vorherige Anbieten 

14 * 
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des Wechſels ſeitens des Gerichtsvollziehers. Der Beſitz 
des Wechſels könnte nur unter dem Geſichtspunkt in Be⸗ 
tracht kommen, daß er zur Ermächtigung des Gerichtsvoll⸗ 
ziehers zur Vornahme der Pfändung gegenüber dem Schuld— 
ner erforderlich wäre. Allein einmal iſt nach $ 755 ZPO. 
zu der bezeichneten Ermächtigung nur der Beſitz der voll: 
ſtreckbaren Ausfertigung erforderlich, eine Vorſchrift, die als 
Formvorſchrift nicht auf den Beſitz auch des Wechſels aus: 
gedehnt werden kann, und ſodann begründet auch der Mangel 
des Beſitzes der vollſtreckbaren Ausfertigung, da dieſer Beſitz, 
anders als die Erforderniſſe der 88 750 ff., 756 ZPO., nicht zur 
Vorausſetzung für den Beginn der Zw. erklärt iſt, nicht die 
Unwirkſamkeit der trotzdem vorgenommenen Pfändung, ſon⸗ 
dern höchſtens etwaige Erſatzanſprüche gegen den Gerichtsvoll⸗ 
zieher wegen Verletzung ſeiner Dienſtpflicht !). Es kann ſich 
daher nur darum handeln, ob, worauf die Einwendung ur— 
ſprünglich allein geſtützt war und wie das Amtsgericht annimmt, 
das Unterlaſſen des Anbietens des Wechſels vor Beginn der 
ZwV. die Ungültigkeit der Pfändung zur Folge hatte. Nun 
ſchreibt zwar §S 756 ZPO. vor, daß wenn die Vollſtreckung 
von einer Zug um Zug zu bewirkenden Leiſtung des Gläu⸗ 
bigers an den Schuldner abhänge, der Gerichtsvollzieher die 
ZwB. nicht beginnen dürfe, bevor er dem Schuldner die 
dieſem gebührende Leiſtung in einer den Verzug der An— 
nahme begründenden Weiſe angeboten habe. Allein zu den 
nach dieſer Beſtimmung dem Schuldner anzubietenden Lei: 
ſtungen des Gläubigers kann die in Art. 39 WO. vorge: 
ſehene Aushändigung des Wechſels nicht gehören. Der An— 
ſpruch des Wechſelſchuldners auf Aushändigung des Wechſels 
iſt nichts anderes als der für das Wechſelrecht beſonders 
ausgeſtaltete allgemeine Anſpruch des Schuldners auf Quit: 
tungserteilung (S 368 BGB.) Hat nun auch die Erteilung 
der Quittung, alſo die Aushändigung des Wechſels, Zug 
um Zug gegen die Leiſtung des Schuldners, die Zahlung 
der Wechſelſumme, zu erfolgen, ſo kann doch die Vollſtreckung, 
1) Gaupp-Stein 8 755, I vgl. 754, J. 
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jedenfalls die Vollſtreckung durch Pfändung körperlicher 
Sachen, von der Quittungserteilung deshalb nicht abhängen, 
weil fie ja gerade dazu dienen ſoll, dem Gläubiger die Lei— 
ſtung des Schuldners erſt zu verſchaffen; deshalb ſchreibt 
auch 8 757 ZPO. ausdrücklich vor, daß der Gerichtsvoll⸗ 
zieher dem Schuldner Quittung erſt nach Empfang der 
Leiſtungen desſelben zu erteilen habe. Dies führt mit Not⸗ 
wendigkeit dazu, daß unter den vor Beginn der ZwV. an⸗ 
zubietenden Leiſtungen des § 756 nur eigentliche Gegen⸗ 
leiſtungen d. h. ſolche Leiſtungen verſtanden werden können, 
durch die ein Vermögenswert in das Vermögen des Schuld— 
ners überführt werden fol’), und daß ein Anbieten des 
quittierten Wechſels nicht früher als bei Empfang der dem 
Gläubiger geſchuldeten Leiſtung des Schuldners, bei Zw. 
durch Pfändung körperlicher Sachen alſo bei Entgegennahme 
des Verſteigerungserlöſes ſeitens des Gerichtsvollziehers 
(8819 ZPO.) erforderlich iſt. Hienach iſt § 756 jedenfalls 
nicht unmittelbar anwendbar. Eine entſprechende Anwendung 
ſeiner Vorſchriften iſt aber wiederum deshalb ausgeſchloſſen, 
weil dieſelben reine Formvorſchriften darſtellen. Die Vor: 
ſchrift des S 61 Abſ. 2 Dienſt-Anw. f. GerVollz. endlich, 
daß vor Beginn der ZwV. der GerVollz. den Schuldner 
zu freiwilliger Leiſtung aufzufordern habe, ſtellt eine bloß 
inſtruktionelle Vorſchrift dar, deren Verletzung, auch wenn 
eine ſolche in der Zahlungsaufforderung ohne gleichzeitiges 
Anbieten des Wechſels zu finden wäre, jedenfalls keine Un⸗ 
gültigkeit der auf die Erklärung des Schuldners hin, daß 
er Zahlung zu leiſten nicht imſtande ſei, vorgenommenen 
Pfändung begründen würde. Ob eine andere Beurteilung 
geboten wäre, wenn etwa der Schuldner vor Beginn der 
Zw V. die Vorlage des Wechſels ausdrücklich verlangt und 
der Vornahme der Pfändung inſolange widerſprochen hätte, 
iſt nicht zu unterſuchen, da ein ſolches Verhalten des Schuld— 
ners nicht behauptet wird. 


1) Gaupp⸗Stein $ 756, I. 8 726, III. 
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Die anſcheinend auf anderem Standpunkt ſtehenden Ent⸗ 
ſcheidungen des Reichsgerichts: Seuff. Arch. 49 Nr. 112 
JW. 1894, 6413 (= Bolze 17 Nr. 131, 189). JW. 1898, 
224, können, auch abgeſehen davon, daß ihr jeweiliger 
Tatbeſtand aus den Veröffentlichungen nicht genügend er⸗ 
hellt — mindeſtens in dem Fall JW. 1894, 64 ſcheint es 
ſich um eine Erſatzklage gegen den Gerichtsvollzieher gehan⸗ 
delt zu haben —, als maßgebend deshalb nicht angeſehen 
werden, weil ſie ſämtlich in der Zeit vor Aufnahme des 
§ 756 in die ZPO. ergangen find. Lediglich auf dieſe 
Entſcheidungen ſtützt ſich auch die in der Beſchwerdeſchrift 
angeführte Anſicht von Staub⸗Stranz WO. Art. 39 Anm. 1 a. 
Die von der Beſchwerde angerufenen Ausführungen bei Gaupp⸗ 
Stein aber ſprechen nach dem Geſagten für die hier ver- 
tretene Auffaſſung, die ſich auch in Seuffert Bl. f. RA. 65, 
99 findet. 

Beſchluß des II. Zivilſenats vom 15. Mai 1912 in S. 

W. g. M. Nr. 101/1912. 


24. 


Anwendbarkeit des § 777 BB®. auch in dem Fall, wenn 

dem Glänbiger ein Pfandrecht an einer vom Schuldner 

hinterlegten, durch die Hinterlegung in das Eigentum 
des Fiskus übergegangenen Geldſumme zuſteht. 


Gründe. 

Der Senat tritt, was die Anwendung des § 777 ZPO. 
(vgl. namentlich Satz 1) auf den vorliegenden Fall betrifft, 
der Auffaſſung der Zivilkammer bei. 

Da die Hinterleger bei der Hinterlegung der 1450 M. 
ein anderes nicht beſtimmt haben, iſt dieſes Geld nach Art. 151! 
AG. z. BGG. in das Eigentum des württ. Staates überge- 
gangen, und der Gläubiger hat daher nach §8S 233 BGB. 
lediglich ein Pfandrecht an der Forderung der Schuldner 
gegen den Fiskus auf Rückerſtattung des Betrages von 
1450 M. erworben. Seinem Wortlaut nach trifft dem⸗ 
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nach $ 777 ZPO. hier nicht zu; denn nach dieſer Vor⸗ 
ſchrift ſoll dann, wenn dem Gläubiger an einer in ſeinem 
Beſitz befindlichen beweglichen Sache des 
Schuldners ein Pfand: oder Zurückbehaltungsrecht für feine 
Forderung zuſteht, ein Widerſpruch des Schuldners gegen 
die Zwangsvollſtreckung in ſein übriges Vermögen zuläſſig 
ſein, und zwar inſoweit, als die Forderung des Gläubigers 
durch den Wert der Sache gedeckt iſt. Ueberwiegende Gründe 
ſprechen jedoch für eine weitere, auch den vorliegenden Tat⸗ 
beſtand umfaſſende Auslegung des $ 777. Die Vorſchrift 
findet, wie allgemein anerkannt iſt, auf den Fall des geſetz⸗ 
lichen Pfandrechts des Gläubigers an hinterlegtem Gelde, 
das nicht in das Eigentum des Fiskus übergeht (BGB. 
§ 233 i. A.), Anwendung. Dieſe Auslegung beruht auf 
dem Gedanken, daß hier mit Rückſicht auf die geſetzlichen 
Beſtimmungen über die Ausfolge der hinterlegten Sache 
(AG BGB. Art. 154 ff.) für die Intereſſen des Gläu⸗ 
bigers in gleicher Weiſe geſorgt ſei wie im Falle des — 
die Beſitzübertragung auf den Gläubiger erfordernden — 
vertragsmäßigen Pfandrechts. Beſteht alle Gewähr dafür, 
daß ſich der Gläubiger für ſeine Forderung aus einem be⸗ 
ſtimmten Vermögensgegenſtand des Schuldners befriedigen 
kann, ſo iſt nicht einzuſehen, warum inſoweit, als der Wert 
dieſer Sache reicht, Befriedigung des Gläubigers alſo in 
ſicherer Ausſicht ſteht, die Zwangsvollſtreckung auch noch in 
anderes Vermögen des Schuldners betrieben werden ſoll. 
Im Falle des Pfandrechtes an der Forderung des Schuld⸗ 
ners auf Rückerſtattung iſt aber der Gläubiger, was die 
Möglichkeit der Befriedigung aus dem hinterlegten Gelde 
betrifft, in gleicher Weiſe ſichergeſtellt wie durch das Pfand⸗ 
recht an dem Gelde ſelbſt. Durch die Vorſchrift, daß hinter⸗ 
legtes Geld beim Fehlen einer anderen Beſtimmung des 
Hinterlegers in das Eigentum des Staates übergehe, ſollte 
ja lediglich im Einklang mit §S 233 BGB. und Art. 145 
EGBGB. eine grundſätzliche Regelung der im Intereſſe 
der Beteiligten liegenden Verzinſung hinterlegter 
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Gelder durch den Staat ermöglicht werden)); eine 
Verminderung der Sicherheit des Gläubigers war hiebei, 
wie kaum der Erwähnung bedarf, nicht beabſichtigt, und ſie 
tritt auch, wenn hinterlegtes Geld in das Eigentum des 
Staates übergeht und dem Gläubiger ein Pfandrecht an der 
Forderung auf Rückerſtattung zuſteht, dem Fall gegenüber, 
da das hinterlegte Geld ſelbſt Gegenſtand des Pfandrechts 
iſt, in Wirklichkeit nicht ein. Es wäre demnach, wie auch 
Gaupp⸗Stein § 777 Ziff. III Abſ. 2 nicht zu verkennen 
ſcheint, eine unbillige, vom Geſetzgeber wohl nicht gewollte 
Härte gegen den Schuldner, wenn dieſem im Falle des Be⸗ 
ſtehens eines Pfandrechts nicht an dem hinterlegten Gelde 
ſelbſt, ſondern an der Forderung auf Rückerſtattung von 
ſeiten des Staates die Einwendung aus § 778 ZPO. ver: 
tagt würde ). | 

Beſchl. des I. Zivilſenats v. 26. Mai 1911 Beſchw. 

Reg. Nr. 87/1911. 


25. 


Zurchführung des Offenbarungseid verfahrens in einem 

Arreſtverfahren, obwohl nach der Terminsbeſtimmung 

(S 900 Abf. 1 3h.) die Friſt des § 929 Abſ. 2 350. 
abgelaufen iſt? 


Hierüber iſt in den 
Gründen 

eines im Beſchwerdeverfahren ergangenen Beſchluſſes geſagt: 

Die Ableiſtung des Offenbarungseides kann derjenige 
Gläubiger vom Schuldner verlangen, der durch Pfändung 
nicht zur vollſtändigen Befriedigung gelangen kann. Der 
Arreſtgläubiger hat keinen Anſpruch auf Befriedigung, fon- 
dern nur auf Sicherung; deſſen ungeachtet nimmt die über: 
wiegende Meinung an, daß auch auf Grund eines Arreſtbefehls 

1) Vgl. Motive zum Entwurf des AG BGB. Art. 137. 


2) Vgl. hiezu auch Seuf fert, ZPO. § 777 Bem. 2 gegen Gaup p⸗ 
Stein a. a. O. und Peterſen-Anger, ZPO. $ 777 Ben. 2 b. 
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der Gläubiger vom Schuldner die Leiſtung des Offenbarungs⸗ 
eides fordern darf, da nach §S 928 ZPO. auf die Vollziehung 
des Arreſts die Vorſchriften über die Zwangsvollſtreckung 
entſprechende Anwendung finden ſollen und dazu auch die 
Beſtimmung des § 807 gehöre). Ob dieſer Meinung nicht 
das Bedenken entſcheidend im Wege ſtünde, daß, im Gegen⸗ 
ſatz zu der bloß vorläufigen Natur des Arreſts, der Schuld⸗ 
ner zu einer endgültigen Leiſtung, nämlich zu der Klarlegung 
ſeines ganzen Vermögensſtandes unter Eideszwang, gedrängt 
würde, mag dahingeſtellt bleiben, da ſich die Beſchwerde aus 
einem andern Grunde als unbegründet erweiſt. Soll auf 
Grund eines Arreſtbefehls ein Schuldner den Offenbarungs⸗ 
eid leiſten, ſo gilt auch für dieſes Vollſtreckungsverfahren 
die Friſt des § 929 Abi. 2 ZPO. Dieſe Friſt war im vor⸗ 
liegenden Falle mit dem 10. Dezember 1911 abgelaufen. 
Von dieſem Tage an war die weitere Vollziehung des Ar⸗ 
reſts unſtatthaft. Unſtatthaft war alſo insbeſondere die Ab⸗ 
nahme des Eides oder die Anordnung der Haft zur Er⸗ 
zwingung des Eides. Hievon iſt der Prozeßbevollmächtigte 
des Gläubigers früher ſelbſt ausgegangen: in ſeinen Schrift⸗ 
ſätzen an das AG. hat er um Abkürzung der Ladungsfriſt 
gebeten und ſonſt auf Beſchleunigung gedrängt, mit dem 
ausdrücklichen Hinweis auf den bevorſtehenden Ablauf der 
genannten Friſt. Zu Unrecht will er jetzt geltend machen, 
die Friſt ſei dadurch gewahrt, daß die erſte Ladung des 
Schuldners zum Termin noch innerhalb der Friſt bewirkt 
ſei. Allerdings iſt auch dieſe Meinung ſchon vertreten wor⸗ 
den 2). Indeſſen läßt dieſe Entſcheidung die Gründe außer 
acht, welche ſchon vorher überzeugend gegen dieſe Anſicht 
angeführt worden find). Die bloße Ladung zur Ableiſtung 
y Vgl. Stein, 10. Aufl. Anm. II 1 zu 8 807, Seuffert 11. 
Aufl. 3 daf., Nfpr. 14, S. 195/197, 201; 19, 162; 22, 373 (KG., Col: 
mar, Kiel); a. A. Seuff A. 44 n. 292 (Hamburg), Rſpr. 14, 195 
(Dresden). 

2) So neueſtens Rſpr. 22, 383 (Kiel). 

3) Vgl. Rſpr. 14, 194 (Dresden) 14, 200 und 19, 162 (KG); ferner 
Gaupp⸗Stein, 8.9. Aufl. N. 14 zu § 929. 
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des Offenbarungseides enthält überhaupt noch nicht den 
„Beginn“ der Zwangsvollſtreckung in dem Sinne, daß auf 
Grund bloßer Ladung das Verfahren fortgeſetzt werden 
könnte!), zudem kann die Eidesleiſtung nur dann verlangt 
werden, wenn eine auf Grund des geleiſteten Eides in 
Ausſicht zu nehmende Pfändung noch innerhalb der Friſt 
bewirkt werden kann), endlich iſt in der neueren Recht⸗ 
ſprechung, insbeſondere des Reichsgerichts, anerkannt, daß 
binnen der Friſt des § 929 die Zwangsvollſtreckung nicht 
bloß begonnen, ſondern beendet fein muß). Daher darf 
jedenfalls jetzt der Haftbefehl nicht wiederhergeſtellt werden, 
woraus folgt, daß für jetzt die Beſchwerde unbegründet iſt. 

Beſchluß des III. Zivilſenats v. 30. Januar 1912 i. S. 

Gruele g. Speidel. 

1) Gaupp⸗Steina. a. O. 


2) KG., Dresden a. a. O. 
3) RGE. 75, S. 181; vgl. auch WürrtJ. 21, S. 32. 
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B. in Strafſachen. 


4. 


Bie Juſtändigkeit der Oberümter zu viehſeuchenpoli⸗ 

zeilichen Anordnungen in der àwiſchenzeit vom 1. Mai 

1912 (Inkrafttreten des neuen Riehſenchengeſ.) bis zur 

Merkündigung des Ausführungsgeſetzes dazu vom 31. 
Inli 1912. 


In der Strafſache gegen Jakob G., Schweinehändler 
in L., wegen Verfehlung gegen das Viehſeuchengeſetz hat die 
I. Strafkammer des K. LG. Ulm den Antrag der K. Staats⸗ 
anwaltſchaft, das Hauptverfahren wegen zwei Vergehen gegen 
§ 74 Z. 3 Viehſeuchengeſ. vom 26. Juni 1909 zu eröffnen, 
mit der Begründung abgelehnt, daß der Beſchuldigte zwar 
hinreichend verdächtig erſcheine, in zwei ſelbſtändigen Hand⸗ 
lungen am 17. Juni 1912 zu L. O. A. Ulm, und am 19. 
Juni 1912 zu St. O. A. Geislingen, dem aus Anlaß des 
Ausbruchs der Maul: und Klauenſeuche in H. von den K. 
Oberämtern Ulm und Geislingen am 11. bezw. 12. Juni 
1912 erlaſſenen Verbot des ohne vorgängige Beſtellung ſtatt⸗ 
findenden Handels mit Klauenvieh im Umkreis von 15 km 
vom Seuchenort vorſätzlich zuwidergehandelt zu haben, daß 
aber die genannten K. Oberämter zur Erlaſſung des erwähn⸗ 
ten Verbots nicht zuſtändig geweſen ſeien. Die hiegegen 
rechtzeitig eingelegte Beſchwerde der K. Staatsanwaltſchaft 
Ulm iſt begründet. 

Das durch Kaiſerliche Verordnung vom 29. März 1912 
(RGBl. S. 229) am 1. Mai 1912 in Kraft getretene Vieh⸗ 
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ſeuchengeſetz vom 26. Juni 1909 führt unter den zuläſſigen 
Schutzmaßregeln gegen Seuchengefahr und zwar in § 17 Z. 6 
gegen die ſtändige Gefährdung der Viehbeſtände, in § 20 
Abi. 3 vgl. § 18 gegen eine beſondere Seuchengefahr und 
für deren Dauer die Beſchränkung bzw. das Verbot des 
Handels mit Vieh auf, der ohne vorgängige Beſtellung ent: 
weder außerhalb des Gemeindebezirks der gewerblichen Nie⸗ 
derlaſſung des Händlers oder ohne Begründung einer fol- 
chen ſtattfindet. In den auf Grund des § 79 RGeſ. vom 
Bundesrat erlaſſenen Ausführungsvorſchriften vom 7. De⸗ 
zember 1911 (RGBl. 1912 S. 3 ff.) iſt in § 168 vorge⸗ 
ſchrieben, daß nach Feſtſtellung der Maul- und Klauenſeuche 
im Seuchenort und in einem unter Berückſichtigung der ört⸗ 
lichen Verhältniſſe zu bildenden Umkreis von mindeſtens 
15 km zu verbieten ſei .. b) der Handel mit Klauenvieh, 
der ohne vorgängige Beſtellung (wie oben) ſtattfindet, wobei 
als Handel im Sinne dieſer Vorſchrift auch das Aufſuchen 
von Beſtellungen durch Händler ohne Mitführen von Tieren 
und das Aufkaufen von Tieren durch Händler gilt. Das⸗ 
ſelbe iſt in $ 192 Abſ. 1 lit. b der unter Einbeziehung der 
Ausführungsvorſchriften des Bundesrats erlaſſenen Vollzugs⸗ 
verfügung des K. Miniſteriums des Innern vom 11. Juli 
1912 (Reg Bl. S. 393 ff.) wiederholt. 

Die ergangene und vom Beſch. übertretene oberamtliche 
Anordnung war ſonach eine zuläſſige, ſie hat aber 
auch als eine von der zuſtändigen Behörde erlaſſene zu 
gelten. 

Allerdings beruht dieſe Zuſtändigkeit für die hier 
in Betracht kommenden Anordnungen vom 11. und 12. Juni 
1912 nicht auf dem Ausf. Geſ. vom 8. Juli 1912 zum neuen 
Viehſeuchengeſetz, Art. 1 Abſ. 1 und 3, ebenſowenig auf der 
Vollzugsverfügung des K. Miniſteriums des Innern vom 
11. Juli 1912, 8 1 Abſ. 1 und 3 (Reg. Bl. Nr. 22 S. 279 
und 293), aber ſie beſteht für die Zwiſchenzeit vom 
1. Mai 1912 bis 31. Juli 1912 (Tag der Verkündung des 
Ausf. Geſ. und der zit. Vollzugsverfügung) auf Grund der 
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Vollzugsverfügung desſelben Miniſteriums vom 15. Januar 
1896, die zur Ausführung des alten Viehſeuchengeſetzes vom 
23. Juni 1880/1. Mai 1894 erlaſſen und erſt durch die vor⸗ 
erwähnte Minifterialverfügung vom 11. Juli 1912 § 368 
aufgehoben worden iſt. Das am 1. Mai 1912 in Kraft ge⸗ 
tretene neue Viehſeuchengeſetz hat in $ 2 Abſ. 1 die Anord⸗ 
nung und Durchführung der Bekämpfungsmaßregeln den 
Landesregierungen und deren Organen übertragen und nach 
Abſ. 3 ſind die näheren Beſtimmungen über das Verfahren, 
über die Zuftändigfeit der Behörden und Be 
amten von den Einzelſtaaten zu treffen. Genau 
dieſelbe Beſtimmung hat das alte Viehſeuchengeſetz in 8 2 
Abſ. 1 und 3 enthalten. Dasſelbe gilt nach SS 2 und 67 
des neuen Geſetzes für die Vorſchriften über die Beſtreitung 
der durch das Verfahren entſtehenden Koſten ſowie für die 
Beſtimmungen darüber, von wem die Entſchädigung für 
Viehverluſte zu gewähren und wie ſie zu aufzubringen, auch wie 
ſie im Einzelfall feſtzuſtellen iſt, — welche Vorſchriften in 
85 2 und 58 des alten Geſetzes ebenſo dem Landesrecht 
überlaſſen waren. 

Indem das neue Reichsgeſetz die Zuſtändigkeitsregelung 
in vollem Umfang und in derſelben Weiſe wie das alte Ge— 
ſetz den Einzelſtaaten überlaſſen hat, konnten letztere ihre in 
dieſem Teil ſchon beſtehenden landesrechtlichen Ausführungs— 
beſtimmungen fortdauern laſſen oder ſie durch 
neue Beſtimmungen erſetzen. Ihre Gültigkeit 
haben die alten Zuſtändigkeitsbeſtimmungen der Einzelſtaaten 
nicht ſchon, wie der angefochtene Beſchluß annimmt, dadurch 
ohne weiteres verloren, daß fie „zum Vollzug“ oder in „Voll— 
ziehung“ des alten Viehſeuchengeſetzes ſowie des früheren 
Württ. Ausf. Geſ. hiezu vom 20. März 1881 erlaſſen worden 
ſind, wie letzteres bei der Miniſterialverfügung vom 15. Ja⸗ 
nuar 1896 zutrifft. Denn mit den angeführten Bezeichnun⸗ 
gen als ſolchen iſt im weſentlichen eben der Anlaß, aus dem 
die landesrechtliche Verfügung erlaſſen worden iſt, ſowie die 
Geſetzesmaterie, zu deren Ausführung ſie erging, gekennzeich⸗ 
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net worden und es iſt nicht zutreffend, daß in jedem Fall 
ausnahmslos mit dem Außerkrafttreten des Hauptgeſetzes 
auch die dazu ergangene Ausführungsbeſtimmung, ſei ſie nun 
ein Geſetz oder eine bloße Miniſterialverfügung, ihre Gel: 
tung und Wirkſamkeit ohne weiteres verlieren. Dies iſt jeden⸗ 
falls dann nicht der Fall, wenn ein neues Reichsgeſetz die— 
ſelbe Materie regelt, wie ein früheres, an deſſen Stelle es 
tritt und in dieſem neuen Reichsgeſetz in voller Uebereinſtim⸗ 
mung mit dem alten ein beſtimmtes Gebiet zur freien ſelb⸗ 
ſtändigen Regelung dem Landesrecht vorbehalten iſt, eine 
entſprechende landesrechtliche Regelung zum früheren Reichs⸗ 
geſetz in dieſem Gebiet auch ergangen war. Solchenfalls iſt 
vom Standpunkt des Landesrechts die Rechtsgültigkeit dieſer 
früheren Regelung inſo weit und inſolange als 
fortdauernd anzuerkennen, als ſie materiell auch im 
neuen Reichsgeſetz ihre volle Stütze findet und nicht durch 
eine neue landesrechtliche Beſtimmung in dieſem Teil inzmwi- 
ſchen erſetzt worden iſt. 

Eben ein Fall dieſer Art iſt vorliegend gegeben und die 
vor dem Inkrafttreten des neuen Viehſeuchengeſetzes landes- 
rechtlich in der Minifterialverfügung vom 15. Januar 1896 
getroffene Regelung der Zuſtändigkeit der Landesbehörden, 
die im neuen Reichsgeſetz ihre Unterlage und Stütze genau 
wie im alten findet, hat ihre Gültigkeit erſt von dem Mo— 
ment an verloren, in dem ſie durch eine entſprechende neue 
landesrechtliche Regelung der hiezu berechtigten Faktoren er— 
ſetzt wurde; tatſächlich iſt fie denn auch erſt durch die Voll⸗ 
zugsverfügung vom 11. Juli 1912 als aufgehoben erklärt 
worden. Dies iſt ſeitens der zu dieſer landesrechtlichen Re— 
gelung berufenen Organe auch unzweifelhaft zum Ausdruck 
gekommen. Im Entwurf des Ausf. Geſ. vom 8. Januar 1912 
zum neuen Viehſeuchengeſetz war in Art. 25 vorgeſehen, daß 
erſterer gleichzeitig mit dem Viehſeuchengeſetz vom 26. Juni 
1909 in Kraft trete; dieſe Vorausſetzung kam in Wegfall, 
da die Beratung des Geſetzentwurfs in beiden Ständekam— 
mern erſt im Monat Juni 1912 zum Abſchluß gelangte und 
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es wurde jene Beſtimmung des Entwurfs in Art. 26 ge⸗ 
ſtrichen mit dem Zuſatz „mit dem Tage des Inkrafttretens 
des gegenwärtigen Geſetzes treten außer Wirkſamkeit das 
Ausführungsgeſetz zum Reichsgeſetz über die Abwehr und 
Unterdrückung von Viehſeuchen, vom 20. März 1881 ...“ 
In der Beratung wurde wohl als mißlich bezeichnet, wenn 
für das Inkrafttreten eines Ausführungsgeſetzes ausdrück⸗ 
lich im Geſetz ein anderer Termin bezeichnet werden müſſe 
als der des Inkrafttretens des Reichsgeſetzes, aber die fort⸗ 
dauernde Geltung des alten Ausführungsgeſetzes bis zum 
Inkrafttreten des neuen wurde — ſelbſtredend nur ſoweit es 
inhaltlich des neuen Reichsgeſetzes ſeine reichsrechtliche Unter⸗ 
lage behalten konnte — als ſelbſtverſtändlich angenommen und 
durch die vorzitierte Beſtimmung des Art. 26 zum Ausdruck 
gebracht (Verh. I. K. 1912 Beil. 68, 69, Prot. v. 19. April 
1912 S. 515 / 6; Verh. II. K. Prot. 22. Juni 1912 S. 3199). 
Dies konnte auch unbedenklich geſchehen, da das neue wie 
das alte Geſetz genau dieſelben drei Materien 1. Verfahren 
und Zuſtändigkeitsregelung, 2. Entſchädigungen für Vieh⸗ 
verluſte, 3. Koſten verteilung dem Landesrecht überlaſſen hat. 

Im alten Ausführungsgeſetz war in Art. 1 die obere 
Leitung und Beaufſichtigung der Maßregeln zur Abwehr und 
Unterdrückung von Viehſeuchen dem Miniſterium des Innern 
übertragen, die Zuſtändigkeit der Behörden und Beamten iſt 
im Anſchluß hieran in der Hauptſache dem Verordnungsweg 
überlaſſen worden und in den Miniſterialverfügungen vom 
23. März 1881 (Reg Bl. S. 196) und vom 15. Januar 1896 
(Reg Bl. S. 11) erfolgt. Das K. Miniſterium des Innern, 
das hienach als Landesregierung im Sinn des § 2 des Vieh⸗ 
ſeuchengeſetzes anzuſehen iſt, hat mit dem Inkrafttreten des 
neuen Seuchengeſetzes am 1. Mai 1912 ſeine die Zuſtändig⸗ 
keit der Behörden regelnde, letzterwähnte Verfügung vom 
15. Januar 1896 nicht aufgehoben und dadurch ſtillſchwei⸗ 
gend zu erkennen gegeben, daß dieſe Verfügung bis auf wei⸗ 
teres noch in Geltung verbleiben ſolle; es hat dann in einem 
auf erhobene Zweifel am 4. Juni 1912 an die K. Ober⸗ 
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ämter ergangenen Miniſterialerlaß ausdrücklich darauf hin⸗ 
gewieſen, daß „bezüglich der Zuſtändigkeitsregelung bis auf 
weiteres die Beſtimmungen der Miniſterialverfügung vom 
15. Januar 1896 gelten“ und letztere iſt erſt in der Voll⸗ 
zugsverfügung vom 11. Juli 1912 § 368 als aufgehoben 
erklärt worden. Das K. Miniſterium des Innern, dem die 
Abgrenzung der Zuſtändigkeit ſeiner Behörden und Organe 
auf dieſem Gebiet überlaſſen war, hat hienach ebenſo un⸗ 
zweifelhaft wie der Württ. Geſetzgeber zum Ausdruck ge— 
bracht, daß es bis zur beſonderen landesrechtlichen Neurege⸗ 
lung bei den alten Zuſtändigkeitsbeſtimmungen ſein Verblei⸗ 
ben habe. Die Neuregelung iſt dann teilweiſe abweichend 
von der ſeitherigen Ordnung, wo dieſe Beſtimmungen aus— 
ſchließlich im Verordnungsweg getroffen und nur die ordent- 
lichen Polizeibehörden mit der Bekämpfung der Viehſeuchen 
betraut waren, im Geſetzgebungsweg erfolgt, weil Befug⸗ 
niſſe, die kraft Geſetzes (Art. 194 Gde.) den Kreisregie⸗ 
rungen als den ordentlichen Polizei- und Aufſichtsbehörden 
an ſich obliegen, an eine andere Behörde, nämlich an das 
K. Medizinalkollegium übertragen werden ſollten und eben 
hiezu eine geſetzliche Beſtimmung nunmehr erforderlich war. 
So iſt in Art. 1 des neuen Ausf. Geſ. vom 8. Juli 1912 
die Anordnung und Durchführung der Maßregeln zur Be— 
kämpfung der Viehſeuchen dem Miniſterium des Innern, 
dem Medizinalkollegium, den Oberämtern und den Orts- 
polizeibehörden unter Mitwirkung der beamteten Tierärzte 
übertragen, dem erſteren zugleich die Abgrenzung der Zu— 
ſtändigkeit der einzelnen Polizeibehörden überwieſen worden. 

Die hier hinſichlich der fortdauernden Geltung früherer 
Vollzugsbeſtimmungen zum Viehſeuchengeſetz vertretene Auf— 
faſſung hat eine Unterſtützung auch in einem Preußiſchen 
Miniſterialerlaß vom 28. März 1912 erhalten, vgl. bei. 
Beil. zum Reichsanz. vom 1. Mai 1912 Nr. 105. Nach 
dieſem ſind die in den einzelnen Provinzen zur Bekämpfung 
der Viehſeuchen auf Grund des alten Geſetzes erlaſſenen 
Anordnungen auf ihre Rechtsgültigkeit an der Hand des 
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neuen Geſetzes zu prüfen und iſt überall vom Erlaß neuer 
Anordnungen abzuſehen, wo die ſchon beſtehenden Anord- 
nungen dem neuen Geſetz entſprechen, zumal dieſes die Be⸗ 
fugniſſe der Veterinärpolizeibehörden nicht einſchränke, ſon⸗ 
dern erweitere. Insbeſondere wird darin in formeller Be— 
ziehung als genügend erklärt, wenn die Anordnungen den 
Vorſchriften, die zur Zeit ihres Erlaſſes gültig waren, ent⸗ 
ſprechen, ſo daß eine vor dem Inkrafttreten des Reichsvieh⸗ 
ſeuchengeſetzes erlaſſene Anordnung auch nicht deshalb ihre 
Gültigkeit verlieren ſollte, weil ſie in formeller Hinſicht den 
Anforderungen des preuß. Ausführungsgeſetzes nicht ent⸗ 
ſpreche. 

War nach dem Ausgeführten am 11. und 12. Juni 
1912 trotz des am 1. Mai 1912 erfolgten Inkrafttretens 
des neuen Viehſeuchengeſetzes die in der Miniſterialverfü⸗ 
gung vom 15. Januar 1912 enthaltene Zuſtändigkeitsrege⸗ 
lung noch in Geltung, ſo kann die Zuſtändigkeit der K. 
Oberämter Ulm und Geislingen zu den von ihnen an jenen 
Tagen erlaſſenen, vom Beſch. übertretenen Anordnungen 
hinſichtlich des Handels mit Klauenvieh einem Zweifel nicht 
unterliegen. Denn nach § 5 3.7 zit. Miniſterialverfügung 
kommt den Oberämtern die Wahrnehmung aller durch Reichs⸗ 
geſetz oder Bundesratsinſtruktion den Polizeibehörden zuge⸗ 
wieſenen, nicht einer anderen Behörde beſonders vorbehal— 
tenen Befugniſſe und Obliegenheiten zu, ein ſolcher Vorbe⸗ 
halt iſt aber für die in Betracht kommende Beſchränkung des 
Handels mit Klauenvieh nicht gemacht worden. Demgemäß 
war der angefochtene Beſchluß aufzuheben und das Haupt⸗ 
verfahren entſprechend dem Antrag der K. Staatsanwalt: 
ſchaft zu eröffnen. 

Beſchluß des Strafſenats vom 2. Dezember 1912 in der 

Strafſache gegen Jakob G. in L. wegen Vergehens im 

Sinn des § 328 StGB. 


Jahrbücher der Württemb. Rechtspflege. XXV. 2. 15 
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Ber § 2 StGB. und der § 76 des neuen Reichsvieh⸗ 
ſeuchengeſetzes. 


Der wegen Uebertretung gegen 8 66 Z. 4 WViehſ. Geſ. 
vom 23. Juni 1880/1. Mai 1894 verurteilte Angeklagte hat 
Verletzung dieſer Strafbeſtimmung, ebenſo der des 8 76 Z. 1 
des RViehſ. Gef. vom 26. Juni 1909 und des § 2 StGB. 
gerügt. Die Reviſion wurde verworfen. 

Aus den Gründen: 

Nachdem in L. die Maul- und Klauenſeuche ausge⸗ 
brochen war, ſind vom K. Oberamt N. die vorgeſchriebenen 
Maßregeln getroffen, ſpeziell angeordnet worden, daß im 
Umkreis von 12 km der Handel im Umherziehen mit Wie- 
derkäuern uſw. unterſagt ſei. Dieſe Anordnung, die in den 
Beſtimmungen des zit. RViehſeuchengeſetzes, der Inſtruktion 
des Bundesrats hiezu vom 27. Juni 1895, des Ausführ. Geſ. 
vom 20. März 1881, der Vollzugsverfügung vom 15. Ja⸗ 
nuar 1896 und des Erlaſſes des K. Miniſteriums des In⸗ 
nern vom 9. Oktober 1908 (Amtsbl. S. 273) ihre geſetzlichen 
Grundlagen hat, iſt rechtlich nicht zu beanſtanden. Der An⸗ 
geklagte hat, wie feſtgeſtellt iſt, am 12. April 1912 dem er⸗ 
wähnten Verbot in fahrläſſiger Weile zumidergehandelt und 
er iſt hiewegen auf Grund des § 66 Z. 4 des alten RViehſ.⸗ 
Geſ., das mit der am 1. Mai 1912 erfolgten Einführung 
des neuen RViehſeuchengeſetzes vom 26. Mai 1909 außer 
Kraft getreten iſt, zur Strafe gezogen worden. 

Nicht zu beanſtanden iſt, wenn gegen den Angekl. das 
alte und nicht das neue Reichsviehſeuchengeſetz zur Anwen- 
dung gekommen iſt. Es liegt insbeſondere eine Verletzung 
des $ 2 Abſ. 2 StGB., wie von der Reviſion behauptet 
wird, nicht vor. Der § 66 Z. 4 des alten und der & 76 
Z. 1 des neuen Geſetzes enthalten durchaus die gleiche Straf— 
drohung; es kann alſo nicht in Frage kommen, daß gegen 
den Angeklagten, deſſen Aburteilung unter der Herrſchaft des 
neuen Geſetzes erfolgte, das letztere hätte zur Anwendung 
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kommen müſſen. Ohne Berückſichtigung hat ferner zu blei⸗ 
ben, wenn in den, den Strafbeſtimmungen des alten und des 
neuen Geſetzes zugrundeliegenden rechtlichen Vorausſetzungen 
mit der Einführung des neuen Geſetzes eine Aenderung ein⸗ 
getreten wäre. Nach richtiger Auslegung des § 2 Abſ. 2 
StGB. bezieht ſich dieſe Vorſchrift nur auf das Strafgeſetz 
ſelbſt, vorliegend alſo darauf, ob ſich der Angeklagte einer 
Verletzung eines amtlichen Verbots ſchuldig gemacht hat und 
für die Gültigkeit des letzteren iſt nicht die Zeit der Ver: 
urteilung, ſondern die Zeit der begangenen Tat maßgebend, 
ERG. Bd. 16 S. 171, Olshauſen 8 2 Nr. 14ff. 

Urteil des Strafſenats vom 21. Oktober 1912 in der 

Strafſache gegen J. Z., Handelsmann in S. wegen 

Uebertretung des Viehſeuchengeſetzes. 


6. u. 7. 


1. Liegt im Gewerbebetrieb eines Pchnellphotographen 
das Anbieten gewerblicher Leiſtungen oder ein Feil⸗ 
bieten von Waren. 

2. Zum Begriff der pflichtmäßigen Sorgfalt im Sinn 
des Art. 23 Mandergew.⸗Stenergeſetzes. 


Der Angeklagte iſt auf erhobene Reviſion von der An— 
klage einer Wandergewerbeſteuergefährdung vom Strafſenat 
freigeſprochen worden. 

Aus den Gründen: 

Nach den Feſtſtellungen des Berufungsgerichts hat der 
Angeklagte, deſſen Wohnort München iſt, während der ein- 
wöchigen Sommermeſſe in Ulm auf dem Meßplatz daſelbſt 
eine Bude aufgeſtellt und darin das Gewerbe eines Schnell— 
photographen ausgeübt; er hat von ſeiner Meßbude aus 
jedermann aus dem Publikum ſeine Dienſte als Schnell— 
photograph angeboten; wenn jemand ein Bild wünſchte, iſt 
er in der Bude photographiſch aufgenommen worden und 
der Angeklagte hat das Bild auf der Stelle fertig gemacht 
und dem Beſteller demnächſt gegen Bezahlung übergeben. 

15 
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Das Berufungsgericht nimmt ohne Rechtsirrtum an, daß der 
Angeklagte damit in Württemberg außerhalb ſeines Wohn⸗ 
orts und der nächſten Umgebung desſelben ohne Begründung 
einer gewerblichen Niederlaſſung und ohne vorgängige Be: 
ſtellung in eigener Perſon gewerbliche Leiſtungen angeboten 
hat, daß er ſonach gemäß Art. 2 Ziff. 3 des Wandergewerbe⸗ 
ſteuergeſetzes wandergewerbeſteuerpflichtig geweſen iſt und daß 
die Beſtimmung des Art. 4, wonach der Handel auf Meſſen ꝛc. 
der Wandergewerbeſteuer nicht unterliegt, auf ſeinen Betrieb 
nicht zugetroffen hat. 

Mit Recht hat das Berufungsgericht in der Tätigkeit 
des Angeklagten ein Anbieten gewerblicher Lei⸗ 
ſtungen und nicht ein Feilhalten von Waren oder ein 
Aufſuchen von Warenbeſtellungen gefunden. Denn das 
Weſentliche deſſen, wozu ſich der Angeklagte erboten hat, iſt 
die Herſtellung des photographiſchen Bildes, alſo eine ge— 
werbliche Leiſtung geweſen; die Uebergabe des fertiggeſtellten 
Bildes in das Eigentum des Beſtellers iſt nur als ab- 
ſchließender Akt zu der Herſtellungstätigkeit hinzugetreten. 
Da es ſich um ein Anbieten gewerblicher Leiſtungen ge= 
handelt hat, ſo ergibt ſich daraus, daß die in Art. 4 vor⸗ 
geſehene Steuerfreiheit des Handels auf Meſſen ꝛc. auf 
den Betrieb des Angeklagten nicht zutrifft. Denn Art. 4 
bezieht ſich ausdrücklich nur auf den Verkauf und Ankauf 
der Waren und das Suchen von Warenbeſtellungen i. S. 
des Art. 2 Ziff. 1 u. 2, nicht aber auf das Anbieten von 
gewerblichen Leiſtungen i. S. des Art. 2 Ziff. 3. Daß die 
Steuerfreiheit des Handels auf Meſſen uſw. auf das auf 
Meſſen uſw. erfolgende Anbieten von gewerblichen Leiſtungen 
nicht erſtreckt iſt, ſteht nicht im Widerſpruch mit der Beſtimmung 
in 868 GO., wonach die Beſteuerung des Marktverkehrs aus⸗ 
geſchloſſen ſein ſoll. Darüber hat ſich der Senat in einem Urteil 
vom 7. Dezember 1908 — veröffentlicht in den WürttJ. 
Bd. 22 S. 169 ff. — eingehend ausgeſprochen und die wie— 
derholte Prüfung der Frage hat zu einer Abweichung von 
der dort ausgeſprochenen Anſicht keinen Anlaß gegeben. Den 
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Beſtimmungen in 8 64 ff. der GO. über den Marktverkehr iſt 
nicht zu entnehmen, daß in dieſem Geſetz neben dem Kauf 
und Verkauf von Waren als Gegenſtand des Marktverkehrs 
auch das auf Meſſen ꝛc. erfolgende Anbieten gewerblicher 
Leiſtungen von der hier gegebenen Regelung mitumfaßt 
werden ſollte. 

Der Angeklagte iſt daher nach Art. 7 verpflichtet ge⸗ 
weſen, vor Eröffnung des Betriebs behufs Entrichtung der 
Wandergewerbeſteuer ſein Gewerbe der zuſtändigen Steuer⸗ 
behörde anzumelden und einen Steuerſchein zu löſen. Dies 
hat er nach den tatſächlichen Feſtſtellungen des Berufungs⸗ 
gerichts nicht getan. Er hat alſo ein ſteuerpflichtiges Wan⸗ 
dergewerbe ausgeübt, ohne einen Steuerſchein für dasſelbe 
gelöſt zu haben, und hätte ſich deshalb der Wandergewerbe⸗ 
ſteuergefährduug i. S. des Art. 22 Ziff. 1 ſchuldig gemacht, 
wenn er wiſſentlich gehandelt hätte. Daß dies der Fall ſei, 
hat das Berufungsgericht nicht für erwieſen erachtet; ſondern 
es hat nur angenommen, daß der Angeklagte fahrläſſig 
gehandelt habe, inſofern von ihm bei Anwendung der pflicht⸗ 
mäßigen Sorgfalt und Aufmerkſamkeit die Zuwiderhandlung 
hätte vermieden werden können. Die diesbezüglichen Aus⸗ 
führungen find aber nicht frei von Rechtsirrtum. Der An⸗ 
geklagte hat geltend gemacht, er ſei in Bayern nicht ſteuer⸗ 
pflichtig und er habe Gleiches von Württemberg angenommen, 
umſomehr als ihm auf dem Stadtpolizeiamt Ulm, wo er 
zuvor wegen der Sportel angefragt habe, der Beſcheid ge: 
worden ſei, daß er für ſeine Photographiebude ꝛc. keine 
Sportel zu bezahlen habe. Mit Beziehung hierauf iſt in 
dem Berufungsurteil geſagt, dem Angeklagten ſei ſein Schutz⸗ 
vorbringen nicht zu verwerfen, daß er irrtümlicherweiſe — 
insbeſondere infolge mißverſtändlicher Auffaſſung deſſen, was 
ihm auf der Polizei über die Sportel geſagt worden war, 
— ſich für ſeinen Gewerbebetrieb auf der Ulmer Meſſe als 
nicht ſteuerpflichtig angeſehen habe; jeder Gewerbetreibende 
wiſſe aber, daß er der Regel nach für Ausübung ſeines 
Gewerbes Steuer zu bezahlen habe und daß in den einzel- 
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nen Bundesſtaaten in Steuerſachen hinſichtlich Art und Um⸗ 
fang der Beſteuerung die größten Verſchiedenheiten beſtehen; 
er dürfe ſich alſo, wenn er ſein Gewerbe in einem anderen 
als ſeinem heimatlichen Bundesſtaat betreibe, nicht darauf 
verlaſſen, daß dort außerhalb ſeines Heimatſtaates dieſelben 
Steuergeſetze gelten werden, wie in dieſem; er ſei vielmehr 
verpflichtet, ehe er ſein Gewerbe dort aufnehme, ſich mit den 
ſteuergeſetzlichen Beſtimmungen des anderen Staates erſt 
bekannt zu machen, was ihm durch Erkundigung an maß⸗ 
gebender Stelle, bei einem Steueraufſeher oder dem Kameral— 
amt ohne Weiteres möglich geweſen wäre; ſelbſtverſtändlich 
habe aber dazu die bloße Anfrage über die Sportel bei der 
Polizei nicht genügt. Dieſe Ausführungen laſſen eine Ueber: 
ſpannung des Begriffs der pflichtmäßigen Sorgfalt und Auf⸗ 
merkſamkeit, deren Anwendung Art. 23 Abſ. 2 verlangt, er⸗ 
kennen. Der Angeklagte hatte allerdings die Pflicht, ſich hinſicht⸗ 
lich feiner Steuerpflicht zu vergewiſſern und darüber ſich an zu— 
ſtändiger Stelle zu erkundigen; es kann ihm aber billigerweiſe 
nicht zugemutet werden, daß er die württ. Behördenorgani— 
ſation kennt, und es kann ihm deshalb kein Vorwurf daraus 
gemacht werden, daß er ſich wegen ſeiner Steuerpflicht (Spor⸗ 
tel) beim Stadtpolizeiamt erkundigt hat, und ebenſowenig 
daraus, daß er ſich bei der dort erhaltenen Auskunft be⸗ 
ruhigt hat. Denn dieſe Auskunft hat nach ſeinem von dem 
Berufungsgericht nicht als widerlegt erachteten Vorbringen 
nicht etwa dahin gelautet, daß das Polizeiamt hinſichtlich 
der Steuerfrage nicht zuſtändig ſei, ſondern es iſt ihm 
poſitiv geſagt worden, daß eine Sportel nicht zu entrichten 
ſei. Hat ihm die befragte Behörde eine Antwort zur Sache 
erteilt, ſo durfte er annehmen, daß die Behörde hiefür zu— 
ſtändig und ihr Beſcheid zutreffend ſei. Es iſt deshalb 
nach den tatſächlichen Feſtſtellungen des Berufungsgerichts 
nicht anzunehmen, daß der Angeklagte die pflichtmäßige 
Sorgfalt und Aufmerkſamkeit in Hinſicht auf feine Steuer: 
pflicht anzuwenden unterlaſſen hat. Demzufolge liegt eine 
Verfehlung i. S. des Art. 23 Abſ. 2 nicht vor. 
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Urteil des Strafſenats vom 1. Mai 1911 in der Straf⸗ 
ſache gegen M. K. in München wegen Wandergewerbe⸗ 
ſteuergefährdung. 


8. 


Geltung und Tragweite des Stuttgarter Ortspolizei⸗ 
ſtatuts über Sonntagsruhe. 


Die Angeklagte iſt verurteilt worden wegen Zuwider⸗ 
handlung gegen SS 41 a, 146 a, 151 GewO. auf Grund der 
Feſtſtellung, daß ſie an mehreren Sonntagen in ihrem 
Spezereiladen zu Stuttgart vormittags zwiſchen 11 und 
12 Uhr Schuhfett verkauft und dadurch entgegen dem 
Ortsſtatut von Stuttgart in einer offenen Verkaufsſtelle einen 
Gewerbebetrieb ausgeübt habe. Ihre Reviſion wurde ver⸗ 
worfen. | 

Aus den Gründen: 

In Stuttgart iſt auf Grund des § 105 b Abſ. 2 und 
des 8 41a GewO. nach Anhörung beteiligter Gewerbetrei⸗ 
bender und Arbeiter mit Zuſtimmung der bürgerlichen 
Kollegien unter Genehmigung der K. Kreisregierung ein 
Ortsſtatut eingeführt und im ſtädtiſchen Amtsblatt veröffent⸗ 
licht worden, worin beſtimmt iſt: im Handelsgewerbe dürfen 
inſoweit nicht durch geſetzliche Beſtimmungen oder auf Grund 
derſelben von den zuſtändigen Behörden Ausnahmen zuge⸗ 
laſſen find, Gehilfen, Lehrlinge und Arbeiter an Sonn- und 
Feſttagen nicht beſchäftigt werden und ferner darf nach § 41a 
GewO. in offenen Verkaufsſtellen ein Gewerbebetrieb nicht 
ſtattfinden. Gleichzeitig wurden die von der K. Stadtdirektion 
auf Grund des § 105e GewO. verfügten Ausnahmen von 
dieſem Ortsſtatut veröffentlicht, von denen hier folgende in 
Betracht kommt: Der Verkauf von Nahrungs- und Genuß⸗ 
mitteln, Zigarren, Tabak und lebenden Blumen, ſowie die 
Beſchäftigung von Gehilfen, Lehrlingen, Arbeitern bei dieſem 
Verkauf iſt an allen Sonn- und Feſttagen von vormittags 
4—9 Uhr und mittags von 11—1 Uhr geſtattet. 
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Die Bemängelung der Rechtsgültigkeit des angeführten 
Ortsſtatuts iſt verfehlt. Dies wird im Urteil auf Grund 
der Beſtimmungen der 88 105b Abſ. 2, 105, 41 a, 142 
GewO. und des Inhalts der Vorſchriften des Statuts 
näher dargelegt. Die von der Reviſion vertretene Annahme, 
daß damit denjenigen Gewerbetreibenden, die neben ande⸗ 
ren Gegenſtänden in offenen Verkaufsſtellen auch Nahrungs⸗ 
und Genußmittel uſw. feilhalten, an Sonntagen während 
der genannten Stunden die Ausübung ihres Handelsge⸗ 
werbes im vollen Umfang freigegeben ſei, entbehrt jeder 
Grundlage, insbeſondere iſt die Bezugnahme auf die der 
Erlaſſung des Ortsſtatuts vorausgegangenen Verhandlungen 
der Polizeiabteilung des Gemeinderats St. vollſtändig ver- 
fehlt. Denn nach dem vorgelegten Auszug aus dem Ge— 
meinderatsprotokoll hat die Abteilung für Polizei⸗ und 
Regiminalſachen beſchloſſen, das vom Referenten beantragte 
Ortsſtatut auf grundſätzliche Einführung völliger Sonntags⸗ 
ruhe in allen Handelsgewerben dem Gemeinderat zur An— 
nahme zu empfehlen und bei demſelben zu beantragen, für 
den Verkauf von Nahrungs: und Genußmitteln, Zigarren, 
Tabak und lebenden Blumen bei der K. Stadtdirektion die 
Zulaſſung der Verkaufsſtunden 5—9 Uhr vormittags und 
11—1 Uhr mittags nach Maßgabe des § 105 GewO. zu 
befürworten. Da nun Schuhfett nicht zu denjenigen Gegen⸗ 
ſtänden, die in der Ausnahmebeſtimmung aufgeführt ſind, 
gehört und da ſonach der Verkauf von Schuhſett an offenen 
Verkaufsſtellen Sonntags für den Bezirk der Stadt Stutt- 
gart verboten iſt, ſo hat ſich die Angeklagte gegen das an⸗ 
geführte Ortsſtatut verfehlt und ihre Verurteilung wird 
durch die Ausführungen der Strafkammer, die einen Rechts- 
irrtum nicht erkennen laſſen, getragen. 

Urteil des Strafſenats vom 20. März 1911 in der 

Strafſache gegen L. Z. in St. wegen Verfehlung gegen 

die Gewerbeordnung. 
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Wie iſt die Rechtsmittelfriſt des S 469 Abſ. 2 Stn. 
für die Stenerbehürde zu berechnen? 

Aus den Gründen: 

Die Strafkammer geht davon aus, daß die der Verwal⸗ 
tungsbehörde nach 8 469 Abſ. 2 StPO. zuſtehende einmonatige 
Friſt zur Anbringung von Reviſionsanträgen ſchon mit der 
Zuſtellung des Berufungsurteils an die Verwaltungsbehörde 
(vergl. $ 463 Abſ. 1 StPO.) zu laufen beginnt. Wäre dies 
richtig, ſo wären die Reviſionsanträge, die am 13. März 
bei der Strafkammer eingekommen ſind, während das Be⸗ 
rufungsurteil dem Nebenkläger (K. Steuerkollegium, Abtei⸗ 
lung für direkte Steuern) am 8. Februar 1911 zugeſtellt iſt, 
allerdings nicht rechtzeitig angebracht. Allein der Auffaſſung 
der Strafkammer kann nicht beigetreten werden. Der $ 469 
Abſ. 2 ſetzt an die Stelle der „weiteren Woche“, binnen 
deren nach 8 385 Abſ. 1 StPO. die Reviſionsanträge und 
deren Begründung einzubringen ſind, für die Verwaltungs⸗ 
behörde (vergl. § 468 a. a. O.) eine Friſt von einem Monat, 
ohne über den Beginn des Laufes dieſer Friſt eine von der 
Regel des § 385 Abſ. 1 abweichende Beſtimmung zu treffen. 
Daraus folgt, daß die Friſt des § 469 Abſ. 2 erſt nach 
Ablauf der Reviſionseinlegungsfriſt, bezüglich deren für die 
Verwaltungsbehörde in § 469 Abſ. 1 eine beſondere Be- 
ſtimmung getroffen iſt, zu laufen beginnt. Die Erwägung 
daß die Verwaltungsbehörde ſchon von der Zuſtellung des 
Urteils an in den Stand geſetzt ſei, über die zu ſtellenden 
Reviſionsanträge und deren Begründung eine Entſchließung 
zu faſſen, läßt ſich angeſichts der Faſſung des § 469, in 
deſſen erſtem Abſatz eben nur von dem mit der Zuſtellung 
beginnenden Laufe der Friſten zur Einlegung von 
Rechtsmitteln die Rede iſt, nicht zugunſten der Auf⸗ 
faſſung der Strafkammer verwerten. 

Beſchluß des Strafſenats vom 24. April 1911 in der 

Strafſache gegen Th. G. u. Gen. in K. wegen Wander⸗ 

gewerbeſteuergefährdung. 
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10. 
Bie Gebühr für Einreichung eines Gnadengeſuchs. 

Die Beſchwerde des Rechtsanwalts K. gegen den Koſten⸗ 
feſtſetzungsbeſchluß der Strafkammer iſt verworfen worden 
in der Erwägung: 

1. daß der Beſchwerdeführer zum Verteidiger des jugend⸗ 
lichen Angeklagten beſtellt und als ſolcher tätig war, ſeine 
Beſchwerde ſich lediglich gegen den Abſtrich von 10 Mk. 
für die Einreichung eines Gnadengeſuchs richtet, das er nach 
Verwerfung der Reviſion namens des Verurteilten vorge- 
legt hat; 

2. daß die Einreichung eines Gnadengeſuchs an ſich die 
rechtskräftige Beendigung des Strafverfahrens zur Voraus- 
ſetzung hat, ſomit einen ſelbſtändigen Akt außerhalb des 
Strafverfahrens im Sinne der StPO. darſtellt, der mit der 
vor Gericht geführten Verteidigung, d. h. mit der Tätigkeit 
des Verteidigers im Vorverfahren und in der Hauptverhand⸗ 
lung ſowie in der Rechtsmittelinſtanz nicht unmittelbar zu⸗ 
ſammenhängt und welcher Akt deshalb auf Grund des § 150 
StPO. den Anſpruch einer Bezahlung einer Gebühr im Sinn 
des § 68 Ziff. 4 RAgebO. der Staatskaſſe gegenüber nicht 
zu begründen vermag, nachdem die daſelbſt für die Anferti- 
gung eines Gnadengeſuchs zugelaſſene hälftige Gebühr aus 
863 RAgebO. nur zum Anſatz kommt, wenn dieſe Anferti⸗ 
gung allein und losgelöſt von der Verteidigung in der 
Hauptverhandlung dem Rechtsanwalt übertragen iſt (Mot. 
S. 77); 

3. daß dieſe Auffaſſung der ſeitherigen Rechtſprechung 
des Strafſenats entſpricht (Jahrb. Bd. 16 S. ff.) ſowie auch 
derjenigen anderen Oberlandesgerichte (Entſch. OLG. München 
Bd. 5 S. 125, Bd. 8 S. 191, OL G. Dresden Bd. 16 S. 389, 
Ob. Bayr. Lg. Bd. 6 S. 84) und daß kein zureichender 
Anlaß beſteht, in Fällen der vorliegenden Art, in denen es 
ſich um bedingte Begnadigung jugendlicher Verurteilter im 
Sinne der K.VO. vom 24. Februar 1896 handelt, von dieſer 
Praxis abzuweiſen. 


B. in Strafſachen. | 223 


Beſchluß des Strafſenats vom 30 Dez. 1909 in Straf⸗ 
ſache gegen A. P. in L. wegen Verbrechens im Sinn 
des § 176 Ziff. 3 StG. 


11. 
Inwiefern kann eine Aahrungsmittelfülſchung auch 
ans $ 367 Biff. 7 Pt. ſtrafbar fein? 

Das die Angeklagte von der Anklage einer Nahrungs⸗ 
mittelfälſchung im Sinn des § 10 Z. 1 RGeſ. vom 14. Mai 
1879 freiſprechende Berufungsurteil iſt auf Reviſion des 
Staatsanwalts aufgehoben worden. 

Aus den Gründen: 

Nach dem Ergebnis der chemiſchen Unterſuchung einer 
Milchprobe aus der von der Angeklagten einem Händler 
gelieferten Milch hatte letztere im Unterſchied von der bei 
einer ſpäteren Stallprobe unterſuchten Milch einen auffallend 
geringen Fettgehalt und wenig Trockenſubſtanz, was die 
Sachverſtändigen zu dem Gutachten führte, daß abgerahmte 
Milch vom Tag zuvor zu der für den Händler beſtimmten 
Milch zugeſetzt worden ſei. Das Berufungsgericht hat aber 
die Möglichkeit nicht als ausgeſchloſſen erachtet, daß das Er- 
gebnis der chemiſchen Unterſuchung durch irgend welche an- 
dere unaufgeklärte Urſache herbeigeführt worden ſein könnte 
als durch Zuſatz von abgerahmter Milch durch die Hand der 
Angeklagten. 

Gegen die auf dieſe Annahme geſtützte Freiſprechung 
der Angeklagten wendet die Reviſion ein: nach dem geſamten 
Inhalt des Urteils ſei hier nur an einen vorſätzlichen 
Zuſatz abgerahmter Milch ſeitens der Angeklagten gedacht und 
könne jene Annahme nur auf eine bewußte Fälſchung der 
Milch bezogen werden, wogegen eine Fahrläſſigkeit 
ſeitens der Angeklagten durch dieſe Kenntnis nicht ausge— 
ſchloſſen ſei und ſonach eine Prüfung in der Richtung er⸗ 
mangle, ob ſich die Angeklagte nicht einer Uebertretung im 
Sinn des $ 11 des Nahrungsmittelgeſetzes ſchuldig gemacht 
habe. 
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Dieſe Rüge erſcheint inſoweit begründet, als die Feſt⸗ 
ſtellung des Vorrichters die Möglichkeit eines zur Fahrläſſig⸗ 
keit anzurechnenden Verſchuldens auf Seite der Angeklagten 
nicht ausſchließt, ſondern offen läßt. Ein fahrläſſiges Ver⸗ 
halten der Angeklagten könnte aber in doppelter Richtung 
als ſtrafbares ſich darſtellen, einmal nach der von der Re⸗ 
viſion angeführten Strafbeſtimmung des § 11 Nahrungs- 
mittelgeſetz, ſodann aber auch nach der Strafbeſtimmung des 
§ 367 Ziff. 7 RGB. Die erſtere ſetzt allerdings das Ber: 
kaufen eines verdorbenen oder verfälſchten Nahrungsmittels 
unter Verſchweigen dieſes Umſtandes, alſo in Kenntnis des 
Verdorben⸗ oder Verfälſchtſeins bzw. ein Feilhalten unter 
einer zur Täuſchung geeigneten Bezeichnung voraus und eine 
ſolche Annahme dürfte nach dem Geſamtinhalt der Urteils⸗ 
gründe hier ausſcheiden. Allein wo immer die fragliche 
Vorausſetzung, nämlich das Verſchweigen des Umſtandes des 
Verdorbenſeins nicht in Betracht kommt, bleibt bei einem 
fahrläſſigen Verkauf verfälſchter oder verdorbener Getränke 
oder Eßwaren die Anwendbarkeit des § 367 Ziff. 7 StGB. 
übrig. Dieſe Strafvorſchrift iſt, wie in der Rechtſprechung 
anerkannt und durch die Materialien des RGeſ. vom 14. Mai 
1879 dargetan iſt, durch die ſpezielle Strafvorſchrift des 
§ 10 und S 11 des zitierten RGeſetzes nicht aufgehoben und 
zwar ſowohl bezüglich der vorſätzlichen als auch der nur 
fahrläſſigen Delikte, Entſch. RG. Bd. 26 S. 409, 114, Bd. 12 
S. 301, Bd. 6 S. 268, 35. Hienach iſt auf dem Gebiet 
des § 367 Z. 7 StGB. auch ein durch § 11 RGeſ. von 
1879 nicht erſetzter Tatbeſtand möglich und hiefür als nie- 
derſter Grad des ſubjektiven Verſchuldens eine Fahrläſſigkeit 
des Täters gefordert. Der Begriff der Fahrläſſigkeit iſt in 
beiden Strafvorſchriften aber kein anderer als der allgemeine 
der Fahrläſſigkeit im Sinne des RStGB., deſſen Weſen da- 
rin beſteht, daß durch Nichtanwendung der nach den gege— 
benen Umſtänden gebotenen Sorgfalt und Umſicht vom Han- 
delnden ein nicht gewollter aber vom Recht reprobierter Er- 
folg ſeines Handelns herbeigeführt worden iſt. Die Mög⸗ 
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lichkeit eben eines ſolchen Verhaltens erſcheint nun, wenn 
auch objektiv die Sache nicht aufzuklären war, durch die ge⸗ 
troffene Feſtſtellung nicht ausgeſchloſſen und auch die An⸗ 
nahme einer bloß prozeſſualen Unvollkommenheit in der Ur⸗ 
teilsbegründung nicht gerechtfertigt, vielmehr iſt mindeſtens 
dem Verdacht Raum gegeben, daß eine Prüfung nach der 
Seite eines fahrläſſigen e überhaupt nicht ſtatt⸗ 
gefunden hat. 

Urteil des Strafſenats vom 21. März 1910 in der 

Strafſache gegen K. S. in A. wegen Nahrungsmittel⸗ 

fälſchung. 


12. 


Zur Auslegung des $ 18 der Bundesratsverordnung 
nom 3. Febrnar 1910 betr. den Berkehr mit Kraft: 
fahrzengen. 


Der Angeklagte war bei Leitung ſeines Kraftwagens 
mit einem zweiſpännigen, aus 2 zuſammengekoppelten ſchwer 
beladenen Wagen beſtehenden Botenfuhrwerk innerhalb des 
Weilers O. zuſammengeſtoßen, als er dem Botenfuhrwerk 
vorfahren wollte; letzteres hat dabei einen Achſenbruch am 
hinteren Wagen erlitten. Der Zuſammenſtoß iſt als die 
Folge eines zu ſchnellen, nach der konkreten Oertlichkeit den 
Vorſchriften in Abſ. 1 und 3 8 18 zit. BR VO. zuwider⸗ 
laufenden Fahrens vom Berufungsgericht angeſehen und der 
Angeklagte zu 5 M. Geldſtrafe verurteilt worden. Auf ſeine 
Reviſion wurde das Berufungsurteil aufgehoben. 

Aus den Gründen: 

Nach § 18 Abſ. 1 zit. BR WO. iſt die Fahrgeſchwindig⸗ 
keit jederzeit ſo einzurichten, daß Unfälle und Verkehrsſtö⸗ 
rungen vermieden werden und daß der Führer in der Lage 
bleibt, unter allen Umſtänden ſeinen Verpflichtungen Genüge 
zu leiſten. Nach Abſ. 2 darf innerhalb geſchloſſener Orts— 
teile die Fahrgeſchwindigkeit von 15 km in der Stunde, von 
einer Ausnahme abgeſehen, nicht überſchritten werden. Der 
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Abſ. 3 ſchreibt vor: auf unüberſichtlichen Wegen, insbeſon⸗ 
dere nach Eintritt der Dunkelheit oder bei ſtarkem Nebel, 
beim Einbiegen aus einer Straße in die andere .. „ bei 
ſcharfen Straßenkrümmungen, beim Paſſieren ſchmaler oder 
abſchüſſiger Wege . . endlich überall da, wo ein lebhafter 
Verkehr herrſcht, muß langſam und ſo vorſichtig gefahren wer⸗ 
den, daß das Fahrzeug ſofort zum Stehen gebracht werden 
kann. 

In der Beurteilung dieſer Vorſchriften iſt davon aus⸗ 
zugehen, daß der Abſ. 1 die allgemeine Normvorſchrift für 
die Fahrgeſchwindigkeit enthält, die Abſ. 2 und 3 dagegen 
Spezialvorſchriften für beſondere Oertlichkeiten und Tatbe⸗ 
ſtände aufſtellen und für das Zutreffen der letzteren der all⸗ 
gemeinen Vorſchrift des Abſ. 1 einen präziſen und beſtimmte⸗ 
ren Inhalt geben. Der Vorrichter hat auch das Verhältnis 
von Abſ. 2 zu Abſ. 1 und 3 an ſich zutreffend dahin auf- 
gefaßt, daß die in Abſ. 2 zugelaſſene Geſchwindigkeit nur 
als Höchſtgeſchwindigkeit zu verſtehen iſt, deren Ueberſchrei— 
tung ſtets ſtrafbar macht, deren Einhaltung aber dann nicht 
vor Strafe ſchützt, wenn ſie nicht genügt, um Unfälle und 
Verkehrsſtörungen zu vermeiden (Abſ. 1) und wenn mehrere 
oder einer der beſonderen Tatbeſtände des Abſ. 3 zutreffen. 
Nur iſt hiebei zu beachten, daß der Abſ. 2 lediglich das 
Fahren innerhalb geſchloſſener Ortsteile regelt, während von 
den in Abſ. 3 behandelten Sonderfällen die Mehrzahl ſo— 
wohl innerhalb geſchloſſener Ortsteile als auch außerhalb 
ſolcher vorkommen kann und für alle gleichmäßig die Vor— 
ſchrift des langſamen, ein ſofortiges Anhalten des Fahrzeugs 
ermöglichenden Fahrens gilt. 

Nun iſt im angefochtenen Urteil das Zutreffen des 
Abſ. 3 mit der Begründung angenommen, daß der Weg ein 
unüberſichtlicher geweſen ſei, weil der Angeklagte kurz vor 
dem Zuſammenſtoß eine ſtarke Kurve paſſiert hatte und her— 
nach innerhalb des Weilers beim Pr. Anweſen zwei hoch— 
beladene, auf der linken Straßenſeite ſtehende Heuwagen den 
freien Ausblick behinderten, ſowie, daß es ſich um eine ſehr 
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ſchmale, 4—5 m breite Straße gehandelt habe, — welche 
Umſtände es dem Angekl. nahe legen mußten, ſeine 15 km 
Stundengeſchindigkeit ganz erheblich zu verlangſamen und 
ſich damit in den Stand zu ſetzen, vor etwaigen Hinder⸗ 
niſſen auf der Ortsſtraße ſein Fahrzeug ſofort zum Halten 
zu bringen. 0 

Dieſe Begründung erſcheint für eine bedenkenfreie An⸗ 
wendung des Abſ. 3 § 18 zit. BRVO. weder tatſächlich noch 
rechtlich ausreichend. Als unüberſichtlich im Sinn 
dieſer Vorſchrift iſt ein Weg allerdings nicht nur dann an⸗ 
zuſehen, wenn er infolge ſeiner natürlichen örtlichen Be⸗ 
ſchaffenheit dauernd unüberſichtlich iſt, ſondern auch dann, 
wenn ſeine Ueberſichtlichkeit durch auf der Fahrbahn befind⸗ 
liche feſte oder bewegliche Hinderniſſe für den freien Aus⸗ 
blick vorübergehend ganz oder teilweiſe aufgehoben iſt. Eine 
zweifelsfreie Feſtſtellung in dieſer Richtung läßt ſich aber 
den Gründen des Berufungsurteils nicht entnehmen. Denn 
es fehlt einmal jede nähere Angabe darüber, wie weit die 
Straßenkurve, die der Angeklagte vor dem Zuſammenſtoß 
paſſiert hatte, von der Stelle des Zuſammenſtoßes entfernt 
liegt und auch die allgemeine Zeitbezeichnung „kurz vor dem 
Zuſammenſtoß“ vermag dieſen Mangel nicht ausreichend zu 
beheben, dies umſoweniger, als anſchließend im Urteil ge⸗ 
ſetzt iſt: „hernach kamen innerhalb des Weilers ...“ wo— 
raus eher zu ſchließen iſt, daß die paſſierte Straßenkurve 
ſchon außerhalb des Weilers ſich befindet. Sodann fehlt 
jede für die Nachprüfung des Reviſionsgerichts erforderliche 
Angabe darüber, ob der Zuſammenſtoß bei oder in nächſter 
Nähe des Standortes der beiden hochbeladenen, den freien 
Ausblick behindernden Heuwagen ſtattfand, welchen Raum 
dieſe auf der linken Seite der immerhin 5 m breiten Orts— 
ſtraße aufgeſtellten Heuwagen einnahmen und ob durch ſie, 
falls etwa — was nicht feſtgeſtellt if, — das Boten: 
fuhrwerk vor der Annäherung des Angeklagten an ihnen 
ſchon vorbeigefahren war, der freie Ausblick für den von 
hinten herfahrenden Angeklagten immer noch, wenn auch nicht 
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vollſtändig, aufgehoben war. Zwar iſt an anderer Urteils⸗ 
ſtelle als nicht widerlegte Angabe des Angeklagten angeführt, 
daß dieſer, als er auf eine Entfernung von 5 m das Fuhr⸗ 
werk des Boten bemerkt habe, nicht gleich, wie er wollte, 
habe anhalten können, weil es zu ſchnell gegangen ſei. Al⸗ 
lein weder hieraus, noch aus dem ſonſtigen Inhalt der Ur⸗ 
teilsgründe läßt ſich mit Sicherheit ſchließen, daß der An⸗ 
geklagte gerade infolge behinderten Ausblicks das Fuhrwerk 
nicht früher geſehen habe. Hiezu kommt, daß anderſeits im 
Urteil ausgeführt iſt, der Angeklagte hätte, wenn er beſſer 
auf die Fahrbahn geachtet hätte und nicht ſo ſchnell gefahren 
wäre, ſehen müſſen, daß er auf der linken Seite des ihm 
vorausfahrenden Fuhrwerks mehr Platz zum Vorbeifahren 
habe, als auf der von ihm zunächſt eingehaltenen rechten 
Seite, — eine Feſtſtellung, die der angenommenen Unüberſicht⸗ 
lichkeit zu widerſprechen ſcheint. Auch kann ein Fahren 
„innerhalb eines Weilers“ oder „eines Ortes“ nicht ohne 
weiteres und nicht ohne Angabe näherer, die Geſchloſſenheit 
eines Ortsteiles kennzeichnender Merkmale (Württ. J. XXI. 
S. 338) als ein Fahren „innerhalb geſchloſſener Ortsteile“ 
gelten, und daß die fragliche Straßenſtrecke innerhalb eines 
geſchloſſenen Ortsteils von O. liegt, iſt gleichfalls nicht feſt⸗ 
geſtellt. 

Urteil des Strafſenats vom 15. Januar 1912 in der 

Strafſache gegen A. R. in C. wegen Verfehlung wider 

die Vorſchriften betr. den Verkehr mit Kraftfahrzeugen. 


13. 
Zum Tatbeſtand des Art. 14 des Impfgeſetzes. 


Aus den Gründen: 

Durch das Berufungsurteil iſt der Angeklagte wegen 
Uebertretung gegen 8 14 Abſ. 1 des Impfgeſetzes vom 
8. April 1874 beſtraft worden, weil er als Vater den ihm 
nach § 12 daſelbſt obliegenden Nachweis, daß die Impfung 
ſeines Kindes erfolgt oder aus einem geſetzlichen Grunde 
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unterblieben ſei, zu führen unterlaſſen habe. Die von ihm 
hiegegen eingelegte Reviſion wegen Verletzung des materiellen 
Rechtes, insbeſondere des § 14 Abſ. 1 und 2 des Impfge⸗ 
ſetzes, konnte keinen Erfolg haben. 

Die in Abſ. 1 und 2 §S 14 des Impfgeſetzes enthaltenen 
Strafvorſchriften ſtellen zwei voneinander durchaus verſchiedene 
Tatbeſtände dar: der Abſ. 2 enthält eine auf Erzwingung 
der Impfung gerichtete Strafbeſtimmung und hat die unter⸗ 
laſſene Befolgung der geſetzlichen Impfpflicht zum Gegen⸗ 
ſtand, er macht aber die Beſtrafung wegen Verletzung dieſer 
Pflicht davon abhängig, daß zuvor eine amtliche Aufforde⸗ 
rung zur Veranlaſſung der Impfung ergangen iſt. Eine 
ſolche Aufforderung iſt nach den Feſtſtellungen des ange⸗ 
fochtenen Urteils dem Angeklagten nicht zugekommen. Die 
Anwendung dieſer Strafbeſtimmung kann alſo vorliegend 
nicht in Frage kommen. Der Abſ. 1 des 14 daſ. hat da⸗ 
gegen mit der Befolgung oder Nichtbefolgung der Impfpflicht 
nichts zu tun; er iſt adminiſtrativer Natur und verfolgt aus⸗ 
weislich der Motive in Verbindung mit den §§ 10 und 12 
daſelbſt, den Zweck, in den Impfſcheinen und deren Vor— 
legung ein Mittel der Kontrolle über die Ausführung der 
geſetzlichen Beſtimmungen zu gewähren und den zuſtändigen 
Behörden die Prüfung und Feſtſtellung zu ermöglichen, ob 
der Impfpflicht genügt iſt, insbeſondere ob der geſetzliche 
Vertreter dem Geſetze Genüge geleiſtet hat. Für den Tat⸗ 
beſtand dieſer Strafbeſtimmung iſt es daher unerheblich, ob 
die betreffende Impfung ſtattgefunden hat oder ob ſie unter⸗ 
laſſen worden iſt. Erforderlich iſt vielmehr nur, daß ein 
amtliches Erfordern ſtattgefunden hat, mittels der in § 10 
vorgeſchriebenen Beſcheinigungen den Nachweis zu führen, 
daß die Impfung erfolgt oder aus einem geſetzlichen Grunde 
unterlaſſen ſei. Wie das angefochtene Urteil feſtgeſtellt hat, 
iſt dem Angeklagten von der hiezu zuſtändigen Behörde, dem 
Stadtpolizeiamt Stuttgart, am 21. Auguſt 1911 ein Termin 
bis zum 1. Oktober 1911 zur Beibringung des Impfnach⸗ 
weiſes hinſichtlich ſeiner am 29. April 1905 geborenen Tochter 

Jahrbücher der Württemb. Rechtspflege. XXV. 2. 16 
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Anna Wilhelmine (ärztliches Zeugnis oder Impfſchein) er⸗ 
teilt worden und der Angeklagte iſt dieſer Aufforderung nicht 
nachgekommen. Hiemit iſt der geſetzliche Tatbeſtand des 
§ 14 Abſ. 1 des Impfgeſetzes erfüllt und es bedarf, um ihn 
hiewegen zur Strafe zu ziehen, keiner weiteren. Unterſuchung 
und Erörterung, ob die Impfung des erwähnten Kindes er⸗ 
folgt oder unterblieben iſt. 

Unzutreffend iſt ſodann, wenn der Beſchwerdeführer 
unter Berufung auf eine Entſcheidung des Oberlandesge⸗ 
richts Dresden vorbringt, das Stadtpolizeiamt Stuttgart ſei 
nur befugt geweſen, ihn innerhalb eines Kalenderjahres ein⸗ 
mal zu beſtrafen, er ſei aber am 21. Auguſt und am 23. No⸗ 
vember beſtraft worden. Die letzte Strafe betrifft die nun⸗ 
mehr zur Aburteilung ſtehende Anklage und am 21. Auguſt 
1911 iſt der Angeklagte ebenfalls wegen Uebertretung gegen 
Art. 14 Abſ. 1 des Impfgeſetzes beſtraft worden. Wie aus⸗ 
geführt erbringt jede amtliche Aufforderung nach § 12 des 
Impfgeſetzes in Verbindung mit deren Nichtbeachtung den 
Tatbeſtand des 8 14 Abſ. 1 daſ. und weder im Impfgeſetz 
ſelbſt, noch ſonſt iſt den Behörden unterſagt, dieſe Aufforde— 
rung innerhalb desſelben Jahres zu wiederholen. Der wieder— 


Cholten Beſtrafung des Angeklagten ſteht endlich auch nicht 
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% etwa der Grundſatz ne bis in idem entgegen. Das Ber: 


halten des Angeklagten, das zu ſeiner Verurteilung durch die 
Strafverfügung vom 21. Auguſt 1911 geführt hat, iſt mit 
Ablauf der ihm zur Beibringung der erforderten Nach— 
weiſe bis zum 1. Juni 1911 erteilten Friſt abgeſchloſſen ge⸗ 
weſen; mit dieſem Zeitpunkte war die Uebertretung gegen 
§ 14 Abſ. 1 des Impfgeſetzes vollendet und eine neue, mit 
dieſer Uebertretung weder unter dem Geſichtspunkt der Fort⸗ 
ſetzung, noch der Fortdauer zuſammenhängende Uebertretung 
wurde von dem Angeklagten erſt dadurch wieder begangen, 
daß er die ihm erteilte neue Friſt bis zum 1. Oktober 1911 
nicht eingehalten hat. 
Urteil des Strafſenats vom 17. Juni 1912 in der Strafſ. 
g. W. H. O. in St. wegen Uebertretung des Impfgeſetzes. 
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14. 


IR das Protokoll über die kommiſſariſche Vernehmung 
eines Bengen nach § 222 tn. von dieſem zu unter⸗ 
ſchreiben? 


1. In einer bei dem Amtsgericht B. anhängigen Straf⸗ 
ſache iſt nach Eröffnung des Hauptverfahrens vom Amts⸗ 
gericht gemäß § 222 StPO. die kommiſſariſche Vernehmung 
eines Zeugen in N. angeordnet und das Amtsgericht N. um 
Vernehmung des Zeugen erſucht worden. Dem Erſuchen 
wurde ſachlich entſprochen, das über die Vernehmung auf⸗ 
genommene Protokoll enthält jedoch am Schluß nur den 
Vermerk „vorgeleſen und genehmigt“ nebſt der Beurkundung 
durch Amtsrichter und Gerichtsſchreiber, die Unterſchrift des 
vernommenen Zeugen wurde nicht beigefügt und das Er: 
ſuchen des Amtsgerichts B. um nachträgliche Herbeiführung 
der Unterſchrift des Zeugen mit dem Anfügen abgelehnt, 
daß bei Vernehmungsprotokollen gemäß $ 222 StPO. die 
Unterſchrift des Zeugen nicht erforderlich ſei, da es ſich da— 
bei nur um einen Erſatz des Hauptverhandlungsprotokolls 
handle und dieſes von den Vernommenen auch nicht unter— 
zeichnet werde. Gegen dieſen ablehnenden Beſcheid des 
Amtsgerichts N. hat das Amtsgericht B. „Beſchwerde“ 
erhoben. 

2. Das Oberlandesgericht iſt zur Entſcheidung aus An- 
laß dieſer Meinungsverſchiedenheit der beiden Amtsgerichte 
zuſtändig. Die Vorausſetzung der Vorlage des Falles an 
das Oberlandesgericht, zu deſſen Bezirk das erſuchte Gericht 
gehört, liegt vor, ſofern es ſich um eine teilweiſe Ablehnung 
des Erſuchens um Rechtshilfe im Sinn des § 160, vergl. 
88 157—159 StPO. handelt, welches Erſuchen vom Amts— 
gericht B. an das Amtsgericht N. geſtellt worden iſt und da 
nach den Motiven zu $ 160 vgl. S. 91, Hahn Mat. S. 170, 
der Ausdruck „Ablehnung“ auch den Fall umfaßt, wenn über 
die Ausführung des Erſuchens eine Meinungsverſchiedenheit 
zwiſchen beiden Gerichten beſteht, eine dem Erſuchen nicht 
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völlig entſprechende Ausführung ſomit eine teilweiſe Ableh⸗ 
nung enthält. 

3. Das Verlangen des Amtsgerichts B. iſt auch be⸗ 
gründet; denn weder aus dem Wortlaut der über die Proto⸗ 
kollierung von Zeugenausſagen in der StPO. gegebenen 
Vorſchriften noch aus dem Zweck einer Zeugenvernehmung 
im Sinn des § 222 StPO. läßt ſich eine Begründung für 
die Auffaſſung des Amtsgerichts N. entnehmen. Nach § 186 
StPO. iſt bei einer vom Unterſuchungsrichter vorgenomme- 
nen Zeugenvernehmung das Protokoll nicht nur vorzuleſen 
und die erfolgte Genehmigung zu vermerken, ſondern vom 
Zeugen auch zu unterſchreiben oder anzugeben, weshalb die 
Unterſchrift unterblieben iſt. Dieſe Vorſchrift findet nach 
§ 166 auch auf eine vom Amtsrichter vorgenommene Zeugen⸗ 
vernehmung Anwendung. Der § 222 enthält keine beſon⸗ 
deren Beſtimmungen über die Form der Protokollierung, 
wogegen nach den Form und Inhalt des Hauptverhandlungs⸗ 
protokolls regelnden 88 271 —273 nur die Unterzeichnung 
durch Vorſitzenden und Gerichtsſchreiber und hinſichtlich des 
Inhalts der Zeugenausſagen bloß für die ſchöffengerichtlichen 
Verhandlungen die Angabe des weſentlichen Ergebniſſes der 
Vernehmungen erforderlich iſt, eine Vorleſung und Geneh⸗ 
migung des Protokolls aber unterbleibt, für die landgericht- 
lichen Straffälle auch der Inhalt der Ausſagen keinen not⸗ 
wendigen Beſtandteil des Protokolls bildet. Unzweifelhaft 
erfordert aber eine nach S 222 StPO. „zur Vorbereitung 
der Hauptverhandlung“ ſtattfindende kommiſſariſche Zeugen⸗ 
vernehmung, wenn fie ihren Zweck erfüllen ſoll, die Auf- 
nahme aller für den Gegenſtand der Unterſuchung und die 
Perſon des Beſchuldigten wichtigen Ausſagen des Zeugen, ſie 
erfordert ferner einen urkundlichen Nachweis, eine Sicherheit 
dafür, daß die Ausſagen richtig aufgenommen und inwieweit 
ſie vom Zeugen als ſolche anerkannt ſind. Dies iſt für eine 
kommiſſariſche Vernehmung gemäß § 222 noch notwendiger 
als für eine Vernehmung im Vorverfahren gemäß 88 166 
und 186, da in den letzten Fällen der Zeuge regelmäßig in 
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der Hauptverhandlung ſeine Ausſage wieder mündlich zu 
machen hat, im erſteren Fall aber die ſchriftlich aufgenom⸗ 
mene Ausſage in der Hauptverhandlung zur Verleſung kommt, 
die Vernehmung alſo eine antizipierte Beweisaufnahme für 
die ſpätere Hauptverhandlung bildet und der urteilende Rich⸗ 
ter, der hier nicht wie bei anderen Zeugen zur Aufklärung 
und Vervollſtändigung der Zeugenausſage Fragen zu ſtellen 
in der Lage iſt, viel mehr als in ſonſtigen Fällen auf den 
Inhalt des Protokolls und den aus dieſem zu entnehmenden 
Nachweis ob und inwieweit der Zeuge die Niederſchrift ſeiner 
Ausſagen als richtig anerkannt hat, angewieſen ſein wird. 
Einen wichtigen Beleg hiefür aber bildet die Unterzeichnung 
des Protokolls durch die Zeugen. 

Dies weiſt mit innerer Notwendigkeit darauf hin, daß 
für eine kommiſſariſche Vernehmung im Sinn des § 222 die 
allgemeinen Vorſchriften über Zeugenvernehmung und Proto⸗ 
kollierung, wie ſie ſowohl in SS 67 und 68 als in § 186 
StPO. enthalten find, neben den beſonderen Vorſchriften der 
§8 222, 223 Anwendung finden müſſen vgl. Löwe, Note 7 
zu § 222. Auch das erſuchte Gericht, das die Unter: 
zeichnung des Protokolls durch den Zeugen abgelehnt hat, 
hielt ſeinerſeits die nach SS 271— 273 für das Hauptver⸗ 
handlungsprokoll in Wegfall kommende Vorleſung und Ver⸗ 
merkung der Genehmigung des Zeugen für erforderlich oder 
jedenfalls für angezeigt. Unrichtig iſt nach Obigem aber 
auch ſeine Annahme, daß die Vernehmungsprotokolle im 
Sinn des § 222 die Hauptverhandlungsprotokolle „erſetzen“, 
denn das Hauptverhandlungsprotokoll muß den Nachweis, 
daß, inwiefern und warum die Vorleſung des nach $ 222 
StPO. aufgenommenen Protokolls über die Vernehmung des 
betr. Zeugen geſchah, laut geſetzlicher Vorſchrift enthalten 
(8 250 StPO.) und anderſeits hätte das Hauptverhandlungs⸗ 
protokoll ſonſt in landgerichtlichen Strafſachen den Inhalt 
der Zeugenausſage überhaupt nicht und in ſchöffengericht⸗ 
lichen nur das weſentliche Ergebnis der Vernehmung anzu— 
führen. Endlich findet die Auslegung des Senats ihre Un⸗ 
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terſtützung auch in der Rechtſprechung des Reichsgerichtes, 
das in einem Urteil vom 18. Oktober 1901 (Entſch. Strafſ. 
Bd. 34 S. 396) einen Mangel dergleichen wie der vor— 
liegenden Art in dem über eine Zeugenvernehmung nach 
§ 222 StPO. aufgenommenen Protokoll (es enthielt den 
Vermerk „vorgeleſen, genehmigt und beſchworen“ nebſt der 
Unterſchrift des Richters und Gerichtsſchreibers, jedoch nicht 
die Unterſchrift des Zeugen und keine Angabe über den Grund 
der Nichtunterzeichnung) ausdrücklich als einen prozeſſualen 
Verſtoß, als eine Verletzung der Vorſchrift des § 186 Abſ. 3 
StPO. bezeichnet hat. 

Beſchluß des Strafſenats vom 8. Juli 1912 in der 

Strafſache gegen P. G. in H. wegen Betrugs. 
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II. 
Entſcheidungen des Verwaltungsgerichtshofs. 


10. 


Die Bereinigung der Berwaltung des allgemeinen 
Stiftungsvermügens mit derjenigen des Gemeindever⸗ 
mügens iſt geſetzlich unzuläſſig. 

Gründe: 

I. Bei der im Jahr 1893 erfolgten, von den Aufſichts⸗ 
behörden genehmigten Ausſcheidung des evangeliſchen Ort3- 
kirchenvermögens in E. aus der dortigen, einſt durch Güter 
und Einkünfte des früheren St. Katharinenhoſpitals und 
des Kirchenkaſtens gebildeten Stiftungspflege (Stiftungs⸗ 
und Schulpflege) ergab ſich, daß der bürgerlichen Gemeinde 
neben einer Anzahl von Einzelſtiftungen und einigen beſon⸗ 
deren Vermögensteilen als ihr Anteil an dem allgemeinen 
Vermögen der Stiftungspflege der Betrag von 2 085 476 M. 
zufiel. Dieſe überwiegend aus Feldgütern und Waldungen 
beſtehende Vermögensmaſſe, deren Erträgniſſe zur Beſtrei⸗ 
tung von Schul- und Armenkoſten dient, verblieb zunächſt 
in geſonderter Verwaltung, die anfänglich von dem ſeitherigen 
Stiftungspfleger geführt, ſpäter dem Stadtpfleger übertragen 
wurde. Am 3. März 1908 faßten die Gemeindekollegien 
von E. auf Antrag des Stadtpflegers vornehmlich aus 
Gründen der Verwaltungsvereinfachung und der Koſtener— 
ſparnis den nachher auch in Vollzug geſetzten Beſchluß, den 
ſtädtiſchen Anteil am allgemeinen Stiftungsvermögen mit 
dem Gemeindevermögen unter dem Namen „Stadtpflege“ 
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vollſtändig in der Weiſe zu vereinigen, daß für ihn jede be⸗ 
ſondere Verwaltung und Verrechnung aufhören ſolle. Der 
Beſchluß wurde aber von der Regierung des ... kreiſes 
als geſetzlich unſtatthaft mit der an die Gemeindebehörde 
geſtellten Aufforderung zur Faſſung eines weiteren Beſchluſſes 
beanſtandet, da nicht bloß für Einzelſtiftungen, ſondern auch 
für den Anteil am allgemeinen Stiftungsvermögen grund⸗ 
ſätzlich eine getrennte Verwaltung und Verrechnung ſtatt⸗ 
finden müſſe. Der Gemeinderat kam jedoch dem Anſinnen 
auf Zurücknahme der beſchloſſenen Vereinigung nicht nach, 
ſondern wendete ſich beſchwerend an das Miniſterium des 
Innern und bat für den Fall, daß die juriſtiſche Perſönlichkeit 
des allgemeinen Stiftungsvermögens verneint werden ſollte, 
um Aufhebung der Entſcheidung der Kreisregierung. Nun 
erklärte auch das Miniſterium durch Entſcheidung vom 
28./31. Januar 1910 den Beſchluß der Gemeindekollegien für 
eine nach den Beſtimmungen der Gemeindeordnung in jedem 
Fall unzuläſſige Verfügung. 

Am 27. Mai 1910 entſchied das Finanzminiſterium in 
einem Beſchwerdeverfahren wegen Veranlagung der Stiftungs— 
pflege in E. zur Einkommenſteuer dahin, daß die Stiftungs- 
pflege nach Art. 2 des Einkommenſteuergeſetzes der Steuer⸗ 
pflicht nicht unterliege, da ſie keine eigene Rechtsperſönlich⸗ 
keit beſitze, ſondern ihr Vermögen der Gemeinde zugehöre. 
Unter Bezugnahme auf dieſe von den Gemeindekollegien als 
Löſung einer Vorfrage für die Art der Verwaltung be— 
trachtete Entſcheidung richteten ſie durch Beſchluß vom 2. Juni 
1910 wiederholt die Bitte an das Miniſterium des Innern, 
von dem Verlangen einer getrennten Verwaltung und Ver— 
rechnung für den an die Stadt übergegangenen Teil des 
allgemeinen Stiftungsvermögens abzuſehen. Mit Erlaß vom 
23. Juli 1912 erteilte aber das Miniſterium des Innern 
den Beſcheid, daß die Angelegenheit für das Miniſterium 
durch den Erlaß vom 28. Januar 1910 ihre endgültige Er⸗ 
ledigung gefunden habe. Hiegegen hat die Stadtverwaltung 
bei dem Verwaltungsgerichtshof rechtzeitig und formrichtig 
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Rechtsbeſchwerde eingelegt und dabei im weſentlichen ausge⸗ 
führt, daß es für eine getrennte Verwaltung des der Stadt 
aus dem allgemeinen Stiftungsvermögen zufallenden Anteils 
an den nötigen begrifflichen Vorausſetzungen fehle; weder 
liege irgend eine, von den allgemeinen ſtädtiſchen Zwecken 
abweichende Stifterbeſtimmung für die Verwendung dieſer 
Vermögensmaſſe vor, noch beſtehe ein Intereſſe an deren be⸗ 
ſonderen Verwaltung und Verrechnung. 

II. Daß die erhobene Rechtsbeſchwerde an und für ſich 
zuläſſig iſt, kann wohl nicht bezweifelt werden. In dem Er⸗ 
laß vom 23. Juli 1912 hat das Miniſterium des Innern 
die von ihm in dem früheren Erlaß vom 28./31. Januar 
1910 getroffene Entſcheidung durchaus aufrecht erhalten und 
damit wiederholt erklärt, daß die Vereinigung des allge⸗ 
meinen Stiftungsvermögens mit dem Gemeindevermögen zu 
einer einheitlichen Verwaltung und Verrechnung geſetzwidrig 
ſei. Hieraus folgt nach der Lage der Verhältniſſe und nach 
dem Zweck der Entſcheidung mittelbar von ſelbſt, daß der 
auf jene Vereinigung gerichtete und tatſächlich zur Aus⸗ 
führung gebrachte Beſchluß der Gemeindekollegien außer 
Wirkung geſetzt und deſſen fernerer Vollzug unterſagt ſein 
ſolle. Es liegt daher der Fall des Art. 195 Abſ. 2 Nr. 4 
verglichen mit Art. 187 der Gemeindeordnung vom 28. Juli 
1906 vor, wonach die einen Beſchluß der Gemeindebehörde 
als geſetzwidrig außer Wirkung ſetzende Entſcheidung des 
Miniſterium des Innern, falls ſie rechtlich nicht begründet 
iſt, mit der Rechtsbeſchwerde angefochten werden kann, auch 
ohne daß die in Art. 13 Abſ. 1 des Verwaltungsrechts⸗ 
pflegegeſetzes vom 16. Dezember 1876 vorgeſchriebene Vor⸗ 
ausſetzung der Verletzung eines Eigenrechts oder der Be⸗ 
laſtung mit einer ungerechtfertigten Verbindlichkeit gegeben 
ſein muß. Uebrigens wäre ſelbſt dieſe Vorausſetzung inſo⸗ 
fern nicht von vornherein ausgeſchloſſen, als die Gemeinde 
durch die Miniſterialentſcheidung in der Vereinfachung und 
ſo zugleich in der weniger koſtſpieligen Einrichtung ihrer 
Verwaltung gehindert wird. 


238 Enrtſcheidungen des Verwaltungsgerichtshofs. 


In Wirklichkeit erſcheint aber die Rechtsbeſchwerde als 
unbegründet. . 

Das Verwaltungsedikt vom 1. März 1822 SS 120 ff. 
ſtellte in jeder Gemeinde die dort vorhandenen Stiftungen 
für Kirchen⸗, Schul⸗ und Armenbedürfniſſe, ſofern von den 
Stiftern keine anderen Aufſichtsbehörden benannt waren, 
unter die Obhut des aus dem Ortsgeiſtlichen, dem Gemeinde⸗ 
rat und dem Stiftungspfleger zuſammengeſetzten Stiftungs⸗ 
rats und des einen Ausſchuß des Stiftungsrats bildenden 
Kirchenkonvents, welche Behörden die Stiftungen völlig ge— 
trennt vom eigentlichen Gemeindevermögen zu verwalten 
hatten. Dabei wurden unter den Stiftungen von jeher die 
befonderen, zu näher bezeichneten Zwecken der Kirche, Schule 
und Armenfürſorge beſtimmten Einzel ſtiftungen und das 
im allgemeinen dieſen Zwecken dienende Vermögen 
unterſchieden, im übrigen aber, wenn nur die bindende Wid⸗ 
mung für die gedachten Zwecke irgendwie feſtſtand, bezüglich 
der rechtlichen Form der Stiftungen und ihrer Entſtehung 
keine weiteren Anforderungen erhoben, ſo daß den Stiftungen 
die ſelbſtändige Rechtsfähigkeit fehlen, und die Widmung 
nicht bloß auf einem erweislichen Stiftungsakt, ſondern auch 
auf Herkommen oder Geſetz beruhen konnte (vgl. Maier 
und Geß, Verwaltungsedikt S. 141, Mayer, Die Gemeinde⸗ 
wirtſchaft S. 29, S. 371 ff., Sarwey in Württ. Archiv 
Bd. XIV S. 420/21). Dieſe Verhältniſſe wurden in be⸗ 
ſchränktem Umfang zunächſt durch das Ausführungsgeſetz zum 
Unterſtützungswohnſitzgeſetz vom 17. April 1873 Art. 11 ff. 
geändert, auf Grund deſſen die ausſchließlich dem Zweck der 
öffentlichen Armenunterſtützung gewidmeten Stiftungen aus— 
zuſondern und in die Verwaltung der Ortsarmenbehörde zu 
übertragen waren. Weiter noch ging die Entwicklung, die 
ſich an das evangeliſche Kirchengemeindegeſetz vom 14. Juni 
1887 Art. 32 ff. und an das dieſe Beſtimmungen für die 
katholiſchen Pfarrgemeinden zur entſprechenden Anwendung 
bringende katholiſche Pfarrgemeindegeſetz vom gleichen Tag 
Art. 24 anknüpfte. Hienach wurden aus dem Vermögen 
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der Stiftungspflege ſowohl die ausſchließlich kirchlichen Einzel⸗ 
ſtiftungen, wie auch ein Teil des allgemeinen Stiftungsver⸗ 
mögens als Ortskirchenvermögen ausgeſchieden und der Firch- 
lichen Gemeinde zu eigenem Beſitz und ſelbſtändiger Ver⸗ 
waltung überwieſen. Dazu ordnete nun Art. 37 Abſ. 2 des 
evang. Kirchengemeindegeſetzes wörtlich an: 

„Die Verwaltung dieſer Teile des Stiftungsvermögens 

— nämlich des allgemeinen Stiftungs vermögens nach Ab» 
zug der in Abſ. 1 des Artikels genannten beſonderen 
Fonds — unterſteht hinſichtlich des Anteils der Kirchen⸗ 
gemeinde den Beſtimmungen dieſes Geſetzes, hinſicht⸗ 
lich der übrigen Teile den über nichtkirch⸗ 
liche Stiftungen jeweils beſtehenden Be⸗ 
ſtim mungen.“ 

Demgemäß und da nach Art. 31 und 33 des evang. 
Kirchengemeindegeſetzes auch die für bürgerliche oder ge- 
miſchte Zwecke beſtimmten Einzelſtiftungen in der Verwal⸗ 
tung des Stiftungsrats zu belaſſen waren, verblieb es gegen⸗ 
über der Neuerung für das Ortskirchenvermögen in betreff 
der nichtkirchlichen Einzelſtiftungen und des nach der Aus⸗ 
ſonderung des kirchlichen Anteils noch übrigen allgemeinen 
Stiftung svermögens vorläufig ganz bei der bisherigen Ver⸗ 
waltung (vgl. Steinheil, Die Geſetze und Verfügungen über 
die Kirchengemeinden, S. 67 Bemerk. 4 und S. 149 Be⸗ 
merk. 1). 

Eine Aenderung trat in dieſer Richtung erſt ein durch 
das Geſetz vom 21. Mai 1891, betreffend die Verwaltung 
der Gemeinden, Stiftungen und Amtskörperſchaften, das in 
Art. 43 ff. die Verwaltung der bei der Ausſcheidung des 
Ortskirchenvermögens nicht an die Kirchen- oder Pfarrge⸗ 
meinden übergegangenen Stiftungen neu regelte, indem es 
ſie unter Aufhebung des Stiftungsrats dem Gemeinderat 
übertrug. Den Wechſel des Verwaltungsorgans ausgenom⸗ 
men, ſchloß ſich aber das Geſetz vom 21. Mai 1891 eng den 
Beſtimmungen des Verwaltungsedikts an. Vor allem lag 
es ihm fern, die ſelbſtändige Verwaltung der Gemeindeſtif⸗ 
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tungen zu beſeitigen. Vielmehr wurde in Art. 47 Abſ. 1 
von neuem grundſätzlich und unbedingt feſtgeſetzt, daß die 
Verwaltung der Gemeindeſtiftungen von derjenigen des Ge⸗ 
meindevermögens, abgeſehen von einer in Abſ. 2 zugelaſſenen 
äußeren Verbindung der beiderlei Verwaltungen, nach wie 
vor getrennt zu halten ſei. Hierauf konnte der Geſetzgeber 
von ſeinem Standpunkt aus nicht verzichten, da ihm nament⸗ 
lich wegen der beſtimmungsgemäßen Verwendung der Stif⸗ 
tungsmittel und wegen des ungeſchmälerten Beſtands des 
Grundſtocksvermögens der Stiftungen auch weiterhin für 
ihre Verwaltung und die Aufficht über fie beſondere Vor⸗ 
ſchriften als notwendig erſchienen. Was dann insbeſondere 
den Umfang des einer getrennten Verwaltung unterliegenden 
Stiftungsvermögens anlangt, ſo ergibt ſich nicht der mindeſte 
Anhalt dafür, daß das Geſetz vom 21. Mai 1891 in den 
bezeichneten Beſtimmungen abweichend vom Verwaltungsedikt 
und von der Vorſchrift in Art. 37 Abſ. 1 des evang. Kirchen⸗ 
gemeindegeſetzes ſich für den bürgerlichen Anteil nur etwa 
auf Einzelſtiftungen und nicht ebenſo auf das allgemeine 
Stiftungsvermögen beziehen oder den Begriff der Stiftung 
durch die Forderung der eigenen Rechtsfähigkeit verengern 
wollte (vgl. Fleiſchh auer, Die württ. Geſetzgebung über die 
Verwaltung der Gemeinden uſw. S. 156 Bemerk. 1 und 3, 
S. 158 Bemerk. 12). Eine ſolche Annahme darf auch nicht 
aus Art. 50 Abſ. 1 abgeleitet werden, der die Verwendung 
der Erträgniſſe des Stiftungsvermögens zur Erfüllung der 
vom Stifter beſtimmten Zwecke der Stiftung vorſchrieb; 
denn hier wurde nur die entſprechende Anordnung in § 129 
des Verwaltungsedikt wiederholt (vgl. Fleiſchhauer a. a. O. 
S. 168 Bemerk. 1), die ihrerſeits, wie bereits hervorgehoben 
worden iſt, keineswegs unter Betonung des Worts „Stifter“ 
bloß die auf erweislichen Stiftungsakten beruhenden Einzel- 
ſtiftungen im Auge hatte. Wie wenig ferner die Auffaſſung 
begründet wäre, es habe die oben angeführte, auf das all— 
gemeine Stiftungsvermögen bezügliche Beſtimmung in Art. 37 
Abſ. 2 des evang. Kirchengemeindegeſetzes durch das Geſetz 


Zur Frage des Verluſtabzugsrechts ꝛc. 241 


vom 21. Mai 1891 aufgehoben werden ſollen, geht ſchon 
daraus hervor, daß dieſe Beſtimmung bei dem Aenderungs⸗ 
geſetz vom 22. Juli 1906 und der auf ihm beruhenden Neu⸗ 
redaktion des evang. Kirchengemeindegeſetzes vollſtändig un⸗ 
berührt geblieben iſt. 

Die Vorſchriften des Geſetzes vom 21. Mai 1891 über 
die Verwaltung des örtlichen Stiftungsvermögens ſind end- 
lich in faſt allen Hauptpunkten, zumeiſt wörtlich, in die Ge⸗ 
meindeordnung vom 28. Juli 1906 Art. 151 bis 161 und 
Art. 192, 193 übernommen worden. So gilt auch nach ihr 
namentlich der Grundſatz, daß die geſetzliche, dem Gemeinde⸗ 
rat zuſtehende Stiftungs verwaltung ſowohl die Einzelſtiftungen 
als das allgemeine Stiftungsvermögen erfaßt und ſtets von 
der Verwaltung des Gemeindevermögens getrennt zu halten 
iſt (vgl. Michel, Kommentar zur Gemeindeordnung S. 204/05 
Bemerk. 4 und S. 213/14 Bemerk. 1 und 3 in Verbindung 
mit Art. 155 Abi. 1 und 2 des Geſetzes). 

Nach dem Ausgeführten iſt für den in der Stadt E. 
bei der Ausſcheidung des evang. Ortskirchenvermögens nicht 
an die Kirchengemeinde überwieſenen Teil des allgemeinen 
Stiftungsvermögens eine Vereinigung der Verwaltung mit 
derjenigen des Gemeindevermögens geſetzlich unſtatthaft, ſo 
daß der auf eine ſolche Vereinigung gerichtete Beſchluß der 
Gemeindekollegien nicht zu Recht beſtehen kann. 

Urteil vom 8. LI. 13 in der Rechtsbeſchwerdeſache der 

Stadtgde. E. 


11. 


ur Frage des Verluſtabzugsrechts i. 5. des § 20 
Abf. 3 des Keichszuwachsſtenergeſetzes. 


Gründe: 

I. Eine Aktiengeſellſchaft in U. hat im Jahr 1898 auf 
Grund des Kaufvertrags vom 24. Februar 1898 von der 
Stadtgemeinde U. ein zuſammenhängendes Gelände im 
Flächengehalt von 1 ha 92 a 7 qm (Wiefe und Weg) zum 
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Zweck der Verwendung zu induſtriellen Anlagen einſchließ⸗ 
lich der Errichtung der hiezu gehörigen Wohnhäuſer um den 
Geſamtpreis von 27 674 M. 90 Pfg. erworben, welches 
in der im Anſchluß an den Kaufvertrag gefertigten Meßur⸗ 
kunde als Parzelle 857/6 bezeichnet und beſchrieben wurde. 
Ein großer Teil dieſes Areals im Meßgehalt von 77 a 
86 qm, auf welchem inzwiſchen Fabrikgebäude erſtellt worden 
waren, wurde von der Geſellſchaft im Jahr 1909 in die 
durch Vertrag vom 22. Januar 1909 unter der Firma 
1 errichtete Geſellſchaft mit beſchränkter Haf⸗ 
tung zu dem auf die von ihr als Geſellſchafterin zu 
leiſtende Stammeinlage angerechneten Wert von 225 000 M. 
eingebracht. Ein weiteres Trennſtück der Parzelle 857 / 6 im 
Flächengehalt von 14 a 41 qm wurde von der Aktiengeſell⸗ 
ſchaft im gleichen Jahr auf Grund Kaufvertrags vom 
10. März 1909 an S. und L. zum Preis von 12 528 M. 
veräußert, ebenſo ein ſolches im Meßgehalt von 266 qm im 
Jahr 1910 auf Grund Vertrags vom 29. Auguſt 1910 um 
2128 M. an die G. m. b. H . fabrik. 

Durch Kaufvertrag vom 10. April 1911 verkaufte die 
inzwiſchen in Liquidation getretene Beſchwerdeführerin ein 
Trennſtück von 400 qm an die Firma S. und L. in U. um 
4400 M., welches als neue Parzelle 857/ in der hiefür 
gefertigten Meßurkunde beſchrieben wurde, und auf Grund 
des Vertrags vom 28. April 1911 weitere 67 a 34 qm als 
neue Parzelle 857/6 an den Bauverein U. um 122 500 M. 
Die Eintragung der Rechtsänderung im Grundbuch fand bei 
Parzelle 857/4 am 28. April 1911, bei Parzelle 857 / 6 am 
11. Mai 1911 ſtatt. Der Reſt der urſprüng lichen Parzelle 
857/6 mit 25 a 80 qm iſt am 28. Juni 1911 um 95 000 M. 
an den Fabrikanten H. in U. verkauft worden. 

Auf Grund des Eigentumsübergangs der Parzellen 
857/4 und 857/6 (neue Bezeichnung) hat das Kameralamt U. 
je durch Beſcheid vom 3. Oktober 1911 dem Veräußerer 
(der Beſchwerdeführerin) Zuwachsſteuer angeſetzt und zwar 
bei der erſteren Parzelle im Betrag von 738 M. 90 Pf. unter 
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Berechnung eines Wertzuwachſes von 3041 M., bei der 
letzteren Parzelle im Betrag von 22 200 M. 23 Pf. unter 
Annahme einer Wertſteigerung von 91358 M. 95 Pf. 
Gegen dieſe Zuwachsſteuerbeſcheide hat die Geſellſchaft Be— 
ſchwerde erhoben, indem ſie geltend machte, daß ſie bei den 
Veräußerungen der übrigen, d. h. der nicht von dieſen Zu⸗ 
wachsſteuerfeſtſetzungen betroffenen Teile des im Jahr 1898 
erworbenen Grundſtücks, erhebliche Verluſte erlitten habe, 
infolge deren einem Geſamtbruttoveräußerungserlös von 
460 556 M. Erwerbsaufwendungen, und zwar ohne die nach 
§ 14 Ziff. 1, 2 und 4 Zuwachsſteuergeſetzes zugelaſſenen 
Hinzurechnungen, in Höhe von 489 999 M. 56 Pf. gegen⸗ 
überſtehen, und den Abzug dieſer Verluſte an den von der 
Steuerbehörde feſtgeſtellten Wertſteigerungen nach Maßgabe 
des 8 20 Abſ. 3 ZuwStGeſ. beanſprucht. 

Das Steuerkollegium, Abteilung für direkte Steuern, 
hat durch Erlaß vom 19. Dezember 1911 die Steuer aus 
dem Eigentumsübergang der Parzelle 857/4 auf 664 M. 51 Pf. 
und diejenige aus der Uebereignung der Parzelle 857/6 auf 
21912 M. 48 Pf. ermäßigt und zwar infolge Berichtigung 
der von dem Kameralamt feſtgeſtellten Erwerbs- und Ver⸗ 
äußerungspreiſe, im übrigen aber die Beſchwerde als unbe— 
gründet abgewieſen. Die weitere Beſchwerde wurde von 
dem K. Finanzminiſterium durch Erlaß vom 21. Juni 1912 
abgewieſen. Beiden Entſcheidungen liegt die Anſchauung 
zugrunde, daß nur der Verluſt aus einer nach Inkraft⸗ 
treten des Zuwachsſteuergeſetzes bewirkten Teilveräußerung, 
nicht aber der Verluſt aus einer dieſem Zeitpunkt voran⸗ 
gehenden Teilveräußerung an dem Wertzuwachs aus der 
Veräußerung anderer Teile des betreffenden Grundbeſitzes 
nach $ 20 Abſ. 3 ZuwStGeſ. abgezogen werden dürfe. 

Gegen die am 20. Juni 1912 zugeſtellte Miniſterial⸗ 
entſcheidung hat die Geſellſchaft durch Schriftſatz vom 
22. Juli 1912, eingelaufen bei dem Verwaltungsgerichtshof 
am 23. Juli 1912, Rechtsbeſchwerde erhoben. 

II. Die Zuläſſigkeit der Rechtsbeſchwerde im Sinn des 
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Verwaltungspflegegeſetzes vom 16. Dezember 1876 auf dem 
Gebiet des Zuwachsſteuergeſetzes ergibt ſich aus 8 9 Ziff. 2 
der Verfügung der Miniſterien der Juſtiz, des Innern und 
der Finanzen, vom 28. April 1911, betreffend den Vollzug 
des Zuwachsſteuergeſetzes (ABl. des Steuerkoll. S. 155) 
in Verbindung mit $ 44 Abi. 1 Ziff. 2 und Abi. 2 des 
Zuwachsſteuergeſetzes. Die erhobene Rechtsbeſchwerde iſt 
ſomit, da ſie auch formrichtig und rechtzeitig eingelegt iſt, 
ſtatthaft. 

III. Nach 8 20 Abſ. 3 ZuwStGeſ. iſt im Fall der 
Uebertragung von Teilen eines örtlich und wirtſchaftlich zu⸗ 
ſammenhängenden Grundbeſitzes durch denſelben Veräußerer 
oder ſeine Erben innerhalb dreier Jahre, der Steuerpflichtige 
berechtigt, von dem Wertzuwachs des einen Teils des Grund: 
beſitzes einen bei der Veräußerung anderer Teile einge⸗ 
tretenen Verluſt abzuziehen. Daß das von der Aktienge⸗ 
ſellſchaft .. im Jahr 1898 erworbene Gelände als 
ein örtlich und wirtſchaftlich zuſammenhängender Grund: 
beſitz anzuſehen iſt und die oben beſchriebenen Veräuße⸗ 
rungen Teile dieſes Grundbeſitzes zum Gegenſtand haben, 
iſt nach dem unter Ziff. I Ausgeführten außer Zweifel 
und auch von keiner Seite beſtritten. Ebenſo liegen 
die hier in Betracht kommenden Rechts vorgänge innerhalb 
der Friſt von 3 Jahren, da die erſte dieſer Veräußerungen 
nach Beginn des Jahrs 1909 erfolgt iſt, während die von 
der Steuerbehörde für zuwachsſteuerpflichtig erachteten Rechts⸗ 
vorgänge, auf deren Zuwachs die Beſchwerdeführerin die 
bei den früheren Veräußerungen erlittenen Verluſte anrechnen 
will, im Lauf des Jahrs 1911 ftattgefunden haben. End⸗ 
lich iſt die Identität der veräußernden Aktiengeſellſchaft da⸗ 
durch, daß ſie in Liquidation getreten iſt, nicht berührt 
worden. Denn durch die Auflöſung einer Aktiengeſellſchaft 
mit nachfolgender Liquidation ($ 294 HGB.) wird nicht 
die Exiſtenz der Geſellſchaft, ihre ſeitherige Rechtsperſönlich⸗ 
keit, beeinträchtigt, ſondern nur der von ihr ſeither verfolgte 
Zweck geändert. 
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Allerdings liegen die für die Beſchwerdeführerin mit 
Verluſt verbundenen Teilveräußerungen vor Inkrafttreten 
des Zuwachsſteuergeſetzes und wären auch nicht, falls ſie 
gewinnbringend geweſen wären, nach § 62 Abſ. 1 des Ge⸗ 
ſetzes von der Zuwachsſteuer ergriffen worden. Die Tat⸗ 
ſache ſchließt indeſſen den Abzug des an ihnen erlittenen 
Verluſts an den von der Steuerbehörde feſtgeſtellten Wert⸗ 
ſteigerungen nicht aus. Eine derartige Einſchränkung des 
dem Steuerpflichtigen in §S 20 Abi. 3 ZuwSthGeſ. einge⸗ 
räumten Verluſtabzugsrechts, wie ſie die Steuerbehörde hier 
annimmt, würde ſowohl dem Inhalt dieſer Beſtimmung, 
welche weitere als die oben behandelten Vorausſetzungen für 
das Abzugsrecht nicht aufſtellt, als auch ihrem Zweckge⸗ 
danken widerſprechen, wie er aus den Reichstagsverhand⸗ 
lungen hinſichtlich dieſer Beſtimmung zu entnehmen iſt. 
Dieſe iſt bei der Kommiſſionsberatung zweiter Leſung in 
Vorſchlag gebracht worden mit der Begründung, daß durch 
ſie Ungerechtigkeiten vermieden werden ſollten, welche da- 
durch entſtehen würden, daß bei großen Parzellierungsge⸗ 
ſchäften, die einheitlich vorgenommen würden, lediglich die 
gewinnbringenden Veräußerungen beſteuert würden und auf 
die Verluſtgeſchäfte keine Rückſicht genommen würde (Reich⸗ 
tagsverh. 1909 / 11, 12. LegislPer. II. Seſſ., Druckſache. 
Nr. 515 S. 2578). Der gleiche Geſichtspunkt iſt auch bei 
der Beratung dieſer Beſtimmung im Plenum insbeſondere 
von den Abgeordneten Neumann⸗Hofer und Weber zum 
Ausdruck gebracht worden (Reichstagsverh. 1911 eod. 
Stenogr. Berichte S. 4014/4015). Die Vorſchrift des § 20 
Abſ. 3 ZuwStGeſ. erklärt ſich hienach, wie in den Amtl. 
Mitteilungen des Reichsſchatzamts 1912 S. 103 mit Recht 
bemerkt iſt, aus der beſonderen Rückſichtnahme darauf, daß 
wegen des innern Zuſammenhangs zwiſchen den Veräuße⸗ 
rungen verſchiedener Teile eines wirtſchaftlich und räumlich 
zuſammenhängenden Geländes das wirtſchaftliche Er⸗ 
gebnis für den Veräußerer lediglich nach Ausgleich von 
Gewinn und Verluſt gefunden werden kann. Dieſer innere 
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Zuſammenhang wird dadurch nicht beeinträchtigt, daß einzelne 
dieſer Veräußerungen vor Inkrafttreten des Geſetzes liegen, 
und es kann daher daraus kein Einwand gegen die An⸗ 
rechnung der bei ihnen erlittenen Verluſte auf den Zuwachs 
an ſpäteren Teilveräußerungen hergeleitet werden. 

Wenn aber in den Entſcheidungen des K. Finanz⸗ 
miniſteriums und des K. Steuerkollegiums der entgegenge⸗ 
ſetzte Standpunkt damit begründet wird, daß aus der vor 
Inkrafttreten des Geſetzes bewirkten gewinnbringenden Teil⸗ 
veräußerung auch dann keine Zuwachsſteuer angeſetzt werden 
dürfe, wenn der Gewinn den Verluſt aus den nach dieſem 
Zeitpunkt erfolgten Rechtsvorgängen überſteige, ſo iſt zwar 
die Unzuläſſigkeit einer ſolchen Beſteuerung als ſelbſtver⸗ 
ſtändlich zuzugeben, da es an jeder geſetzlichen Grundlage 
für den Steueranſatz fehlen würde, dieſe Begründung iſt 
aber für die Auffaſſung der Steuerbehörden keineswegs 
ſchlüſſig, denn das Geſetz beſteuert überhaupt nur die ge⸗ 
winnbringenden Teilveräußerungen, welche es in § 20 Abi. 3 
als ſelbſtändige, ſteuerpflichtige Rechtsvorgänge behandelt, 
unter Anrechnung eines etwaigen Verluſts aus andern Teil⸗ 
veräußerungen, nicht aber die verluſtbringenden Geſchäfte 
unter Anrechnung eines Gewinns aus einer andern Teilver⸗ 
äußerung. Der Verluſt iſt nach dem Geſetz ($ 20 Abſ. 3) 
nur das Mittel und der Wertzuwachs immer nur das Ob- 
jekt der Aufrechnung. 

Die Verſagung des von der Beſchwerdeführerin bean⸗ 
ſpruchten Verluſtabzugs an den Wertſteigerungen der Par⸗ 
zellen 857/4 und 857/ (neue Bezeichnung) entbehrt ſomit 
der geſetzlichen Grundlage. Da hierauf die angefochtene 
Entſcheidung nebſt den von ihr beſtätigten Vorbeſcheiden 
beruht, ſo war ſie außer Wirkung zu ſetzen. 

Urteil vom 27. November 12 in der Rechtsbeſchwerde⸗ 

ſache M. . fabrik in U. 


— — 
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Zur Auslegung des 8 28, letzter Abſatz, des Reichs⸗ 
zuwachsſtenergeſetzes (Stenerbeträge, die im ganzen 
unter 20 M. bleiben, werden nicht erhoben). 


Gründe: 

Der Beſchwerdeführerin ſind aus 8 Eigentumsüber⸗ 
tragungen durch Steuerbeſcheid des Kameralamts U. vom 
29. Mai 1912 Zuwachsſteuerbeträge angeſetzt worden und 
zwar: 15 M. 07 Pf.; 13 M. 90 Pf.; 10 M. 30 Pf.; 
11 M. 79 Pf.; 12 M. 10 Pf.; 14 M. 43 Pf.; 35 M. 39 Pf.; 
1 M. 44 Pf.; ſo daß der Geſamtbetrag der der Beſchwerde⸗ 
führerin berechneten Zuwachsſteuer 114 M. 93 Pf. beträgt. 

Mit einer Ausnahme ſind ſämtliche Uebereignungen am 
26. Oktober 1911 je auf Grund Kaufvertrags vom gleichen 
Tage bewirkt werden. 

In der gegen den Zuwachsſteuerbeſcheid erhobenen Be⸗ 
ſchwerde hat die Firma ſich dagegen gewendet, daß von der 
Steuerbehörde die aus den einzelnen Veräußerungen ſich er: 
gebenden Steuerbeträge zum Zweck der Herbeiführung der 
Zuwachsbeſteuerung zuſammengerechnet worden ſeien. Das 
Steuerkollegium, Abteilung für direkte Steuern, hat aber die 
Beſchwerde durch Erlaß vom 18. Juni 1912 abgewieſen; 
ebenſo wurde die hiegegen erhobene weitere Beſchwerde durch 
Erlaß des K. Finanzminiſteriums vom 19. Juli 1912 abge⸗ 
wieſen. Beide Entſcheidungen ſind im Anſchluß an eine 
vom Reichsſchatzamt in den Amtl. Mitteilungen von 1912 
in Nr. 7 S. 261 unter der Rubrik „Auslegung von Zweifels⸗ 
fragen“ veröffentlichte Erläuterung des § 28 Abſ. 3 des 
Zuwachsſteuergeſetzes im weſentlichen mit der Ausführung 
begründet, daß nach dieſer Beſtimmung die Steuerbeträge 
aus zeitlich zuſammenfallenden oder einander nahe liegenden 
Veräußerungen zuſammenzurechnen ſeien, ſoweit eine Ver⸗ 
bindung der Erhebungsmaßnahmen ohne Schwierigkeit mög⸗ 
lich ſei. Gegen die am 26. Juli 1912 zugeſtellte Miniſterial⸗ 
entſcheidung hat die Firma durch Schriftſatz vom 27. Juli 
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1912, eingelaufen bei dem Verwaltungsgerichtshof am 
29. Juli 1912, Rechtsbeſchwerde erhoben, indem ſie im 
weſentlichen ihre ſeitherigen Einwendungen gegen die Be— 
ſteuerung wiederholte, außerdem auch die Zuwachsſteuer⸗ 
pflicht für den Fall beſtritt, daß ein Grundſtück wenige Tage 
nach dem Erwerb um vielleicht 100 oder 150 M. teurer 
verkauft würde. 

II. Die Rechtsbeſchwerde iſt an ſich formrichtig und 
rechtzeitig erhoben, ihre Zuläſſigkeit für das Gebiet der Zu⸗ 
wachsſteuer ergibt ſich aus § 9 Ziff. 2 der Verfügung der 
Miniſterien der Juſtiz, des Innern und der Finanzen vom 
28. April 1911, betreffend den Vollzug des Zuwachsſteuer⸗ 
geſetzes in Verbindung mit $ 44 des Zuwachsſteuergeſetzes. 

III. Nach § 28 Abi. 3 des Geſetzes werden Steuer- 
beträge, die im ganzen unter 20 M. bleiben, nicht erhoben. 
Ob ein Steuerbetrag hinter dieſer Grenze zurückbleibt, iſt 
im Veranlagungsverfahren nach Maßgabe der SS 37 ff. des 
Geſetzes feſtzuſtellen. Wie nach dem Geſetz die Steuerpflicht 
an den einzelnen Rechtsvorgang ſich knüpft, und zwar in 
der Weiſe, daß jeder — nicht kraft Geſetzes (§ 7) ſteuer⸗ 
freie — Rechtsvorgang, ſofern durch ihn ein Wertzuwachs 
im Sinn des § 1 Abſ. 1 verglichen mit §§ 8 ff. des Ge⸗ 
ſetzes verwirklicht wird, für den Veräußerer je eine beſondere 
Verpflichtung zur Zahlung des aus dem Wertzuwachs ge— 
mäß den Beſtimmungen in 8$ 8—27, 28 Abſ. 1 und 2 des 
Geſetzes feſtzuſetzenden Zuwachsſteuerbetrags begründet (zu 
vgl. §§ 1 Abſ. 1, 4, 5, 6, 7, 29 Abſ. 1 und insbeſondere 
auch Abſ. 2, 32, 34 des Geſetzes, Amtl. Mitteilungen des 
Reichsſchatzamts 1911 Nr. 3 S. 139 ff.), ſo iſt auch der 
einzelne Rechtsvorgang, ſofern er ſich zur ſteuerlichen Be— 
handlung eignet, Gegenſtand eines beſonderen Veranlagungs⸗ 
verfahrens im Sinn der §8 37—43 des Geſetzes, vgl. mit 
den Ausf. Beſtimmungen des Bundesrats hiezu vom 27. März 
1911 (ABl. des Steuerkoll. S. 73) $$ 12—25. So iſt 
jeder Rechtsvorgang unter einer beſonderen Nummer in die 
Zuwachsſteuerliſte einzutragen § 12 Abſ. 1 der Ausf. ⸗Beſt.), 
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jeder Rechtsvorgang iſt Gegenſtand einer beſonderen Steuer⸗ 
erklärung des Steuerpflichtigen, ſofern die Steuerbehörde die 
Abgabe einer ſolchen verlangt (§ 39 des Geſetzes, § 18 der 
Ausf.⸗Beſt.), einer beſonderen Steuerberechnung (§ 43 des 
Geſetzes, 8 24 der Ausf.⸗Beſt.) und eines beſonderen, den 
zu entrichtenden Steuerbetrag feſtſetzenden Steuerbeſcheids 
($ 43 des Geſetzes, § 25 der Ausf.⸗Beſt.). 

Zu vgl. hierüber die Begründung des Regierungs⸗ 
entwurfs zum Zuwachsſteuergeſetz, Verh. des Reichstags, 
12. Legislaturperiode, II. Seſſion 1909 / 10, Nr. 374, 
S. 29, ſowie die Anlage der vom Bundesrat im Anſchluß 
an 88 12 Abſ. 1, 18, 24, 25 ausgegebenen Muſterformulare 
für Zuwachsſteuerliſte, Steuererklärung, Steuerberechnung 
und Steuerbeſcheid (ABl. des Steuerkoll. 1911 S. 99 ff.). 

Iſt aber nach dem Geſetz für jeden Rechtsvorgang der 

jeweils für ihn ſich ergebende Zuwachsſteuerbetrag beſonders 
zu berechnen und feſtzuſetzen, ſo muß auch für die Frage, 
ob der einzelne Rechtsvorgang von der Zuwachsſteuer nach 
§ 28 Abſ. 3 des Geſetzes wegen Zurückbleibens des Steuer⸗ 
betrags hinter der Mindeſtgrenze von 20 M. befreit iſt, aus⸗ 
ſchließlich der für den betreffenden Rechtsvorgang zu ent: 
richtende Steuerbetrag maßgebend ſein. Als Individuali⸗ 
ſierungsmerkmal für den einzelnen Rechtsvorgang müſſen 
dabei allerdings, entſprechend ihrem Charakter als ſteuer— 
begründende Tatſachen, in erſter Linie wirtſchaftliche 
Geſichtspunkte in Betracht gezogen werden. Eine juriſtiſche 
Mehrheit von Rechtsgeſchäften, deren Gegenſtand je einzelne 
Teile (z. B. Parzellen) eines Grundſtücks als wirtſchaftlicher 
Einheit im Sinn des Zuwachsſteuergeſetzes bilden, wird hie⸗ 
nach, wenn die einzelnen Geſchäfte zwiſchen denſelben PBar- 
teien abgeſchloſſen ſind, in der Regel wirtſchaftlich nur eine 
Veräußerung und daher einen Rechtsvorgang darſtellen 
(zu vgl. auch die Auslegungsgrundſätze des Reichsſchatz⸗ 
amts zum Reichsſtempelgeſetz vom 15. Auguſt 1909, Tarif 
Nr. 11 im Amtsblatt des Steuerkoll. 1910 S. 227). Da⸗ 
gegen kann eine wirtſchaftliche Einheit des Rechtsvorgangs 
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nicht anerkannt werden, wenn die Veräußerung eines — 
wenn auch zuvor wirtſchaftlich einheitlichen Grundbeſitzes 
zwar durch denſelben Veräußerer, aber getrennt an ver⸗ 
ſchiedene Perſonen als Erwerber, wenn auch im zeitlichen 
Anſchluß aneinander, erfolgt, vorausgeſetzt, daß die einzelnen 
Erwerber hinſichtlich der Veräußerungsgegenſtände nicht in 
rechtlichen Beziehungen zueinander ſtehen. Das Reichs⸗ 
ſchatzamt will nun, nach der Veröffentlichung in den Amtl. 
Mitteilungen 1911 S. 261, den Anlaß zur Anwendung des 
§ 28 Abſ. 3 des Geſetzes nur in dem Fall als gegeben an⸗ 
ſehen, daß die Geſamtheit der von einem Steuerpflichtigen, 
wenngleich aus verſchiedenen Veräußerungen, geſchuldeten 
Steuerbeträge unter 20 M. bleibt, in welchem Sinn auch 
die Worte „im ganzen“ in § 28 Abſ. 3 zu verſtehen ſeien. 
Hiebei hat das Reichsſchatzamt allerdings nur zeitlich bei- 
einander liegende Veräußerungsfälle im Auge, wie dies aus 
dem Erlaß des K. Steuerkollegiums, Abteilung für direkte 
Steuern, vom 27. April 1912, Amtsbl. des Steuerkoll. S. 242, 
erſichtlich if. Da das Reichsſchatzamt indeſſen das Er: 
fordernis eines wirtſchaftlichen Zuſammenhangs der einzel⸗ 
nen Veräußerungsfälle nicht aufſtellt, dieſer auch durch die 
Identität des Veräußerers keineswegs ohne weiteres herbei⸗ 
geführt wird, ſo muß angenommen werden, daß das Reichs⸗ 
ſchatzamt die Zuſammenrechnung der Steuerbeträge auch 
von wirtſchaftlich ſelbſtändigen Veräußerungen, 
innerhalb der von ihm bezeichneten Grenzen (ſ. den ge— 
nannten Erlaß des Steuerkoll.) für die Feſtſtellung, ob die 
in § 28 Abſ. 3 des Geſetzes aufgeſtellte Steuergrenze er- 
reicht iſt, als erforderlich erachtet. Für dieſe Anſchauung 
fehlt es an einer ausreichenden Grundlage im Geſetz. Wie 
das Reichsſchatzamt ſelbſt anerkennt, hat dasſelbe, wo von 
Steuerbeträgen die Rede iſt, grundſätzlich den einzelnen 
Steuerfall im Auge, insbeſondere läßt ſie ſich auch nicht 
auf die Worte „im ganzen“ in § 28 Abſ. 3 ſtützen, denn 
mit dieſer Faſſung läßt ſich ſehr gut die Auslegung verein⸗ 
baren, daß bei wirtſchaftlicher Einheit mehrerer rechtlich 
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ſelbſtändiger Veräußerungsfälle für die Frage der Anwend⸗ 
barkeit der Befreiungsbeſtimmung immer die Geſamtheit der 
aus den einzelnen Veräußerungen ſich ergebenden Zuwachs⸗ 
ſteuer maßgebend ſein muß, da andernfalls durch die Zer— 
legung eines wirtſchaftlich einheitlichen Rechtsvorgangs in 
mehrere juriſtiſch ſelbſtändige Einzelgeſchäfte, deren Zuwachs⸗ 
ſteuer je unter 20 M. betragen würde, eine Umgehung der 
Zuwachsſteuer bewirkt werden könnte. 

Aber auch auf den Sinn und die Zweckbeſtimmung der 
Vorſchrift des §S 28 Abſ. 3 des Geſetzes kann ſich das 
Reichsſchatzamt nicht berufen. Denn wenn durch den 8 28 
Abſ. 3 des Geſetzes — wie in den „Mitteilungen“ ausge⸗ 
führt iſt — vermieden werden ſollte, daß das Erhebungs⸗ 
verfahren in Bewegung geſetzt und der Steuerpflichtige in 
Anſpruch genommen werde wegen Beträgen, die ihrer Ge- 
ringfügigkeit halber in keinem Verhältnis ſtehen zu der 
Mühewaltung, die der Behörde und dem Steuerpflichtigen 
aus der Erhebung erwächſt, weshalb auch in den Aus⸗ 
führungsbeſtimmungen des Bundesrats § 13 Abſ. 2, § 21 
Abſ. 2 angeordnet iſt, daß das Verfahren unter Abbrechung 
der Ermittlungen einzuſtellen ſei, ſobald ſich im Lauf des 
Bor: event. Hauptverfahrens ergebe, daß der Steuerbetrag 
hinter 20 M. zurückbleibe, ſo würde dieſem Zweck geradezu 
zuwidergehandelt werden, wenn dafür, ob die Mindeſtgrenze 
von 20 M. erreicht iſt, nicht jeweils der aus dem einzelnen 
Rechtsvorgang zu entrichtende Steuerbetrag, ſondern die 
Geſamtheit der von einem Steuerpflichtigen aus mehreren, 
wirtſchaftlich ſelbſtändigen Veräußerungsfällen zu entrichten⸗ 
den Steuerbeträge, wenn auch in den vorbezeichneten Grenzen, 
maßgebend wäre. Denn um beurteilen zu können, ob dieſe 
Geſamtheit von Steuerbeträgen die Mindeſtgrenze erreicht, 
müßte wohl in den meiſten Fällen die Veranlagung der 
einzelnen Rechtsvorgänge durchgeführt werden, da ſich der 
Geſamtbetrag der einzelnen Steuerbeträge, zumal bei Ber- 
ſchiedenheit des Erwerbs⸗ und Veräußerungspreiſes in den 
einzelnen Fällen, ſelten ohne weiteres überſehen laſſen wird, 
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auch die Feſtſtellung ob der Geſamtbetrag die Grenze von 
20 M. erreicht, vielfach die Ermittlung des genauen Be⸗ 
trags der einzelnen Steuern erfordern wird. Ueberdies würde 
die Befreiungsbeſtimmung des § 28 Abſ. 3, falls fie in der 
hier beſprochenen Weiſe eingeſchränkt würde, tatſächlich für 
diejenigen Fälle bedeutungslos ſein, welche im Reichstag 
hauptſächlich zugunſten der Aufnahme dieſer Beſtimmung 
in das Geſetz ins Gewicht fielen, denn bei Beratung dieſer 
Beſtimmung in der für ihre Aufnahme entſcheidenden Kom- 
miſſionsberatung, 3. Leſung, wurde zu ihrer Rechtfertigung 
angeführt, daß namentlich im Weſten häufig an einem Tag 
mehrere Dutzende von Verſteigerungen durch dieſelbe Perſon 
als Veräußerer vorgenommen würden, deren Verſteuerung 
eine übermäßige Erſchwerung nicht nur des Veranlagungs⸗ 
geſchäfts, ſondern auch des Grundſtücksverkehrs bedeute. 
Reichstagsverh. 1909/11, 12. Legisl. Per. II. Seſſ. Nr. 596 
S. 2999. Die Verſteuerung ſolcher Fälle würde aber gerade, 
wenn nur der Geſamtbetrag der aus ihnen ſich ergebenden 
Steuern für die Frage der Erreichung der Mindeſtgrenze 
maßgebend wäre, in den ſeltenſten Fällen vermieden werden 
können. 

Auch im übrigen ſteht die Entſtehungsgeſchichte des 
§ 28 Abſ. 3 der in den „Amtl. Mitteilungen“ a. a. O. 
vertretenen Auslegung entgegen. Dieſe Beſtimmung, welche 
in der Regierungsvorlage nicht enthalten war, wurde von 
der Reichstagskommiſſion in zweiter Leſung eingefügt, und 
zwar in der Faſſung, daß Steuerbeträge, die im ganzen 
unter 1 M. bleiben, nicht erhoben werden. Irgend welche 
Erörterung hat hiebei nicht ſtattgefunden. In 3. Leſung 
wurde dann beantragt und beſchloſſen, anſtatt „einer Mark“ 
„zwanzig Mark“ zu ſetzen, ohne daß der Antrag, ſoweit er 
die Erhöhung des Mindeſtbetrags zum Gegenſtand hatte, 
irgendwie begründet oder erörtert worden wäre. Zu vgl. 
Reichstagsverh. Nr. 515 S. 2588 und Nr. 596 a. a. O. 
Es muß daher davon ausgegangen werden, daß für beide 
Faſſungen die gleichen Geſichtspunkte maßgebend waren 
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und die Erhöhung der Mindeſtgrenze nur eine Ausdehnung 
der Steuerfreiheit auf einen größeren Kreis von Ver⸗ 
äußerungen herbeiführen ſollte. Daß aber für die urſprüng⸗ 
lich vorgeſehene Mindeſtgrenze von 1 M. der Steuerbetrag 
von mehr als ein em Rechtsvorgang hätte in Frage kommen 
können, iſt bei der Geringfügigkeit des Betrags ausge⸗ 
ſchloſſen. War aber hier nur an die Steuer aus dem ein⸗ 
zelnen Rechtsvorgang gedacht, ſo muß dies nach dem Aus⸗ 
geführten auch für die auf 20 M. erhöhte Mindeſtgrenze 
angenommen werden. 

Benachteiligt wäre übrigens bei der Auslegung des 
Reichsſchatzamts auch der Erwerber, ſofern ihm die nach 
dem Steuerbetrag des von ihm abgeſchloſſenen Geſchäfts 
nach § 28 Abſ. 3 vgl. mit § 29 Abſ. 2 des Geſetzes etwa 
zukommende Befreiung von der Mithaftung für die Steuer 
nach § 29 Abſ. 2 durch den zeitlich zuſammenfallenden Ab⸗ 
ſchluß anderer Geſchäfte durch den Veräußerer mit andern 
Perſonen als Erwerbern entzogen würde. 

Da die von der Beſchwerdeführerin vorgenommenen ein⸗ 
zelnen Grundſtücksveräußerungen, ſoweit ſie auf beſonderen 
Verträgen je mit verſchiedenen Erwerbern beruhen, als wirt⸗ 
ſchaftlich ſelbſtändige Rechtsvorgänge ſich darſtellen, ſo war 
die Zuſammenrechnung der aus ihnen angeſetzten einzelnen 
Steuerbeträge zur Prüfung der Frage, ob die Mindeſtgrenze 
nach § 28 Abſ. 3 des Geſetzes erreicht iſt, nicht zuläſſig, 
vielmehr mußte dies nach dem für den einzelnen Ueber— 
eignungsfall anzuſetzenden Steuerbetrag beurteilt werden. 
Hienach erreicht nur die Zuwachsſteuer aus der Uebereignung 
der Parzellen 4706/1 1616, 6199 an die Eheleute E., 
welche ſchon wegen der wirtſchaftlichen Einheit ihres Gegen⸗ 
ſtands als ein Rechtsvorgang anzuſehen iſt, mit 35 M. 
90 Pf. die geſetzliche Mindeſtgrenze, während die einzelnen 
Steuerbeträge aus den andern Veräußerungen ſich unter 
derſelben halten. Demgemäß ſind mit Ausnahme der Ueber⸗ 
eignung an E., ſämtliche übrigen Uebereignungsfälle, da 
die Vorausſetzung des § 28 Abſ. 3 für ſie zutrifft, von 
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der Zuwachsſteuer befreit. Daß andererſeits die Steuer⸗ 
pflicht der Veräußerung an E. nicht etwa mit dem Hin⸗ 
weis darauf beſeitigt werden kann, daß der Veräußerer nur 
kurze Zeit Eigentümer des Grundſtücks war, wie die Rechts⸗ 
beſchwerde geltend macht, ergibt ſich daraus, daß das Geſetz 
die Beſteuerung des Wertzuwachſes in zeitlicher Hinſicht nur 
nach Maßgabe des 8 17 Abi. 3 bzw. 4 begrenzt. 

Demgemäß war die Min.⸗Entſcheidung außer Wirkung 
zu ſetzen. 

Urteil vom 27. November 1912 in der Rechtsbeſchwerde⸗ 

ſache der Gebr. B. in N.⸗U. 
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III. 
Aleine Mitteilungen aus der Praxis. 


1: 


IR die Einſtellung des Berfahrens in Privatklage⸗ 
ſachen wegen Nichtleiſtung eines Koſtenvarſchuſſes nach 
vorheriger Friſtſetzung und Androhung zuläſſig? 


Von RA. Bittler in Stockach, Baden. 


Bei einer Reihe von württembergiſchen Amtsgerichten 
iſt zum Zweck der Beibringung der Gerichtskoſten folgendes 
Verfahren üblich geworden: 

Das Gericht verfügt, daß ein Vorſchuß von 10 M. 
ſowie eventuell ein weiterer Betrag zur Deckung von Be- 
weiserhebungskoſten erhoben wird. Gleichzeitig ſetzt das 
Gericht dem Privatkläger eine Friſt zur Zahlung des Vor⸗ 
ſchuſſes unter Androhung der Einſtellung des Verfahrens 
gemäß § 431 Abi. 2 StPO. 

In der Tat enthält dieſer $ 431 Abſ. 2 StPO. die 
Fiktion der Zurücknahme der Privatklage für den Fall, 
daß der Privatkläger eine Friſt verſäumt, die unter Androhung 
der Einſtellung geſetzt iſt. 

Das Verfahren bedeutet zweifellos eine Härte gegenüber 
dem weniger bemittelten Privatkläger, der vielleicht ganz 
gerne den Vorſchuß zahlen würde, aber in der meiſt kurzen 
Zeit, das erforderliche Geld nicht beibringen kann. Daß 
der Sinn des § 431 Abſ. 2 StPO. nicht der fein kann, aus 
rein fiskaliſchen Geſichtspunkten dem Privatkläger den Prozeß⸗ 
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betrieb zu erſchweren, daß vielmehr die Beſchleunigung und 
ordnungsmäßige Durchführung dadurch erzielt werden ſoll, 
iſt bereits in den Motiven zur StPO. ausgeführt, den 
gleichen Standpunkt hat nun auch das Landgericht Rottweil 
in einem Beſchluß vom 14. September 1912 mit folgenden 
Ausführungen begründet: 

„Die in 8 431 Abſ. 2 StPO. erwähnte Befugnis 
des Gerichts, dem Privatkläger eine Friſt unter Androhung 
einer Einſtellung des Verfahrens zu ſetzen, iſt zwar nicht 
auf beſtimmte, geſetzlich vorgeſehene Fälle beſchränkt, ſondern 
ſie dient ganz allgemein dem Zwecke der Sicherung eines 
pünktlichen Prozeßbetriebes durch den Privatkläger und deſſen 
Anwalt (Lö we, Comm. N. 6 zu $ 431), allein fie hat ihre 
geſetzliche Schranke in S 3 GKG., in welchem beſtimmt iſt, 
daß in einem weiteren Umfange als die Prozeßordnungen 
und das GKG. ſelbſt es geſtatten, die Tätigkeit der Ge⸗ 
richte von der Sicherſtellung oder Zahlung der Gebühren 
oder Auslagen nicht abhängig gemacht werden darf. Zuge— 
laſſen iſt dies nach den Motiven nur in den Vorſchriften 
der 88 379, 911 CPO., ſowie in § 174 Abſ. 2 StPO. 
und 88 84, 85, 97 GRG. Der nach § 83 Abi. 1 GKG. 
von dem Privatkläger zu leiſtende Gebührenvorſchuß von 
10 M. dient dem Zwecke der Sicherung der Staatskaſſe 
für die ihr erwachſenden Gebühren. Von der Zahlung der 
Gebühren iſt das Verfahren nur in dem Falle des § 85 
GKG., der ſich aber nur auf Ausländer, welche als 
Kläger auftreten, bezieht, abhängig gemacht. Alle übrigen 
Fälle, in denen die Tätigkeit der Gerichte von einer Bor: 
auszahlung oder Sicherſtellung abhängig gemacht werden 
kann, betreffen Aus lagen. 

Die Zahlung von Koſten und Vorſchüſſen hat mit der 
richterlichen Prozeßbetriebspflicht nichts zu tun; die Pflicht 
des Staates, Recht zu geben, iſt eine unbedingte, ſie kann 
nicht von der Zahlung von Gebühren und Vorſchüſſen ab— 
hängig gemacht werden. So beſtimmt auch Abſ. 2 der 
Motive zu $ 3 GRG., daß eine weitergehende Beſchränkung 
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des Rechtsſchutzes (durch Zurückhalten der ausgefertigten 
Entſcheidungen des Gerichts bis zur Bezahlung der Gerichts⸗ 
koſten) nicht zuläſſig ſei, weil es bei der Pflicht des Staates, 
Rechtsſchutz ohne Rückſicht auf Zahlung der Gerichtskoſten 
zu gewähren, unbillig erſcheine, die fiskaliſchen Intereſſen 
zu weit in den Vordergrund zu rücken. 

Die von dem angefochtenen Beſchluß ausgeſprochene 
Einſtellung des Verfahrens iſt ſonach mit den Beſtimmungen 
des Geſetzes nicht vereinbar und deshalb aufzuheben.“ 

Es iſt zu hoffen, daß die Rechtsſprechung der Land⸗ 
gerichte die Uebung der Amtsgerichte nunmehr beſeitigen wird. 
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I. 
Entſcheidungen des Oberlandesgerichts. 
A. in Civilſachen. 
26. 


IR ein Backofen weſentlicher Beſtandteil des Bark- 
hanſes, in dem er ſich (ohne in die Maner eingebant 
zu ſein) befindet? 


Die Frage wurde bejaht aus folgenden 
Gründen: 

Beſtandteil eines Grundſtücks iſt eine Sache dann, 
wenn ſie mit ihr derart verbunden iſt, daß ſie nach der 
Verkehrsauffaſſung ihre Selbſtändigkeit verloren hat und 
nur noch als ein unſelbſtändiger Teil der durch die Verbin⸗ 
dung geſchaffenen Einheit erſcheint. Hiebei kann die Ver⸗ 
bindung mit dem Grundſtück eine unmittelbare ſein oder 
eine mittelbare (Verbindung mit einem auf dem Grundſtück 
errichteten Gebäude). 

Daß hienach der Backofen durch ſeine Errichtung auf 
dem Grundſtück Beſtandteil desſelben geworden iſt, iſt nicht 
zu bezweifeln. Er ruht durch ſeine Maſſe und Größe feſt 
auf dem Grund und Boden auf und iſt außerdem mit dem 
Backhaus durch Ankerſchrauben verbunden. Es entſpricht 
auch der Verkehrsauffaſſung, daß der in ein Haus einge- 
baute Backofen nicht als eine ſelbſtändige Sache betrachtet 
wird. Der Ausnahmefall des $ 95 BGB. trifft nicht zu. 
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Der Ofen iſt nicht zu einem bloß vorübergehenden Zweck 
mit dem Grund und Boden verbunden worden; der Kl. 
hat ihn nicht als Mieter, ſondern ſo lange er Eigentümer 
des Hauſes geweſen iſt, eingebaut und hatte alſo damals 
die Abſicht, den Ofen im Hauſe zu belaſſen. 

Aus der Feſtſtellung, daß der Ofen Beſtandteil des 
Grundſtücks iſt, folgt gem. 8 97 BGB. ohne weiteres, 
daß er nicht bloßes Zubehör des Grundſtücks iſt. Zube⸗ 
hörſtücke können nur bewegliche Sachen ſein. Der Back⸗ 
ofen iſt nun zwar aus beweglichen Sachen zuſammengeſetzt, 
er iſt aber als Ganzes keine bewegliche Sache mehr, ſondern 
iſt Beſtandteil der unbeweglichen Sache geworden. 

Weiter iſt aber feſtzuſtellen, daß der Backofen weſent⸗ 
licher Beſtandteil des Grundſtücks geworden iſt. Ob der 
Backofen weſentlicher Beſtandteil im Sinn des § 94 Abſ. 1 
oder 2 BGB. iſt, ob er alſo mit dem Grund und Boden 
feſt verbunden oder zur Herſtellung des Backhauſes in die 
ſes eingefügt worden iſt, mag dahin geſtellt bleiben; denn 
jedenfalls kann jene Feſtſtellung auf Grund des §8 93 BGB. 
getroffen werden. Nach dieſer Geſetzesbeſtimmung iſt zum 
Begriff des weſentlichen Beſtandteils erforderlich, daß die 
Beſtandteile nicht voneinander getrennt werden können, ohne 
daß der eine oder der andere zerſtört oder in ſeinem 
Weſen verändert würde. Es kommt alſo nicht auf die Zer⸗ 
ſtörung der durch die Verbindung geſchaffenen Einheit an, 
ſondern darauf, ob die einzelnen Beſtandteile durch die 
Trennung zerſtört oder in dem Weſen, das ihnen ohne die 
Verbindung zukommt, verändert würden. 

Dieſe Frage iſt nun hinſichtlich des Backofens zu be⸗ 
jahen, ſofern feſtzuſtellen iſt, daß der Backofen durch die 
Wegnahme zerſtört würde. Der Backofen iſt ſelbſt wieder 
eine zuſammengeſetzte Sache, die ihrerſeits aus einzelnen Be⸗ 
ſtandteilen, im weſentlichen aus den zur Aufmauerung und 
zur Herſtellung des Gewölbes dienenden Backſteinen und 
aus den erforderlichen Metallteilen beſteht. Dieſe Beſtand⸗ 
teile ſind zur Einheit des Backofens zuſammengefügt. Um 


A. in Civilſachen. 261 


nun den Backofen aus dem Gebäude zu entfernen, iſt es 
erforderlich, ihn abzubrechen und dadurch in ſeine einzelnen Be⸗ 
ſtandteile zu zerlegen. Die Tatſache, daß eine zuſammengeſetzte 
Sache zum Zweck ihrer Entfernung in ihre Beſtandteile zer⸗ 
legt werden muß, bedeutet nun im Fall ihres Eintretens 
an ſich noch keineswegs notwendig die Zerſtörung dieſer 
Sache. So kann ſich auch bei einer Maſchine, ſei es wegen 
ihrer Größe oder Schwere, ſei es wegen der Beſchaffen⸗ 
heit des Gebäudes, in dem ſie aufgeſtellt iſt, die Notwen⸗ 
digkeit ergeben, ſie zum Zweck ihrer Entfernung zu demon⸗ 
tieren und in ihre Beſtandteile auseinanderzunehmen. Aber 
nachdem dies geſchehem iſt, laſſen die einzelnen Teile der 
Maſchine doch immerhin noch ihre frühere Zuſammenge⸗ 
hörigkeit erkennen. Es läßt ſich aus dieſen Teilen gerade 
nur die beſtimmte Maſchine und keine Maſchine anderer 
Art zuſammenſetzen, und es iſt hiebei jeder einzelne Teil 
an dem für ihn beſtimmten Ort wieder einzufügen. Die 
Verbindung der einzelnen Teile mit Schrauben, Federn, 
Haken, Keilen u. dergl. iſt von vornherein darauf einge— 
richtet, daß das Auseinandernehmen der Maſchine mög— 
lich iſt. Durch das Auseinandernehmen wird daher die 
Maſchine weder zerſtört, noch in ihrem Weſen verän⸗ 
dert. Hieraus folgt, daß für die Prüfung der Frage, 
ob eine Maſchine weſentlicher Beſtandteil eines Grundſtücks 
iſt, die Tatſache, daß ſie zum Zweck ihrer Entfernung in 
ihre Teile zerlegt werden müßte, ausſcheidet. Eine an⸗ 
dere Bedeutung als dem Auseinandernehmen einer Maſchine 
kommt aber dem Abbruch eines Backofens zu. Hier haben 
die einzelnen Teile durch die Aufmauerung eine innigere 
Verbindung miteinander eingegangen. Wird der Ofen ab- 
gebrochen, ſo kann dies nur unter Anwendung von Gewalt 
geſchehen, und es wird dabei eine mehr oder minder erheb- 
liche Beſchädigung der Teile nicht zu vermeiden ſein. Jeden⸗ 
falls laſſen aber nach dem Abbruch die einzelnen Teile als 
ſolche ihren früheren Zuſammenhang nicht mehr erkennen; 
es laſſen ſich insbeſondere auch die zum Ofen verwendeten 
18 * 
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Backſteine ohne weiteres zu beliebigen anderen Zwecken ver⸗ 
wenden. Durch den Abbruch iſt daher der Ofen zerſtört 
worden, er hat als ſolcher zu beſtehen aufgehört. Wird 
eine auseinandergenommene Maſchine an einem anderen 
Ort wieder zuſammengeſetzt, ſo iſt es die alte Maſchine. 
Wird aber aus den Abbruchmaterialien eines Backofens — 
vorausgeſetzt, daß dies ohne weiteres möglich ſein ſollte — 
an einem anderen Ort wieder ein Backofen errichtet, ſo iſt 
dies eben ein neuer Backofen, der mit dem alten nur die 
Baumaterialien gemein hat. | 

Ob nun durch die Wegnahme des Ofens auch das 
Backhaus als ſolches zerſtört oder in ſeinem Weſen ver⸗ 
ändert würde, kann dahingeſtellt bleiben. Es genügt die 
Feſtſtellung, daß der Backofen durch die Wegnahme zerſtört 
würde. 

Urt. des III. Zivilſenats vom 15. April 1913 i. S. 

Boshardt gegen Majer. Nr. 77/1913. 


27. 


Mehrfache Forderungsabtretung. Nechtsſtellung 
des ſpüteren Zeſſionars. 


Die Firma O. hatte der Bekl. im März und April 
1912 Waren geliefert und hatte hiefür auf 31./III. 15 443 M., 
auf 22. /V. 10 007 M. 80 Pf. zu fordern. Am 4. April 1912 
hat die Firma O. von ihrem Guthaben bei der Bekl. für 
die Lieferungen bis Ende März 1912 den Teilbetrag von 
10000 M. an Klin., eine Bank, abgetreten. Auf eine An⸗ 
frage der Klin., bis wann ſie auf den Eingang des Betrags 
rechnen dürfe, ſchrieb Bekl., ſie werde der Klin. die von 
O. an Klin. abgetretenen 10 000 M. „gegen Ende d. Mts.“ 
(April) überweiſen. Am 30./ IV. zahlte Bekl. aber die ganze 
auf 31./ III. verfallene Schuld an die Firma O. aus; ein Teil⸗ 
haber dieſer Firma hatte nämlich der Bekl. unwahrerweiſe 
angegeben, Klin. ſei damit einverſt anden. — Am 25./ V. ge: 
riet die Firma O. in Konkurs. Es ergab ſich, daß ſie die 
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Forderungen bereits früher an andere Firmen abgetreten 
hatte. Angeſichts einer in Ausſicht geſtellten Anfechtung des 
Konkursverwalters haben dieſe anderen Firmen auf ihre 
Rechte aus der Abtretung verzichtet. | 

Die Klage auf Zahlung der abgetretenen 10 000 M. 
iſt abgewieſen worden. Die 

Gründe 
gehen dahin: 

Die Abtretung einer Forderung hat nach 8 398 BGB. 
die Wirkung, daß ſofort mit dem Abſchluß des Vertrags 
und ohne daß es noch einer Anzeige an den Schuldner be⸗ 
dürfte, das Forderungsrecht aus dem Vermögen und aus 
der Verfügung des bisherigen Gläubigers ausſcheidet und 
auf den neuen Gläubiger übergeht. Wenn alſo der bis⸗ 
herige Gläubiger nach der Abtretung die Forderung noch⸗ 
mals an einen Dritten abtritt, ſo ſtellt dies eine Verfügung 
eines Nichtberechtigten dar, die unwirkſam iſt, falls nicht die 
beſonderen Vorausſetzungen des 8 185 BGB. zutreffen. 
Der Grundſatz, daß ſofort mit der Abtretung der bisherige 
Gläubiger ſein Recht verliert und der neue Gläubiger allein 
berechtigt wird, iſt im Geſetz eingeſchränkt zugunſten des 
gutgläubigen Schuldners (BGB. §§ 406 bis 409), dagegen 
wird der Dritte, an den der Gläubiger nach bereits be⸗ 
wirkter Abtretung die Forderung nochmals abtritt, nicht 
geſchützt, auch wenn er von der früheren Abtretung keine 
Kenntnis hatte!). 

Darnach müßte die Klin., wenn ſie durch die Abtretung 
vom 4. April 1912 einen Anſpruch gegen die Bekl. er⸗ 
worben hätte, die von dieſer am 30. April 1912 an 
den früheren Gläubiger O. geleiſtete Zahlung nicht gem. 
§ 407 BGB. gegen ſich gelten laſſen, weil damals un⸗ 
ſtreitig die Bekl. die Abtretung kannte. Daß die Klin. tat⸗ 
ſächlich mit der Zahlung an O. einverſtanden geweſen ſei, 
behauptet die Bekl. jetzt nicht mehr, vielmehr ſteht ſie über⸗ 
einſtimmend mit der Klin. auf dem Standpunkte, daß O. 

) Vgl. Staudinger, BGB. § 398 Anm. 15 Abſ. 3). 


264 Entſcheidungen des Oberlandesgerichts. 


ein ſolches Einverſtändnis der Klin. betrügeriſcherweiſe vor⸗ 
geſpiegelt hat. Selbſt wenn aber die Bekl. dem Vorbringen 
des O. Glauben ſchenkte, konnte ſie durch ihre Zahlung an 
ihn von ihrer Verpflichtung gegenüber der Klin. nicht be⸗ 
freit werden. 

Dem LG. iſt jedoch darin beizuſtimmen, daß die Klin. 
durch die Abtretung vom 4. April 1912 keinen Anſpruch 
gegen die Bekl. erworben hat, weil die Firma O. ſich ſchon 
durch die früheren Abtretungen ihrer Rechte begeben hatte. 
Daß dieſe früheren Abtretungen ſich gerade auch auf das 
Guthaben der Firma O. für die März: und Aprillieferungen 
an die Bekl. bezogen, ergibt ſich aus den Abtretungsurkun⸗ 
den; zu einem Zweifel an der Gültigkeit und Wirkſamkeit 
der Abtretungen liegt kein begründeter Anlaß vor. Aller⸗ 
dings handelt es ſich dabei zum Teil um die Abtretung 
erſt künftig entſtehender Forderungen, eine ſolche iſt aber 
zuläſſig, wenn, was hier zutrifft, die abzutretenden For⸗ 
derungen hinreichend genau beſtimmt ſind. Mit der erſten 
dieſer Abtretungen hatte alſo das Gläubigerrecht der Firma 
O. aufgehört, alle ſpäteren Abtretungen — und insbeſon⸗ 
dere die an die Klin. — waren unwirkſam. 

Auch wenn, wie die Klin. jetzt behauptet, die Firmen, 
an welche die Forderung gegen die Bekl. vor dem 4. April 
1912 abgetreten worden war, ſpäter auf ihre Rechte ver⸗ 
zichtet haben, iſt dadurch die Abtretung an die Klin. nicht 
wirkſam geworden. Denn nach dem eigenen Vorbringen 
der Klin. ſoll jener Verzicht erſt nach Eröffnung des Kon⸗ 
kurſes über das Vermögen der Firma O. auf die von dem 
Konkursverwalter erklärte Anfechtung der Abtretungen hin 
erfolgt ſein. Darnach kann nicht davon die Rede ſein, 
daß jene Firmen etwa zugunſten der Klin. auf ihre Rechte 
verzichtet und damit die Abtretung an die Klin. gem. 8 185 
Abſ. 2 BGB. genehmigt haben. Aber auch die Firma O. 
wurde durch den Verzicht nicht wieder verfügungsberechtigt, 
da ja gegen ſie der Konkurs eröffnet war, vielmehr war 
die Folge des Verzichts die, daß die Forderungen gegen 
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die Bekl., ſoweit ſie noch beſtanden, nunmehr in die Kon⸗ 
kursmaſſe fielen. 

Die Klin. macht nun weiter geltend, die Bekl. habe in 
ihrem Schreiben an ſie vom 15. April 1912, alſo zu einer 
Zeit, da ſie von den früheren Abtretungen noch keine 
Kenntnis erlangt hatte, die Forderung der Klin. anerkannt 
und ſei deshalb nach 88 408, 407 BGB. verpflichtet, der 
Klin. Zahlung zu leiſten. Allein die angeführten Geſetzesbe⸗ 
ſtimmungen bezwecken, wie früher ausgeführt wurde, den 
Schutz des gutgläubigen Schuldners, es iſt in S 407 aus⸗ 
drücklich geſagt, der Gläubiger müſſe ein in Anſehung der 
abgetretenen Forderung vom Schuldner vorgenommenes 
Rechtsgeſchäft gegen ſich gelten laſſen, nicht alſo kann der, der 
Gläubigerrechte geltend machen will, ſich hiefür zum Nachteile 
des Schuldners auf das von dieſem vorgenommene Rechtsge⸗ 
ſchäft berufen. Ueberdies könnte die Bekl. ihr Anerkenntnis 
nach §8 812 Abſ. 1 BGB. anfechten, nachdem ſich ergeben 
hat, daß die anerkannte Schuld in Wirklichkeit nicht be⸗ 
ſtand; denn durch das Anerkenntnis wird nicht wie durch 

die Zahlung) eine Tilgung der Schuld bewirkt. Indeſſen 
kann alles das auf ſich beruhen, da in dem Schreiben der 
Bekl. vom 15. April 1912 ein ſelbſtändig verpflichtendes 
Schuldverſprechen oder Schuldanerkenntnis nicht zu finden 
iſt. Es mag ſein, daß im Fall der Pfändung und Ueber⸗ 
weiſung einer Forderung die vom Drittſchuldner nach $ 840 
3. 1 ZPO. in bejahendem Sinn abgegebene Erklärung 
regelmäßig ein vertragsmäßiges Anerkenntnis enthält. Allein 
in dieſem Falle iſt ſchon die von dem Gläubiger an den 
Drittſchuldner gerichtete Aufforderung dahin zu verſtehen, 
daß von ihm nicht bloß eine Aeußerung über ſeine Willens⸗ 
meinung hinſichtlich der Bezahlung der Schuld, ſondern 
eine Willenserklärung darüber, ob er die Forderung als 
beſtehend gelten laſſen und bezahlen wolle, verlangt wird 2). 
1) Vgl. Planck, BGB. § 407 Anm. 1 Abſ. 2, Staudinger 


daſ. Anm. II Abſ. 3. 
2) Vgl. RG. 41 S. 421. 
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Dieſer Sinn kann der Anfrage der Klin. an die Bekl. vom 
11. April 1912 nicht beigelegt werden, denn ſie ging 
unbeſtrittenermaßen lediglich dahin, wann die Klin. auf 
den Eingang der 10 000 M. rechnen könne. Wenn hierauf 
die Bekl. am 15. April erwiderte, daß ſie den Betrag 
gegen Ende des Monats an die Klin. zahlen werde, ſo hat 
ſich damit die Bekl., der an ſie geſtellten Frage entſprechend, 
lediglich über den Zeitpunkt der Zahlung der von ihr als 
beſtehend angenommenen Forderung der Klin. ausgeſprochen, 
nicht aber läßt die Erklärung irgendwie den Willen der 
Bekl. erkennen, mit dem Anerkenntnis einen ſelbſtändigen, 
von dem beſtehenden Schuldverhältnis losgelöſten Ver⸗ 
pflichtungsgrund zu ſchaffen. Ein Anerkenntnis in dieſem 
Sinne war von der Bekl. nicht verlangt und ein ſolches ab⸗ 
zugeben lag für ſie kein Anlaß vor. 

Der Klin. ſteht ſonach kein Anſpruch gegen die Bekl. 
zu und es bedarf deshalb keines Eingehens auf die Frage, 
ob die Bekl., wenn ein Anſpruch gegen ſie beſtanden hätte, 
durch die Hinterlegung des geſchuldeten Betrags von ihrer 
Verbindlichkeit befreit worden wäre. 

Die Berufung der Klin. war daher zurückzuweiſen. 

Urteil des I. Zivilſenats vom 28. III. 1913 i. S. 

Mittelrhein. Bank⸗Aktiengeſ. gegen D.⸗M.⸗Geſ., Nr. 

783/1912. 


28. 


Fortbeſtand eines Bierabnahmevertrags, wenn das 
Geſchüft der Brauerei, von der das Bier zu beziehen 
it, auf eine andere Brauerei übergegangen iſt?) 


Der Bekl. kaufte von der „Brauerei Cannſtatt J. G. 
Gr.“ deren Wirtſchaftsanweſen „zum goldenen Hahn“ in 
Cannſtatt und verpflichtete ſich aus dieſem Anlaß durch Ver⸗ 
trag vom 20. November 1908 gegenüber der Verkäuferin, 


) Vgl. Bd. 20 S. 133 ff. 
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auf die Dauer von 20 aufeinander folgenden Jahren den 
ganzen Bierbedarf für das gekaufte Anweſen ausſchließlich 
„aus der Brauerei Cannſtatt J. G. Gr.“ zu beziehen und 
bei Zuwiderhandlung für jeden Tag 20 M. Vertragsſtrafe 
zu bezahlen. 

Am 6. Dezember 1910 verkaufte die „Brauerei Cann⸗ 
ſtatt“ ihr Brauereianweſen mit Brauereigeſchäft an die 
Klin. und trat der letzteren dabei ihre Rechte aus Bier⸗ 
bezugsverträgen ab. Obwohl die Klin. die von ihr gekaufte 
Brauerei ſtill legte, verlangte ſie, daß der Bekl. ſeinen 
ganzen Bierbedarf ausſchließlich dem Vertrage vom 20. 
November 1908 gemäß von ihr entnehme. Ihre auf Feſt⸗ 
ſtellung dieſer Verpflichtung und auf Zahlung der bereits 
verwirkten Vertragsſtrafe gerichtete Klage iſt abgewieſen wor⸗ 
den, vom OLG. aus folgenden | 

Gründen: 

I. Der Bekl. hat ſich durch den in Rede ſtehenden 
Vertrag verpflichtet, ſeinen Bedarf ausſchließlich aus der 
Brauerei Cannſtatt zu beziehen. Iſt dies dahin zu verſtehen, 
daß der Bekl. ſich verpflichtet hat, ausſchließlich Bier zu 
beziehen, das die Brauerei Cannſtatt in ihrer Brauerei her⸗ 
geſtellt hatte, ſo hat er ſich augenſcheinlich nicht verpflichtet, 
Bier zu beziehen, das eine andere Brauerei in ihrem An⸗ 
weſen hergeſtellt hat, d. h. anderes als Gr.ſches Bier zu 
beziehen. Bier iſt — wie das RG. i. S. Holz g. die Klin. 
mit Recht hervorgehoben hät — an ſich keine fungible 
Sache, wie denn regelmäßig das Fabrikat des einen Fabri⸗ 
kanten nicht dasſelbe iſt wie das eines andern. Wer mit 
einem Fabrikanten einen Vertrag auf Lieferung von Ware 
dieſes Fabrikanten geſchloſſen hat, dem kann der letztere in 
der Regel Waren eines andern Fabrikanten nicht gegen des 
Käufers Willen aufdrängen; jedenfalls bei Genußmitteln, wie 
Bier, ift dies der Fall, da hier nicht nur objektive Eigenſchaf— 
ten der Ware in Betracht kommen, der Abſatz des kaufenden 
Wirts vielmehr vielfach von der Geſchmacksrichtung und 
Gewohnheit ſeiner Gäſte abhängt. Eben deshalb iſt ein 
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Vertrag, durch den ſich ein Wirt verpflichtet, ausſchließlich 
Bier einer beſtimmten Brauerei zu beziehen, im Zweifel da⸗ 
hin zu verſtehen, daß er nicht verpflichtet iſt, Vier einer 
andern Brauerei zu beziehen, mag dieſe auch als Geſamt⸗ 
oder Einzelrechtsnachfolgerin ſeiner Gegenkontrahentin an⸗ 
zuſehen ſein. 

II. Dafür, daß im vorliegenden Fall die Verpflichtung 
des Bekl. anders, als in dem eben bezeichneten Sinn, zu 
verſtehen iſt (was die Klin. darzutun hätte) fehlt jeder An⸗ 
haltspunkt. Die Sachlage ſpricht vielmehr durchaus für 
das Gegenteil. Der Bekl. hat eine Wirtſchaft, die, wie 
ſich aus der Beweisaufnahme ergibt, (auch) von Leuten 
aus ſolchen Ständen beſucht wird, die auf die Herkunft 
und den ſpezifiſchen Geſchmack des Bieres Wert (unter 
Umſtänden entſcheidenden Wert) legen; er war bei Abſchluß 
des Vertrags vom 20. November 1908 nicht in einer 
wirtſchaftlichen Lage, die ihn hätte veranlaſſen müſſen oder 
können, ſich zum Bezug eines beliebigen Biers zu verpflichten; 
er war nicht darauf angewieſen, gerade den goldenen Hahn 
zu erwerben; unbeſtrittenermaßen hatte ſein Vater, der da— 
mals von der bekannten Kurſaalwirtſchaft in Cannſtatt ab⸗ 
zog, Bier aus der Brauerei Cannſtatt bezogen und dieſes 
Bier hatte, wie die Beweisaufnahme ergeben hat, Liebhaber 
in den höheren Kreiſen der Bevölkerung; es iſt daher be— 
greiflich, daß der Bekl. einerſeits Wert darauf gelegt, an⸗ 
dererſeits unbedenklich ſich verpflichtet hat, dieſes Bier zu 
beziehen, das bisher ſein Vater und ſein Vorgänger auf 
dem goldenen Hahn ausgeſchenkt hatte; Bekl. konnte an⸗ 
nehmen, er werde hiedurch die bisherigen Gäſte ſeines Va— 
ters und ſeines Geſchäftsvorgängers an ſich ziehen, was zwei— 
felhaft erſcheinen mochte, wenn er anderes Bier zum Aus⸗ 
ſchank brachte. Der gegenwärtige Fall liegt alſo tatſächlich 
ganz anders als nach den Feſtſtellungen des I. Zivilſenats 
die von dieſem entſchiedene Sache Holz g. Württ. Hohenzoll. 
Brauereigeſellſchaft; es kann deshalb unerörtert bleiben, ob 
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den Gründen der Entſcheidung in der ebengenannten Sache!) 
durchweg beigetreten werden könnte. 

III. Die Brauerei Cannſtatt konnte die ihr aus dem 
Vertrag vom 20. November 1908 gegen den Kl. zuſtehenden 
Rechte auf die Klin. übertragen, nicht aber — der allgemei⸗ 
nen Rechtsregel nach — ihre Verpflichtungen aus dieſem Ver⸗ 
trag; ſie konnte insbeſondere, wenn der Vertrag den im Bis⸗ 
herigen erörterten Sinn hatte, nicht durch die Abtretung 
ihrer Rechte aus dem Bierbezugsvertrag mit dem Bekl. den 
Vertragsgegenſtand einſeitig dahin umwandeln, daß als Lie⸗ 
ferungsobjekt an Stelle ihres Biers das der Klin. (das in 
deren Brauereien nach deren Rezepten hergeſtellt wurde) trat 
($ 399 BGB. kommt in dieſer Richtung überhaupt nicht in 
Betracht): denn davon kann nach dem Ausgeführten keine 
Rede ſein, daß der Bekl. durch den Vertrag verpflichtet ge⸗ 
weſen wäre, beliebiges Bier (wenn es nur „Handelsgut mitt⸗ 
lerer Art und Güte“ iſt) zu beziehen; auch die Klin. wird 
nicht meinen, die Brauerei Cannſtatt hätte, wenn ſie ihren 
Betrieb fortgeſetzt hätte, ihre Rechte aus dem Vertrag mit 
dem Bekl. in der Weiſe auf eine andere Brauerei übertra⸗ 
gen können, daß nunmehr dieſe vom Bekl. hätte verlangen 
können, er ſolle künftig ihr Bier beziehen, obwohl die 
Brauerei Cannſtatt nach wie vor in der Lage geweſen wäre, 
ihm von ihr gebrautes Bier zu liefern. Die Sachlage iſt 
aber in dieſem Punkt auch dadurch keine andere geworden, 
daß die Brauerei Cannſtatt zu beſtehen aufhörte und die 
Klin. als deren (Geſamt⸗)Rechtsnachfolgerin anzuſehen fein 
mag. Infolge davon endigte eben die vom Bekl. der 
Brauerei Cannſtatt gegenüber übernommene Verpflichtung 
zum Bierbezug, weil ein ſolcher nicht mehr möglich war; 
es trat aber keineswegs an Stelle dieſer Verpflichtung von 
ſelbſt (von Rechts wegen) die Verpflichtung des Bekl., Bier 
der Klin. zu beziehen, das ſie in ihren (bisherigen) Brau⸗ 
ereien nach ihren Rezepten herſtellte. Daß der Bekl. ſich 


) Württ J. 20 S. 133 ff. 
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von vornherein gegen eine derartige Umwandlung ſeiner 
Verpflichtung verwahrt hat, iſt unbeſtritten. 

IV. Wie ſich die Bierbezugsverpflichtung des Bekl. 
geſtaltet hätte, wenn die Verhältniſſe ſich in anderer Weiſe, 
als tatſächlich der Fall iſt, verändert hätten (z. B. wenn 
die Brauerei Cannſtatt zur Herſtellung einer andern Art von 
Bier übergegangen wäre oder die Klin. in den Räumen der 
Brauerei Cannſtatt Bier nach deren Rezepten herſtellen 
würde u. dergl.), iſt nicht zu erörtern, weil eben tatſächlich 
eine derartige Sachlage nicht gegeben iſt. 

Urteil des III. Zivilſenats vom 1. Oktober 1912 i. S. 

Württ. Hohenzollern'ſche Brauereigeſellſch. g. Kaufmann. 

Die Reviſion gegen dieſes Urteil iſt zurückgewieſen 
worden. 


29. 


Haben die Ausdrücke „Rückbürgſchaft“ und „Ueber⸗ 
bürgſchaft“ in der Rechtswiſſenſchaft und im täglichen 
Leben eine ganz feſtſtehende Bedeutung? 


Der Weinhändler R. B. in H. war dem Kaufmann K. 
in H. aus Weinlieferungen eine größere Summe ſchuldig 
geworden. Hiefür hat ſich der Kläger Kl. dem K. gegenüber 
bis zur Höhe von 10000 Mk. ſchriftlich verbürgt. Nach 
einer Zuſicherung des R. B. ſollte ſich dem Kl. für deſſen 
etwaige Bürgſchaftsregreßforderung die Ehefrau des B., die 
jetzige Beklagte, verbürgen. Sie tat dies in der Weiſe, daß 
ſie in einer von ihr unterzeichneten Urkunde erklärte, der 
Kläger Kl. habe ſich dem Kaufmann K. für deſſen For⸗ 
derung an den Ehemann B. bis zum Betrag von 10000 Mk. 
verbürgt und ſie — die Bekl. — verbürge ſich als 
Ueberbürgin unter Verzicht auf die Vorausklage. Dieſe 
Urkunde wurde dem Kläger Kl. eingehändigt. Unbeſtritten 
iſt, daß ſich die Bekl. dem Kl. gegenüber für deſſen Bürg- 
ſchaftsregreßforderung verbürgen wollte. Der Ehemann B. 
kam ſpäter in Konkurs. Kl. mußte dem K. 10000 Mk. be⸗ 
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zahlen und verlangte nun von der Bekl. B. Erſatz. Sie 
verweigerte die Bezahlung, da eine rechtsgültige Bürgſchaft 
nicht vorliege, ſofern ſie hätte erklären müſſen, daß ſie „als 
Rückbürgin“ haften wolle. Eine Erklärung dieſer Art ſei 
aber nicht abgegeben worden. 

Die Bekl. wurde in I. und II. Inſt. verurteilt, in II. 
Inſt. aus folgenden 

Gründen: 

Nach der Rechtſprechung, insbeſondere derjenigen des RG., 
iſt eine ſchriftliche Bürgſchaftserklärung nur dann gültig, 
wenn die Erklärung, Bürge ſein zu wollen, die Schuld, für 
welche gebürgt werden ſoll, und die Perſon des Gläubigers 
wenigſtens im allgemeinen aus der Urkunde hervorgehen ). 

Aus der Urkunde, welche die Bekl. unterſchrieben hat, 
ergibt ſich zwar die Erklärung, Bürgin ſein zu wollen, mit 
voller Sicherheit, dagegen kann der Ausdruck des Willens, 
ſich dem Kl. für ſeine etwaige Bürgſchaftsregreßforderung 
verbürgen zu wollen, dann nicht in der Urkunde gefunden 
werden, wenn es richtig iſt, daß — wie die Bekl. behauptet — 
der Ausdruck „Ueberbürge“ in völlig klarer und unzweifel— 
hafter Weiſe zum Ausdruck bringt, die betr. Perſon, die ſich 
als Ueberbürge verpflichtet, wolle dem Gläubiger für den 
Fall haften, daß der erſte Bürge die Schuld nicht bereinigt. 
Denn bei Vorliegen einer klaren und zweifelsfreien Erklärung 
kommt eine Auslegung nicht mehr in Frage, insbeſondere 
verſagt hier die Berufung auf 8 133 BGB., der bei Bürg⸗ 
ſchaftserklärungen ebenfalls zur Anwendung kommt ). 

Iſt aber der Ausdruck „Ueberbürge“ ſeiner Bedeutung 
nach nicht feſtſtehend, vielmehr ſchwankend, ſo bietet die Ur⸗ 
kunde der Auslegung Raum und dann kann dieſe nur dahin 
erfolgen, daß mit dem Ausdruck geſagt ſein ſollte, Bekl. 


1) Vgl. Oertmann, R. der Schuldverhältniſſe (II. Aufl.) zu 
§ 766 Ziff. bg, v. Staudinger zu 8 766 Ziff. 1be S. 1496; 
RG. 57. 260; 59. 217; 62. 383; 76. 305. | 

2) Vgl. z. B. RG. 70. 391; 78. 40; v. Staudinger zu $ 133 
Ziff. 4. | 


272 Entſcheidungen des Oberlandesgerichts. 


wolle dem Klr., der in der Urkunde namentlich bezeichnet iſt, 
für deſſen Regreßforderung bürgen. Denn darüber ſind die 
Parteien einig, auch iſt dies, da die Urkunde dem Klr. aus⸗ 
gefolgt worden und bei ihm verblieben iſt, aus den Umſtän⸗ 
den klar erſichtlich. Die Umſtände des Falls dürfen aber 
bei Auslegung einer Urkunde ebenfalls herangezogen werden!). 

Der Ausdruck „Ueberbürge“ wird nun allerdings in den 
Motiven zum BGB. B. II S. 672 als gleichbedeutend mit 
den Ausdrücken „Nachbürge“ und „Afterbürge“ und in dem 
Sinn gebraucht, daß damit der dem Gläubiger gegebene 
zweite Bürge bezeichnet wird, während der dem Bürgen ge⸗ 
ſtellte Bürge „Rückbürge“ genannt wird (a. a. O. S. 676). 
In dieſem Sinn werden die erwähnten Ausdrücke auch bei 
v. Staudinger, Komm. (7./8. Aufl.) zu § 765 Ziff. 9 
verwendet. Dagegen kennen der Komm. von RGRäten 
(Vorbem. vor § 765 Ziff. 5), Planck (Vorbem. vor $ 765 
Ziff. 40), Windſcheid⸗Kipp (B. II 8 479), Crome, 
Syſtem des bürgerl. Rechts (B. II S. 873), Dertmann, 
Recht der Schuldverhältniſſe (III. / IV. Aufl. Vorbem. vor 
8 765 Ziff. 4a), Dernburg (III. Aufl. B. II 2 f§ 285 
Ziff. 1 S. 391) den Ausdruck „Ueberbürge“ überhaupt nicht, 
ſie verwenden einerſeits den Ausdruck „Nachbürge“ und 
„Afterbürge“, andererſeits den Ausdruck „Rückbürge“. Da⸗ 
nach iſt alſo nicht einmal für die Rechtswiſſenſchaft und für 
die Rechtſprechung der Ausdruck „Ueberbürge“ ein allgemein 
gebräuchlicher und in ſeiner Bedeutung feſtſtehender. 

Es kommt aber für die Bedeutung, welche der Erklärung 
der bei einem Rechtsgeſchäft beteiligten Perſonen beizumeſſen 
iſt, nicht auf den Sprachgebrauch der Rechtswiſſenſchaft, 
ſondern auf den Sprachgebrauch der Laien an?). Es muß 
alſo gefragt werden, welchen Sinn der Ausdruck „Ueber⸗ 
bürge“ nach allgemeinem Sprachgebrauch hat. Hiebei läßt 
ſich nun aus dem Wort „Ueberbürge“ nach deſſen allge- 

) Vgl. RG. 62. 175; 64. 84; 77. 378. 


2) Vgl. Komm. v. RGRäten zu 8 133 Ziff. 2, Dan z, Auslegung 
der Rechtsgeſchäfte (III. Aufl.) S. 144. 
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meiner Bedeutung weder für die eine noch für die andere 
Auslegung irgend etwas entnehmen. Denn ſprachlich be— 
deutet das Wort nur einen Bürgen, der über einen andern 
hinaus haften ſoll, der hinter dieſem ſteht oder außer ihm 
noch vorhanden iſt. Ob er aber dem Gläubiger oder dem 
erſten Bürgen haften ſoll, iſt aus dem Wort nicht zu ent⸗ 
nehmen. Dazu kommt, daß dieſes Wort im täglichen Leben 
zweifellos wenig verwendet wird und nicht gerade vielen 
Perſonen geläufig iſt. Daraus folgt, daß das Wort im 
täglichen Leben bald in der einen, bald in der anderen Be⸗ 
deutung gebraucht wird. 

Auch aus den Wörterbüchern der deutſchen Sprache iſt 
zu entnehmen, daß der Ausdruck „Ueberbürge“ ſelten vor⸗ 
kommt und daß den hier in Frage ſtehenden Ausdrücken 
eine ganz beſtimmte feſtſtehende Bedeutung nicht zukommt. 
Bei Grimm, Wörterbuch der Deutſchen Sprache B. II 
S. 535, 543, bei Adelung, Wörterbuch der Hochdeutſchen 
Mundart Teil I S. 1138, 1144 und bei „U“, ſodann bei 
Heyne, D. Wörterbuch I. 518, III S. 1092, bei Wei⸗ 
gand, D. Wörterbuch (1909) B. 1 S. 310, B. II S. 1095, 
bei Fiſcher, Schwäbiſches Wörterbuch B. I S. 1534/35 
findet ſich der Ausdruck „Ueberbürge“ überhaupt nicht. Bei 
Sanders Wörterbuch der Deutſchen Sprache B. J S. 244 
wird „Ueberbürge“ allerdings als gleichbedeutend mit „After⸗ 
bürge“ gebraucht, aber hier wird andererſeits angeführt, daß 
„Afterbürge“ nicht nur in dieſem Sinn, ſondern gewöhnlich 
im Sinn von „Rückbürge“, „Schad“⸗„Schadlosbürge“ ge⸗ 
braucht wird. Und nach Grimm, Deutſch. Wörterbuch 
B. VIII S. 1346 bedeutet „Rückbürge“ ſowohl den Bürgen, 
an den man ſich hält, wenn der Hauptbürge nicht imſtande 
iſt, ſeiner Verpflichtung nachzukommen, als auch denjenigen 
Bürgen, der dem wahren Bürgen im Notfall zur eigenen 
Schadloshaltung dient. 

Ergibt ſich hieraus, daß nicht einmal die häufiger ge⸗ 
brauchten Ausdrücke „Afterbürge“ und „Rückbürge“, nach 
dem Sprachgebrauch in ihrer Bedeutung feſtſtehen, ſo kann 
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dies von der ſeltener gebrauchten Wendung „Ueberbürge“ 
noch weniger angenommen werden. Vielmehr iſt die An⸗ 
nahme gerechtfertigt, daß jedenfalls der Sprachgebrauch der 
Laien bezüglich aller dieſer Ausdrücke ein ſchwankender iſt. 

Danach iſt alſo feſtzuſtellen, daß die Bekl. ſich dem Klr. 
für deſſen Regreßforderung verbürgen wollte und daß dies 
in einer nach außen erkennbaren Weiſe zum Ausdruck ge⸗ 
kommen iſt. 

Es braucht daher die Frage nicht entſchieden zu werden, 
ob es nicht genügt, wenn in einer Urkunde die Vertrags⸗ 
ſchließenden das, was ſie zum Ausdruck bringen wollen, in 
einer nur ihnen verſtändlichen Weiſe ausgedrückt haben. 
Auch kann dahingeſtellt bleiben, ob nicht, wenn nur ein Sich⸗ 
vergreifen im Ausdruck vorliegt, auch bei formpflichtigen 
Rechtsgeſchäften ohne weiteres an Stelle des unrichtig ge⸗ 
wählten der richtige Ausdruck zu ſetzen iſt !). 

Urteil des II. Zivilſenats vom 6. Febr. 1913 i. S. 

B. ca. Kl. U. 780/1912. 


30. 


Unterlaſſungsklage gegenüber der Verbreitung kredit⸗ 
ſchüdigender, nicht erweislich wahrer Tatſachen. 


Hierüber beſagen die 
Gründe 
eines Urteils: 

Die vom Kl. erhobene Unterlaſſungsklage läßt ſich nach 
Lage der Sache zwar nicht auf die Beſtimmungen der §8 823 
Abſ. 1, 2, 824, 826 BGB., wohl aber — wie der Vorder⸗ 
richter mit Recht annimmt — auf eine ſinngemäße Anwen— 
dung der $S 12, 862, 1004 BGB. gründen. Durch die 
vom Bekl. aufgeſtellte Behauptung, der Klr. habe ſich von 
dem Verband ſeiner Fachgenoſſen, dem er angehört, durch 
unwahres Vorgeben den Betrag von 30 Mk. Reiſekoſten⸗ 

) Vgl. Staudinger zu § 119 Ziff. V 56, RG. 70. 393; Danz, 
Auslegung der Rechtsgeſchäfte S. 33. 63. 181/182. 
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entſchädigung verſchafft, werden der Kredit des Kl., ſeine 
Erwerbstätigkeit und ſein Fortkommen in hohem Grade be⸗ 
droht und beeinträchtigt. Dies ſind Rechtsgüter, die zwar 
nicht ſelbſt ſog. abſolute Rechte, aber doch ſolchen nahe ver⸗ 
wandt ſind. Die Rechtſprechung, insbeſondere diejenige des 
Reichsgerichts und der Oberlandesgerichte, geht davon aus, 
daß demjenigen, der in dieſen Rechtsgütern durch ſtörende 
Eingriffe Dritter bedroht iſt, bei Vorliegen ernſtlicher Wie⸗ 
derholungsgefahr eine Unterlaſſungsklage, ähnlich derjenigen, 
die bei Störungen abſoluter Rechte gegeben iſt, gewährt 
werden muß. Die Rechtfertigung hiefür liegt einmal darin, 
daß das bürgerliche Recht den Kredit, den Erwerb und das 
Fortkommen eines Gewerbetreibenden als ſchutzwürdige Güter 
anerkennt!) und nicht angenommen werden kann, daß es ſich 
hiebei um Ausnahmebeſtimmungen handeln könnte, ſodann 
aber darin, daß für einen derartigen objektiven Schutz vor 
Wiederholungen, der von ſubjektiven Vorausſetzungen los⸗ 
gelöſt iſt, ein ganz entſchiedenes Bedürfnis vorliegt und daß 
kein Bedenken beſteht, im Wege rechtsähnlicher Weiterbildung 
des Rechtsgedankens, der bei den abſoluten Rechten von 
jeher zur Gewähr der Abwehrklage gegen ſtörende Eingriffe 
geführt hat, auch in den oben erwähnten Fällen eine Unter⸗ 
laſſungsklage zu gewähren. Das Bedenken, daß begrifflich 
eine ſolche Klage nur bei Eingriffen in ein Recht, nicht aber 
bei Störungen eines bloßen Rechtsguts gegeben werden 
könne, iſt durch den Hinweis darauf zu beſeitigen, daß es 
ſich hier nicht um direkte, ſondern nur um ſinngemäße An⸗ 
wendung der fraglichen Beſtimmungen handelt. Die Zu⸗ 
läſſigkeit einer derartigen Fortbildung des Rechtsgedankens 
iſt um ſo weniger zu bezweifeln, als das bürgerliche Recht 
ſtets dem bloßen Beſitz einen nachdrücklichen Schutz gegen 
Störungen gewährt hat, obwohl der Beſitz von jeher vor— 
wiegend als ein tatſächliches Verhältnis (ein Rechtsgut), 
nicht aber als ein Recht angeſehen worden iſt. Selbſtver⸗ 


) Vgl. § 824 BGB, $ 14 UWG. v. 7. Juni 1909, RGBl. S. 499. 
Jahrbücher der Württemb. Rechtspflege. XXV. 3. 19 f 
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ſtändlich iſt, daß ſich der zu gewährende Schutz nur auf 
Störungen beziehen kann, welche Einfluß auf die Vermögens⸗ 
ſphäre des Angegriffenen haben. 

Was ſpeziell die Störung durch Verbreitung nicht er⸗ 
weislich wahrer Tatſachen betrifft, ſo iſt die Unterlaſſungs⸗ 
klage hier auch gegeben, wenn ein Verſchulden des Ver⸗ 
breiters nicht nachweisbar iſt und wenn dieſer ſich bei den 
früheren Störungen in Wahrung berechtigter Intereſſen be⸗ 
funden hat ). 

Werden vorſtehende Grundſätze auf den vorliegenden 
Fall angewendet, fo fragt es ſich — da der ſtörende Ein- 
griff an ſich nicht beſtritten iſt — zunächſt, ob dem Bekl. 
etwa ein Recht zu demſelben zuſtand. Wäre dies der Fall, 
ſo könnte die Unterlaſſungsklage nicht durchgreifen. Auf den 
Geſichtspunkt der Wahrung berechtigter Intereſſen kann ſich 
der Bekl., wie erwähnt, nicht berufen. Ein Recht zu dem 
Eingriff hätte Bekl. aber auch dann gehabt, wenn die von 
ihm behauptete Tatſache wahr wäre. Denn ſo läge hier 
der Fall nicht, daß dem Bekl. die Behauptung dieſer Tat⸗ 
ſache ſelbſt dann unterſagt werden könnte, wenn die Be— 
hauptung wahr wäre. 

Die Beweislaſt dafür, daß die Tatſache wahr iſt, trifft 
vorliegendenfalls den Bekl. ). 

Dieſen Beweis hat aber der Bekl. nicht erbracht und er 
kann ihn auch mit den von ihm angebotenen Beweismitteln 
nicht erbringen. 

Urteil des II. Zivilſenats vom 6. März 1913 i. S. Sch. 

g. H. Nr. 866/1912. 

1) Vgl. über Vorſtehendes RG. 60, 6ff.; 61, 366; JW. 07. 48 
5051; 08 133 und neuerdings RG. 77. 219; 78. 212; JW. 11. 586 ®1; 
12. 292. 5877, und bezüglich der Rſpr. der OLG. die Zuſammenſtellung 
bei Staudinger, 7./8. Aufl. Vorbem. vor § 823, Ziff. VII; Sör⸗ 


gel 1912, S. 255; Seuff A. 56. 167; R. 1912 Nr. 254; R. 13. 197. 
2) Vgl. RG. 61. 366. 
Anm. des Einſenders. Die Rechtſprechung des Reichsgerichts ver⸗ 
ſagt die Unterlaſſungsklage, wenn die zu unterlaſſende Handlung unter 


ein Strafgeſetz fällt, RG. 77 Nr. 58, Warneyer, Jahrb. Bd. 6 
Nr. 10. 
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Aaupolizeivorſchriften als Schutzgeſetze. — Urſüch⸗ 
licher Zuſammenhang. 


Die klagende Stadtgemeinde St. verlangt vom Bekl. Er⸗ 
ſatz des Schadens, der ihr dadurch erwachſen iſt, daß am 
7. Juli 1911 ihre Waſſerleitung durch Eindringen unreiner 
Flüſſigkeit aus dem Anweſen des Bekl. Geb. Nr. 121 in 
K. verunreinigt worden iſt. Durch das Anweſen des Bekl. 
führt eine Gußröhrenleitung, die ſich mit einer zweiten Lei⸗ 
tungsröhre in einem unmittelbar neben dem Grundſtück des 
Bekl. angelegten Quellſammler vereinigt, von wo aus das 
Waſſer in zwei Röhrenleitungen in der Richtung auf St. 
weitergeleitet wird. Bei Grabungen, welche am 6. und 
7. Juli 1911 auf behördliche Anordnung im Hofraum des 
Bekl. vorgenommen worden ſind, wurde von einem Arbeiter 
der ſteinerne Schachtdeckel des erwähnten Quellſammlers be⸗ 
ſchädigt, was zur Folge hatte, daß durch das entſtandene 
Loch die aus dem Anweſen des Bekl. hervordringende Flüſ⸗ 
ſigkeit, die nach der Behauptung der Klin. in Jauche beſtand, 
in die Waſſerleitung eindrang. 

Dem Bekl. war im Jahr 1907 von der Miniſterialab⸗ 
teilung für den Straßen: und Waſſerbau die Benützung der 
Staatsſtraße zur Legung einer Tonröhrendohle behufs Ab— 
leitung des gewöhnlichen Abwaſſers von ſeinem Anweſen in 
den Ni.bach geſtattet worden. 

Da nach Anlegung der Dohle Beſchwerden über die Ein- 
leitung jauchehaltiger Flüſſigkeit in den N.bach gegen den 
Bekl. einliefen, wurde ihm im Jahr 1909 von der Kreis⸗ 
regierung in L. die Erſtellung einer mechaniſchen Kläranlage 
zur Auflage gemacht. Da trotz Einrichtung der Anlage und 
trotz mehrfachen Beſtrafungen des Bekl. wegen Einleitung 
von Jauche in den N.bach die Verunreinigung des letzteren 
nicht aufhörte und der Verdacht beſtand, daß der Bekl. den 
Abgang aus ſeinen Abort⸗ und Jauchegruben durch eine 
geheime Leitung dem Ni.bach zuführe, fo beauftragte die 

19 * 
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Miniſterialabteilung für den Straßen: und Waſſerbau die 
Straßenbauinſpektion C. mit Vornahme einer genauen Unter⸗ 
ſuchung. Dies führte zu den Nachgrabungen am 6. und 
7. Juli 1911, welche die Verunreinigung der ſtädtiſchen 
Waſſerleitung zur Folge hatten. 
Das Berufungsgericht hat der Klage ſtattgegeben. 
Gründe: 

Die Haftung des Bekl. läßt ſich auf eine ſchuldhafte Ver⸗ 
letzung eines Schutzgeſetzes i. S. von $ 823 Abſ. 2 BGB. 
gründen, ebenſo aber auch auf eine ſchuldhafte Verletzung 
des Eigentums der Klin. an der Waſſerleitung durch Ver⸗ 
unreinigung ihres Inhalts, BGB. § 823 Abſ. 1. Als Schutz⸗ 
geſetz kommt zwar wohl nicht der vom Landgericht heran⸗ 
gezogene Art. 223 des AG. zu BGB. in Betracht, der ſich 
auf die unſchädliche Anbringung beſonderer Anlagen wie 
Abtritte, Düngerſtätten, Jauchenbehälter u. dgl. bezieht, 
wohl aber die Vorſchrift in Art. 11 Abſ. 2 der Allg. Bau⸗ 
ordnung vom 6. Oktober 1872. Nach dieſer Geſetzesvorſchrift, 
welche mit derjenigen in Art. 20 Abſ. 2 der ſeit 1. Juli 
1911 in Kraft befindlichen neuen Bauordnung im weſent⸗ 
lichen übereinſtimmt, hatte der Bekl. als Gebäudebeſitzer die 
Verpflichtung, übelriechende, ekelhafte oder ſchädliche Flüſſig⸗ 
keiten entweder unterirdiſch in gut eingerichteten Kanälen 
abzuleiten oder ſie auf andere angemeſſene Weiſe ohne Be— 
läſtigung oder Benachteiligung der Nachbarn und des Publi⸗ 
kums zu beſeitigen. Es iſt nicht zweifelhaft, daß dieſe Bor: 
ſchrift ein Geſetz darſtellt, welches den Schutz anderer, in3- 
beſondere der Grundſtücksnachbarn und ſolcher Perſonen, 
welche ein Nachbargrundſtück oder gar das Grundſtück des 
betr. Gebäudebeſitzers zu benützen berechtigt ſind, gegen die 
Folgen ungeeigneter oder ungenügender Beſeitigung der frag— 
lichen Flüſſigkeiten bezweckt und deſſen ſchuldhafte Verletzung 
daher zum Erſatz des dadurch verurſachten Schadens ver- 
pflichtet. 

Durch die Beweisaufnahme iſt außer allen Zweifel ge— 
ſtellt, daß der Grund und Boden im Hofraum des Bell. 
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mit Jauche durchtränkt war und daß die Verunreinigung 
der ſtädtiſchen Waſſerleitung dadurch zuſtande gekommen iſt, 
daß der ſtaatliche Baubeamte, um dem Probegraben bei 
Punkt c des Lageplans, in welchen die Jauche aus der Um⸗ 
gebung eingedrungen war, einen Abfluß zu verſchaffen, den 
im Plan rot eingezeichneten Abzugsgraben nach der Straße 
hin ziehen ließ, daß die Arbeiter hiebei auf den Quellſammler 
der Klin. ſtießen und das Mauerwerk anſchlugen, jo daß 
durch das entſtandene Loch die nachdrängende Jauche in die 
Waſſerleitung eindrang. Es iſt nicht zutreffend, wenn die 
Zivilkammer den urſächlichen Zuſammenhang zwiſchen dem 
ordnungswidrigen Zuſtand des Anweſens des Bekl. und dem 
eingetretenen Schaden verneint. Jener Zuſtand bildete für 
die Verunreinigung der Leitung eine Vorbedingung, ohne 
deren Vorhandenſein dieſer Erfolg nicht hätte eintreten kön⸗ 
nen. Die Verjauchung des Hofraums, die ihrerſeits auf das 
Verhalten des Bekl. zurückgeht, bildete aber auch eine ſtändige 
Gefahr für die ſtädtiſche Waſſerleitung, welche ſich mit dem 
Fortſchreiten des Uebelſtands fortwährend vergrößerte und 
darin beſtand, daß die Jauche durch Undichtigkeiten der Lei⸗ 
tung, wie ſie aus den verſchiedenſten Gründen immer vor⸗ 
handen ſein oder jederzeit leicht entſtehen können, in dieſelbe 
eindringen konnte. Dazu kommt, daß der Bekl. den Abgang 
aus ſeinen Abort⸗ und Jauchegruben durch heimlich angelegte 
Leitungen in den N.bach abgeführt und daß die Verunreini⸗ 
gung des Bachs trotz der verſchiedenſten Gegenmaßregeln 
der Behörden nicht aufgehört hatte, ſo daß die Vornahme 
von Grabungen auf dem Grundſtück des Bekl. nach jenen 
Leitungen in den Bereich einer näheren Möglichkeit gerückt 
und die Gefahr begründet war, daß dadurch die Jauche 
plötzlich und in größeren Mengen mit der ſtädtiſchen Waſſer⸗ 
leitung in Berührung gebracht werden konnte. Es iſt daher 
nicht zu bezweifeln, daß der eingetretene Erfolg, nämlich das 
Eindringen von Jauche in die ſtädtiſche Waſſerleitung, durch 
den ordnungswidrigen Zuſtand des Anweſens des Bekl. im 
allgemeinen näher gerückt oder, wie in der Lehre vom adä⸗ 
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quaten Zuſammenhang öfter geſagt wird, generell begünſtigt 
war, und es kann keine Rede davon ſein, daß jener Erfolg 
nur durch das Hinzutreten ganz ungewöhnlicher, unberechen⸗ 
barer Umſtände hätte herbeigeführt werden können. Aller⸗ 
dings iſt im konkreten Falle neben der Verjauchung des 
Grundſtücks ein Umſtand für die Verunreinigung der Waſſer⸗ 
leitung wirkſam geweſen, mit deſſen Eintritt im voraus nicht 
zu rechnen war, nämlich daß bei den Nachgrabungen im Hof⸗ 
raum des Bekl. ein Abzugsgraben gerade über den Waſſer⸗ 
ſchacht der Klin. geführt und hiebei der ſteinerne Schacht⸗ 
deckel beſchädigt wurde. Allein dadurch iſt der Kauſalzuſam⸗ 
menhang nicht unterbrochen worden. Denn dieſer letztere 
Umſtand war nicht von ſo ausſchlaggebender, alleiniger Wir⸗ 
kung, daß durch ihn der Zuſtand des Grundſtücks für den 
Eintritt des Schadens bedeutungslos geweſen wäre. Im 
Gegenteil haben die beiden Tatſachen, die Verjauchung des 
Hofraums und die unvorſichtige Führung und Aushebung 
des Abzugsgrabens zu dem Erfolg zuſammengewirkt !). 
Dem Bekl. war die Erſtellung einer Dohle nach dem 
N.bach zur Ableitung des gewöhnlichen Abwaſſers geſtattet 
worden. Da er die Dohle fortgeſetzt auch zur Ableitung 
von Flüſſigkeit aus feinen Abort⸗ und Jauchegruben benützte, 
mußte er zunächſt auf behördliche Anordnung eine mecha— 
niſche Kläranlage erſtellen. Wie bei den Grabungen im Juli 
1911 feſtgeſtellt wurde, hat er die Kläranlage durch einen 
Röhrenſtrang mit der Abwaſſerdohle in Verbindung geſetzt. 
Da infolgedeſſen immer wieder Jauche und Abortinhalt dem 
N.bach zufloß, wurde auf amtliche Anordnung die Dohle 
ſowohl an der Einmündung in den Ni.bach als auch im 
Grundſtück des Bekl. vor der Durchquerung der Staatsſtraße 
zubetoniert, was aber nicht verhinderte, daß die Jauche außer⸗ 
halb und entlang der Dohle dem Nibach zuſickerte. Bei 
einiger Ueberlegung hätte ſich der Bekl. ſagen müſſen, daß 
er nunmehr für eine andere angemeſſene, den Nachbarn un⸗ 


1) Komm. der RGRäte Bd. I S. 211 Anm. 3 und S. 639 Anm. 5, 
RG. Bd. 50 S. 222, Bd. 69 S. 57. 
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nachteilige Beſeitigung der Abgänge aus ſeinen Abort⸗ und 
Jauchegruben zu ſorgen habe. Indem er dies unterließ und 
dadurch, wie er ſich weiter hätte ſagen müſſen, bewirkte, daß 
ſein Hofraum mit jauchiger Flüſſigkeit durchſetzt und eine 
ſtändige und wachſende Gefahr für die ſtädtiſche Waſſerlei⸗ 
tung begründet wurde, hat er ſchuldhaft nicht nur der Vor⸗ 
ſchrift in Art. 11 Abſ. 2 der Allg. Bauordnung von 1872 
zuwidergehandelt, ſondern auch das Eigentum der Klin. an 
der Waſſerleitung verletzt, weshalb er auf Grund der 88 823 
Abi. 1 u. 2, 249 BGB. den der Klin. durch die Verunreini⸗ 
gung der Waſſerleitung erwachſenen Vermögensſchaden im 
unbeſtrittenen Betrag von 1058 Mk. 40 Pfg. nebſt Prozeß⸗ 
zinſen zu erſetzen hat. In dieſem Sinn war daher das lg. 
Urteil abzuändern. 

Urteil des I. Zivilſenats vom 7. März 1913 i. S. der 

Stadtgemeinde St. g. W. Nr. 867/1912. 


32. 
Zum Urheber⸗ und Perlagsrecht. 


Im Verlag der klagenden Verlagsbuchhandlung iſt das 
„Lexikon der geſamten Technik und ihrer Hilfswiſſenſchaften“ 
erſchienen. Auf dem Titelblatt iſt nur Profeſſor O. L. als 
Herausgeber genannt; dagegen iſt auch der Bekl. (Profeſſor 
der Naturwiſſenſchaften) als Herausgeber in Verträgen be- 
zeichnet, die er mit L., und die beide zuſammen mit der Klin. 
geſchloſſen haben. Das Werk iſt in erſter Auflage 1896, in 
zweiter Auflage 1903 erſchienen. Im Jahre 1911 ſtarb L.; 
von den Erben hat die Klin. ſeine Urheber: und Herausgeber⸗ 
rechte an dem Lexikon gegen eine Abfindung erworben. Zur⸗ 
zeit iſt Klin. im Begriff, einen Ergänzungsband zu der 
zweiten Auflage erſcheinen zu laſſen, und zwar ohne Zu⸗ 
ziehung oder Einwilligung des Bekl. Der Bekl. verwahrt 
ſich hiegegen. Klin. hat Feſtſtellungsklage erhoben; ihr in 
erſter Linie geſtellter Antrag, feſtzuſtellen, daß dem Bekl. an 
dem Lexikon keinerlei Urheberrechte als Herausgeber i. S. 
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des § 4 UG. zuſtehen, iſt vom LG. und Berufungsgericht 
abgewieſen. Für dieſen Fall hatte ſie weiter beantragt, feſt⸗ 
zuſtellen, daß der Bekl. nicht berechtigt ſei: 

a) ihr zu unterſagen, nach ihrer Wahl einen Ergänzungs⸗ 
band zu der zweiten Auflage von L.s Lexikon oder eine neue 
Auflage unter Zuziehung eines von ihr gewählten Heraus⸗ 
gebers erſcheinen zu laſſen; 

b) zu verlangen, daß er bei einer Ergänzung oder Neu⸗ 
auflage des Werkes zugezogen werde; — ferner: feſtzuſtellen, 
daß Bekl. keinen Anſpruch darauf habe, daß ihm die Honorare 
für die Mitarbeiter von der Klin. ausbezahlt werden oder daß 
ihm von der Klin. ein Teil des aus einer ſolchen weiteren Be⸗ 
arbeitung oder Neuauflage erzielten Gewinnes ausbezahlt werde. 

Das Berufungsgericht hat dem erſten dieſer Anträge ent⸗ 
ſprochen, den zweiten abgewieſen. Die 

Gründe 
gehen im weſentlichen dahin: 

I. Der hauptſächliche Streit zwiſchen den Parteien dreht 
ſich darum, ob dem Bekl. an L.s Lexikon Urheberrechte als 
Herausgeber zuſtehen oder nicht. Da ſich nach § 62 S. 1 
des UG. vom 19. Juni 1901 die Befugnis des Urhebers 
eines geſchützten Werkes nach den Vorſchriften dieſes Geſetzes 
beſtimmen, auch wenn das Werk vor deſſen Inkrafttreten 
entſtanden iſt, ſo iſt für die Frage, ob der Bekl. für das 
ein Sammelwerk darſtellende Lexikon als Ganzes neben dem 
Prof. L. als Herausgeber und demgemäß als Miturheber 
anzuſehen iſt, das neue Recht, nämlich 84 UG., auch inſo⸗ 
weit maßgebend, als die Entſtehung des Werkes in die Zeit 
vor dem Inkrafttreten dieſes Geſetzes (1. Januar 1902) fällt. 

Nach dem angeführten § 4 UG. wird bei einem Sammel⸗ 
werk für das Werk als Ganzes der Herausgeber als Urheber 
angeſehen. Satz 2 dieſes § beſagt: „Iſt ein ſolcher nicht 
genannt, ſo gilt der Verleger als Herausgeber.“ Das Land⸗ 
gericht ſieht in der letzteren Vorſchrift nicht eine Ausnahme 
von der Beſtimmung des erſten Satzes, ſondern eine Er— 
gänzung derſelben, indem es annimmt, daß auch bei Nicht⸗ 
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nennung eines Herausgebers der wirkliche Herausgeber Ur⸗ 
heber des Werkes mit allen Rechten eines ſolchen bleibe und 
der Verleger nur als Repräſentant des Herausgebers neben 
dieſem berechtigt ſei, deſſen Rechte wahrzunehmen. Das 
LG. zieht eine Parallele mit der Vorſchrift des § 7 Abſ. 2, 
wonach bei anonymen und pſeudonymen Werken der Heraus⸗ 
geber und, falls ein ſolcher nicht angegeben iſt, der Verleger 
berechtigt iſt, die Rechte des Urhebers wahrzunehmen. Die 
Auffaſſung des vorigen Richters iſt nicht zutreffend, vielmehr 
beſteht zwiſchen den beiden geſetzlichen Vorſchriften eine 
grundſätzliche Verſchiedenheit. Nach § 28 Abſ. 3 des frühe⸗ 
ren UG. vom 11. Juni 1870 galt bei anonymen und pſeudo⸗ 
nymen Werken, bei welchen ein Herausgeber nicht genannt 
war, der auf dem Werk angegebene Verleger ohne weiteren 
Nachweis als Rechtsnachfolger des anonymen oder pſeudo⸗ 
nymen Urhebers. Dieſe Beſtimmung iſt im neuen UG. als 
zu weitgehend geſtrichen worden (Begründung zum Entwurf 
8 7, Reichstagsdruckſachen 1900 —02 Anl. Bd. I S. 394) 
und es iſt in dasſelbe aus dem früheren Geſetz lediglich die 
Vorſchrift übergegangen, daß bei anonymen und pſeudo⸗ 
nymen Werken der Herausgeber und wenn ein ſolcher nicht 
angegeben iſt, der Verleger zur Wahrnehmung der Rechte 
des Urhebers befugt iſt. Damit iſt nicht mehr geſagt, als 
daß wie der genannte Herausgeber ſo beim Fehlen eines 
ſolchen der Verleger in Vertretung des anonymen oder pſeudo— 
nymen Verfaſſers neben dieſem legitimiert iſt, deſſen Rechte 
zu verfolgen und zu verteidigen. Sonſtige urheberrechtliche 
Befugniſſe, insbeſondere Verfügungen über das Recht, ſind 
dem Verleger, auch wenn er auf dem Werk angegeben iſt, 
nicht ohne weiteres zugeſtanden. Eine ganz andere Rechts⸗ 
ſtellung hat ſowohl der Herausgeber als der Verleger in 
den Fällen des §S 4 UG. Der Herausgeber eines Sammel: 
werks hat an dem Werk als Ganzem ein eigenes Urheber— 
recht und, wenn ein Herausgeber nicht genannt iſt, ſo gilt 
als ſolcher der Verleger. Ihm ſteht dann das Urheberrecht 
am Ganzen mit allen einem Urheber zuſtehenden Befugniſſen 
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gleichfalls als eigenes Recht zu und es iſt daneben für ein 
Urheberrecht des ungenannten Herausgebers kein Raum!). 

Andererſeits kann auch der Rechtsanſicht der Klin. nicht 
beigepflichtet werden. Dieſe faßt das Verhältnis der beiden 
Sätze des § 4 UG. dahin auf, daß nur ein in dem Sammel⸗ 
werk genannter Herausgeber Urheberrechte am Ganzen habe 
und daß, wenn von mehreren Herausgebern nur einer oder 
einige, aber nicht alle genannt ſind, der Verleger an Stelle 
der nicht genannten neben den genannten als Mitheraus⸗ 
geber zu gelten habe. Dieſe Rechtsauffaſſung widerſpricht 
ſowohl dem Wortlaut und Zweck, als auch der Entſtehungs⸗ 
geſchichte der fraglichen Beſtimmungen. Nach dem § 2 Abſ. 1 
des UG. vom 11. Juni 1870 wurde bei einem Sammelwerk 
(in dem damaligen engeren Sinn) der Herausgeber als Ur⸗ 
heber angeſehen. Eine dem § 4 S. 2 des jetzigen Geſetzes 
entſprechende Vorſchrift beſtand damals nicht. Der Heraus⸗ 
geber hatte das Urheberrecht als ſolcher, gleichviel ob er in 
dem Werk genannt war oder nicht. Dies iſt auch noch jetzt 
der grundſätzliche Standpunkt des Geſetzes, wie er in dem 
erſten Satz des $ 4 zum Ausdruck gelangt iſt. Weder die 
Faſſung dieſer Beſtimmung noch die Begründung zum Ent⸗ 
wurf des Geſetzes (a. a. O. S. 393) laſſen erkennen, daß 
nur ein in dem Werk genannter Herausgeber das Urheber⸗ 
recht haben könne. Von der Regel, daß der Herausgeber 
als Urheber anzuſehen iſt, macht das Geſetz die in dem 
Satz 2 des 8 4 enthaltene Ausnahme, deren Tragweite die 
Klin. verkennt, wenn ſie dieſelbe auf den Fall des Nicht⸗ 
genanntſeins eines von mehreren Herausgebern erſtreckt. Die 
Ausnahme betrifft nur den Fall, daß ein Herausgeber über⸗ 
haupt nicht genannt iſt. Nach der Begründung S. 393 be⸗ 
ruht die Vorſchrift des 8 4 S. 2 auf der Erwägung, daß, 
wenn ein Herausgeber nicht genannt ſei, ohne weiteres an⸗ 


) Begründung zu §§ 4—6 a. a. O. S. 393. Allfeld, Komm. 
z. UG. 8 4 Anm. 3g und $ 7 Anm. 5. Voigtländer, Urh. u. 
Verl. R. 8 4 Anm. 26 und §S 7 Anm. 2. Dernburg-⸗ Kohler, 
Bürgerl. R. Bd. 6 S. 112, 126. 
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genommen werden dürfe, daß als ſolcher der Verleger ein⸗ 
getreten ſei. Ihre Rechtfertigung erhält dieſe Annahme durch 
die Erfahrungstatſache, daß bei Sammelwerken, wo ein Her: 
ausgeber nicht genannt iſt, in aller Regel die Herausgabe⸗ 
tätigkeit entweder vom Verleger ſelbſt oder von einer Perſon 
beſorgt iſt, die mit jenem in einem Rechtsverhältnis ſteht, 
vermöge deſſen dem Verleger das Urheberrecht am Ganzen 
erworben werden ſoll !). 

Dieſer Grund trifft aber in dem Falle nicht zu, daß ein 
Herausgeber auf dem Werk genannt iſt, während ein anderer, 
der gleichfalls als Herausgeber tätig war, ungenannt ge⸗ 
blieben iſt. Ebenſowenig würde diesfalls der Eintritt des 
Verlegers an Stelle des ungenannten Herausgebers durch 
den Zweck des Geſetzes ſich rechtfertigen laſſen, der darin 
zu ſuchen iſt, daß ohne weiteren Nachweis eine zur Aus⸗ 
übung des Urheberrechts berechtigte Perſon vorhanden ſein 
ſoll. Iſt kein Herausgeber genannt, ſo fehlt es an den Vor⸗ 
ausſetzungen für die Vermutung des §S 7 Abſ. 1 S. 1 und 
es müßte ohne die Vorſchrift des 8 4 S. 2 in jedem Falle 
der Rechtsausübung, insbeſondere bei Geltendmachung des 
Urheberſchutzes, der Herausgeber ſeine Eigenſchaft als ſolche 
erſt beweiſen. Um dies zu vermeiden, tritt im vorausge⸗ 
ſetzten Falle der Verleger als Herausgeber ein. Dazu beſteht 
kein Anlaß, wenn von mehreren Herausgebern auch nur einer 
genannt iſt. Ja die vom Geſetz bezweckte Abſchneidung von 
Weiterungen würde nicht einmal erreicht, weil in einem 
ſolchen Falle der Verleger, um ſeine Berechtigung als Mit⸗ 
herausgeber darzutun, erſt noch den Beweis zu führen hätte, 
daß außer dem genannten noch der eine oder andere unge— 
nannte Herausgeber tätig geworden ſei. Es kann unerörtert 
bleiben, ob vom Rechtsſtandpunkt der Klin. aus bei Sammel⸗ 
werken, welche vor dem 1. Januar 1902 entſtanden und an 
denen gem. § 2 Abſ. 1 des früheren UG. für einen nicht 
genannten Herausgeber Urheberrechte erworben waren, nicht 


) Allfeld 84 Anm. 3g, Voigtländer 8 4 Anm. 2. 
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für dieſe wohlerworbenen Rechte eine Ausnahme von dem 
in § 62 S. 1 des neuen Geſetzes anerkannten Grundſatz 
der rückwirkenden Kraft gemacht werden müßte. Denn, wie 
dargelegt, findet auf den Fall, daß bei einem Sammelwerk 
ein Herausgeber genannt, ein anderer nicht genannt iſt, § 4 
Satz 2 UG. keine Anwendung. Wer ſolchenfalls Urheber 
iſt, beſtimmt ſich, ſoweit ein ungenannter Herausgeber in 
Betracht kommt, nach dem erſten Satz des § 4. 

Darüber, wer im Sinn dieſer Vorſchrift Herausgeber 
eines Sammelwerkes iſt, gehen die Meinungen in der Litera⸗ 
tur auseinander. Dernburg a. a. O. § 44 Nr. 5 S. 122 
erachtet es für genügend, daß jemand durch Hergabe ſeines 
Namens die literariſche Verantwortlichkeit für das Sammel- 
werk nach außen übernimmt, und hält es daher für den⸗ 
jenigen, der als Herausgeber genannt iſt, nicht für weſent⸗ 
lich, daß er eine auf das Zuſtandekommen des Werks ge- 
richtete Tätigkeit entfaltet hat. Ob dieſe auch von anderen 
(z. B. Voigtländer 84 Anm. 2, Müller, Urh.⸗ und 
Verlags⸗R. § 4 S. 30) vertretene Anſicht richtig iſt, bedarf 
keiner Erörterung. Auch die Vertreter dieſer Meinung neh⸗ 
men nicht an, daß die Eigenſchaft als Herausgeber nur durch 
Nennung auf dem Werk, nicht auch durch herausgeberiſche 
Betätigung ohne Namensnennung begründet werden könne. 
Andererſeits läßt Kohler, Urh.⸗R. S. 256, ein Werk nicht 
als Sammelwerk und demgemäß den Verfertiger nicht als 
Herausgeber eines ſolchen gelten, wenn feine Tätigkeit ledig⸗ 
lich in der Auswahl und Anordnung der Beiträge beſteht, 
ohne daß ein ſyſtematiſcher Aufbau des Ganzen vorgenom— 
men wird. Der Senat ſchließt ſich der Meinung derjenigen 
an, welche annehmen, daß Herausgeber i. S. von § 4 S. 1 
derjenige iſt, der als geiſtiger Leiter des Unternehmens die 
Beiträge auswählt oder beſchafft, die Verhandlungen mit 
den Mitarbeitern führt, die Beiträge prüft und durch die 
Anordnung des Ganzen eine formgebende Tätigkeit entfaltet. 
Dies iſt die Auffaſſung der Motive S. 393, der ſich All- 
feld 84 3a, Voigtländer 8 4 Anm. 2, Daude, 
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Urh.⸗R. und Verlags⸗R. 8 4 Anm. und Dernburg S. 122 
angeſchloſſen haben. 

Von dieſer Rechtsauffaſſung aus kann es keinem Zweifel 
unterliegen, daß der Bekl. neben dem Prof. L. Herausgeber 
des L.ſchen Lexikons iſt. Unbeſtrittenermaßen war für die 
erſte Auflage das Zuſammenarbeiten des Bekl. mit Prof. L. 
durch den Vertrag vom 28. Januar 1895 geregelt und hat 
jeder von ihnen die ihm durch den Verteilungsplan zuge- 
wieſenen Arbeiten auch tatſächlich erledigt. Demnach hat der 
Bekl. an der Aufſtellung der Stichwortverzeichniſſe, der Aus⸗ 
wahl und Gewinnung der Mitarbeiter und der Ausarbeitung 
der Inſtruktion für dieſelben tätigen Anteil genommen, zu⸗ 
dem war ihm die ſachliche Prüfung der einzelnen Beiträge 
und deren Anpaſſung ans Ganze für das Gebiet der Chemie 
und der Naturwiſſenſchaft, ſoweit letztere in ſein Fachreſſort 
gehörten, zugewieſen, während allerdings auf allen übrigen 
Gebieten dieſe wiſſenſchaftliche und redaktionelle Reviſion 
der Einzelbeiträge dem Prof. L. oblag. Daß der Bekl. mit 
der von ihm entwickelten Tätigkeit an der ſchöpferiſchen 
Geſtaltung des ganzen Werks mitgewirkt hat, kann füglich 
nicht bezweifelt werden. Insbeſondere war mit der Auf⸗ 
ſtellung der Stichwortverzeichniſſe, der Auswahl und Inſtruie⸗ 
rung der Mitarbeiter die Abgrenzung des Geſamtſtoffs, ſeine 
Zerlegung und Gruppierung unter die einzelnen Stichworte, 
ſowie die Abgrenzung und Inbeziehungſetzung der einzelnen 
Artikel unter einander verbunden und gerade darin liegt bei 
einem lexikographiſchen Werk ein weſentliches Stück der 
eigentlichen Herausgebertätigkeit. Bei der zweiten Auflage 
hat ſich das Verhältnis inſofern verſchoben, als die Prüfung 
und redaktionelle Behandlung der einzelnen Beiträge zur 
Vermeidung von Differenzen nunmehr ausnahmslos von 
Prof. L. beſorgt wurde (Brief des Bekl. vom 6. Januar 
1904). Dagegen zeigt das Schreiben des Anton H. vom 
7. Auguſt 1902, daß der Bekl. auch bei der 2. Auflage die 
Sichtung, Ordnung und Gruppierung des Stoffs wenn nicht 
ganz, ſo doch jedenfalls in der Hauptſache vorzunehmen 
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hatte und vorgenommen hat. Mit Recht wird vom LG. 
auch darauf hingewieſen, daß die vom Bekl. für die erſte 
Auflage entfaltete Tätigkeit, namentlich ſoweit ſie ſich auf 
die Verteilung und Anordnung des Stoffs bezog, wohl aber 
auch ſoweit ſie die Prüfung und Ausgeſtaltung einzelner 
Beiträge betroffen hatte, in der 2. Aufl. mehr oder weniger 
fortgewirkt hat, ſelbſt wenn dieſe einer noch ſo tiefgreifenden 
Umgeſtaltung unterzogen worden iſt. Ob ſich der Bekl. der 
ihm geſtellten Aufgabe mit größerem oder geringerem Ge⸗ 
ſchick entledigt hat und ob die bei dem Werk hervorgetretenen 
Mängel mehr dem Bekl. oder mehr dem Prof. L. zur Laſt 
zu legen ſind, darauf kommt für die Frage der Herausgeber⸗ 
eigenſchaft des Bekl. nichts an. Dagegen wird richtig ſein, 
daß jemand trotz Entfaltung einer eigentlichen Herausgeber⸗ 
tätigkeit doch dann nicht als Herausgeber i. S. des 8 4 UG. 
anzuſehen iſt, wenn er, ſei es zu einem andern bei der Her⸗ 
ausgabe Mitwirkenden, ſei es zum Verleger in einem ge⸗ 
wiſſen Unterordnungs verhältnis ſteht, vermöge deſſen er 
nicht an der Leitung des Unternehmens beteiligt erſcheint. 
Allein davon iſt vorliegend entfernt keine Rede. In dem 
Vertrag mit der Klin. vom 31. Dezember 1892, der inſo⸗ 
weit auch für die 2. Aufl. maßgebend geblieben iſt, ſind 
der Bekl. und Prof. L. beide, erſterer ſogar an erſter Stelle, 
als Herausgeber bezeichnet, die ganz nach ihren Intentionen 
das druckreife Manuſkript zu liefern hatten und denen beiden 
im Verhältnis zur Klin. die gleiche Rechtsſtellung einge⸗ 
räumt, insbeſondere die gleiche Vergütung zugeſagt war. 
Die Beſtimmungen des Vertrags zwiſchen dem Bekl. und 
Prof. L. vom 28. Januar 1895 ergeben deutlich, daß auch 
im Verhältnis dieſer beiden Perſonen eine völlige Gleich— 
ſtellung beider gewollt und nicht im mindeſten beabſichtigt 
war, daß der Bekl. als bloßer Angeſtellter oder Gehilfe des 
Prof. L. tätig werden ſollte. Da hienach der Bekl. neben 
dem Prof. L. als Herausgeber des L.ſchen Lexikons in erſter 
und zweiter Auflage anzuſehen iſt, hat das LG. den Klagan⸗ 
trag Ziff. 1 mit Recht abgewieſen. 
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II. Für den Fall der Ablehnung dieſes Antrags will die 
Klin. feſtgeſtellt wiſſen, daß ſie nach ihrer Wahl einen Er⸗ 
gänzungsband zur zweiten Auflage oder eine neue Auflage 
unter Zuziehung eines von ihr gewählten Herausgebers er⸗ 
ſcheinen laſſen dürfe, ohne daß dem Bekl. hiegegen ein Wider⸗ 
ſpruchsrecht zuſtünde. Wie eine Vergleichung mit dem An⸗ 
trag Ziff. 2 ergibt, ſoll durch die Worte unter „Zuziehung 
eines von ihr gewählten Herausgebers“ nicht zum Ausdruck 
kommen, daß Klin. den Bekl. bei den ferneren Bearbeitungen 
des Werkes auszuſchalten berechtigt ſei, ſondern nur geſagt 
ſein, daß ſie ihrerſeits einen Herausgeber an Stelle L.s zu⸗ 
zuziehen befugt ſei. Vom Bekl. iſt nicht beſtritten, daß Klin., 
wenn ſie überhaupt über die ferneren Bearbeitungen des 
Werkes zu befinden hat, den Erſatzmann L.s zu gewinnen 
hat und bei deſſen Auswahl an die Zuſtimmung des Bekl. 
nicht gebunden iſt. Sofern die Anſprüche der Klin. auf das 
zwiſchen ihr und dem Bekl. beſtehende Verlagsverhältnis 
geſtützt werden, ſind ſie, inſoweit als der Verlagsvertrag 
keine Beſtimmung enthält, nach dem Verlagsgeſetz vom 
19. Juni 1901 zu beurteilen, da anzunehmen iſt, daß nach 
dem Willen der Beteiligten durch den anläßlich der Heraus— 
gabe der 2. Aufl. abgeſchloſſenen Vertrag vom 4. Juli 1903 
das Verlagsverhältnis im Ganzen jenem Geſetz unterſtellt 
worden iſt. Die Klin. hat vertragsmäßig das Verlagsrecht 
für alle Auflagen erworben. Nach der geſetzlichen Regel des 
85 WG. erliſcht das Verlags verhältnis mit dem Vergriffen⸗ 
ſein einer Auflage. Wenn aber dem Verleger das Recht zur 
Veranſtaltung mehrerer Auflagen eingeräumt iſt, bleibt das 
Verhältnis mit der Wirkung beſtehen, daß der Verleger eine 
neue Auflage veranſtalten darf, ohne daß dem der Verlags⸗ 
geber widerſprechen dürfte. Dieſes Recht ſteht dem Verleger 
jedenfalls dann zu, wenn die bisherige Auflage erſchöpft iſt. 
Ob er ſchon vor dieſem Zeitpunkt zur Veranſtaltung einer 
neuen Auflage ſchreiten darf, wird nach den Umſtänden des 
einzelnen Falles zu beurteilen ſein. Im vorliegenden Fall 
handelt es ſich um ein Werk, das mit dem Fortſchreiten der 
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Technik veraltet und deshalb bei jeder Neuauflage in größe⸗ 
rem oder geringerem Maß Aenderungen und Ergänzungen 
unterzogen werden muß und bei dem die Notwendigkeit 
ſolcher Maßnahmen ſchon vor der Erſchöpfung einer Auflage 
mit Rückſicht auf die Erhaltung der Abſatzfähigkeit des 
Werkes auftreten kann. Da in § 5 des Vertrags nicht bloß 
die Größe der einzelnen Auflage, ſondern überhaupt der 
ganze buchhändleriſche Vertrieb des Werkes dem Ermeſſen 
der Klin. überlaſſen worden iſt, ſo darf angenommen werden, 
daß nach dem Willen der Vertragsſchließenden auch die Ent⸗ 
ſcheidung der Frage, ob ſchon vor Erſchöpfung der laufenden 
Auflage eine Neuauflage am Platze iſt, dem Ermeſſen der 
Verlegerin anheimgeſtellt ſein ſollte. Das gleiche muß nach 
Treu und Glauben auch für die Herausgabe eines Ergän⸗ 
zungsbands zu der laufenden Auflage angenommen werden. 
Dieſe Maßnahme dient, gleichwie die Veranſtaltung einer 
Neuauflage vor dem Vergriffenſein der bisherigen, dem 
Zweck, das Werk auf den neueſten Stand zu bringen und 
dadurch verkaufsfähig zu erhalten. Sie bildet in dieſem 
Sinne lediglich einen Erſatz für das Erſcheinen einer neuen 
Auflage, und ob die eine oder die andere Form gewählt 
werden ſoll, iſt weſentlich eine Frage buchhändleriſcher Zweck— 
mäßigkeit. 

Zu dem gleichen Ergebnis gelangt man, wenn man die 
Anſprüche der Klin. unter dem vom LG. herangezogenen 
Geſichtspunkt einer Aenderung des Werks durch den Ver— 
leger beurteilt. Freilich betrifft der $ 13 VG. unmittelbar 
nur Aenderungen, welche der Verleger an dem Werk unter 
Umgehung des Verfaſſers vornimmt. Es ſteht aber nichts 
im Wege, die Vorſchrift ſinngemäß auf die Entſchließung 
über ſolche Aenderungen anzuwenden, bei deren Vornahme 
erſt noch die Mitwirkung des Verfaſſers in Frage kommt, 
ſo daß trotz der Aenderungen das Werk in der ihm vom 
Verfaſſer gegebenen Geſtalt erſcheint. Der Bekl. hat daran, 
ob das Lexikon vor Erſchöpfung der laufenden Auflage oder 
erſt nach dieſem Zeitpunkt neu aufgelegt und ob an Stelle 
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einer Neuauflage behufs Erhaltung der Verkaufsfähigkeit 
der bisherigen ein Ergänzungsband herausgegeben wird, 
augenſcheinlich lediglich ein finanzielles Intereſſe, das mit 
demjenigen der Klin. durchaus parallel geht. Als Grund 
für die Verſagung ſeiner Einwilligung könnte nur in Be⸗ 
tracht kommen, daß er von der Klin. eine größere Abfin⸗ 
dungsſumme herausſchlagen will. Damit würde er wider 
Treu und Glauben verſtoßen. 

Mit Recht dagegen hat es das LG. abgelehnt, die Ent⸗ 
ſcheidung in dieſem Punkt auf das Rechtsverhältnis abzu⸗ 
ſtellen, das zwiſchen der Klin. als Rechtsnachfolgerin der 
L.ſchen Erben und dem Bekl. beſteht, d. h. auf die zwiſchen 
ihnen vorhandene urheberrechtliche Gemeinſchaft, für die nach 
Art. 173 EG. z. BGB. der $ 6 UG. i. V. mit den SS 741 ff. 
BGB. maßgebend iſt. Wenn überhaupt die Klin. in ihrer 
Eigenſchaft als Verlegerin bei Entſcheidung der Frage, ob 
eine Neuauflage oder ein Ergänzungsband herauszugeben iſt, 
von der Zuſtimmung der Herausgeber abhängig wäre, ſo 
müßte die Entſcheidung unter den Herausgebern nach den 
Grundſätzen der Gemeinſchaft getroffen werden. Der Klin. 
als Rechts nachfolgerin im Anteil des L. ſtehen um deswillen, 
weil ſie zugleich Verlegerin iſt, keine weiteren Rechte zu, als 
ihrem Rechtsvorgänger zugeſtanden hatten. Ob!) anzuneh⸗ 
men iſt, daß jede nicht ganz unweſentliche Veränderung des 
Werks mittelbar eine Verfügung über das gemeinſame Recht 
enthält, welche nach 8 747 S. 2 BGB. die Teilhaber nur 
gemeinſchaftlich treffen können, braucht nicht erörtert zu wer⸗ 
den. Denn auch wenn bloße Verwaltungsmaßregeln in 
Frage ſtehen, iſt ein Gemeinſchafter in ſeinen Entſchließungen 
von dem andern nicht unabhängig. Falls es ſich nicht um 
weſentliche Veränderungen des Gegenſtandes handelt, kann 
zwar nach § 745 Abſ. 2 jeder Teilhaber eine dem Intereſſe 
aller billigerweiſe entſprechende Verwaltung verlangen. Allein 
dies kann nicht dazu führen, daß, wie die Klin. will, ein 
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Teilhaber von ſich aus eine Verwaltungs maßregel beſchließen 
und durchführen darf. Nur die zur Erhaltung des gemein⸗ 
ſchaftlichen Gegenſtandes notwendigen Maßnahmen kann ein 
Teilhaber ohne die Zuſtimmung der übrigen treffen: 8 744 
Abi. 2. Solche ſtehen aber hinſichtlich des gemeinſchaftlichen 
Werks bei der Entſcheidung, ob dasſelbe und auf welchem 
Wege es für die Zukunft abſatzfähig erhalten werden ſolle, 
nicht in Frage. 

Nach dem Ausgeführten iſt die Entſcheidung des vorigen 
Richters auch zu dem Antrag Ziff. La zu billigen. 

III. Von der Frage, wer über die Herausgabe einer 
Neuauflage oder eines Ergänzungsbands zu beſtimmen hat, 
zu unterſcheiden iſt die andere, ob die Klin. berechtigt iſt, 
die damit notwendig verknüpften Aenderungen am Werk 
durch andere als die bisherigen Herausgeber vornehmen zu 
laſſen. Dies iſt aus § 13 VG. zu entſcheiden, nach welchem 
der Verleger zu Aenderungen am Werk grundſätzlich nicht 
befugt iſt. Wenn eine Neuauflage veranſtaltet wird, muß 
nach $ 12 Abſ. 1 S. 2 VG. der Verleger dem Verfaſſer, 
bei Sammelwerken dem Herausgeber, Gelegenheit zur Vor— 
nahme von Aenderungen geben. Und Entſprechendes gilt, 
wenn an Stelle einer Neuauflage und als Erſatz einer 
ſolchen ein Ergänzungsband zu einer laufenden Auflage her— 
ausgebracht werden ſoll. Im vorliegenden Fall, wo der 
Klin. das Verlagsrecht für alle Auflagen eingeräumt iſt und 
von vornherein nach der Natur des Werks nur Neuauflagen 
mit umfangreichen Umarbeitungen des Werks in Betracht 
kommen konnten, kann in Frage kommen, ob die Heraus— 
geber nicht zur Vornahme der erforderlichen Aenderungen 
verpflichtet ſind. Es iſt dies indes ohne Bedeutung, weil 
der Bekl. ſeine Dienſte der Klin. zu dieſem Zweck zur Ver— 
fügung hält. So lange dies der Fall iſt, wäre Klin. zu 
einer Neuauflage mit Aenderungen oder zur Herausgabe 
eines Ergänzungsbands unter Umgehung des Bekl. und Her— 
anziehung eines anderen Herausgebers an ſeiner Stelle nur 
dann berechtigt, wenn der Bekl. ſeine Einwilligung hiezu 
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nach Treu und Glauben nicht verſagen könnte. Davon kann 
indes keine Rede ſein. Die Klin. hat nicht darzutun ver⸗ 
mocht, daß der Bekl. zu einer ſeiner bisherigen Herausgeber⸗ 
tätigkeit entſprechenden Mitwirkung bei Bearbeitung eines 
Ergänzungsbands oder einer Neuauflage nicht befähigt ſei 
oder daß von ihm ein erſprießliches Zuſammenwirken mit 
dem von der Klin. zu ſtellenden Erſatzmann des L. nicht zu 
erwarten wäre. Ganz abwegig iſt der von der Klin. heran⸗ 
gezogene Geſichtspunkt, daß der Bekl. und L. zu einer un⸗ 
teilbaren und daher geſamtſchuldneriſchen Leiſtung verpflichtet 
geweſen ſeien und nach dem Tode L. der Bekl., weil er 
allein nicht die ganze Leiſtung bewirken könne, außerſtande 
ſei, ſeine Verpflichtung zu erfüllen. Eine unteilbare Leiſtung 
i. S. des 8 431 BGB. ſteht gar nicht in Frage. Es lag 
von vornherein nicht in der Abſicht der Vertragsſchließenden, 
daß jeder der beiden Herausgeber für ſich zur Herſtellung 
des ganzen Werks verpflichtet ſein ſolle, ſondern beide ſollten 
nach ihren Kenntniſſen und Fähigkeiten zur Herſtellung des 
Werks zuſammenwirken und jeder zu dem ihm hienach ob— 
liegenden Anteil an der Leiſtung verpflichtet ſein. Nach dem 
Tode des Prof. L. und dem Erwerb von deſſen Anteil 
durch die Klin. iſt es deren Sache, für L. einen Erſatzmann 
zu gewinnen und, wie bereits ausgeführt, iſt nicht erſichtlich, 
inwiefern der Bekl. außerſtande ſein ſollte, im Verein mit 
dieſem Erſatzmann die zu ſeinem Ergänzungsband oder einer 
Neuauflage erforderliche Herausgebertätigkeit zu beſorgen. 

Die Klin. beſtreitet nicht, daß ſie dem Bekl. den ver⸗ 
tragsmäßigen Gewinnanteil an der zweiten Auflage auch 
nach dem Erſcheinen des in Bearbeitung befindlichen Er— 
gänzungsbands zu gewähren habe. Ueberhaupt gibt die 
Klin. zu, daß der Bekl. einen Anſpruch auf den vertrags— 
mäßigen Gewinnbezug aus einer erneuten oder ergänzten 
Auflage hat, wenn ſie verpflichtet iſt, ihn zu einer der— 
artigen Bearbeitung des Werks zuzuziehen. Da dieſe Vor— 
ausſetzung zutrifft, iſt der Antrag Ziff. 2, auch ſoweit er 
den Gewinnbezug betrifft, unbegründet. Das Gleiche gilt 
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aber auch, ſoweit ſich der Antrag auf die Auszahlung der 
Mitarbeiterhonorare bezieht. Wenn dem Verleger das Recht 
zur Veranſtaltung mehrerer Auflagen eingeräumt iſt, ſo 
gelten nach 8 5 VG. im Zweifel für jede neue Auflage die 
gleichen Verabredungen wie für die vorhergehende. Ein 
Grund, weshalb die Klin. bei einer neuen Auflage ſich der 
für die zweite Auflage übernommenen Verpflichtung zur Aus⸗ 
zahlung der Autorenhonorare an die Herausgeber dem Bekl. 
gegenüber ſollte entziehen können, iſt nicht erſichtlich. Und 
was für den Fall einer Neuauflage gilt, muß entſprechend 
auf den Fall der Herausgabe eines Ergänzungsbandes, wo⸗ 
durch eine Neuauflage erſetzt wird, angewendet werden. Ob 
der Bekl. von den Autorenhonoraren für ſich keine oder nur 
geringere Erſparniſſe gegen früher machen kann, berührt die 
Klin. in ihrer Eigenſchaft als Verlegerin nicht. Dafür, daß 
er in einer für das Werk ſchädlichen Weiſe zur Erzielung 
von Erſparniſſen die Honorare der Mitarbeiter drücken 
werde, liegen genügende tatſächliche Anhaltspunkte nicht vor. 

IV. Nach dem Ausgeführten war die Berufung der Klin. 
zurückzuweiſen. Auch die Anſchlußberufung des Bekl. hatte 
nur inſofern Erfolg, als der Antrag Ziff. 2 der Klage in 
vollem Umfang abzuweiſen war. 

Urteil des I. Zivilſenats vom 4. April 1913 i. S. der 

VA. gegen F. Nr. 702/1912. 


33. 


Sicherungsübereignung an einem nicht ausgeſchiedenen 
Teil eines Geſamtqnantums. 


Am 12. April 1912 iſt zwiſchen der Klin. und dem nad): 
mals in Konkurs geratenen B. auf Grund brieflicher und 
telephoniſcher Verſtändigung ein Abkommen dahin getroffen 
worden, daß B., der der Klin. damals eine fällige Wechſel— 
ſumme von 2000 Mk. nebſt Zinſen und Speſen ſchuldete, 
der Klin. von einem für ihn im Keller der Weinkommiſſions⸗ 
firma L. u. M. lagernden Faß mit 9538 1 (Lagerfaß Nr. 7) 
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5000 1 Dürkheimer Portugieſer käuflich, übrigens mit Rück⸗ 
kaufsrecht für den Fall der Einlöſung des Wechſels, über⸗ 
ließ. Nach Eröffnung des Konkurſes über B. erhob der 
Konkursverwalter, ſowie ein anderer Gläubiger, dem das 
ganze Quantum Wein ſpäter zur Sicherung übereignet war, 
Anſpruch auf den Wein. — Auf Klage der Klin. hat das 
Berufungsgericht feſtgeſtellt, daß der Klin. an dem im Keller 
L. u. M. in D. im Lagerfaß Nr. 7 lagernden 1911 er Dürk⸗ 
heimer Naturrotwein (Portugieſer) das Miteigentum zum 
Bruchteil von 50% 4s zuſtehe, und die Bekl. verur⸗ 
teilt, in die Herausgabe des genannten Bruchteils des Weins 
an die Klin. zu willigen. 

Aus den 

Gründen: 

Die Parteien gehen übereinſtimmend davon aus, daß der 
Sinn der Vereinbarung vom 12. April 1912 war, es ſolle 
der Klin. an einem Teilquantum von 5000 1 des in dem 
Lagerfaß Nr. 7 enthaltenen Weins des Gemeinſchuldners 
zur Sicherung ihres Wechſelanſpruchs gegen den Gemein⸗ 
ſchuldner Eigentum verſchafft werden. Daß es ſich um 
nichts anderes als um eine Sicherungsübereignung handelte, 
ergibt ſich ohne weiteres daraus, daß unbeſtrittenermaßen 
vereinbart und auch in den beiderſeitigen Schreiben und der 
Rechnung des Gemeinſch. vom 12. April 1912 ausdrücklich 
ausgeſprochen wurde, daß das Eigentum nach Einlöſung 
des Wechſels an den Gemeinſch. zurückfallen ſolle. Ebenſo 
kann nicht zweifelhaft ſein, daß die Kontrahenten auch dar⸗ 
über einig waren, daß das der Klin. zur Sicherung zu über⸗ 
eignende Teilquantum von dem Geſamtquantum nicht aus⸗ 
geſondert, ſondern zuſammen mit dem Anteil des Gemeinſch. 
in dem Lagerfaß Nr. 7 vereinigt bleiben ſolle. Auch dies 
kommt in den erwähnten Schreiben deutlich zum Ausdruck, 
wenn dort geſagt iſt, der Klin. ſollen 5000 1 vom Lagerfaß 
Nr. 7 übereignet ſein. Ob die Kontrahenten ſich dabei des 
rechtlichen Unterſchieds zwiſchen Alleineigentum und Bruch⸗ 
teilsmiteigentum bewußt waren, mag vielleicht zweifelhaft 
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ſein, iſt aber unerheblich. Denn jedenfalls beſtand zwiſchen 
ihnen tatſächlich Willensübereinſtimmung darüber, daß ein 
Rechtsverhältnis begründet werden ſollte, vermöge deſſen die 
Klin. zur Sicherung ihres Wechſelanſpruchs Eigentümerin 
des Teilquantums von 5000 1 an dem in dem Lagerfaß 
Nr. 7 enthaltenen und auch weiterhin zu belaſſenden Ge⸗ 
ſamtquantum ſein ſolle. Dies genügt zur Annahme einer 
Einigung darüber, daß das Eigentum an dem in dem Faß 
enthaltenen Wein zu demjenigen Bruchteil auf die Klin. 
übergehen ſollte, der dem Verhältnis von 5000 1 zu dem 
Geſamtquantum entſpreche, alſo, da letzteres tatſächlich 
9538 1 betrug, zu dem Bruchteil von 55s. Ob auch 
eine Einigung darüber zuſtande kam, wie der Wein ge— 
wertet werden ſolle, ob zu 55 Mk. oder zu 50 Mk. für 
100 1 iſt unerheblich. Dies wäre dann von Bedeutung ge- 
weſen, wenn ein wirklicher Kauf, alſo ein obligatoriſcher 
Vertrag hätte geſchloſſen werden ſollen; es iſt aber ohne 
Einfluß, weil lediglich eine Sicherungsübereignung, alſo ein 
rein dingliches Rechtsgeſchäft, beabſichtigt war, für das es 
auf den Wert des Weins überhaupt ankam. Insbeſondere 
kann auch nicht geſagt werden, daß die Feſtſetzung eines 
Werts des Weins mit Rückſicht auf die künftige Möglichkeit, 
daß der Wechſel nicht eingelöſt und die Klin. dadurch in die 
Lage geſetzt würde, von ihrem Eigentumsrecht Gebrauch zu 
machen, notwendig und deshalb Vorausſetzung auch der 
dinglichen Einigung geweſen wäre. Denn wenn der bezeich— 
nete Fall eintrat, jo war nach 88 749, 752 BGB. auf Per: 
langen der Klin. unter Aufhebung des Miteigentums das 
Geſamtquantum nach dem genannten Verhältnis in Natur, 
alſo wiederum in einer Weiſe zu teilen, die eine vorherige 
Wertfeſtſetzung nicht erforderte. 

Es fehlt aber auch nicht an der zur Uebertragung des 
Miteigentums weiter erforderlichen Einräumung des Mit⸗ 
beſitzes an dem Geſamtquantum an die Klin. Der in dem 
Lagerfaß Nr. 7 enthaltene Wein befand ſich zur Zeit der 
Einigung der Kontrahenten über den Uebergang von Bruch— 
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teilsmiteigentum an die Klin. in der Verwahrung, alſo im 
unmittelbaren Beſitz des B. Dies kam, wie die erwähnten 
Schreiben zeigen, bei der Einigung über den Eigentumsüber⸗ 
gang ausdrücklich zur Sprache. Wenn daher die Kontra⸗ 
henten, wie erwähnt, darüber einig waren, daß das Geſamt⸗ 
quantum auch künftig ungeteilt in Lagerfaß Nr. 7 verbleiben 
ſolle, ſo ſchloß dieſe Vereinbarung gleichzeitig die Abmachung 
in ſich, daß der Wein auch weiterhin in der Verwahrung 
des B. bleiben, daß B. alſo fortan, weil nunmehr die 
Klin. Miteigentümerin ſei, den unmittelbaren Beſitz für beide 
Kontrahenten zuſammen, alſo auch für die Klin. als mittel⸗ 
bare Beſitzerin auszuüben haben ſolle. Daß aber auch B. 
ſelbſt den Willen hatte, den Wein fernerhin für den Ge⸗ 
meinſch. und die Klin. zuſammen zu verwahren, iſt deshalb 
anzunehmen, weil er durch das Schreiben des Gemeinſch. 
vom 12. April 1912 ausdrücklich angewieſen wurde, 5000 1 
von Lagerfaß Nr. 7 zur Verfügung der Klin. zu halten, 
alſo den Wein auch für die Klin. zu verwahren, und weil 
ohne weiteres zu unterſtellen iſt, daß er dieſer Weiſung Folge 
leiſtete; tat er dies, ſo übte er jedenfalls von Empfang des 
Schreibens an den Beſitz zugleich für den Gemeinſch. und 
für die Klin. aus. Hieran wäre auch dadurch nichts ge⸗ 
ändert worden, wenn B., wie die Bekl. behaupten, nach⸗ 
träglich von dem Gemeinſch. angewieſen worden wäre, den 
Wein unter keinen Umſtänden an die Klin. herauszugeben. 
Denn durch das Verbot der Herausgabe wurde an der Wei- 
fung, den Wein auch für die Klin. zu verwahren, nichts ge⸗ 
ändert; das Verbot konnte deshalb auch den Willen des B., 
den Wein künftig auch für die Klin. zu verwahren, nicht 
beeinfluſſen, um ſo weniger, als die Klin. durch die Verſiege⸗ 
lung des Faſſes, gleichgültig ob B. der Verſiegelung zuge⸗ 
ſtimmt oder widerſprochen hatte, in nicht zu mißverſtehender 
Weiſe jedenfalls ſoviel zum Ausdruck gebracht hatte, daß ſie 
Anſprüche mindeſtens an einen Teil des Weins mache. Ob 
die Verſiegelung auch die Bedeutung eines Akts unmittel⸗ 
barer Beſitzergreifung haben ſollte und haben konnte und ob 
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fie mit oder ohne Ermächtigung des Gemeinſch. erfolgte, 
kann dahingeſtellt bleiben, da es zum Erwerb des Miteigen⸗ 
tums einer unmittelbaren Beſitzergreifung durch die Klin. 
deshalb nicht bedurfte, weil ihr mittelbarer Mitbeſitz einge⸗ 
räumt wurde. 

Nach dem Ausgeführten iſt, ohne daß es einer Beweis⸗ 
erhebung bedarf, als feſtſtehend anzuſehen, daß die Klin. zu 
dem Bruchteil von 5% as rechtswirkſam Miteigentum 
an dem in dem Lagerfaß Nr. 7 verwahrten Wein erworben 
hat. Die Bedingung, unter der dieſes Miteigentum an den 
Gemeinſch. zurückfallen ſollte, daß er nämlich den Wechſel 
der Klin. an dem neuen Fälligkeitstermin vom 10. Mai 1912 
einlöſen würde, iſt unbeſtrittenermaßen nicht eingetreten, auch 
ſeitdem iſt die Einlöſung des Wechſels nicht erfolgt. Die 
Klin. iſt daher Miteigentümerin des Weins geblieben. Da 
beide Bekl. das Miteigentum der Klin. beſtreiten, iſt jeden⸗ 
falls das Feſtſtellungsbegehren der Klin. gegenüber beiden 
Bekl. für begründet zu erachten. Ebenſo erſcheint aber auch 
das Verlangen der Verurteilung der beiden Bekl. zur Ein⸗ 
willigung in die Herausgabe des genannten Bruchteils des 
Weins gerechtfertigt. Denn nach den bereits genannten 
88 749, 752 BGB. kann die Klin. jederzeit Aufhebung des 
Miteigentums und Teilung des gemeinſchaftlichen Geſamt⸗ 
quantums in Natur verlangen, und da jeder der beiden 
Bekl. das Alleineigentum an dem ganzen Quantum für ſich 
beanſprucht, muß ſie dieſes Verlangen auch gegen jeden der 
beiden Bekl. erheben. Daß dies in der Form des Verlangens 
der Verurteilung zur Einwilligung in die Herausgabe ge— 
ſchieht, iſt deshalb nicht zu beanſtanden, weil das ganze 
gemeinſchaftliche Quantum ſich in Verwahrung eines Dritten 
befindet. 

Urteil des II. Zivilſenats vom 13. März 1913 i. S. 

R. gegen W. und B., Nr. 873/1912. 
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In 85 1005, 867, 854 BGB. 


Die Klin. hatte an Sch. eine Lokomobile unter Eigen⸗ 
tumsvorbehalt verkauft. Als Sch. in Konkurs geriet, war 
die Lokomobile noch Eigentum der Klin. Sie verlangte ſie 
vom Bekl., der das Anweſen des Sch. im Zwangsverſtei⸗ 
gerungsverfahren ohne die Lokomobile erworben hatte, 
heraus. Bekl. erkannte das Eigentum der Klin. an der 
Lokomobile, die auf einem von Sch. rings mit Backſteinen ver⸗ 
mauerten Raum auf dem früher Sch.ſchen Anweſen ſteht, 
an, beanſpruchte aber Erſatz der durch die Wegſchaffung 
der Maſchine entſtehenden Beſchädigungen ſeines Eigen⸗ 
tums, und daß ihm die Klin. hiewegen Sicherheit leiſte. 
Die Klin. dagegen vertrat, geſtützt auf 8 985 BGB., die 
Anſicht, der Bekl. habe die Koſten der Herausgabe zu 
tragen. 

Der Standpunkt des Bekl. wurde gebilligt aus fol⸗ 
genden 6 
Gründen: 

Das Verlangen des Bekl., daß Klin. den ihm aus der 
Wegſchaffung der Lokomobile zu erwartenden Schaden zu er- 
ſetzen und ihm hiewegen vor der Wegſchaffung Sicher⸗ 
heit zu leiſten habe, iſt aus 88 1005, 887 BGB. begrün⸗ 
det. Die Vorausſetzungen dieſer Geſetzesbeſtimmungen ſind 
gegeben: die Lokomobile iſt aus der Gewalt der Klin., 
ihrer Eigentümerin, auf ein im Beſitze des Bekl. befind⸗ 
liches Grundſtück gelangt, mithin ſteht der Klin. gegen den 
Bekl. der in 8867 beſtimmte Abholungsanſpruch zu, d. h. 
der Bekl. hat der Klin. die Aufſuchung und die Wegnahme 
zu geſtatten, ſofern nicht die Lokomobile inzwiſchen in Be⸗ 
ſitz genommen worden iſt. Klin. wendet ein, Bekl. habe 
die Lokomobile in ſeinen Beſitz genommen. Der Einwand 
iſt ſchlüſſig, wie ſchon der Wortlaut des 8 867 ergibt und 
in der Rechtslehre unbeſtritten iſt. Der Beweis für den 
Einwand liegt der Klin. ob; ſie hat dieſen Beweis aber nicht 
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erbracht. Vielmehr ſprechen überwiegende Gründe dafür, daß 
Bekl. nicht Beſitzer der Lokomobile geworden iſt. Nach dem, 
was im Tatbeſtand dieſes Urteils über die Art der Verbin⸗ 
dung der Lokomobile mit dem Grundeigentum des Bekl. aus⸗ 
geführt iſt, hat Bekl. allerd ings zugleich mit dem Beſitz ſeines 
Anweſens die tatſächliche Gewalt auch über die Lokomobile er: 
langt; damit ſcheint dem Wortlaut des 8 854 BGB. genügt. 
Das Geſetz verlangt nach ſeinem Buchſtaben zum Beſitz einen 
Beſitzeswillen überhaupt nicht. Allein überzeugend wird hier⸗ 
aus in der Rechtslehre gefolgert, daß das Geſetz einen ſolchen 
Willen als ſelbſtverſtändlich vorausſetzt. Wer, obſchon in der 
Lage, die tatſächliche Gewalt über eine Sache auszuüben, doch 
den Willen hiezu nicht hat, dem kann das Geſetz die Rechts⸗ 
ſtellung eines Beſitzers nicht aufdrängen wollen. Gerade in 
8867 BGB. unterſcheidet das Geſetz zwiſchen demjenigen, 
auf deſſen Grundſtück die fremde Sache gekommen iſt, der 
alſo die tatſächliche Gewalt auszuüben imſtande iſt, und 
demjenigen, der Beſitz an dieſer Sache ergriffen hat ); das 
Geſetz verlangt alſo zum Beſitz mehr als die bloße Mög- 
lichkeit der Ausübung der tatſächlichen Gewalt. Dieſes 
„Mehr“ kann nur die wirkliche Ausübung ſein, und die 
wirkliche Ausübung beruht eben auf dem Ausübungs⸗ 
willen. Für den gegenwärtigen Fall hat die Klin. keine 
Willensäußerung des Bekl. dargetan, wonach Bekl. gewillt 
geweſen wäre, eine Gewalt über die auf fein Grundſtück ge- 
kom mene Lokomobile auszuüben. Die Lokomobile befand ſich 
auf dem Grundſtück, wie er es im Zwangsverſteigerungsver⸗ 
fahren übernahm. Dieſen rein tatſächlichen Zuſtand hat der 
Bekl. hingenommen. Damit, daß er ſich nach den Bedin— 
gungen erkundigte, unter denen er die Lokomobile käuflich er⸗ 
werben könnte, hat er keinen Gewaltausübungswillen bekundet. 
Nachdem die Kaufsverhandlungen endgültig geſcheitert waren, 
hat er alsbald die Klin. zur Entfernung der Lokomobile von 
ſeinem Grundſtück aufgefordert. Auch aus dem Briefwechſel 


) Vgl. Staudinger 5./6. Aufl. Bem. I 2 zu $ 854 BGB. 
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läßt ſich nicht, wie Klin. will, eine abweichende Beurteilung 
ableiten. Bekl. hat der Klin. anfänglich geſchrieben, daß er 
ihr Eigentum an der Lokomobile anerkenne, aber eine Be— 
ſchädigung ſeines Eigentums infolge der Wegnahme nicht 
dulden werde. Das Nämliche ſoll der Bekl., wie Klin. unter 
Berufung auf das Zeugnis des RA. Sch. geltend macht, 
bei der perſönlichen Beſprechung mit dieſem Anwalt vom 
8. Mai 1912 erklärt haben. In dieſem Verhalten des Bekl. 
findet Klin. eine Willenskundgebung, darauf gerichtet, der Klin. 
die Abholung der Lokomobile unmöglich zu machen. Allein die 
Willenskundgebung des Bekl. war in erſter Linie darauf ge- 
richtet, ſein Eigentum vor Beſchädigung zu ſchützen und 
die Klin. vor einer Beeinträchtigung dieſes ſeines Eigentums 
zu warnen; der entferntere Zweck, den er damit verfolgte, 
war keineswegs notwendig der, die Gewalt über die Lofo- 
mobile auszuüben, ſondern möglicherweiſe auch, wie die 
Klin. an anderer Stelle ſelbſt ausgeführt hat, der, die 
Klin. zum Abſchluß eines Kaufvertrags über die Lokomobile 
gefügig zu machen. Auch dafür liegen zum mindeſten keine 
genügenden tatſächlichen Anhaltspunkte vor, daß Bekl. den 
Willen gehabt hätte, die Lokomobile für die Klin. zu ver⸗ 
wahren und ſo als unmittelbarer Beſitzer die Gewalt für 
Klin. als mittelbare Beſitzerin auszuüben ($ 868 BGB.). 
In der Abwehr des Lagergeldanſpruches beſtreitet ja die Klin. 
ſelbſt, daß Bekl. als Verwahrer für ſie gehandelt hätte. 

Iſt hiernach der Beweis dafür nicht erbracht, daß der 
Bekl. Beſitz an der Lokomobile ergriffen habe, jo trifft 8 867 
BGB. unmittelbar zu, und Bekl. iſt nach dieſer Geſetzesſtelle 
berechtigt, Erſatz des ihm durch die Wegſchaffung entſtehen⸗ 
den Schadens zu verlangen, und — da beide Teile darüber 
einig ſind, daß die Entſtehung eines ſolchen Schadens zu be— 
ſorgen iſt — die Geſtattung der Wegnahme zu verweigern, 
bis ihm Sicherheit geleiſtet wird. Daß etwa mit dem Auf⸗ 
ſchub Gefahr verbunden ſei, iſt von der Klin. nicht einmal 
behauptet ($ 867 Schlußſatz). Die Entſcheidung LG.s zur 
Klage iſt daher gerechtfertigt. 
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Urt. des III. Zivilſenats vom 11. März 1913 i. S. 
W. g. W. Nr. 836 1913. 


35. 


Grunddienſtbarkeiten, Erwerb auf Grund unvordenk⸗ 
licher Herjührung. 


Kl. iſt Eigentümer der auf Markung Gr. gelegenen 
Grundſtücke Parz. Nr. 173, Gras⸗ und Baumgarten, und 
Parz. Nr. 172, Baumwäſſerwieſe mit Weidengebüſch. Letz⸗ 
tere Parz. war früher Flußbett, iſt erſt durch allmähliche 
Anſchwemmung an Parz. Nr. 173 entſtanden und erſt im 
Lauf des 19. Jahrhunderts bebaubar und bewirtſchaftet 
worden. Die bekl. Gemeinde iſt Eigentümerin der angren⸗ 
zenden Parz. Nr. 174, eines mit Gras bewachſenen, ſeit dem 
Jahr 1859 auch mit Obſtbäumen bepflanzten Platzes, der 
früher als Viehmarkt, Gänſegarten, Bleiche, dann auch als 
Turnplatz benützt wurde, und auf dem die Bekl. in neueſter 
Zeit ein Schulhaus errichtet hat. Ueber Parz. Nr. 174 
beanſprucht Kl. für ſeine beiden genannten Grundſtücke ein 
Ueberfahrtsrecht zu landwirtſchaftlichen Zwecken, unter Bes 
rufung auf unvordenkliche Verjährung. — Das LG. hat nach 
dem Klagantrag erkannt, die Berufung der Bekl. iſt zurück⸗ 
gewieſen worden. 

Aus den 

Gründen 
des Berufungsurteils: 

„Das beanſpruchte Ueberfahrtsrecht wird ausſchließlich 
geſtützt auf die Behauptung unvordenklicher Verjährung. Zur 
Begründung dieſer Behauptung hat der Kl. zu beweiſen, 
daß er und ſeine Rechtsvorgänger ſeit unvordenklicher Zeit 
vor dem Jahre 1900, d. h. „ſeit einer Zeit, deren Anfang 
die am 1. 1. 1900 Lebenden weder aus eigener Wahrneh— 
mung, noch von dem, was ſie von ihren nächſten Vorfahren 
hörten, ſich erinnern können“, das beanſpruchte Ueberfahrts⸗ 
recht als Recht ausgeübt haben. Vgl. Wächter, Württ. 
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Privatrecht II S. 822. Dieſer Beweis iſt erbracht“ (wird 
ausgeführt). „Die durch unvordenkliche Verjährung begrün⸗ 
dete Vermutung des Rechtserwerbs vor Menſchengedenken 
wird widerlegt durch den Nachweis, daß der beanſpruchte 
Zuſtand zu einer Zeit, die innerhalb der letzten zwei Men⸗ 
ſchenalter (80 Jahre) liegt, nicht beſtanden habe. Dieſen 
Nachweis hat die Bekl. nicht erbracht“ (wird ausgeführt). 
— „Nicht entgegenſteht der Annahme des Erwerbs eines 
Ueberfahrtsrechts des behaupteten Inhalts die — nicht be⸗ 
ſtrittene — Tatſache, daß die Rechtsvorgänger des Kl. die 
Parz. Nr. 174 in den Jahren 1885 bis 1890 und 1894 bis 
1900 gepachtet hatten, da es ſich bei der unvordenklichen 
Verjährung nicht um eine erwerbende Verjährung, ſondern 
nur um den Erſatz für den Beweis der vorausgegangenen 
Rechtsbegründung handelt 1). — Dadurch erledigt ſich ohne 
weiteres auch der in I. Inſt. erhobene Einwand des Bekl. aus 
§ 42 des Feldbereinigungsgeſetzes vom Jahr 1862. Die Bekl. 
glaubt weiter, aus der Tatſache der Möglichkeit einer Ausfahrt 
von und einer Zufahrt zu den fraglichen Wieſen auch auf ande- 
rem Weg — über den Hof Kl. (auf Grund einer eingetragenen 
Dienſtbarkeit) und über die Mühlkanalbrücke bei der Mühle 
des Kl. — den Einwand ableiten zu können, daß das be- 
anſpruchte Ueberfahrtsrecht, wenn je einmal ein ſolches be⸗ 
ſtanden haben ſollte, gem. $ 1019 BGB. und ſchon gem. 
Art. 40 des Württ. Feldwegregulierungsgeſetzes erloſchen 
ſei. Auch dieſer Einwand iſt aber nicht ſtichhaltig. Daß 
gerade das beanſpruchte Ueberfahrtsrecht für die Benützung 
der Grundſtücke Parz. Nr. 172 und 173, und zwar der im 
Klagantrag genannten Teile dieſer Grundſtücke, Vorteil bietet 
und von großem Intereſſe iſt, kann nach den örtlichen Ver⸗ 
hältniſſen, wie fie aus dem Augenſcheinsprotokoll zu ent⸗ 
nehmen ſind, keinem Zweifel unterliegen. Schon aus dieſem 
Grund — vgl. übrigens auch EG. BGB. Art. 184 — iſt 
der Einwand der Bekl. aus § 1019 BGB. nicht begründet. 


) Vgl. Wächter, Württ. PrivatR. Bd. II S. 821; Württ. Arch. 
Bd. 10 S. 117, 119, 120 u. a. 


304 Entſcheidungen des Oberlandesgerichts. 


Ebenſowenig ſind die Vorausſetzungen des erwähnten 
Art. 40 gegeben. Hier iſt beſtimmt, daß Ueberfahrtsrechte 
über fremde Grundſtücke wegfallen, wenn das herrſchende 
Grundſtück durch eine Weganlage eine beſtändige Zufahrt 
erhält. Eine neue Weganlage ſteht hier überhaupt nicht in 
Frage, ſondern nur die Tatſache, daß man nötigenfalls auch 
auf anderem Weg zu⸗- und abfahren könnte. Dieſe Tatſache 
für ſich allein begründet aber bei ſinn⸗ und zweckgemäßer 
Auslegung der fraglichen Beſtimmung noch nicht den Weg⸗ 
fall eines beſtehenden anderen Ueberfahrtsrechts, jedenfalls 
dann nicht, wenn, was hier zutrifft, gerade der beanſtandete 
Ueberfahrtsweg über das fremde Grundſtück gegenüber der 
Ausfahrt über das eigene Grundſtück dem herrſchenden Grund— 
ſtück weſentliche Vorteile bietet. 

Was endlich den Einwand der Bekl. anlangt, hinſichtlich 
der Parz. Nr. 172 könne eine unvordenkliche Verjährung 
des beanſpruchten Ueberfahrtsrechtes ſchon deshalb nicht in 
Frage kommen, weil dort bis vor verhältnismäßig wenigen 
Jahren landwirtſchaftliche Erzeugniſſe überhaupt nicht ge— 
wonnen worden ſeien, und weil vor dem Jahr 1876 etwaige 
Erträgniſſe dieſer Parz. von den Fiſchwaſſerpächtern der 
Bekl. eingeheimſt worden ſeien, ſo wird dieſer Einwand ſchon 
dadurch hinfällig, daß dieſe Parz. Nr. 173 durch Anſchwem⸗ 
mung an Parz. Nr. 174 entitanden iſt, alſo als Teil dieſes 
Grundſtückes ohne weiteres auch deſſen Rechtsverhältniſſe 
teilt — vgl. Art. 65 EG. z. BGB. Lang, Sachenrecht 
Bd. I S 36 Anm. 23 b. 

Die Bekl. hat in II. Inſt. noch geltend gemacht, keines⸗ 
falls habe der Kl. den ihm weiter obliegenden Beweis er— 
bracht, daß das von ihm behauptete Recht „privat und nicht 
öffentlich“ ſei; die Vermutung ſpreche für die Annahme 
eines öffentlichen Rechts, da die Parz. Nr. 174 ein öffent⸗ 
licher Platz geweſen ſei. Die letztere Behauptung iſt aber, 
wie ſchon oben ausgeführt wurde, nicht richtig; zu einem 
Zweifel an der privatrechtlichen Natur des als erwieſen 
behaupteten und als erwieſen anzunehmenden Ueberfahrts— 
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rechts, welche die von Amts wegen auch noch in II. Inſt. 
zu prüfende Vorausſetzung einer ſachlichen Entſcheidung 
bildet — vgl. RG3Z. Bd. XXII S. 4 u. S. 285 — liegt 
deshalb kein Grund vor. Daraus, daß das dienende Grund— 
ſtück Parz. Nr. 174 der Gemeinde gehört und auch zu öffent⸗ 
lichen Zwecken benützt wurde, folgt nicht, wie dies wohl bei 
einem öffentlichen Gewäſſer anzunehmen ſein mag — vgl. 
Württ. Arch. Bd. XII S. 311 — daß das einem einzelnen 
eingeräumte Nutzungsrecht der Ueberfahrt öffentlichrecht⸗ 
licher Natur iſt. Wenn, wie hier behauptet wird, dem 
Eigentümer eines beſtimmten Grundſtückes ein dingliches 
Ueberfahrtsrecht über ein der Gemeinde gehöriges Grundſtück 
der geſchilderten Art eingeräumt wird, ſo handelt es ſich 
nicht um die Verleihung eines ausſchließlichen Nutzungsrechts 
öffentlichrechtlicher Natur, ſondern um die Begründung 
einer privatrechtlichen Dienſtbarkeit. Davon ſind auch beide 
Parteien in I. Inſt. übereinſtimmend ausgegangen. 

Urteil des II. Zivilſenats vom 30. Dezember 1912 der 

Gde. Gr. gegen Sch. Nr. 669/1912. 


36. 


Ein dingliches Wohnungsrecht ruht nicht bloß auf dem 
Mohngebände, auf dem es tatſüchlich ausgeübt wird, 
ſondern anf dem ganzen Grundſtük. — Was gehört 
zur „Eintragung“ eines dinglichen Rechts (8 873 BGB)? 


Die beiden Beſchwerdeführer haben als Eigentümer des 
Grundſtücks Geb. Nr. 92 Wohnhaus ſamt Scheuer und 
Hofraum an der Hauptſtraße 4a 49 qm in O. beim Grund⸗ 
buchamt O. die Löſchung des in Abt. II des Grundbuchhefts 
Nr. 200 bei dieſem Grundſtück eingetragenen zeitlichen Woh⸗ 
nungsrechts der Wilhelmine S. in O. beantragt mit der 
Behauptung 1. die Wilhelmine S. habe die Löſchung be— 
willigt, 2. das Wohnungsrecht ſei zu Unrecht auf dem Geb. 
Nr. 92 eingetragen; das Grundbuch ſei alſo inſoweit un- 
richtig. 
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Das Grundbuchamt hat durch Verfügung vom 23. Februar 
1912 den Antrag zurückgewieſen. Das Amtsgericht G. hat 
durch Beſchluß vom 13. Mai 1912 das Geſuch um Abände⸗ 
rung dieſer Entſcheidung abgewieſen und die ZK. des LG. 
H. hat durch den jetzt angefochtenen Beſchluß vom 14. No⸗ 
vember 1912 die Beſchwerde hiegegen zurückgewieſen. — 
Auch die weitere Beſchwerde iſt zurückgewieſen worden, aus 
folgenden, den Sachverhalt ergebenden 

Gründen: 

Durch Vertrag vom 7. Juni 1886 — Kaufbuch Bd. XXIII 
Bl. 150 — haben L. S. Löwenwirtseheleute in O. an ihre 
Tochter L. S. und deren Verlobten Konrad Fr. ihr Anweſen 
in O. verkauft; als verkauft ſind im Vertrag unter anderen 
Parzellen angeführt: 

„Geb. Nr. 29. 

2 ar 19 qm Wohnhaus, Gaſthaus z. Löwen, 
1 ar 88 qm Scheuer und Stallungen, 
1 ar 15 qm Remiſe mit Stallung, weſtlich an der 
Scheuer, 
24 qm Vorkeller, ſüdlich an der Remiſe, 
40 qm Holzremiſe, 
4 ar 76 qm Hofraum beim Wohnhaus und Scheuer, 
11 11 68 um Hofraum über der Straße bei Parz. 
Nr. 76. 

Ein zweiſtöckiges Wohngebäude mit dinglicher Schild⸗ 
wirtſchaftsgerechtigkeit, das Wirtshaus zum Löwen, mit ge⸗ 
wölbtem Keller, eingerichteter Branntweinbrennerei, Waſch⸗ 
und Badküche. 

Eine doppelte 4 barnige Scheuer mit Stallung und ge⸗— 
wölbtem Keller ſamt eingebauter Wagenremiſe mit gewölbtem 
Keller und Vorkeller neben dem Haus. 

In der hinteren Gaſſe ſämtlich an der Hauptſtraße Nr. 1 
neben Geb. Nr. 28 Gottfried N. und 30 Karl C. 

Ein Holzſchuppen auf Freipfoſten unter dem Haus neben 
Karl C.“ 
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In Ziff. 6 der Kaufsbedingungen tft beſtimmt: 

6. Die Verkäufer behalten ſich in dinglicher Eigenſchaft 
ein auf den Gebäuden haftendes Wohnungs- und Benützungs⸗ 
recht vor, und zwar die zwei unteren Zimmer gegen die 
Straße und das Eckzimmer im zweiten Stock gegen den 
Hof; Platz in der Scheuer gegen die ron zu Futter und 
Früchten. 

Platz im Stall zu einer Kuh und einem Schwein, welche 
Käufer von dem Futter des Verkäufers zu füttern haben. 

Die Hälfte an dem Keller unter dem Haus. 

Das Recht, in der Küche der Käufer kochen und im 
Wohnhaus backen und waſchen zu dürfen. 

In den von den Verkäufern ausbedungenen Wohnungs⸗ 
räumen haben die 3 Kinder der Verkäufer das Wohnungs⸗ 
recht anzuſprechen, ſolange ſie ledig ſind. 

Im Güterbuch Bd. V Bl. 689 unter dem Schild der 
Konrad Fr.ſchen Eheleute iſt eingetragen: 

Auf den nachbeſchriebenen, von den Löwenwirt L. S.ſchen 
Eheleuten erkauften Grundſtücken haftet in dinglicher Eigen⸗ 
ſchaft für 

a) die Verkäufer lebenslängliches Wohnungs⸗, Nutz⸗ 
nießungs⸗ und Leibgedingsrecht, 

b) für deren ledige Kinder Wilhelmine, Emilie und Louis 
zeitliches Wohnungsrecht, wie ſolches im Kaufbuch 
näher beſchrieben iſt, ſ. Kfbch. 23 Bl. 154 Ziff. 6. 

Die Rechte des L. S. alt und der Emilie und Louis S. 
jung ſind ſchon hier gelöſcht worden. 

Auf Bl. 690 iſt bei Geb. 29, 29 A, 29 B, 29 C vermerkt: 
Wohnungsrechte oben S. 689. 

Bei der Umſchreibung des Grundbuchs iſt am 30. No⸗ 
vember 1903 im Grundbuch Heft Nr. 200 der Konrad Fr. 
Löwenwirtseheleute in Abt. I unter Ziff. 1 eingetragen 

Kartennummer XI Parz. Nr. 29 

Wohn⸗ und ä 
bäude .. 2 ar 19 qm 

Jahrbücher der Württemb. Rechtspflege. XXV. 3. 21 


308 Entſcheidungen des Oberlandesgerichts. 


A Scheuer und Remiſenan⸗ 


bau mit Stallung . . 3 ar 03 qm 
B Holzremiſe . . ar 40 qm 
O Brauereigebäude . . . ar 77 qm 


Hofraum beim Wohnhaus, 
Scheuer, Remiſe und 


Bräuhauns . 4 ar 26 qm 10 ar 65 qm 
D Segelbahn . . . . 61 qm 
Hofraum dabei. . 56 qm 11 ar 82 qm 


an der Hauptſtraße. 

(Geb. 29 D iſt bei einer Umſchreibung, weil verſchieden 
belaſtet, nach Geb. Nr. 2 übertragen worden.) 

Bei dem unter Ziff. 1 eingetragenen Grundſtück iſt in 
Abt. II des Grundbuchs bei der Umſchreibung folgender 
Eintrag gemacht worden: 

a) Leibgeding der Luiſe S., Löwenwirtswitwe hier, |. 

Kfbch. XXIII, 154, 8. 6. 
Mitbelaſtet Nr. 2—6, 8— 21; 
b) zeitliches Wohnungsrecht von deren Tochter Wilhel- 
mine S., ſ. Kfbch. XXIII, 154, a und b mit gleichem 
Rang. 

Durch Vertrag vom 6. Juli 1907 haben die Konrad 
Fr.ſchen Eheleute neben anderen Parzellen einen Teil der 
unter Ziff. 1 im Grundbuchheft 200 eingetragenen urſprüng⸗ 
lichen Parzelle Geb. Nr. 29, nämlich 

2 ar 19 qm Wohn- und Wirtſchaftsgebäude an der Haupt⸗ 

ſtraße, 

Geb. Nr. 29 B 40 qm Holzremiſe und etwa ½ des Hof- 

raums ſowie 

Geb. Nr. 29 D 1 ar 17 qm Kegelbahn und Hofraum 
an die Bauerseheleute Karl Kl. verkauft. 

In 8 4 der Bedingungen iſt beſtimmt: 

Das auf den Grundſtücken ruhende Wohn- und Leib⸗ 
gedingsrecht hat der Verkäufer zu beſeitigen; die Berechtigten 
wollen auch hierauf verzichten. 

Am 6. Auguſt 1907 hat die Louis S. Witwe zu Pro- 
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tokoll des Grundbuchbeamten erklärt, ſie gebe ihr im Grund⸗ 
buchheft Nr. 200 eingetragenes Leibgeding und Wohnungs⸗ 
recht an folgenden Grundſtücken auf: 

Geb. Nr. 29, 29 B Hofraum hiezu 4 ar 26 qm, 

Geb. Nr. 29 D — ſie bewillige und beantrage die 
Löſchung des Wohn- und Leibgedingrechts im Grund⸗ 
buch. 

Im gleichen Protokoll iſt geſagt, die Wilhelmine S. gebe 
ebenfalls ihr Wohnungsrecht auf, bewillige und beantrage 
deſſen Löſchung. 

In einem Nachtragsprotokoll vom 11. Dezember 1907 
haben die beiden Berechtigten und die Eheleute Konrad Fr. 
erklärt, daß ſich die Freigabe des Hofraums nicht auf die 
beim Geb. 92 bleibende Fläche von 69 qm beziehe. 

Am 11. Dezember 1907 iſt auf Grund Auflaſſung vom 
5. Auguſt 1907 und 10. Dezember 1907 die Eintragung der 
Eigentumsänderung im Grundbuch erfolgt, nachdem inzwi⸗ 
ſchen die Konrad Fr.ſchen Eheleute die ihnen verbleibenden 
Geb. Nr. 29 A 3 ar 3 qm und Geb. Nr. 290 77 qm 
in ein Wohnhaus umgebaut hatten und Louis S. Witwe 
ſowie Wilhelmine S. mit ihnen dorthin umgezogen waren. 
Der Eintrag der Eigentumsänderung iſt in der Weiſe be⸗ 
wirkt worden, daß die an Karl Kl. Eheleute verkauften Teile 
in deren Grundbuchheft 285 unter Ziff. 1 mit der Bezeich⸗ 
nung XI 29 und dem Beſchrieb: Wohn⸗ und Wirtſchafts⸗ 


gebäude, Holzſchuppen und Hofraum . . 3 ar 16 qm 
Kegelbahn und Hofraum. . I ar 17 qm 
4 ar 33 qm 


an der Hauptſtraße eingetragen wurde, ohne daß in Abt. II 
Leibgeding und Wohnungsrecht übertragen wurden. 

Der den Verkäufern Konrad Fr. Eheleuten verbleibende 
Grundſtücksteil iſt nach Abſchreibung der verkauften Flächen 
unter der neuen Parzellennummer XI 92 und mit dem neuen 
Beſchrieb: 

Wohnhaus ſamt Scheuer und Hofraum an der Haupt⸗ 
ſtraße 4 ar 49 qm im Grundbuchheft der Konrad Fr.ſchen 

2 
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Eheleute Nr. 200 unter Ziff. 1 eingetragen geblieben, und 
dabei iſt der das Leibgeding und das Wohnungsrecht be⸗ 
treffende Eintrag a und b in Abt. II unverändert belaſſen 
worden. | 

In der Folge iſt für die Witwe S. am 27. Juli 1909 
auf Grund einer Bewilligung vom gleichen Tag bei dem 
Geb. 92 in Abt. II unter f ein lebenslängliches Wohnungs⸗ 
recht eingetragen worden. Unter dem 6. März 1910 haben 
die Konrad Fr.ſchen Eheleute auch für die Wilhelmine S. 
Eintragung eines Wohnungsrechts auf Geb. 92 bewilligt 
und beantragt, am 23. Mai 1911 aber den Antrag zurück⸗ 
genommen, ſo daß ein Eintrag hierüber unterblieben iſt. 

Am 21. Juli 1911 iſt über das Vermögen des Konrad 
Fr. das Konkursverfahren eröffnet worden. Der Konkurs⸗ 
verwalter hat die Liegenſchaft aus freier Hand verſteigert. 
Im Verſteigerungsprotokoll vom 3. und 10. Oktober 1911 
iſt bei Geb. Nr. 92 vermerkt, daß in Abt. II eingetragen ſei: 

ay) Leibgeding der Ludwig S. Löwenwirts Witwe. 
Dieſe iſt aber am 27. Dezember 1909 geſtorben; 

b) Wohnungsrecht der Wilhelmine S., ledig in O. wäh⸗ 

rend ihres ledigen Standes; dieſe iſt noch ledig und 
übt das Wohnungsrecht aus in den beiden hintern 
Zimmern im 1. Stock je links und rechts des Haus⸗ 
öhrns. 

Die Beſchwerdeführer haben am 10. Oktober 1911 das 
Grundſtück Geb. Nr. 92 mit anderen Parzellen erſteigert, 
am 17. Oktober 1911 iſt Zuſchlag und Auflaſſung erfolgt 
und am 1. Dezember 1911 iſt die Eigentumsänderung im 
Grundbuch in der Weiſe eingetragen worden, daß die Be⸗ 
ſchwerdeführer auf dem Titel des Grundbuchhefts Nr. 200 
als neue Eigentümer eingetragen wurden und in Abt. I 
Sp. 6 ein entſprechender Vermerk gemacht wurde; gleich- 
zeitig iſt in Abt. II zu lit. a u. f das Leibgeding und Woh⸗ 
nungsrecht der Luiſe S. Witwe, die inzwiſchen geſtorben 
war, gelöſcht worden. 

Der Eintrag in Abt. II lit. b betr. das Wohnungsrecht 
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der Wilhelmine S. iſt unverändert ſtehen geblieben. 

Daß die Wilhelmine S. durch ihre in dem Protokoll des 
Grundbuchbeamten vom 6. Auguſt 1907 wiedergegebenen Er⸗ 
klärungen die Löſchung des Wohnungsrechts, auch ſoweit 
dieſes auf dem jetzigen Grundſtück Nr. 92 etwa zu Recht 
beſteht, habe bewilligen wollen, hat das Grundbuchamt mit 
Recht als nicht dargetan erachtet. Die Luiſe S. Witwe 
hat in ihrer im Protokoll unmittelbar vorangehenden Er⸗ 
klärung ihr Leibgedings⸗ und Wohnungsrecht zweifellos nur 
ſoweit aufgegeben, als die belaſteten Grundſtücke von den 
Konrad Fr. ſchen Eheleute verkauft waren, nicht aber ſoweit 
ſie in deren Eigentum verblieben. Das zeigt insbeſondere auch 
der Nachſatz vom 11. Dezember 1907. Wenn nun auch nach 
dem Inhalt des Protokolls vom 6. Auguſt 1907 die Wil⸗ 
helmine S. nicht mit ausdrücklichen Worten erklärt hat, daß 
ſie die Löſchung ihres Wohnungsrechts nur in der gleichen 
Beſchränkung bewilligen wolle, ſo legt doch der Inhalt des 
Protokolls die Annahme nahe, daß die Erklärung ſo ge⸗ 
meint war und jedenfalls iſt ein weiterer Umfang der 
Löſchungsbewilligung dem Protokoll nicht zu entnehmen. 
Die Beſchwerdeführer haben alſo nicht dargetan, daß die 
berechtigte Wilhelmine S. die von ihnen beantragte Löſchung 
des Wohnungsrechts auf Geb. Nr. 92 bewilligt habe; ſie 
ſind auch hierauf in ihrer Beſchwerde nicht zurückgekommen. 

Die Zivilkammer meint weiterhin, es könne ununterſucht 
bleiben, ob mit dem Wohnungsrecht urſprünglich das ganze 
Grundſtück Geb. Nr. 29 mit Haupt⸗ und Nebengebäuden 
belaſtet und nur deſſen Ausübung auf das Hauptgebäude 
beſchränkt worden ſei, oder ob das Wohnungsrecht nur auf 
das Wohngebäude Nr. 29, als auf einen beſtimmten und 
begrenzten Teil der Parz. 29 beſtellt worden ſei, denn im 
Jahre 1907 ſei das Wohnungsrecht der Wilhelmine S. auf 
Geb. Nr. 92 neu begründet worden; die Beteiligten haben 
ſich damals über die Beſtellung des Wohnrechts in 
Geb. Nr. 92 geeinigt und einer neuen Eintragung dieſes 
Rechts in das Grundbuch habe es nicht bedurft, nachdem 
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hier ein Recht gleichen Inhalts ſchon vermerkt geweſen ſei, 
und die von Haus aus hiebei unzuläſſige Bezugnahme auf 
das Kaufbuch eine weitere Bedeutung nicht habe. 

Die Zivilkammer unterſtellt alſo den Fall als gegeben, 
daß das Wohnungsrecht urſprünglich nur auf dem Haupt⸗ 
gebäude Nr. 29 als einen beſtimmten und begrenzten Teil 
der Parz. Geb. Nr. 29 beſtellt war und daß dieſes durch 
die Löſchungsbewilligung (Aufgabe) der Wilhelmine S. und 
die Nichtübertragung in das Grundbuchheft der Karl Kl. 
Eheleute bei der Veräußerung dieſes abgegrenzten Grund- 
ſtückteils erloſchen iſt. Sie iſt aber der Meinung, daß auf 
dem den Konrad Fr.ſchen Eheleute verbliebenen, vorher nicht 
belaſteten Grundſtücksteil, der jetzigen Parz. Geb. Nr. 92, 
Wohnungsrecht für Wilhelmine S. im Jahr 1907 neube⸗ 
gründet worden ſei. Zur Begründung eines Wohnungs» 
rechts als einer beſchränkten perſönlichen Dienſtbarkeit iſt 
nach $ 873 BGB. Einigung und Eintragung erforderlich. 
Die Einigung kann formlos erfolgen und ohne Rechtsirrtum 
hat die Zivilkammer aus den Angaben der als Zeugen ge— 
hörten Perſonen eine Einigung zwiſchen den damaligen 
Grundſtückseigentümern, den Konrad Fr.ſchen Eheleuten und 
der Wilhelmine S. dahin entnehmen können, daß der Wil⸗ 
helmine S. das Wohnungsrecht auf dem Grundſtück Nr. 92 
zuſtehen ſolle. Allein es fehlt an der Eintragung. Die 
Eintragung kann allerdings, wie ſich aus 8 879 Ab}. 2 BGB. 
ergibt, der Einigung vorausgehen. Allein die Eintragung 
muß ſich auf das gleiche Recht beziehen, wie die Einigung; 
dies iſt vorliegend nicht der Fall. Der Eintrag im Grund» 
buch hatte ſich nach der Unterſtellung der Zivilkammer nur 
auf das Hauptgebäude, das von der alten Parzelle als ſelb— 
ſtändiges Grundſtück abgetrennt worden iſt, bezogen und war 
dann mit der (laſtenfreien) Abſchreibung dieſes Grundſtücks⸗ 
teils bei der urſprünglichen Parzelle gegenſtandslos geworden. 
Es erſcheint nicht angängig, einem derartigen Bucheintrag 
dadurch wieder Wirkung und Inhalt zu geben, daß zwiſchen 
den Beteiligten eine Einigung auf Begründung eines gleich— 
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artigen Rechts getroffen und der urſprünglich auf ein anderes 
Grundſtück bezügliche Bucheintrag ſtillſchweigend hierauf be⸗ 
zogen wird. Es kann dann nicht geſagt werden, die Rechts⸗ 
änderung, über deren Eintritt die Parteien ſich geeinigt 
haben, ſei im Grundbuch eingetragen worden. Der Fall 
liegt nicht etwa ſo, daß der Grundbuchbeamte ordnungswid⸗ 
rig einen alten Eintrag zur Eintragung der neubeſtellten 
Dienſtbarkeit benützt oder daß er im Hinblick auf die kom⸗ 
mende Einigung der Beteiligten oder in irrtümlicher An⸗ 
nahme der ſchon erfolgten Einigung einer Eintragungs⸗ 
bewilligung entſprechend das Recht ſchon vor rechtsgültiger 
Einigung eingetragen hatte, ſondern der Grundbuchbeamte 
hat in Beziehung auf dieſes von den Beteiligten neu beſtellte 
Recht überhaupt einen Eintrag nicht gemacht. Wenn alſo 
auch die Beteiligten ſich über die Begründung eines Woh⸗ 
nungsrechts auf Geb. 92 geeinigt hatten, ſo iſt doch dieſes 
mangels Eintrags als Dienſtbarkeit nicht zur Entſtehung 
gelangt. 

Die Unterſtellung der Zivilkammer, daß das Wohnungs⸗ 
recht urſprünglich nur auf dem Hauptgebäude 29 als einem 
beſtimmten und begrenzten Teil der ganzen Parzelle Geb. 
Nr. 29 beſtellt geweſen ſei, iſt aber unzutreffend. Die von 
der Zivilkammer getroffenen tatſächlichen Feſtſtellungen über 
die Beſtellung des Wohnungsrechts nötigen bei richtiger An⸗ 
wendung der Regeln über die Auslegung der Rechtsgefchäfte 
zu der Annahme, daß mit dem Wohnungsrecht die ganze 
urſprüngliche Parzelle Geb. Nr. 29 belaſtet worden iſt. Das 
Wohnungsrecht der Wilhelmine S. und ihrer Geſchwiſter 
iſt im unmittelbaren Anſchluß an das Wohnungsrecht ihrer 
Eltern ausbedungen worden. Das Wohnungsrecht der 
Eltern bildet einen Teil des Leibgedings, das ſie ſich beim 
Verkauf ihres Anweſens vorbehalten haben und haftet wie 
dieſes auf dem ganzen verkauften Gebäudegrundſtück. Das 
ergibt ſchon der Wortlaut des hierauf bezüglichen Vorbehalts 
im Vertrag; hier iſt geſagt, die Verkäufer behalten ſich in 
dinglicher Eigenſchaft ein auf den Gebäuden haftendes Woh⸗ 
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nungs⸗ und Benützungsrecht vor; das vorbehaltene Woh- 
nungsrecht der Eltern ſollte alſo nicht auf dem einzigen, 
damals für Wohnungen eingerichteten Hauptgebäude haften. 
Wenn des weiteren im Vertrage einzelne Zimmer und ſon⸗ 
ſtige Räume angeführt werden, ſo hat dies mit der Frage, 
auf welchen Grundſtücken oder Grundſtücksteilen das Woh⸗ 
nungs⸗ und Benützungsrecht ruhen ſollte, nichts zu tun, 
ſondern es ſollte damit nur die Art und Weiſe der Aus⸗ 
übung des Wohnungsrechts geregelt werden. Wenn nun 
im Anſchluß hieran im Vertrag geſagt iſt, in den von den 
Verkäufern bedungenen Wohnungsräumen haben die 3 Kin⸗ 
der der Verkäufer das Wohnungsrecht anzuſprechen, ſo lange 
ſie ledig ſind, ſo muß dies notwendig dahin aufgefaßt wer⸗ 
den, daß dieſes Wohnungsrecht der Kinder auf den gleichen 
Grundſtücken wie das der Eltern haften ſollte. Es entſpricht 
auch der Anſchauung des früheren Württ. Rechts, daß ein 
derartiges Wohnungsrecht nicht eng an ein beſtimmtes vor⸗ 
handenes Gebäude geknüpft war, ſondern auf dem ganzen 
belaſteten Grundſtück ruhte, ſo daß es bei Untergang des 
Gebäudes auch an einem an anderer Stelle wieder errichteten 
Haus geltend gemacht werden konnte). Der Annahme, daß 
das Wohnungsrecht auf der ganzen urſprünglichen Parz. 
Geb. Nr. 29 ruhte, ſtehen auch die Einträge im Grundbuch 
und Güterbuch nicht entgegen; hier iſt ohne jede Beſchrän⸗ 
kung das Wohnungsrecht bei dem ganzen Grundſtück ein⸗ 
getragen. 

Iſt hienach davon auszugehen, daß das Wohnungsrecht 
der Wilhelmine S. von Anfang an auf dem ganzen Grund⸗ 
ſtück haftete, ſo iſt es durch die Wegveräußerung eines Teils 
dieſes Grundſtücks und die Freigabe dieſes Grundſtücksteils 
aus der Haftung auf dem den Verkäufern verbliebenen Reſt⸗ 
grundſtück nicht erloſchen. Aus den Feſtſtellungen der Zivil⸗ 
kammer geht hervor, daß die Beteiligten vor der Teilung 
des belaſteten Grundſtücks dahin übereingekommen ſind, daß 


) Lang, Sachenrecht J § 90 Ziff. 3 und Sarwey Arch. XIII 
S. 166. 
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das Wohnungsrecht künftig nicht mehr auf dem wegverkauften 
früheren Hauptgebäude, ſondern in dem den Verkäufern ver⸗ 
bleibenden, neu zu Wohnungen eingerichteten Gebäude aus⸗ 
geübt werden ſolle. Dieſe Einigung iſt dadurch unzwei⸗ 
deutig zum Ausdruck gekommen, daß die wohnungsberechtigte 
Wilhelmine S. mit den Fr.ſchen Eheleuten in das neu ein⸗ 
gerichtete Wohngebäude umgezogen iſt. Die Verlegung der 
Ausübungsſtelle war weder eintragungsbedürftig noch ein⸗ 
tragungsfähig). Zur Zeit der Teilung des Grundſtücks 
iſt demnach das Wohnungsrecht gerade auf dem den Ver— 
käufern verbliebenen Grundſtücksteil, der jetzigen Parz. Geb. 
Nr. 92, ausgeübt worden; ein Freiwerden von der Dienſt⸗ 
barkeit gemäß § 1026 BGB. kommt deshalb bezüglich des 
Geb. Nr. 92 nicht in Frage. 

Das Wohnungsrecht iſt im Grundbuch gültig eingetragen; 
die Verweiſung auf das Kaufbuch iſt zwar nicht zuläſſig; 
allein der Bucheintrag enthält auch ohne dieſe Verweiſung 
die unbedingten Erforderniſſe, inſofern er die Perſon der 
Berechtigten und die ihr zuſtehende beſchränkte perſön⸗ 
liche Dienſtbarkeit mit hinreichender Deutlichkeit erkennen 
läßt. Es iſt deshalb unweſentlich, ob die Antragſteller beim 
Erwerb des Grundſtücks das Wohnungsrecht gekannt haben 
oder nicht. | 

Die Antragſteller haben demzufolge auch die Unrichtigkeit 
des Grundbuchs nicht dargetan. Ihr Antrag iſt daher mit 
Recht abgelehnt worden. 

Beſchluß des I. Zivilſenats vom 23. April 1913 i. S. 

F. und S. betr. Antrag auf Löſchung eines Wohnungs⸗ 

rechts FG. Nr. 17/1913. 


37. 
Teil⸗ ader Bwiſchenur teil? 
Das angefochtene Urteil hatte die Klage, „ſoweit ſie die 
Vergütung für die Dacheindeckung R. zum Gegenſtand hat“, 


) Fuchs, GBR. Bd. 1 zu BGB. 5 1023 Anm. 2 b und 
Turnau⸗Förſter, Liegenſchaftsrecht zu §S 1023 Anm. 2. 
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wegen örtlicher Unzuſtändigkeit des angerufenen Gerichts 
abgewieſen, im übrigen die Einrede der örtlichen Unzuſtän⸗ 
digkeit verworfen. 

Die Berufung iſt für zuläſſig erachtet worden aus folgenden 

Gründen: 

In dem angefochtenen Urteil iſt der Betrag, bezüglich 
deſſen die Klage wegen örtlicher Unzuſtändigkeit abgewieſen 
wird, nicht genannt. Hätte damit die ZK. die Ermittelung 
des Betrags, der für die Dachdeckung R. gefordert iſt, 
einem weiteren Verfahren und einer ſpäteren Entſcheidung 
vorbehalten, fo würde dieſer Teil der lg. Entſcheidung 
als ein Zwiſchenurteil i. S. d. 8 303 ZPO. erſcheinen, 
durch das bezüglich der Vergütung für die Dachdeckung das 
ſelbſtändige Verteidigungsmittel der Unzuſtändigkeitseinrede 
für begründet erklärt wird und das der Berufung nur zu— 
gleich mit dem Endurteil unterläge. Als ein der Berufung 
ſelbſtändig unterliegendes Teilurteil i. S. d. §S 301 ZPO. 
erſcheint die Entſcheidung nur dann, wenn dadurch ein be- 
ſtimmter Teil des Klaganſpruchs endgültig entſchieden iſt. 
Die beſtimmte Bezeichnung des Teilanſpruchs, der durch das 
Teilurteil erledigt ſein ſoll, wird bei einem auf eine feſte 
Summe lautenden Klagantrag in der Regel durch ziffer⸗ 
mäßige Angabe des Betrags, über den entſchieden iſt, er⸗ 
folgen; allein unbedingt notwendig iſt dies nicht, es genügt, 
wenn in einer Zweifel ausſchließenden Weiſe geſagt iſt, 
welcher Teil des Klagantrags abgewieſen oder zuerkannt 
werden will. Dies iſt vorliegendenfalls geſchehen: in dem 
der Klage beigegebenen, im Tatbeſtand in Bezug genom— 
menen Buchauszug iſt der für die Dachdeckung geforderte 
Betrag ziffermäßig angegeben und im Tatbeſtand iſt geſagt, 
welchen Betrag der Kl. ſpeziell an dieſem Poſten in Abzug 
bringt. Damit iſt der Teil des Anſpruchs, der durch das 
Urteil abgewieſen iſt, aus dem Urteil ziffermäßig zu entneh⸗ 
men. Die Faſſung des Urteilstenors zeigt auch, daß die 
3K. in dieſem Teil nicht eine bloße Zwiſchenentſcheidung 
treffen, ſondern die Klage bezüglich dieſes Teils endgültig 
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erledigen wollte; zudem iſt in den Gründen das Urteil be- 
züglich dieſes Teils ausdrücklich als Teilurteil bezeichnet. 
Die 3K. hat danach durch Form und Inhalt der Entſchei⸗ 
dung zum Ausdruck gebracht, daß ſie inſoweit ein Teilurteil 
erlaſſen wollte. Daraus ergibt ſich die Zuläſſigkeit der Be⸗ 
rufung. 

Urteil des I. Zivilſenats vom 17. Januar 1913 Nr. 528, 

1912. 


38. 


Wie weit reicht die urteilsmüßige Pflicht zur Unter⸗ 
laffung beſtimmter Angaben in Rlakaten uff.? 


Auf Klage der Firma J. war die Firma Fr., deren Teil⸗ 
haber der Beſchwerdeführer Th. M. iſt, rechtskräftig verur⸗ 
teilt worden, bei Strafvermeidung in Mitteilungen, die für 
einen größeren Kreis von Perſonen beſtimmt ſind, nament⸗ 
lich in Plakaten, Angaben dahin: ſie ſei alleiniger Fabri⸗ 
kant der von ihr unter der Bezeichnung „Roſtfreie Silber⸗ 
feder“ zur Korſettanfertigung verwendeten Korſetteinlagen, 
zu unterlaſſen. Nach Eintritt der Rechtskraft des Urteils 
war, wie Klin. ermittelt hat und Bekl. nicht beſtreitet, im 
Laden des Korſettverkäufers Z. in Karlsruhe, eines früheren 
Kunden der Bekl., ein Reklameplakat der Bekl. aufgehängt, 
das jene Angabe enthielt. Wegen dieſer Zuwiderhandlung 
gegen das Urteil iſt der Beſchwerdeführer vom LG. zu einer 
Geldſtrafe von 50 M. verurteilt worden. Seine Beſchwerde 
gegen dieſen Beſchluß iſt zurückgewieſen worden aus folgenden 

Gründen: 

Die Beſchwerde iſt zuläſſig und in geſetzlicher Form und 
Friſt eingelegt, aber nicht begründet. 

In erſter Linie wird gegen die Strafverfügung einge: 
wendet, es handle ſich bei dem unter Strafe geſtellten Ver⸗ 
halten des Th. M. nicht um eine in die Zeit nach Erlaſ— 
ſung der Strafandrohung fallende Zuwiderhandlung gegen 
das Unterlaſſungsgebot des Urteils, ſondern nur um die 
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Nichtbeſeitigung eines vor der Urteilsfällung geſchaffenen 
rechtswidrigen Zuſtands, alſo um eine reine Unterlaſſung; 
ſchon deshalb ſeien die Vorausſetzungen des §S 890 ZPO. 
hier nicht gegeben. Dieſer Einwand iſt nicht begründet. 
Zwar iſt richtig, daß, wenn es nicht um die Erzwingung 
eines paſſiven Verhaltens, ſondern um die Erzwingung einer 
Handlung zwecks Beſeitigung eines bisherigen rechtswidrigen 
Zuſtandes handelt, im allgemeinen nicht § 890, ſondern die 88 
887, 888 ZPO. Anwendung finden ). Auch tft richtig, daß im 
vorliegenden Fall das unter Strafe geſtellte Verhalten der 
Bekl., ſoweit es in die Zeit nach der Urteilsfällung fällt, 
ein paſſives iſt, nämlich die Unterlaſſung der Zurückziehung 
des verbotswidrigen Plakats. Allein in dieſem Verhalten 
liegt zugleich auch ein aktiver Verſtoß gegen das Urteils⸗ 
gebot: ſolange das Plakat in dem Laden des Kunden zu 
allgemeiner Kenntnisnahme ausgehängt iſt, werden fortge⸗ 
ſetzt einem größeren Kreis von Perſonen die verbotenen An⸗ 
gaben mitgeteilt und dieſe Mitteilung iſt auf die Tätigkeit 
der Bekl. zurückzuführen, ſofern ſie das fragliche Plakat 
drucken ließ und dem Kunden zum Aufhängen in ſeinem La⸗ 
den übergeben hat; ſolange die Bekl. nicht alles getan hat, 
was in ihrer Macht ſteht, um ein weiteres Ausgehängtblei⸗ 
ben des Plakats zu verhindern, zum mindeſten ſolange ſie 
nicht den Kunden aufgefordert hat, das Plakat zu beſeitigen, 
nicht länger auszuhängen, erſcheint auch ſie als diejenige, 
die fortdauernd die verbotene Mitteilung macht, indem eben 
dieſer Zuſtand auf ihren auch für die Fortdauer urſächlichen 
Willen dann zurückzuführen iſt. Zu beachten iſt weiter, daß 
im Hauptprozeß dem Antrag der Klin., die Bekl. auch zur 
Zurückholung der bereits ausgegebenen Plakate zu verur— 
teilen, was an ſich zuläſſig geweſen wäre ), nicht entſpro⸗ 
chen worden iſt, und daß deshalb die Vorausſetzungen der 

) Vgl. Gaupp-Stein, Erl. II Ziff. 1 zu $ 890, RG. Bd. 15 
S. 344. 

2) Vgl. hiezu Finger, Komm. z. Geſ. gegen unl. Wettberwerb 
(3. Aufl.) S. 183 Anm. 34, S. 184 Anm. 40. 
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§§ 887, 888 ZPO. — Verurteilung zur Vornahme einer 
Handlung — hier nicht gegeben ſind, daß andererſeits das 
Urteil der 3K. ſeinem Unterlaſſungsgebot ausdrücklich den 
Sinn beilegt, daß damit der Klin. auch der Anſpruch auf 
Beſeitigung des fortdauernd von der Bekl. (durch Belaſſung 
der verbotswidrigen Plakate in den Läden der Kunden) auf: 
recht erhaltenen rechtswidrigen Zuſtandes zuerkannt ſein ſolle. 
Unter dieſen Umſtänden erſcheint es gerechtfertigt, der Klin. 
die Durchſetzung auch dieſes, ihr in dem Urteil in der Form 
eines Unterlaſſungsgebots zuerkannten Anſpruchs im Weg 
des § 890 ZPO. zu geſtatten. 

Ebenſo unbegründet iſt auch der zweite Einwand des 
Beſchwerdeführers, es fehle an dem Erfordernis eines Ver⸗ 
ſchuldens auf ſeiten des Th. M. Ein ſolches Verſchulden, 
wie es allerdings Vorausſetzung einer Beſtrafung gem. 8 890 
ZPO. bildet), hat die Zivilkammer mit Recht in der Tat- 
ſache gefunden, daß M. als geſchäftsführender Geſellſchafter 
der Bekl. keinen geeigneten Verſuch gemacht hat, die Beſei⸗ 
tigung des Plakats aus dem Laden ſeines Kunden Z. her— 
beizuführen. In dieſer Hinſicht wird auf die zutreffenden 
Ausführungen des angefochtenen Beſchluſſes verwieſen. Die 
Tatſache, daß M. keinen Aufſchrieb darüber geführt hat, an 
welche Perſonen ſeinerzeit Plakate des unter Strafe geſtellten 
Inhalts verſandt worden ſind, bildet keine Entſchuldigung 
für ihn. Die Kunden, die im Zweifelsfall ſämtlich, zum 
mindeſten ſoweit ſie, wie Z., Wiederverkäufer waren, das 
Plakat erhalten haben, waren aus den Geſchäftsbüchern zu 
entnehmen und mußten von M., wenn er dem Urteilsgebot 
nachkommen wollte, direkt zur Rückgabe oder zur Vernich⸗ 
tung, zum mindeſten zur Beſeitigung des Plakats aufgefor- 
dert werden. Dies iſt aber, wie außer Streit iſt, nicht ge⸗ 
ſchehen; durch die allgemeine Weiſung an die Reiſenden, die 
Plakate, wenn ſie ſolche auffinden, zurückzunehmen, hat M. 
der erwähnten Pflicht nicht genügt. Die Frage, ob Z. einer 

1) Vgl. RG. Bd. 36 S. 417ff., Gaupp-Stein, Erl. II Ziff. 3 
zu 8 890 ZPO. 
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ſolchen direkten Aufforderung M.s Folge geleiſtet hätte, kann 
als für die Frage des Verſchuldens unerheblich dahingeſtellt 
bleiben. Uebrigens hätte im vorliegenden Fall dieſer Ver⸗ 
ſuch um ſo mehr Ausſicht auf Erfolg gehabt, als Z. nach 
dem eigenen Vorbringen der Bekl. ſeit Januar 1912 mit 
ihr nicht mehr in Geſchäftsverbindung ſteht. 

Da auch die Höhe der ausgeſprochenen Strafe nicht zu 
beanſtanden, auch nicht beanſtandet iſt, war die Beſchwerde 
als unbegründet zurückzuweiſen. 

Beſchluß des II. Zivilſenats vom 28. Februar 1913, 

Nr. 28/13. 


39. 
Beſchränkter Offenbarungseid. 


Die Gläubigerin verlangt von der Schuldnerin die Lei⸗ 
ſtung des Offenbarungseids gem. $ 807 ZPO. Das AG. 
hat durch Beſchluß vom 11. Oktober 1912 den Antrag der 
Gl. koſtenfällig zurückgewieſen. Auf ſofortige Beſchwerde 
der Gl. hat die 3K. unterm 14. Dezbr. 1912 dieſen Be⸗ 
ſchluß abgeändert und hat angeordnet, daß die Schuld. gem. 
8 807 3PO. den Offenbarungseid in Beziehung auf dasjenige 
Vermögen zu leiſten habe, das ihr mit dem Tod ihres Ehe— 
manns, des Malermeiſters Alois N. von G., als Erbſchaft 
angefallen ſei; im übrigen wurde der Antrag der Gl. (auf 
Verurteilung zur Leiſtung eines unbeſchränkten Offenbarungs— 
eids) abgewieſen; die Koſten der Beſchwerdeinſtanz wurden 
gegeneinander aufgehoben. 

Gegen dieſen Beſchluß hat nur der Schuldner, nicht auch 
die Gl. weitere ſofortige Beſchwerde eingelegt, die zurück— 
gewieſen wurde aus folgenden 

Gründen: 

Da die Gl. ein Rechtsmittel gegen den Beſchluß der 
3K. nicht eingelegt hat, ſo iſt eine Entſcheidung darüber, 
ob die Sch. verpflichtet wäre, den von ihr verlangten Offen⸗ 
barungseid mit Bezug auf ihr geſamtes Vermögen zu leiſten, 
nicht erforderlich. Es handelt ſich vielmehr jetzt nur noch 
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um die Frage, ob von der Sch., der die Beſchränkung ihrer 
Haftung auf den Nachlaß vorbehalten iſt, ein beſchränkter 
Offenbarungseid in der Art, wie die ZK. dies angeordnet 
hat, erfordert werden darf, oder ob — was das AG. an⸗ 
genommen hat — ein ſo beſchränkter Offenbarungseid un⸗ 
zuläſſig iſt, ob alſo die Sch. deshalb, weil ſie für die Schul⸗ 
den ihres Mannes nur beſchränkt haftet, zur Leiſtung eines 
Offenbarungseids nach $ 807 ZPO. überhaupt nicht ange⸗ 
halten werden kann. 

Der letzteren Anſicht folgen OLG. 11, 108; 19, 4; die 
Zuläſſigkeit eines beſchränkten Offenbarungseids anerkennt 
Seuff Komm. zur ZPO. (11. Aufl.) zu § 807 Ziff. 3. 

Es iſt in dieſer Frage dem LG. beizutreten und die 
Zuläſſigkeit eines Offenbarungseids in beſchränkter Form 
zu bejahen. 

Würde ein ſo beſchränkter Offenbarungseid für unzu⸗ 
läſſig angeſehen, jo würde bei einem Erben, dem die Be- 
ſchränkung der Haftung vorbehalten iſt, das zivilprozeſſuale 
Zwangsmittel des Offenbarungseids überhaupt entfallen. Der 
Gläubiger, der gegen einen ſolchen Erben vorgehen will, müßte 
gegen den Erben entweder gem. §§ 259, 260 BGB. im 
ordentlichen Prozeß auf Leiſtung des Offenbarungseids Fla- 
gen und müßte das ergehende Urteil gem. §§ 889 in Ver⸗ 
bindung mit § 888 ZPO. vollſtrecken laſſen. Hiebei müßte 
er aber das Vorhandenſein der in den §§S 259, 260 BGB. 
gegebenen Vorausſetzungen dartun. Oder aber müßte der Gläu⸗ 
biger die Leiſtung des in $ 2006 BGB. vorgeſehenen Offen⸗ 
barungseids verlangen. Einen direkten Zwang zur Leiſtung 
dieſes Eids kennt aber das Geſetz nicht, vielmehr iſt die 
Folge der Verweigerung dieſes Eids nur die, daß der Erbe 
nunmehr unbeſchränkt haftet, vgl. 8 2006 Abi. 3 BGB. 
Dies iſt — entgegen der Auffaſſung in OLG. 19, 4. — 
mit der herrſchenden Meinung !) anzunehmen. 

Danach wäre für einen Erben, dem die Beſchränkung 

) Vgl. Komm. v. RGRäten zu § 200° Ziff. 1, v. Staudinger 
zu § 200 Ziff. 2 und jetzt RG. in Seuff. Arch. 67 Nr. 229. 
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der Haftung vorbehalten iſt, bezüglich der Nachlaßſchulden 
das Zwangsmittel des zivilprozeſſualen Offenbarungseids 
überhaupt ausgeſchloſſen. Dies hätte aber ausdrücklich be⸗ 
ſtimmt werden müſſen, wenn dies das Geſetz gewollt hätte. 
Lediglich daraus, daß der Offenbarungseid des § 807 ZPO. 
dahin gefaßt iſt, es habe der Schuldner zu ſchwören, daß 
er ſein Vermögen ſo vollſtändig angegeben habe, als er dazu 
imſtande ſei, läßt ſich dieſe Schlußfolgerung nicht ziehen. 
Es iſt insbeſondere nicht richtig, daß — was die Entſch. 
OLG. 11, 108 ausführt — die ZPO. einen Offenbarungs⸗ 
eid über einzelne Vermögensteile oder Sondervermögen nicht 
kennt. Es iſt vielmehr anerkannt, daß wenn z. B. ein Kon⸗ 
kursverwalter oder ein geſetzlicher Vertreter in dieſer Eigen⸗ 
ſchaft den Offenbarungseid leiſten muß, eine beſchränktere 
Eidesnorm gewählt werden muß, die der „beſonderen Sach⸗ 
lage anzupaſſen“ iſt). Es muß daher auch in dem gegen- 
wärtigen Fall eine derartige beſchränkte Eidesnorm zur An⸗ 
wendung gebracht werden dürfen, da auch in dieſem Fall das 
Bedürfnis beſteht, dem Gläubiger das für den zivilprozeſſualen 
Offenbarungseid vorgeſehene Verfahren nicht zu verſchließen, 
und es nicht gerechtfertigt iſt, ihn auf den Eid nach SS 259, 
260 BGB. oder auf denjenigen nach $ 2006 BGB. oder 
auf den Umweg über dieſen Eid zu verweiſen. Denn was den 
letzteren Eid betrifft, jo müßte der Gläubiger, wenn der Schuld⸗ 
ner den Eid verweigert und nun nach § 2006 Abſ. 3 BGB. 
unbeſchränkt haftet, nochmals den Schuldner auf Grund 
dieſer unbeſchränkten Haftung verklagen und könnte dann 
erſt die Leiſtung des Offenbarungseids nach 8 807 ZPO. 
verlangen. Ä 

Danach iſt die Beſchwerde koſtenfällig zurückzuweiſen. 

Beſchluß des II. Zivilſenats vom 14. März 1913 i. S. 

F. gegen N. Nr. 14. 1913. 


1) Vgl. Gaupp⸗-Stein zu 8 807 Ziff. IV, Peterſen-Anger 
zu § 807 zu N. 7, Seuff Komm. zu § 807 Ziff. 6. 
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15. 


Erſatz der Anslagen des Stenerkolleginms als 
Aebenkläger. 


In einer Steuerſtrafſache hatte das K. Steuerkollegium 
als Nebenkläger zu der landgerichtlichen Berufungsverhand⸗ 
lung in E. ſein rechtskundiges Mitglied entſandt und her⸗ 
nach die Feſtſetzung der Reiſekoſten und Diäten desſelben 
gegenüber dem rechtskräftig Verurteilten beantragt. Der An⸗ 
trag iſt vom Landgericht abgewieſen, der landgerichtliche Be⸗ 
ſchluß auf erhobene Beſchwerde aufgehoben worden in der 
Erwägung: 

1. daß das K. Steuerkollegium durch feine gemäß § 467 
StPO. erfolgte Anſchließung an die Strafverfolgung in der 
Eigenſchaft als Verwaltungsbehörde die Rechte als Neben— 
kläger und hiermit nach $ 437 StPO. die Rechte des 
Privatklägers erlangt hat, ſoweit nicht aus dem Geſetz ſelbſt, 
wie aus §S 468, 469, auch aus § 467 durch die Vorſchrift 
der Vertreterbeſtellung ein anderes ſich ergibt; 

2. daß zu dieſen Rechten auch das Recht gehört, gemäß 
§ 503 StPO. vom Verurteilten den Erſatz der erwachſenen 
notwendigen Auslagen zu verlangen, nachdem im Geſetz eine 
Ausnahme hiefür nicht vorgeſehen iſt; 

3. daß eine ſolche aber auch nicht daraus abzuleiten iſt, 
daß die Verwaltungsbehörde in den Fällen des $ 467 StPO. 
in gewiſſem Sinn als Organ der Staatsgewalt auftritt, da 
die Verfolgung des ſtaatlichen Strafanſpruchs 3 in dieſen 


Jahrbücher der Württemb. Rechtspflege. XXV. 3. 
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Fällen wie in jedem anderen Fall einer zugelaſſenen Neben⸗ 
klage ausſchließlich der Staatsanwaltſchaft als öffentlichem 
Ankläger obliegt, und nur daneben der Verwaltungsbehörde, 
wenn auch in öffentlichem Intereſſe der ſtaatlichen Steuer⸗ 
erhebung die Anſchluß berechtigung mit der daraus gleich» 
mäßig wie für jeden anderen Nebenkläger folgernden pro— 
zeſſualen Befugniſſen eingeräumt iſt, ſie aber nicht etwa als 
notwendiger Prozeßfaktor dabei der Staatsanwaltſchaft gleich⸗ 
geſtellt iſt, vielmehr nur eine in beſtimmten Schranken zur 
Geltendmachung allerdings ſtaatlicher Intereſſen auf ihren 
Antrag zugelaſſene Nebenpartei bildet, die nach der Recht⸗ 
ſprechung des Senats auch die Koſten eines von ihr erfolg⸗ 
los eingelegten Rechtsmittels zu tragen hat und deren Aus- 
lagen beſondere Parteikoſten neben den Gerichtskoſten dar: 
ſtellen, daher auch von der Beſtimmung des $ 1 GerfKße!. 
nicht berührt werden; 

4. daß vorliegend die durch Teilnahme des Vertreters 
des K. Steuerkollegiums an der Hauptverhandlung zweiter 
Inſtanz erwachſenen Koſten als notwendige Auslagen der 
Nebenklägerin ſich darſtellen, da letztere, vom Geſetz zur Be— 
ſtellung eines Vertreters gezwungen, bei der ſteuerrechtlich 
in verſchiedener Richtung nicht einfachen Geſtaltung des 
Falles begründeten Anlaß hatte, ſich in der Berufungsver— 
handlung vertreten zu laſſen, um den Aufgaben der vom 
Geſetzgeber mit der beſonderen Kenntnis der einſchlägigen 
Geſetze und techniſchen Fragen des Abgabenweſens ſowie 
mit dem Ziel der Befolgung gleicher Rechtsgrundſätze bei 
Verwaltungs- und Gerichtsbehörden begründeten Anſchluß— 
berechtigung im gegebenen Fall voll zu genügen; 

5. daß endlich das vom Vorrichter bezweifelte Prüfungs⸗ 
recht der Gerichte in Abſicht auf die Notwendigkeit und die 
Höhe der Auslagen der Verwaltungsbehörden gegenüber dem 
Verurteilten im Geſetz ſeine unzweifelhafte Stütze hat. 

Beſchluß des Strafſenats vom 4. März 1912 in der 

Strafſache gegen G. Sp. in H. wegen Wanderge werbe⸗ 

ſteuergefährdung. 
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IR bei Inſammentreffen von Sachbeſchädigung und 
mutwilligem Kleiderzerreißen die Anwendung des 8 73 
tg. ausgeſchloſſen? 


Aus den 
Gründen: 

Der Angeklagte hatte von der Verwaltung des Amts⸗ 
gerichtsgefängniſſes St. aus deſſen Kleidervorrat zur vorüber⸗ 
gehenden Benützung eine Hoſe und Juppe erhalten, dieſe 
Kleidungsſtücke dann aus Bosheit und Mutwillen zerriſſen 
und hierdurch ſeine teilweiſe Neubekleidung auf ſtaatliche 
Koſten erforderlich gemacht. Gegen die hierwegen aus § 303 
StGB. und Art. 10 Ziff. 2 Pol StG. in Verbindung mit 
§ 73 StGB. ausgeſprochene Verurteilung hat der Ange⸗ 
klagte eingewendet, daß er nur wegen Vergehens im Sinne 
des § 303 StGB. hätte verurteilt werden dürfen. Die Rüge 
iſt nicht begründet. 

Sie wäre begründet, wenn von den in Frage ſtehenden 
Geſetzesbeſtimmungen die eine eine allgemeine, die andere 
eine beſondere die Anwendung der allgemeinen ausſchließende 
Vorſchrift enthalten würde (Spezialität), oder wenn die eine 
Beſtimmung nur dann Anwendung finden ſollte, falls die 
andere nicht zur Anwendung gelangen kann (Subſidiarität), 
endlich wenn der Tatbeſtand der einen Beſtimmung begriff⸗ 
lich die Merkmale der anderen in ſich ſchließen, die letztere 
alſo mit der erſteren ſich decken, in der erſteren aufgehen 
würde (Konſumtion). Keiner von allen 3 Fällen trifft vor⸗ 
liegend zu. Der § 303 StGB. und der Art. 10 Ziff. 2 
PolStG. enthalten vielmehr nach ihrem objektiven und ſub⸗ 
jektiven Inhalt, ſowie nach den durch ſie geſchützten Rechts⸗ 
gütern vollſtändig getrennte, von einander unabhängige jelb- 
ſtändige Tatbeſtände und es iſt ausgeſchloſſen, daß hinſicht⸗ 
lich ihrer nach dem Wollen und der Abſicht des Geſetzes 
die Grundſätze der Spezialität oder der Subſidiarität oder 
der Konſumtion zur Geltung kommen könnten. Unzutreffend 

22 * 
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iſt daher die von Schicker, Polizeiſtrafrecht uſw. in Württem⸗ 
berg, übrigens ohne nähere Begründung vertretene Anſicht: 
wenn es ſich um nicht dem Täter gehörige Kleider handle, 
fo greife im Fall der Stellung eines Strafantrags der $ 303 
StGB. und nur mangels eines Strafantrags der Art. 10 
Ziff. 2 Pol StG. Platz. Nach allgemein anerkannten Grund⸗ 
ſätzen wäre überdies, wenn aus einem der angegebenen 
Gründe lediglich der $ 303 StGB. zur Anwendung käme, 
beim Fehlen des erforderlichen Strafantrags nach § 259 
Abſ. 2 StPO. die Einſtellung des Verfahrens auszuſprechen 
und es hätte der Art. 10 Ziff. 2 Pol StG. gegenüber der 
auch in dieſem Fall zutreffenden Feſtſtellung des $ 303 StGB. 
außer Betracht zu bleiben. 

Urteil des Strafſenats vom 13. Mai 1912 in der Straf⸗ 

ſache gegen G. W. von S. wegen Sachbeſchädigung 

und mutwilligen Kleiderzerreißens. 


17. 


Diebflahl oder Unterſchlagung von Boflpaketen, die vor 
Bnhlung des Kachnahmebetrags am Schalter wegge⸗ 
nommen werden. 


Der Angeklagte hat auf dem Poſtamt in B. 4 dort für 
ihn angekommene Pakete der dienſttuenden Schalterbeamtin 
K. abgenommen und ſich damit aus dem Poſtgebäude ent⸗ 
fernt, ohne die auf den Paketen laſtende Nachnahme bezahlt 
zu haben. Während das Schöffengericht den Angeklagten 
wegen Diebſtahls ſchuldig geſprochen, hat die Strafkammer 
nur ein Vergehen der Unterſchlagung auf Grund der ſchließ⸗ 
lichen Feſtſtellung angenommen, der Angekl. habe ſich fremde 
bewegliche Sachen, die er im Gewahrſam hatte, rechtswidrig 
zugeeignet. Die Strafkammer erwägt: die K. habe im Augen⸗ 
blick, als ſie dem Angekl. die Pakete zum Schalter heraus⸗ 
gab, angenommen, derſelbe werde den Nachnahmebetrag an 
Schalter II bereitgelegt haben; ſie habe alſo anſcheinend in 
Erwartung alsbaldiger Gegenleiſtung gehandelt, weshalb 
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nicht auszuſchließen ſei, daß ſie im Vertrauen auf die un⸗ 
mittelbar bevorſtehende Zahlung dem Angekl. die Pakete vor⸗ 
läufig in ſeinen Gewahrſam habe übergeben wollen; jeden⸗ 
falls ſei es dem Angekl. nicht zu widerlegen, daß er dies 
als Abſicht der K. angenommen habe. 

Die Reviſion des Angekl. rügt Verletzung des § 246 
StGB., ſofern die Pakete für ihn keine fremden Sachen 
geweſen ſeien, weil die K. im Glauben an die bereits ge⸗ 
ſchehene Zahlung des Nachnahmebetrags dem Angekl. das 
Eigentum bedingungslos übertragen habe. In dieſer Rich⸗ 
tung hat ſich die Strafkammer eigener Ausführungen ent⸗ 
halten und damit begnügt, auf die Gründe des Schöffen⸗ 
gerichts Bezug zu nehmen und dieſes erwägt, daß auch nach 
Aushändigung der Pakete an den Angekl. die Abſenderin 
Eigentümerin geblieben ſei, da in den Fällen der Zug⸗ um 
Zugleiſtung der Regel nach anzunehmen ſei, daß der Ver⸗ 
äußerer, hier in ſeiner Vertretung die Poſtbeamtin, das 
Eigentum erſt mit der Bezahlung aufgeben wolle. Dieſe Aus⸗ 
führungen, die dahin zu verſtehen ſind, daß nach Abſicht der 
Schalterbeamtin das Eigentum an den Paketen auf den An⸗ 
gekl. nur für den Fall der wirklichen Bezahlung des Nach⸗ 
nahmebetrags habe übergehen ſollen, ſind rechtlich nicht zu 
beanſtanden. Sie ſtehen auch nicht in Widerſpruch mit den 
tatſächlichen Feſtſtellungen der Strafkammer; denn dieſe ſagt 
nicht, wie die Reviſion meint, daß die K. angenommen habe, 
der Angekl. habe bereits Zahlung geleiſtet, ſondern nur, 
daß ſie geglaubt habe, der Angekl. habe das Geld behufs 
demnächſtiger Zahlung am Schalter bereit gelegt. Ob von 
dieſem Ausgangspunkt aus nicht die Annahme vorzuziehen 
geweſen wäre, die K. habe ebenſo wie den Uebergang des 
Eigentums auch die Uebertragung des Gewahrſams auf den 
Angekl. von der wirklichen Zahlung des Nachnahmebetrags 
abhängig machen wollen, entzieht ſich, weil auf tatſächlichem 
Gebiet liegend, der Beurteilung des Reviſionsgerichts. Auch 
iſt durch die Entſcheidung der Strafkammer in dieſer Rich⸗ 
tung der Angekl. nicht beſchwert. 
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Der Angriff der Reviſion geht ſonach fehl. Die Straf⸗ 
kammer ſpricht ausdrücklich aus, daß der Angekl. ſich in den 
Paketen bewußt rechtswidrig fremde Sachen angeeignet habe. 
Auch dieſe Feſtſtellung läßt keinen Rechtsirrtum erkennen 
und genügt zur ausgeſprochenen Verurteilung. Es liegt 
darin, daß der Angekl. durch die Aushändigung der Pakete 
nicht nur nicht das Eigentum daran, ſondern auch nicht das 
Recht erlangt hat, ſich die Pakete ohne Zahlung des Nach— 
nahmebetrags anzueignen und daß er ſich deſſen bewußt ge⸗ 
weſen ſei. Hienach war die Reviſion zu verwerfen. 

Urteil des Strafſenats vom 23. Sept. 1912 in der 

Strafſache gegen J. B. in M. wegen Unterſchlagung. 


18. 


Inwieweit if unbeaufſichtigtes Stehenlaſſen eines be⸗ 
ſpannten Fuhrwerks ſtrafbar? 


Aus den 
Gründen: 

Die K. Verordnung vom 6. Juli 1873 betr. Vorſchriften 
über die Benützung öffentlicher Straßen und ihrer Zubehör— 
den ſchreibt auf Grund der Nachtragsverordnung vom 16. 
Sept. 1900 in 87 Abſ. 1 und 2 vor: 

der Wagenführer iſt zu gehöriger Vorſicht bei der Leitung 
ſeines Fuhrwerks verpflichtet. Er darf das beſpannte 
Fuhrwerk nicht ohne Aufſicht ſtehen laſſen. 

Von letzterer Vorſchrift iſt nach Abſ. 3 bei den der 
Beförderung von Waren oder ſonſtigen Gütern dienenden 
Fuhrwerken eine Ausnahme inſofern zugelaſſen, als der Wa: 
genführer nicht gehindert iſt, ohne Zurücklaſſung einer Auf— 
ſichtsperſon ſich behufs des nötigen Beladens oder Entladens 
vorübergehend von ſeinem Fuhrwerk zu entfernen, wenn er 
dieſes zuvor an geeigneter Stelle in unmittelbarer Nähe des 
Grundſtücks, in das er ſich begibt, aufgeſtellt, das Geſpann 
zurückgebunden und wenigſtens ein Rad mittels einer zweck— 
mäßigen und haltbaren Vorrichtung geſperrt, auch die ſonſt 
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nach den Umſtänden zur Sicherheit des Verkehrs etwa er: 
forderlichen Vorkehrungen getroffen hat. Dieſe Ausnahme⸗ 
beſtimmung greift aber nicht Platz, wenn die am Wagen be⸗ 
findlichen Zugtiere Neigung zum Durchgehen haben oder 
wenn vermöge ſonſtiger beſonderer Umſtände die Entfernung 
des Wagenführers vom Fuhrwerk ohne Zurücklaſſung einer 
Aufſichtsperſon der ihm obliegenden Vorſicht nicht entſpricht. 

Die erwähnte Verordnung iſt unter Bezugnahme auf 
§ 366 Ziff. 10 StGB. und Art. 19 PolStG. erlaſſen 
und genießt ſonach den daſelbſt vorgeſehenen ſtrafgeſetzlichen 
Schutz. Der Angeklagte iſt wegen Uebertretung im Sinn 
des § 366 Ziff. 10 StGB. zu Strafe verurteilt worden und 
hat hiegegen Reviſion eingelegt. 

Wie für das Reviſionsgericht bindend feſtgeſtellt iſt, hat 
der Angeklagte am 13. April 1912 nachts etwa 1 Uhr zu 
Sch. ſein leeres Fuhrwerk, einen Einſpänner, vor der Wirt⸗ 
ſchaft zum „König Wilhelm“ in der Lauterbacherſtraße auf 
der Straße ſtehen laſſen und ſich etwa 20 Minuten lang in 
der Wirtſchaft aufgehalten, ohne daß eine Perſon zur Auf⸗ 
ſicht beim Pferd verblieben wäre; dieſes hatte er zuvor be— 
deckt, hinten mit dem Zügel zurückgebunden und den Wagen 
durch Zumachen der Mücke gebremſt. In der Wirtſchaft hat 
der Angekl. zwei Glas Bier getrunken, den Wirt hiebei ge⸗ 
fragt, ob er kein Mineralwaſſer brauche und keine leeren 
Flaſchen ihm mitzugeben habe; auch wurde ihm nicht ver⸗ 
worfen, daß er ein- oder mehrere Male durch das geſchloſ— 
ſene Fenſter der Wirtſchaft nach ſeinem, mit einer Laterne 
beleuchteten Fuhrwerk hinausgeſehen hat. 

Die Reviſion bemängelt ein Zutreffen des 87 der zit. 
K. Verordnung um deswillen, weil die Beaufſichtigung eines 
Tieres auch in dem Fall gegeben ſei, wenn eine Aufſichts⸗ 
perſon nicht bei dem Tiere ſteht, ſofern nur die Möglichkeit 
gegeben ſei, das Tier jederzeit im Auge zu behalten. Letzteres 
iſt in dieſer Allgemeinheit nicht zutreffend, jedenfalls ein Fall 
ſolcher Art nicht feſtgeſtellt, denn nach dem Inhalt und er⸗ 
kennbaren Zweck der Vorſchrift des 8 7 darf das beſpannte 
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Fuhrwerk tatſächlich nicht ohne Aufſicht ſtehen gelaſſen wer⸗ 
den und wenn auch nicht ausgeſchloſſen iſt, dieſe Beaufſich⸗ 
tigung nicht bloß durch ein Verweilen oder eine Aufſtellung 
in un mittelbarſter Nähe des Fuhrwerks oder der Zugtiere, 
ſondern auch von einer gewiſſen Entfernung aus oder bei 
einem Verweilen in einem anſtoßenden Raum, wie etwa in 
einer nächſtgelegenen offenen Scheuer, in einem offenen Haus⸗ 
öhrn u. dgl. noch der Vorſchrift entſprechend auszuüben, 
ſo muß hiebei doch als unerläßliche Vorausſetzung gelten, 
daß die betr. Perſon, ſei es der Wagenführer ſelbſt oder die 
von ihm mit der Beaufſichtigung des Fuhrwerks betraute 
Perſon, das Fuhrwerk im Auge behält und jederzeit in der 
Lage iſt, wirkſam einzugreifen und eine bei Unruhigwerden 
der Zugtiere oder aus ſonſtigem Anlaß durch das Fuhrwerk 
für die allgemeine Verkehrsſicherheit auf der Straße drohende 
Gefährdung hintanzuhalten. Hieraus ergibt ſich zugleich von 
ſelbſt, daß ein ſolches Sichentfernen vom Fuhrwerk nur ganz 
vorübergehend und von kurzer Dauer ſein, ſowie nur unter 
Anwendung der üblichen Vorſichtsmaßregeln erfolgen darf. 
Ein Fall dieſer Art iſt jedoch nach den vom Tatrichter ge- 
troffenen Feſtſtellungen vorliegend nicht gegeben: der Angekl. 
hat zwar entſprechende Vorſichtsmaßregeln am Fuhrwerk ge— 
troffen, aber er iſt 20 Minuten lang im Wirtſchaftslokal 
ſitzen geblieben, hat dort zwei Glas Bier getrunken und nur 
einige Male durch das Fenſter nach dem Fuhrwerk hinaus⸗ 
geſehen, ſomit das Fuhrwerk nicht der Vorſchrift entſpre— 
chend im Auge oder unter Aufſicht behalten. 

Hienach konnte bedenkenfrei der in der Verordnung vor— 
geſehene Fall des unbeaufſichtigten Stehenlaſſens eines be- 
ſpannten Fuhrwerks vom Vorrichter als gegeben angeſehen 
werden. Weiterhin wurde von ihm ohne erſichtlichen Rechts— 
irrtum das Nichtzutreffen der in dem § 7 zugelaſſenen Aus⸗ 
nahmebeſtimmung feſtgeſtellt. In dem 20 Minuten lang 
andauernden Verweilen in der Wirtſchaft wurde zutreffend 
ein nicht bloß vorübergehendes Sichentfernen des Wagenfüh— 
rers vom Fuhrwerk behufs nötigen Beladens desſelben er— 
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blickt, wenn dem Angekl. auch nicht verworfen wurde, daß 
er den Wirt wegen Mitnahme leerer Flaſchen befragen wollte, 
alſo wegen Beladen des Fuhrwerks zunächſt ſich entfernt hat, 
ſowie daß ſein Pferd keine Neigung zum Durchgehen hatte. 
Das langdauernde Verweilen im Wirtſchaftslokal diente auch 
nicht einem Beladen des Fuhrwerks und daß die mitternächt⸗ 
liche Stunde den Angekl. von der ihm obliegenden Verpflich⸗ 
tung nicht zu entbinden vermochte, bedarf keiner Ausführung, 
zumal die Anweſenheit von etwa 25 Wirtſchaftsgäſten feſt⸗ 
geſtellt iſt, die beim Nachhauſegehen am Fuhrwerk vorbei⸗ 
gehen mußten, was dem Angekl. die Notwendigkeit einer 
Aufſicht über letzteres um ſo mehr nahezulegen geeignet war. 
Nach dem Ausgeführten konnte das Rechtsmittel einen Er⸗ 
folg nicht haben. 

Urt. des Strafſenats vom 7. Okt. 1912 in der Straf: 

ſache gegen K. W. von L. 


19. 


Gehört die Hinterlegungsſportel zu den Koſten des 
Herfahrens? 


Die Frage wurde vom Strafſenat verneint. 
Aus den 
Gründen: 

In einer Strafſache iſt der Angeſchuldigte nach Leiſtung 
einer Sicherheit im Betrag von 10000 M. aus der gegen 
ihn verhängten Unterſuchungshaft entlaſſen und durch Be 
ſchluß der Strafkammer des Landgerichts unter Uebernahme 
der Koſten des Verfahrens auf die Staatskaſſe außer Ver⸗ 
folgung geſetzt worden, ferner wurde unter Aufhebung des 
Haftbefehls die Freigabe der geleiſteten Sicherheit angeord— 
net und zugleich eine Verpflichtung der Staatskaſſe, den An⸗ 
geſchuldigten für die erlittene Unterſuchungshaft zu entſchä— 
digen, verneint, da das Verfahren weder die Unſchuld des 
Angeſchuldigten ergeben noch auch nur dargetan habe, daß 
gegen ihn ein begründeter Verdacht nicht vorliege. Für die 
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Hinterlegung der Sicherheitsſumme iſt eine Sportel von 
60 M. angeſetzt und vom Angeſchuldigten bezahlt worden. 
Die vom Verteidiger beantragte Rückerſtattung dieſer Sportel 
iſt von der Strafkammer abgelehnt worden. Die hiegegen 
eingelegte Beſchwerde iſt zuläſſig, jedoch nicht begründet. 
Zu den auf die Staatskaſſe übernommenen Koſten des 
Verfahrens gehört weder die zum Zweck der Freilaſſung aus 
der Unterſuchungshaft geleiſtete Sicherheit noch die für die 
Hinterlegung der Sicherheitsſumme erhobene Sportel. Beides 
iſt vielmehr eine Auslage des Angeſchuldigten, die erſtere 
ein rein freiwilliger, in ſein Ermeſſen geſtellter Akt und die 
Sportel eine geſetzliche Folge desſelben. Unter den Koſten 
des Verfahrens im Sinn des § 496 StPO. werden außer 
den Gerichtsgebühren nach dem Reichsgerichtskoſtengeſetz im 
allgemeinen nur die Ausgaben und Aufwendungen verjtan- 
den, die durch die geführte Unterſuchung und durch die ihr 
nachgefolgte gerichtliche Entſcheidung veranlaßt ſind, in der 
Regel von der Staatskaſſe vorgeſchoſſen werden, im Geſetz 
($ 498 Abſ. 2 StPO.) auch als Auslagen der Staatskaſſe 
im Gegenſatz zu den dem Angeſchuldigten erwachſenen not⸗ 
wendigen Auslagen bezeichnet find. Hieher gehören die Ge— 
bühren für Zeugen und Sachverſtändige, Reiſekoſten der Ge⸗ 
richtsbeamten, Telephon⸗ und Fernſprechgebühren, Haft: und 
Transportkoſten u. dgl. Bei dem mit einer Hinterlegung 
verbundenen Koſtenaufwand wie der Hinterlegungsſportel 
handelt es ſich aber um Auslagen, die nicht nach ſtrafpro⸗ 
zeſſualen, ſondern nach beſonderen geſetzlichen 
Vorſchriften erhoben werden, nicht um eine durch das 
Verfahren bedingte, im Gerichtskoſtengeſetz geregelte Gerichts⸗ 
gebühr, ſondern um eine durch den Antrag auf Annahme 
der Hinterlegung ſofort entſtehende, lediglich für den Akt 
der gerichtlichen Hinterlegung nach Landesgeſetz zu ent⸗ 
richtende Gebühr. Das im weſentlichen auf Grund der 
Vorbehalte in Art. 144 — 446 EG. BGB. dem Landesrecht 
überlaſſene Hinterlegungsweſen iſt in Art. 143 ff. AusfGeſ. 
BGB. geregelt und daſelbſt in Art. 137 beſtimmt, daß 
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der Vollzug der Ausfolge eines hinterlegten Gegenſtandes 
nur inſolange auszuſetzen ſei, bis ſämtliche mit der Hinter⸗ 
legung verbundenen Koſten, Sporteln uſw. erlegt find. Die 
Gebührenvorſchriften für gerichtliche Hinterlegungen ſind in 
Art. 96 der Gerichtskoſtenordnung vom 1. Dez. 1906 ge⸗ 
geben und daſelbſt in Abſ. 4 vorgeſchrieben, daß die in Abſ. 
1 und 2 bezeichneten Gebühren mit Anordnung der Rückgabe 
des hinterlegten Gegenſtandes fällig werden. In Gemäßheit 
dieſer landesgeſetzlichen Beſtimmungen iſt vorliegend die 
Sportel von 60 M. für die hinterlegte Sicherheitsſumme an⸗ 
geſetzt und vom Angeſchuldigten erhoben worden. Sie fällt 
ſonach unter die dem Angeſchuldigten erwachſenen Auslagen, 
die bei einer Freiſprechung oder Außerverfolgungſetzung der 
Staatskaſſe nach $ 499 Abſ. 2 StPO. nach dem Ermeſſen 
des Gerichts auferlegt werden können, vorliegend jedoch 
nicht übernommen worden ſind. | 

Beſchluß des Strafſenats vom 21. Oktober 1912 in der 

Strafſache gegen R. D. in St. wegen Notzucht. 

Die Rückerſtattung der Sportel iſt nachträglich im Gna⸗ 
denweg erfolgt. | 


20. 


Herfahren und Koſtenentſcheidung in hüherer Inſtanz, 
wenn die Rechtskraft eines Strafbefehls in I. Inſtanz 
unbeachtet geblieben war. 


Aus den 
Gründen: 

Durch Strafbefehl des K. Amtsgerichts St. vom 30. Juni 
1911 iſt gegen den Angekl. wegen unerlaubten Wirtſchafts⸗ 
betriebs eine Geldſtraſfe von 3 M. eventuell 1 Tag Haft 
nebſt der Verpflichtung zur Koſtentragung feſtgeſetzt worden; 
auf erhobenen Einſpruch des Angekl. wurde dieſer vom 
Schöffengericht freigeſprochen und auf Berufung der Staats- 
anwaltſchaft dieſes Urteil aufgehoben, zugleich der Angell. 
zur Tragung der Koſten beider Inſtanzen verpflichtet. Die 
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hiegegen formrichtig eingelegte Reviſion des Angekl. rügt 
eine rechtsirrtümliche Anwendung des § 497 StPO. mit dem 
Antrag auf Aufhebung des Berufungsurteils eventuell Ein⸗ 
ſtellung des Verfahrens ſowie auf Uebernahme der Koſten 
einſchließlich der Verteidigungskoſten auf die Staatskaſſe. 

Die Reviſionsrüge iſt in ihrem weſentlichen Teil auch 
begründet. Denn der Einſpruch des Angekl. gegen den ihm 
am 5. Juli 1911 zugeſtellten amtsrichterlichen Strafbefehl 
iſt erſt am 13. Juli 1911 beim Amtsgericht eingekommen 
und zwar ohne daß eine etwaige Friſtverlängerung gemäß 
§ 43 Abſ. 2 StPO. dabei in Frage kam, der Einſpruch iſt 
ſonach verſpätet eingelegt worden, der Strafbefehl hiemit in 
Rechtskraft übergegangen und er hatte auf Grund des § 450 
StPO. die Wirkung eines rechtskräftigen Urteils erlangt. 
Dieſe Wirkung betrifft ſowohl die Anfechtbarkeit und Voll⸗ 
ſtreckbarkeit als auch die Geltung des Grundſatzes ne bis in 
idem, ſofern die eventuelle Würdigung der Straftat unter 
einem anderen, eine erhöhte Strafbarkeit begründenden Ge— 
ſichtspunkt vorliegend vornweg ausſcheidet. 

Bei dieſer Sachlage war das an den Einſpruch ſich an⸗ 
ſchließende weitere Verfahren des Amts- und Schöffenge- 
richts geſetzlich unzuläſſig, wie auch im Berufungsurteil zu: 
treffend angenommen iſt und war in letzterem unſtreitig die 
Beſeitigung der Folge des unzuläſſigen Verfahrens, nämlich 
des materiell auf Freiſprechung lautenden ſchöffengerichtlichen 
Urteils ausgeſprochen. Zugleich aber wäre, weil eine wei— 
tere oder abermalige Verfolgung des Angekl. wegen derſelben 
Straftat mit Rückſicht auf die vom Schöffengericht überſehene 
Rechtskraft des vorausgegangenen Strafbefehls geſetzlich aus: 
geſchloſſen war und anderſeits der wenn auch verſpätete 
Einſpruch des Angekl. vorlag, auszuſprechen geweſen, was 
ſchon Sache des Amtsrichters war, daß nämlich der gegen 
den amtsrichterlichen Strafbefehl erhobene Einſpruch als un— 
zuläſſig verworfen werde, vgl. auch § 66 Ziff. 4 Ger. Koſt.⸗ 
Geſ. Dieſe Entſcheidung zu treffen liegt nunmehr dem Re— 
viſionsgericht ob. 
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Aber auch die im Berufungsurteil ausgeſprochene Ver⸗ 
pflichtung des Angekl., die Koſten beider Inſtanzen zu tragen, 
iſt angeſichts der Vorſchrift des §8 497 StPO. ſowie der 
Tatſache, daß in dieſen Inſtanzen weder eine Verurteilung 
des Angekl. zu Strafe noch die Verwerfung eines Rechts⸗ 
mittels des Angekl. erfolgte, rechtlich nicht haltbar. Nach 
der für die Koſtenentſcheidungen grundlegenden Vorſchrift 
des § 497, vgl. 8 499 StPO., hat ein Angeklagter die Koſten 
nur dann zu tragen, wenn er zu Strafe verurteilt wird. 
Dieſe Vorausſetzung iſt im Berufungsurteil nicht gegeben: 
eine Verurteilung zu Strafe iſt in ihm nicht ausgeſprochen 
und ſie konnte auch nicht ausgeſprochen werden, weil 
wegen der Straftat bereits ein Strafbefehl mit der Wir⸗ 
kung eines rechtskräftigen Urteils gegen den Angekl. vor⸗ 
lag und eine nochmalige Verurteilung des ſchon rechts⸗ 
kräftig zu Strafe und Koſten Verurteilten in einem geſetzlich 
unzuläſſigen Verfahren, deſſen Einleitung und Durchführung 
nicht von ihm abhängig war und lediglich auf einem Ge— 
richtsverſehen beruhte, wegen derſelben Straftat geſetzlich aus⸗ 
geſchloſſen war. Hatte auch, ſo wie die Sache einmal lag, 
das Berufungsgericht in erſter Linie auf Aufhebung des erſt⸗ 
inſtanzlichen Urteils zu erkennen, ſo konnte es, weil dieſe 
Aufhebung jedenfalls keine Verurteilung zu Strafe mehr ent- 
hielt bzw. mitenthalten durfte, keinesfalls dem Angekl. wei⸗ 
tere Koſten zuſcheiden als die Koſten der Verwerfung des 
verſpätet eingelegten Einſpruchs. Denn die weitergehende 
Koſtenentſcheidung des Vorrichters iſt auch nicht unter dem 
Geſichtspunkt der in der Hauptſache mit Erfolg durchgeführ⸗ 
ten Berufung der Staatsanwaltſchaft im Anſchluß an § 505 
StPO. gerechtfertigt: ſchon in den Geſetzesmaterialien iſt 
ausgeſprochen und ſeither in der Rechtſprechung anerkannt, 
daß der Einſpruch gegen einen Strafbefehl nicht die Eigen⸗ 
ſchaft eines Rechtsmittels hat; überdies fehlt es nach wie 
vor in dieſem Verfahren an einer Verurteilung des Angell. 
Eine analoge Anwendung des 8 505 vermag nur die Zu⸗ 
ſcheidung der durch die Verwerfung des Einſpruchs entſtan⸗ 
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denen Koſten an den Angekl. zu begründen; eine Anwen⸗ 
dung des 8 497, auf die der Vorrichter feine Entſcheidung 
ohne nähere Begründung ſtützt, bleibt, wie ſchon dargelegt, 
für das nach Eintritt der Rechtskraft des Strafbefehls weiter 
geführte, geſetzlich unzuläſſige Verfahren für beide Vorin⸗ 
ſtanzen ausgeſchloſſen. Von der oben angeführten Ausnahme 
abgeſehen ſind daher alle weiteren Koſten des Verfahrens 
auf die Staatskaſſe zu übernehmen, nur die im rechtskräf⸗ 
tigen Strafbefehl ausgeſprochene Koſtenverpflichtung bleibt 
ſelbſtredend beſtehen. 

Für die vom Angekl. beantragte Uebernahme der Ver⸗ 
teidigungskoſten auf die Staatskaſſe ermangelt eine geſetz⸗ 
liche Grundlage, wie eine ſolche hinſichtlich der Koſten des 
Verfahrens im § 497 gegeben iſt, nachdem weder eine Frei⸗ 
ſprechung noch eine ihr gleichzuachtende Einſtellung des Ver⸗ 
fahrens ausgeſprochen wurde. Auch hat der Angekl. das 
weitere als unzuläſſig erklärte Verfahren zwar nicht ver⸗ 
ſchuldet, aber an ihm ſich immerhin mit Anträgen, die eine 
materielle Entſcheidung in beiden Inſtanzen bezweckten, be⸗ 
teiligt. 

Hienach war wie geſchehen zu erkennen. 

Urteil des Strafſenats vom 4. Dezember 1911 in der 
Strafſache gegen G. G. in St. wegen unerlaubten Wirt⸗ 
ſchaftens. Nr. 381. 


21. 


Zum Begriff ſonſtiger Luſtbarkeiten im Sinn des 
Ss 1051 Gew. 

Inwieweit gehört der Jigarrenverkauf zum Wirt⸗ 
ſchaftsbetrieb? 


Nach dem feſtgeſtellten Sachverhalt iſt in der Rollſchuh⸗ 
bahn zu St., in der zugleich eine Wirtſchaft betrieben wird, 
in oder neben dem Wirtſchaftsraum ein Verkaufspavillon 
für Zigarren und Zigaretten errichtet worden. Während 
anfangs der Verkauf von dem Reſtaurationspächter über⸗ 
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nommen und durch deſſen Perſonal ausgeführt worden war, 
hat der Angekl. ſeit 1. März 1911 vom Inhaber der Roll⸗ 
ſchuhbahn den Verkaufsſtand gepachtet und ſeither durch eine 
von ihm angeſtellte Verkäuferin täglich und zwar auch an 
Sonn- und Feiertagen, jedoch nur an denjenigen Tagen und 
zu den Zeiten, in denen Rollſchuh gefahren wurde, bis zum 
Schluß des Bahnbetriebs, alſo ungefähr 11 Uhr nachts, Zi⸗ 
garren und Zigaretten verkaufen laſſen. Am 8. März hat er 
nach vorausgegangener polizeilicher Erhebung ein Geſuch 
um Genehmigung des Verkaufs an das Stadtpolizeiamt ges 
richtet und er hat, nachdem am 8. Mai ein amtsrichterlicher 
Strafbefehl wegen Vergehens gegen 88 139 e, 146 a, 105 
GewO. gegen ihn erlaſſen, auch von ihm Einſpruch dage- 
gen erhoben war, ſich perſönlich auf dem Polizeiamt erkun⸗ 
digt, ob er durch den Verkauf gegen die Beſtimmungen der 
GewO. über den Ladenſchluß und die Sonntagsruhe im 
Handelsgewerbe verſtoße, wobei er auf ſeine Anfrage die 
Auskunft erhielt, er ſolle bis zur rechtskräftigen Erledigung 
der Sache mit dem Verkauf weiter machen. 

Vom Schöffengericht wurde der Angekl. freigeſprochen und 
die von der Staatsanwaltſchaft eingelegte Berufung ver⸗ 
worfen, wobei das Berufungsgericht davon ausging, daß 
weder § 139 e noch § 105 GewO. zutreffen. Die Reviſion 
der Staatsanwaltſchaft rügt mit dem Antrag auf Aufhebung 
des Berufungsurteils die Verletzung des materiellen Rechts, 
insbeſondere Verkennung der Vorſchriften der §§ 139 e, 
105 a—g GewO. Die Rüge iſt begründet. 

Nach § 139 e GewO. müſſen offene Verkaufsſtellen von 
9 Uhr abends bis 5 Uhr morgens für den geſchäftlichen Ver⸗ 
kehr geſchloſſen ſein und nach $ 105 b, vgl. §S 41a GewO. 
und Verfügung der Stadtdirektion St. vom 6. Oktober 1906, 
darf an Sonn- und Feiertagen an offenen Verkaufsſtellen 
ein Gewerbebetrieb nicht ſtattſinden, inſoweit von der zu⸗ 
ſtändigen Behörde nicht Ausnahmen zugelaſſen ſind, eine 
ſolche iſt für den Zigarrenverkauf in St. nur in der Zeit 
von 11—1 Uhr und 5—9 Uhr zugelaſſen. Vom Angell. 
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ſind nach der getroffenen Feſtſtellung hienach weder der für 
offene Verkaufsſtellen vorgeſchriebene Ladenſchluß um 9 Uhr 
abends noch die Vorſchriften über die Sonntagsruhe im 
Handelsgewerbe eingehalten worden. Die hiedurch aus 
8 146 a GewO. folgende Strafbarkeit des Angekl. als Ar⸗ 
beitgebers bleibt jedoch ausgeſchloſſen, wenn nach § 105 
GewO. die Beſtimmungen über die Sonntagsruhe auf feinen 
Betrieb keine Anwendung finden und wenn außerdem — 
abgeſehen von einem etwaigen Ausnahmefall des Abſ. 2 
8 139 e GewO. — keine offene Verkaufsſtelle im Sinn dieſes 
Paragraphen in Frage ſteht. 

Nach § 1051 GewO. finden $ 105a Abſ. 1 und die 
§8 105 b—g, d. h. die Vorſchriften der GewO. über Sonn⸗ 
tags⸗ und Feiertagsruhe keine Anwendung auf Gaſt⸗ 
und Schankwirtsgewerbe, Muſikaufführungen, Schauſtellun⸗ 
gen, theatraliſche Vorſtellungen oder ſonſtige Luſtbarkeiten 
ſowie auf Verkehrsgewerbe. Der Vorrichter hat nun den 
angeführten Zigarrenverkauf des Angekl. nicht als ſelbſtän⸗ 
digen Gewerbebetrieb, ſondern als bloßes accedens des Roll⸗ 
ſchuhbahnunternehmens, das eine Luſtbarkeit darſtelle, ange⸗ 
ſehen mit der Begründung, daß es wie für Beſucher von 
Gaſt⸗ und Schankwirtſchaften oder das reiſende Publikum 
ſo auch für die Beſucher einer Rollſchuhbahn angenehm ſei, 
ein etwaiges Bedürfnis zu rauchen befriedigen zu können 
und daß der Beſuch dieſer Bahn eine Steigerung erfahre, 
wenn Gelegenheit zu dieſer Befriedigung geboten werde und 
daß, wie anzunehmen ſei, der Zigarrenverkauf ſich in den 
Grenzen des augenblicklichen Bedürfniſſes der Beſucher der 
Rollſchuhbahn halte, wobei es keinen Unterſchied mache, ob 
der Zigarrenverkauf vom Unternehmer der Rollſchuhbahn 
ſelbſt betrieben oder von ihm verpachtet werde. Dieſe Aus⸗ 
führung läßt eine rechtsirrtümliche Auslegung des Begriffs 
Luſtbarkeit im Sinn des zit. $ 105 i, insbeſondere eine nicht 
zutreffende Gleichſtellung dieſes Begriffs mit dem des Schank⸗ 
gewerbebetriebs erkennen. 

Denn der Begriff der Luſtbarkeit beſtimmt ſich aus 
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dem Weſen und Zweck des betreffenden Luſtbarkeitsunter⸗ 
nehmens; vorliegend erſchöpft ſich dieſes in der Gewährung 
von zweckmäßiger und angenehmer Gelegenheit zum Roll⸗ 
ſchuhfahren ſowie auch zur Beſichtigung dieſes Fahrens, zu 
bequemem Zuſehen während der Betriebszeit. Nur ſolche 
Einrichtungen, die dieſen Zweck und ſeine Ausführung er⸗ 
möglichen und fördern, bilden einen dem Luſtbarkeitsbetrieb 
einer Rollſchuhbahn ausſchließlich dienſtbaren, nicht ſelbſtän⸗ 
digen Nebenbetrieb und Zubehör desſelben; ein Hinausgehen 
über das, was nach Art und Natur zum Gebiet einer be— 
ſtimmten Luſtbarkeit gehört und zur Erreichung des mit ihr 
erſtrebten Zwecks erforderlich iſt, würde die notwendige Um- 
grenzung im Sinn des Geſetzes unmöglich machen und dies 
doppelt bei einer Ausnahmevorſchrift, wie der § 105 i un: 
ſtreitig eine ſolche iſt. Nicht ſchon der Umſtand, daß ein 
gewerblicher Betrieb mit dem Hauptunternehmen räumlich 
und zeitlich verbunden wird oder daß er als eine im Sinn 
des Unternehmers erwünſchte und ſeinem Vorteil durch Stei⸗ 
gerung der Frequenz dienende Ausdehnung des Hauptunter⸗ 
nehmens in die Erſcheinung tritt, oder ſchon das Vorhan— 
denſein eines den Teilnehmern an einer Luſtbarkeit oder 
einer größeren Gruppe derſelben angenehmen Betriebs, be— 
rechtigt zu der Annahme, daß der letztere lediglich ein un⸗ 
ſelbſtändiger Teil, ein natürlicher Ausfluß und weſentliches 
Zubehör des Hauptbetriebs iſt, vielmehr muß jeweils, wenn 
jemand in ſeinen Räumen mehrere, an ſich verſchieden zu 
beurteilende Gewerbe betreibt, nach Art, Zweck und Umfang 
des Betriebs geprüft werden, ob der einzelne als ſelbſtändi⸗ 
ger oder bloßer Pertinenzbetrieb ſich darſtellt. 

Andernfalls käme man zu den weitgehendſten, der aus: 
geſprochenen Abſicht des Geſetzgebers widerſprechendſten Kon— 
ſequenzen. Die Auslegung des Vorrichters würde z. B. 
folgerichtig dazu führen, bei jedem Luſtbarkeitsbetrieb der 
vorliegenden oder ähnlichen Art auch einen Wirtſchaftsbe— 
trieb, weil für die Teilnehmer oder einen großen Teil der- 
ſelben angenehm und den Beſuch oder Anreiz dazu im In— 
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tereſſe des Unternehmers ſteigernd, ohne weiteres als Teil 
und Ausfluß des Hauptbetriebs anzuſehen. Dasſelbe würde 
für einen Verkauf von Delikateſſenwaren u. dgl. bei einem 
Luſtbarkeitsunternehmen gelten müſſen. Nun hat aber der 
Geſetzgeber das Schankwirtſchaftsgewerbe neben einem Luſt⸗ 
barkeitsbetrieb als ſelbſtändiges Gewerbe nicht nur allgemein 
und begrifflich unterſchieden, ſondern gerade in der kritiſchen 
Ausnahmevorſchrift des § 105 i beide ausdrücklich und be⸗ 
ſonders nebeneinander genannt, auch iſt und bleibt jeder mit 
einem Luſtbarkeitsunternehmen verbundene Wirtſchaftsbetrieb 
den beſonderen Vorſchriften für das Wirtſchaftsgewerbe unter⸗ 
worfen. Dies trifft vorliegend, wie unbeſtritten, ſpeziell für 
den mit der Rollſchuhbahn verbundenen Reſtaurationsbetrieb 
zu. Ebenſo unterliegt, wie die Reviſion zutreffend ausführt, 
ein damit verbundenes Handelsgewerbe wie der hier in einem 
beſonderen Verkaufspavillon durch einen eigenen Angeſtellten 
des Angekl. betriebene Zigarrenverkauf den für dieſes Han⸗ 
delsgewerbe geltenden beſonderen Vorſchriften, gleichgültig ob 
das Handelsgewerbe zur Steigerung des Beſuchs der Luſt— 
barkeit oder umgekehrt die Luſtbarkeit zur Steigerung des 
Handelsgewerbebetriebs beſtimmt iſt. Soweit vom Vor— 
richter auf die dem reiſenden Publikum im Eiſenbahnverkehr 
gebotene Gelegenheit zur Befriedigung des Rauchbedürfniſſes 
Bezug genommen wird, ermangelt die Schlüſſigkeit dieſes 
Hinweiſes ſchon deshalb, weil dieſer Zigarrenverkauf zu dem 
von den Vorſchriften der GewO. ausgenommenen Gewerbe— 
betrieb der Eiſenbahnunternehmung gehört. Dagegen wird 
allerdings zu dem nach § 1051 während der Sonntagsruhe 
erlaubten Schan kwirtſchafts betrieb auch der Ver⸗ 
kauf von Zigarren und Zigaretten zutreffend dann gerechnet, 
wenn er lediglich an die im Wirtſchaftslokal verkehrenden 
Gäſte und in ſo geringen Quantitäten ſtattſindet, daß ein 
Verbrauch oder Genuß auf der Stelle ſeitens der Gäſte ver: 
mutet werden kann. Hiebei bildet indes nicht, wie der Vor⸗ 
richter anzunehmen ſcheint, die Verabreichung der Genuß— 
mittel „zum ſofortigen Genuß“, ſondern der Vertrieb zum 
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Genuß auf der Stelle im örtlichen Sinn das entſcheidende 
Kriterium. Denn andernfalls käme man zu der Folgerung, 
daß den Schankwirten der Verkauf von Genuß⸗ und Nah⸗ 
rungsmitteln zu dem in der Regel vorauszuſetzenden ſoforti⸗ 
gen Verzehr oder Genuß auch über die Straße während der 
für das Handelsgewerbe geſchloſſenen Zeit geſtattet wäre. 
Allein der bei dem Schankwirtſchaftsbetrieb zuläſſige Zigar⸗ 
renverkauf liegt ſchon im Weſen und Zweck des erſteren: 
Zigarren ſind Genußmittel und das Schankwirtſchaftsgewerbe 
beſteht begrifflich in der gewerbsmäßigen Verabreichung von 
Nahrungs⸗ und Genußmitteln zum ſofortigen Genuß der 
Wirtſchaftsbeſucher an Ort und Stelle. Wenn hiebei die 
Verabreichung nicht auf Getränke und Speiſen ſich beſchränkt, 
ſondern das Wirtſchaftsgewerbe auch den Vertrieb gewiſſer 
anderer, dem augenblicklichen Genuß oder Bedürfnis des 
Wirtſchaftspublikums nach der Verkehrsſitte dienender Ge⸗ 
genſtände wie außer Zigarren z. B. auch Blumen umfaßt, 
ſo kann dasſelbe nicht ohne weiteres auch auf ein Luſtbar⸗ 
keitsunternehmen übertragen werden. Als ein ſolches wird 
eine Rollſchuhbahn zutreffend angeſehen, aber dieſes Unter⸗ 
nehmen iſt begrifflich verſchieden von einem Schankwirt⸗ 
ſchaftsbetrieb, beide haben weſentlich verſchiedene Zwecke und 
Formen des Betriebs; der Zigarrenverſchleiß ſpeziell iſt nicht 
derart organiſch mit dem Rollſchuhbahnunternehmen ver⸗ 
bunden, daß er etwa ein natürlicher und notwendiger Teil 
und Ausfluß desſelben wäre, wie dies in der erwähnten 
Beſchränkung für das Wirtſchaftsgewerbe bei ihm zutrifft, 
er bildet vielmehr einen außerhalb des Rahmens 
der fraglichen Luſtbarkeit liegenden ſelbſtändigen 
gewerblichen Betrieb. Im angefochtenen Urteil iſt hier einer 
zu weit gehenden Auslegung des Begriffes Luſtbarkeit Raum 
gegeben und dieſe muß zu einer Aufhebung des Urteils 
führen. 

Bei der weiteren Verhandlung wird zugleich zu prüfen 
ſein, ob und inwiefern der Zigarrenverkauf vorliegend nicht 
etwa als Ausfluß und Pertinenz des in der Rollſchuhbahn 
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betriebenen und mit dieſem Luſtbarkeitsunternehmen zeitlich 
und räumlich verbundenen Schankwirtſchaftsgewerbes ange— 
ſehen werden kann. Eine Feſtſtellung in dieſer Richtung iſt 
im Berufungsurteil nicht getroffen. Zwar iſt angegeben, 
daß der Angekl. vom Inhaber der Rollſchuhbahn den Zi⸗ 
garrenverkaufsſtand gepachtet habe; aber es iſt denkbar, daß 
der Angekl. damit wohl nur das Recht auf Ausnützung des 
Platzes erworben hat und daß doch tatſächlich eine gewiſſe 
nähere Beziehung des Zigarrenverkaufs zum Wirtſchaftsbe⸗ 
trieb, wie der Verteidiger in der Reviſionsverhandlung be⸗ 
hauptete, beſtand, zumal der Verkaufspavillon in oder neben 
dem Wirtſchaftsraum errichtet war. Hierüber ſowie über⸗ 
haupt über das Verhältnis und deſſen Geſtaltung zwiſchen 
Rollſchuhbahn und Wirtſchaftsbetrieb einer⸗ und Zigarren⸗ 
verkauf anderſeits fehlen die für eine Beurteilung erforder⸗ 
lichen näheren Feſtſtellungen. Dabei würde jener Annahme 
der Umſtand nicht entgegenſtehen, daß der Zigarrenverkauf 
nicht mehr wie anfangs von dem konzeſſionierten Wirt ſelbſt 
vorgenommen wurde, ſondern in der Form der Verpachtung 
des Verkaufsſtandes dem Angekl. überlaſſen war. Denn hie⸗ 
durch wird an dem wirtſchaftlichen Charakter des Unter⸗ 
nehmens ſelbſt nichts geändert und entſcheidend bliebe die 
Frage, welchen Zwecken der Zigarrenverkauf diente und in 
welcher tatſächlichen Verbindung er zum Wirtſchaftsbetriebe 
ſtand. 

Im Fall einer Feſtſtellung der erwähnten Art würde 
auch die Anwendung der auf die Ladenſchlußzeit be⸗ 
züglichen Vorſchrift des §S 139 e GewO. von ſelbſt in Weg⸗ 
fall kommen, da das geſamte Wirtſchaftsgewerbe ſoweit in 
ihm Waren zum Genuß auf der Stelle abgegeben werden, 
nach den Motiven und der Entſtehungsgeſchichte dieſer Vor— 
ſchrift nicht unter ſie fällt. Aber hievon ganz abgeſehen 
ergeben ſich Zweifel, ob die vom Vorrichter dem Ausſchluß 
dieſer Vorſchrift vorliegend gegebene Begründung eine recht— 
lich ausreichende iſt. Der Ausſchluß iſt im Urteil darauf 
geſtützt, daß ſich der Verkaufsſtand in den Räumen der nur 
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gegen Eintrittsgeld betretbaren Rollſchuhbahn befindet und 
nur während des Rollſchuhbahnbetriebs Zigarren verkauft 
werden, alſo wie zu vermuten ſei, nur an Beſucher der 
Rollſchuhbahn und in keinen größeren Mengen, als jene zur 
Befriedigung ihrer augenblicklichen Bedürfniſſe benötigen, 
daß alſo die Waren nicht zum Mitnehmen verkauft werden 
und ſo eine offene Verkaufsſtelle nicht vorliege. 
Hierunter fallen alle, wenn auch noch ſo primitiv einge— 
richteten Verkaufsgelegenheiten, in denen von einer jeder⸗ 
mann zugänglichen Stelle aus Waren dem Publikum zum 
Mitnehmen verkauft werden. Nun ſchließt aber die Erhe⸗ 
bung eines Eintrittsgeldes für die Betretung der Räume, 
innerhalb deren die Verkaufsſtelle ſich befindet, den Begriff 
der allgemeinen Zugänglichkeit nicht notwendig aus, zumal 
auch ſtets von der Erhebung, ſei es allgemein, ſei es für 
beſtimmte Gruppen von Beſuchern abgeſehen werden kann. 
Auch handelt es ſich bei den Beſuchern der Rollſchuhbahn 
nicht etwa um einen irgendwie geſchloſſenen Perſonenkreis; 
wer aber in den Räumen der Rollſchuhbahn ſich befindet, 
dem iſt unterſchiedslos Gelegenheit zum Zigarrenkauf wäh— 
rend der ganzen Betriebszeit bis nachts 11 Uhr geboten, 
gleichgültig ob er wegen des Rollſchuhfahrens oder Zuſehens 
oder etwa lediglich wegen des Wirtſchaftsbetriebs daſelbſt 
oder gar nur zum Zweck des Zigarrenkaufs in der für die⸗ 
ſen ſonſt geſchloſſenen Zeit gekommen iſt. Ferner iſt keinerlei 
Feſtſtellung dahin getroffen, daß die Beſucher Zigarren nur 
in ſolchen Mengen kaufen konnten, die auf ſofortigen Ber: 
brauch an der Verkaufsſtelle regelmäßig ſchließen ließen. 
Der gegenteilige Schluß liegt nach den getroffenen Feſtſtel⸗ 
lungen näher, da nach dieſen ein Verkaufspavillon, alſo wohl 
ein förmlicher Zigarrenladen vorhanden und für deſſen Be— 
trieb eine beſondere Perſon angeſtellt war, ferner die Waren 
unterſchiedslos an jedermann und in jeder Quantität feil⸗ 
geboten wurden und der Zigarrenverkauf jeweils bis zum 
Schluß, d. h. bis zur Schließung der Rollſchuhbahn nachts 
11 Uhr fortgeſetzt wurde, ſomit der unbeſchränkte Verkauf 
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auch zum Mitnehmen völlig freigelaſſen war. Anders läge hier 
freilich der Fall, wenn der Zigarrenverkauf nur als Zubehör 
des Schankwirtſchaftsbetriebs in den Räumen der Rollſchuh⸗ 
bahn nebenbei erfolgt wäre; keinenfalls dürfte aber auch 
dieſer Verkauf nach der Art und dem Umfang feines Be⸗ 
triebs ein ſolcher ſein, wie er regelmäßig an offenen Ver⸗ 
kaufsſtellen — zu dieſen zählen, wie oben angeführt, Wirt⸗ 
ſchaftslokale an ſich nicht — ſtattzufinden pflegt. 

Nach dem Ausgeführten beruht auch der Ausſchluß des 
§ 139 e GewO. nicht auf rechtlich einwandfreier, ausreichen⸗ 
der Grundlage und war, ohne daß es noch eines Eingehens 
auf die nach der ſubjektiven Seite vom Verteidiger geltend 
gemachten Gründe bedurfte, das Berufungsurteil ſamt den 
ihm zugrunde liegenden Feſtſtellungen aufzuheben und die 
Sache in die Vorinſtanz zurückzuverweiſen. 

Urteil des Strafſenats vom 18. Dezember 1911 in der 

Strafſache gegen L. M. in St. wegen Vergehens gegen 

die GewO. 


22. 


Ordnungsmäßige Anordnung und Eröffnung von 
ſruchepolizeilichen Maßnahmen. 


Der aus § 328 StGB. verurteilte Angekl. hat die Re⸗ 
viſion eingelegt mit der Rüge einer Verletzung dieſer Straf— 
vorſchrift. Die Reviſion wurde verworfen. 

Aus den 

N Gründen: 

Nach dem feſtgeſtellten Sachverhalt wurde am 30. Sept. 
1911 morgens im Schlacht- und Viehhof der Stadt St. bei 
Ueberſtandſchweinen die Maul- und Klauenſeuche feſtgeſtellt 
und hierauf angeordnet, daß noch am gleichen Tag bis 
abends 6 Uhr ſämtliches Ueberſtandsvieh geſchlachtet werde. 
Unter letzterem befanden ſich 7 im Schlacht- und Viehhof 
ſtehende Farren des Angekl.; dieſer kam etwa um 11 Uhr 
vormittags in den Schlacht- und Viehhof und erfuhr aus den 
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am Eingang aufgehängten Tafeln den Ausbruch der Maul⸗ 
und Klauenſeuche daſelbſt, auch erklärte ihm der ihm be- 
gegnende Obertierarzt Sch., daß er ſeine Farren bis abends 
6 Uhr ſchlachten laſſen müſſe und daß er zwecks Unterzeich⸗ 
nung auf die Schlachthausdirektion gehen könne. Der Angefl. 
kam der Aufforderung nicht nach, auch nicht, als dieſe am 
Nachmittag desſelben Tags vom Obertierarzt ihm gegenüber 
wiederholt wurde, ſondern verkaufte noch am gleichen Tag 
die Farren an die Firma A., worauf die Abſchlachtung erſt 
am 2. Okt. vorgenommen wurde. 

Gegenüber der auf Grund des $ 328 StGB. erfolgten 
Verurteilung macht der Angekl. in erſter Linie geltend, die 
von ihm nicht befolgte Anordnung ſei nicht von der zu— 
ſtändigen Behörde erlaſſen worden. Dieſe Rüge geht 
fehl. Nach der vom Vorrichter getroffenen Feſtſtellung iſt 
die Anordnung der Abſchlachtung des Ueberſtandsviehs bis 
abends 6 Uhr zunächſt vorläufig von der Direktion des ſtädt. 
Schlacht⸗ und Viehhofs getroffen und um 9 Uhr vormittags 
die telephoniſche Beſtätigung der Anordnung durch die K. 
Stadtdirektion mitgeteilt worden. Nach § 55 Abſ. 2 des 
Reichsviehſeuchengeſetzes vom 1. Mai 1894 kann in Schlacht- 
viehhöfen und öffentlichen Schlachthäuſern bei Ausbruch einer 
übertragbaren Seuche in dringenden Fällen die ſofortige Ab— 
ſchlachtung des ſämtlichen in der betr. Räumlichkeit vorhan⸗ 
denen, für die Seuche empfänglichen Schlachtviehs angeordnet 
werden. Nach 82 Viehſeuchengeſetz und § 5 Ziff. 7 der 
Vollzugsverfügung des Miniſteriums des Innern vom 
15. Januar 1896 (Reg Bl. S. 11) ſteht die Anordnung einer 
derartigen Maßnahme den K. Oberämtern bzw. der K. Stadt⸗ 
direktion St. zu, nachdem ein Vorbehalt für die Zuſtändig⸗ 
keit einer anderen Behörde nicht gemacht iſt, vgl. 88S 2—4 
daſelbſt. Dadurch, daß die K. Stadtdirektion um 9 Uhr 
vorm. die vorläufige Anordnung der Schlachthaus verwaltung 
beſtätigte, galt die Anordnung von dieſem Zeitpunkt an als 
von der K. Stadtdirektion ſelbſt getroffen und war ſonach 
als eine von der zuſtändigen Behörde zur Verhütung des 
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Verbreitens einer Viehſeuche angeordnete Abſperrungs- und 
Aufſichtsmaßregel anzuſehen, deren wiſſentliche Uebertretung 
in $ 328 StGB. mit Strafe bedroht iſt. Die Behauptung 
der Reviſion, der rechtliche Charakter der Anordnung ſei 
nicht feſtgeſtellt, wird durch die Schlußfeſtſtellung im Be⸗ 
rufungsurteil widerlegt. 

In zweiter Linie erklärt die Reviſion die getroffene An⸗ 
ordnung als unwirkſam wegen mangelnder Mittei⸗ 
lung an die Betroffenen, da der rechtswirkſame 
Erlaß einer ſolchen Verfügung eine Mitteilung durch die 
verfügende Behörde an den durch ſie Betroffenen notwendig 
mache. Im angefochtenen Urteil iſt über die Bekanntmachung 
der getroffenen Anordnung folgendes feſtgeſtellt: der dem 
Angekl. als ſolcher bekannte Obertierarzt Sch. hat ihm am 
30. Sept. etwa um 11 Uhr vorm. und wiederum nachm. die oben 
angegebene Mitteilung gemacht, der Angekl. hat als erfah- 
rener Viehhändler nach dem Inhalt der allerdings kurzen 
und formloſen Mitteilung, und da er vom Ausbruch der 
Maul⸗ und Klauenſeuche durch die aufgehängten Tafeln Schon 
Kenntnis erlangt hatte, unzweifelhaft gewußt, daß von der 
K. Stadtdirektion wegen des Seuchenausbruchs die Schlach⸗ 
tung auch des Großviehs im Ueberſtand angeordnet ſei und 
daß er von dieſer Anordnung im Bureau der Schlachthaus⸗ 
verwaltung Kenntnis zu nehmen habe; er hat ferner den 
Zweck dieſer Anordnung, nämlich die weitere Verbreitung 
der Seuche zu verhindern, wohl gekannt. Dieſe Feſtſtellungen 
reichen für die Annahme des Tatbeſtandsmerkmals der Wiſ— 
ſentlichkeit im Sinn des § 328 aus: erfordert wird hiezu 
die Kenntnis von der Anordnung der Maßregel, alſo von 
deren Inhalt und weiterhin, da es ſich um die Verletzung 
der zu einem beſtimmten Zweck, nämlich zur Verhütung des 
Einführens oder Verbreitens von Viehſeuchen angeordneten 
Abſperrungs- oder Aufſichtsmaßregeln handelt, auch die 
Kenntnis von dem Zweck der Anordnung. Nach beiden 
Richtungen iſt die Kenntnis des Angekl. rechtlich bedenken⸗ 
frei feſtgeſtellt und die tatſächliche Richtigkeit dieſer Feſt⸗ 
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ſtellung iſt vom Reviſionsgericht nicht nachzuprüfen. 

Einen nach § 376 StPO. nicht beachtlichen Angriff auf 
dieſe tatſächliche Feſtſtellung enthält der Hinweis der Reviſion 
darauf, daß der Obertierarzt dem Angekl. nicht gleichzeitig an⸗ 
gab, von wem oder von welcher Behörde die in ſeine Intereſſen 
tief einſchneidende Anordnung ſtamme und warum ſie er⸗ 
gangen ſei. Ebenſowenig läßt ſich mit Grund die bloß 
telephoniſche Mitteilung der K. Stadtdirektion an die Schlacht⸗ 
hausverwaltung als unwirkſam bemängeln. Ueber die Form 
der Bekanntmachung von Abſperrungs- und Aufſichts⸗ 
maßregeln der zuſtändigen Behörde enthält — abgeſehen von 
dem hier nicht zutreffenden Fall des $ 12 Abſ. 2 Viehſeuchen⸗ 
geſetz (vorläufige Anordnung beamteter Tierärzte an Stelle 
der Polizeibehörde) — weder das Reichsgeſetz noch die zit. 
Vollzugsverfügung des Miniſteriums noch die Bundesrats— 
inſtruktion vom 27. Juni 1895 (RGeſBl. S. 358) nähere 
Vorſchriften; nach § 2 der letzteren finden ihre Beſtimmungen 
über die öffentliche Bekanntmachung der Seuchenausbrüche 
und über die Verkehrsbeſchränkungen in betreff des Viehs 
uſw. überdies auf Schlachtviehhöfe und öffentliche Schlacht⸗ 
häuſer keine Anwendung. Nach Art. 55 des PolStG. ſind 
Polizeiverordnungen und Vorſchriften in ihrem Geltungs⸗ 
bereich gehörig bekannt zu machen und die Miniſterialver⸗ 
fügung vom 9. Januar 1872 betr. Verkündigung orts⸗ und 
bezirkspolizeilicher Vorſchriften (Reg Bl. S. 16) läßt als Be⸗ 
kanntmachungsform auch das Anſagen bei den einzelnen Ein⸗ 
wohnern zu. Vorliegend finden jedoch, obgleich ein Anſagen 
an die einzelnen Beteiligten als feſtgeſtellt gelten könnte, 
dieſe Vorſchriften keine Anwendung, ſofern nicht eine allge: 
meine polizeiliche Vorſchrift, ſondern lediglich eine polizei⸗ 
liche Einzelanordnung in Frage ſteht und jene Vorſchriften 
nach Wortlaut und Zweck nur für die Verkündigung allge- 
meiner Polizeiverordnungen uſw. zum Unterſchied von Einzel⸗ 
anordnungen gelten. In dem vorliegend feſtgeſtellten Fall 
erſcheint die Bekanntmachung an den Angekl., wie ſie vom 
Vorrichter nach Form, Inhalt und Wirkung feſtgeſtellt iſt, 
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als eine ausreichende. Eine beſondere Zuſtellung oder ſchrift⸗ 
liche Eröffnung der Anordnung iſt nicht vorgeſchrieben und 
es muß auch eine mündliche Eröffnung durch einen beamteten 
Tierarzt des öffentlichen Schlachtviehhofs als genügend an⸗ 
geſehen werden — falls wie hier feſtſteht, der Betroffene 
fi) dabei bewußt wird, daß die Anordnung von der zu⸗— 
ſtändigen Behörde ausging und welchen Zweck ſie verfolgte. 
Die im Berufungsurteil allerdings zu vermiſſende ausdrück⸗ 
liche Angabe, daß Obertierarzt Sch. ein Beamter oder An⸗ 
geſtellter der Schlachthausverwaltung ſei, läßt ſich ohne 
Zwang aus dem geſamten Urteilsinhalt ergänzen und ſeiner 
beſonderen Ermächtigung zur Zuſtellung der Verfügung 
durch die K. Stadtdirektion wie die Reviſion meint, bedurfte 
es nicht. Denn die Anordnung war an die Schlachthaus— 
verwaltung ergangen, und deren Sache war es, die davon 
betroffenen Viehhändler und Metzger entſprechend zu unter⸗ 
richten, ſo daß dieſen die anordnende Behörde ſowie der 
Inhalt und Zweck der Anordnung zweifelsfrei bekannt wurde. 
Dies aber iſt hier tatſächlich ausreichend und rechtlich ein⸗ 
wandfrei feſtgeſtellt. 

Urteil des Strafſenats vom 20. Mai 1912 in der Straf⸗ 

ſache gegen G. F. H. in B. wegen Vergehens im Sinn 

des § 328 StGB. 


23. 
Zum Begriff der Wechſelſeitigkeit der Brleidigungen. 


Durch das Berufungsurteil iſt der Angekl. wegen eines 
Vergehens der Beleidigung im Sinne des $ 185 StGB. be- 
ſtraft worden. Die eingelegte Reviſion rügt Verletzung des 
8 198 StGB und macht geltend, der nach dem § 194 StGB. 
erforderliche Strafantrag ſei ſeitens des Privatklägers ver: 
ſpätet geſtellt, eine Verurteilung des Angekl. habe daher nicht 
erfolgen können. 

Dem Rechtsmittel konnte der Erfolg nicht verſagt bleiben. 

Die geſetzlichen Beſtimmungen über den Strafverfol: 
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gungsantrag ſind nicht nur prozeſſualer Natur, ſie gehören 
vielmehr auch dem materiellen Rechte an. Einer auf Ver⸗ 
letzung dieſer Beſtimmungen geſtützten Reviſion ſteht daher 
der $ 380 StPO. nicht nur nicht entgegen, ſondern das Re⸗ 
viſionsgericht hat von Amts wegen zu prüfen, ob ein rechts⸗ 
gültiger Strafantrag vorliegt, und es iſt hiebei, da der 
Strafantrag eine Prozeßvorausſetzung bildet und beim Fehlen 
desſelben die ſtrafrechtliche Verfolgung ausgeſchloſſen iſt, an 
die Feſtſtellungen der Unterinſtanz nicht gebunden. 

Der § 198 StGB. ſchreibt vor, daß, wenn bei wechſel⸗ 
ſeitigen Beleidigungen von einem Teile auf Beſtrafung an⸗ 
getragen worden iſt, der andere Teil bei Verluſt ſeines 
Rechtes verpflichtet iſt, den Antrag auf Beſtrafung ſpäteſtens 
vor Schluß der Verhandlung in erſter Inſtanz zu ſtellen. 
Wie ſich aus den dem Strafſenat vorliegenden Akten ergibt, 
hat der Angekl. gegen den Privatklr. wegen einer am 7. Okt. 
1911 ihm zugefügten Beleidigung Privatklage erhoben und 
der Privatklr. iſt hiewegen am 28. Nov. 1911 von dem 
Schöffengericht W. zu der Geldſtrafe von 50 M. verurteilt 
worden. Erſt nach dieſer Verhandlung, am 14. Dezember 
1911, hat der Privatklr. durch Einreichung der den Gegen⸗ 
ſtand des gegenwärtigen Verfahrens bildenden Privatklage 
wegen einer vor der erwähnten Verhandlung, nämlich am 
20. September 1911 verübten und am gleichen Tag zu ſeiner 
Kenntnis gekommenen Beleidigung Strafantrag geſtellt; die 
Friſt des § 198 StGB. tft hienach verſäumt, falls die in 
Frage ſtehenden Beleidigungen ſich als wechſelſeitig im Sinne 
des 8 198 StGB. darſtellen. Dies iſt zu bejahen. Es iſt 
zwar in der Rechtſprechung die Anſicht vertreten worden, 
es ſei eine Wechſelſeitigkeit von Beleidigungen nur dann an- 
zunehmen, wenn dieſe in einem urſächlichen oder wenigſtens 
tatſächlichen Zuſammenhang mit einander ſtehen (zu vgl. 
Stenglein, Zeitſchr. uſw. III. S. 11 u. 324, Frank, StGB. 
N. 1 zu § 198, Olshauſen, Komm. N. 1 Abſ. 3 zu § 198). 

Ein ſolcher Zuſammenhang wäre vorliegend nicht vorhan- 
den; denn die beiderſeitigen Aeußerungen haben miteinander 
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nichts zu tun, ſie ſind aus verſchiedenen Anläſſen ſowie zu 
verſchiedenen Zeiten und an verſchiedenen Orten erfolgt und 
ſie haben auch einen von einander durchaus unabhängigen 
Inhalt. Der genannten Anſicht vermag indeſſen nicht bei⸗ 
getreten zu werden. Für eine Auslegung des Begriffs der 
Wechſelſeitigkeit in dem angegebenen engen Sinn fehlt es an 
genügenden Anhaltspunkten. Der 8 198 StGB. ſelbſt ent⸗ 
hält jedenfalls nach ſeinem Wortlaute keinen Hinweis, daß 
die Wechſelſeitigkeit in einem engeren, eingeſchränkten Sinne 
zu verſtehen wäre; auch nach dem gewöhnlichen Sprachge— 
brauch iſt dies nicht der Fall und innere Gründe, die eine 
Einſchränkung des Begriffs rechtfertigen würden, ſind nicht 
vorhanden. Der Rechtsbegriff der Wechſelſeitigkeit findet 
ſich ſodann in § 428 StPO. und es iſt hier außer Zweifel, 
daß der erwähnte Zuſammenhang nicht verlangt wird (vgl. 
Löwe, Komm. N. 2 zu § 428, Kronecker in Goltdam- 
mers Arch. XXXII. S. 21, Lindemann, daſ. II. S. 260). 
Es kann nicht angenommen werden, daß der in den beiden 
Geſetzesbeſtimmungen gleichlautend normierte Begriff in ver: 
ſchiedenem Sinne zu verſtehen wäre. Die hier vertretene 
Anſicht hat endlich in der Rechtſprechung des Strafſenats⸗ 
urteils vom 6. Sept. 1905 in der Privatklageſache L. gegen 
M. — ſowie des Reichsgerichts, des Kammergerichts und 
des Bayer. Oberſten Landesgerichts Anerkennung gefunden 
(Entſch. RG. in Strafſ. II. 87, Goltdammer Arch. XLIX. 
143, Sammlung von Entſch. des Bayer. Oberſten Landes: 
gerichts I. 228), wie fie auch in der Theorie von Liſzt 
Lehrb. § 89 vertreten wird. Der Begriff der Wechſelſeitig— 
keit ſetzt hiernach nur voraus, daß jede der beiden Parteien 
die andere beleidigt hat, daß alſo der in dem einen Falle 
Beleidigte in dem anderen ſelbſt der Beleidiger ſein muß. 
Dies iſt aber vorliegend der Fall und es kann daher der 
erſt nach der Verhandlung vom 28. Nov. 1911 von dem 
Privatklr. geſtellte Strafantrag nicht mehr berückſichtigt werden. 

Dem Ausgeführten zufolge war gemäß SS 393 Abſ. 1, 
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394 Abſ. 1, 259 Abſ. 2, 503 Abſ. 2 StPO. ſo wie geſchehen 
zu entſcheiden. 
Urteil des Strafſenats vom 13. Mai 1912 in der Pri⸗ 
vatklageſ. K. H. gegen J. F. wegen Beleidigung. 


24. 
Zur Anwendung des § 199 51058. 


Die Angekl. hat der noch nicht 12 Jahre alten Tochter 
Sophie R. des Privatklägers beleidigende Worte zugerufen, 
die dieſe ſofort erwiderte; die Angekl. wurde nach § 199 
StGB. für ſtraffrei erklärt. Die Reviſion des Privatklägers 
wurde verworfen. Aus den 

Gründen: 

Ohne Grund rügt die rechtzeitig und formrichtig einge— 
legte Reviſion eine Verletzung des $ 199 StGB. 

Das angefochtene Urteil hat ausgeführt, die Sophie R. 
habe die ihr von der Angekl. zugefügte Beleidigung auf der 
Stelle mit einer Beleidigung erwidert, die Beleidigungen 
erſcheinen hiedurch ausgeglichen, und es ſei die Kompenſations⸗ 
fähigkeit der beiden Beleidigungen nach § 199 StGB. zu 
bejahen; die Sophie R. ſei damals allerdings noch nicht 12 
Jahre alt geweſen, und ſie könne wegen der von ihr be— 
gangenen Beleidigung nach der Vorſchrift des 8 55 StGB. 
ſtrafrechtlich nicht verfolgt werden; allein $ 55 beſtimme im 
Gegenſatz zu den vorangehenden 88 51—54 nicht, daß eine 
ſtrafbare Handlung nicht vorhanden ſei, wenn der Täter 
das 12. Lebensjahr noch nicht vollendet habe; auch bei einem 
Täter unter 12 Jahren könne die Erkenntnis der Strafbar- 
keit ſeiner Handlung, vorausgeſetzt eine an ſich ſtrafbare 
Handlung, ſehr wohl vorliegen, und es ſei lediglich auf 
Grund beſonderer geſetzlicher Vorſchrift ſeine ſtrafrechtliche 
Verfolgung wegen eines in ſeiner Perſon liegenden Um— 
ſtandes ausgeſchloſſen. ö 
Die Reviſion beſtreitet die Anwendbarkeit des § 199 
StGB.; bei der noch nicht 12 Jahre alten Sophie R. könne 
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von einer Beleidigung im Sinne dieſer Geſetzesbeſtimmung 
nicht die Rede fein; ob fie die zur Erkenntnis der Straf- 
barkeit erforderliche Einſicht beſitze, ſei unerheblich; denn 
dieſes Merkmal komme nur für Perſonen zwiſchen 12 und 
18 Jahren in Betracht. Die Meinung, daß bei Perſonen 
unter 12 Jahren nur ein perſönlicher Strafausſchließungs⸗ 
grund vorliege, ſei unrichtig, ſolche Perſonen können jtraf- 
bare Handlungen überhaupt nicht begehen. Jedenfalls ſetze 
§ 199 StGB. voraus, daß beide Beleidiger an ſich beſtraft 
werden können; denn für ſtraffrei könne man nur ſolche 
Perſonen erklären, welche beſtraft werden können, weil die 
Straffreiheit an die Stelle der Strafe treten ſolle. 

Es mag der Reviſion zugegeben werden, daß ihre An⸗ 
ſicht und insbeſondere die von ihr vertretene Auslegung des 
§ 55 StGB., vielfach namentlich in der Theorie, Anerken⸗ 
nung gefunden hat. Es kann ihr aber nicht beigetreten 
werden. Der 8 55 enthält, wie auch vom Reichsgericht in 
ſtändiger Rechtſprechung feſtgehalten worden iſt und wie ſich 
namentlich aus feinem von den SS 51—54 daſelbſt ver⸗ 
ſchiedenen Wortlaute ergibt, lediglich einen perſönlichen Straf- 
ausſchließungsgrund und ſchließt deshalb bei dem Strafun— 
mündigen das Vorhandenſein eines ſtrafbaren Willens und 
eines ſtrafbaren Handelns nicht aus. Auch bei einer ſtraf⸗ 
unmündigen Perſon iſt die Möglichkeit eines Willens nach 
Maßgabe der konkreten geiſtigen Entwicklung und damit die 
Möglichkeit, eine vom Geſetz mit Strafe bedrohte Handlung 
zu wollen und demgemäß zu begehen, unter Umſtänden an⸗ 
zuerkennen. 

RG. in Strafſ. VI 186, 336, XIX 192, XXV 366. 

Die Anwendung des 8 199 StGB. ſetzt voraus, daß 
auf beiden Seiten Beleidigungen vorliegen, Beleidigungen 
im Rechtsſinne, d. h. ſtrafbare Handlungen, die die objektiven 
und ſubjektiven Tatbeſtandsmerkmale eines der Vergehen der 
Beleidigung erfüllen. Unerheblich iſt aber, ob die ftrafrecht- 
liche Verfolgung des einen der Beleidiger infolge eines ledig⸗ 
lich perſönlichen Strafausſchließungsgrundes, durch den die 
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Rechtswidrigkeit und Strafbarkeit ſeiner Handlung an ſich 
nicht berührt wird, zu unterbleiben hat. Dieſe Auffaſſung 
ſteht auch im Einklang mit dem geſetzgeberiſchen Grunde der 
in dem § 199 StGB. normierten Straffreiheit; auf feiten 
des Vorbeleidigers iſt dies die Erwägung, daß er durch die 
auf der Stelle erfolgte Gegenbeleidigung als beſtraft er— 
ſcheint, und dieſe Erwägung iſt auch dann zutreffend, wenn 
die Gegenbeleidigung ſeitens einer ſtrafunmündigen Perſon 
erfolgt iſt. Vorliegend hat nun das Berufungsurteil in einer 
für das Reviſionsgericht bindenden Weiſe feſtgeſtellt, daß die 
Sophie R., ein normales, nahezu 12 Jahre altes Kind, in 
ſeiner Einſicht ſo weit vorgeſchritten ſei, um zu erkennen, 
daß die von ihr gegen die Angekl. gebrauchten Schimpfworte 
einer erwachſenen Perſon gegenüber ſtrafbar ſeien. Es hat 
allerdings, was an ſich als Vorausſetzung für die Anwen⸗ 
dung des § 199 StGB. erforderlich geweſen wäre, nicht 
ausdrücklich und im einzelnen feſtgeſtellt, daß in dieſen 
Schimpfworten die objektiven und ſubjektiven Tatbeftand3- 
merkmale einer Beleidigung enthalten ſeien. Es iſt aber 
unter Bezugnahme auf die gegen die Angekl. getroffene Feſt⸗ 
ſtellung eines Vergehens gegen $ 185 StGB. bemerkt, daß 
auf ſeiten der Sophie R. ebenfalls eine Beleidigung vorliege. 
Das Berufungsgericht hat alſo, wie zu unterſtellen iſt, ohne 
Rechtsirrtum das Vorhandenſein einer nach § 185 StGB. 
ſtrafbaren Beleidigung angenommen, die als ſolche den Er— 
forderniſſen des § 199 StGB. entſpricht. Daß endlich das 
Berufungsgericht von der ihm in dieſer Geſetzesbeſtimmung 
eingeräumten Befugnis zugunſten der Angekl. Gebrauch ge— 
macht hat, entzieht ſich der Prüfung des Reviſionsgerichts, 
da es ſich hiebei um eine in das Ermeſſen des Tatrichters 
geſtellte Vorſchrift handelt. 

Urteil des Strafſenats vom 13. Mai 1912 in der Privat⸗ 

klageſache F. R. gegen E. B. wegen Beleidigung. 
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II. 
Entſcheidungen des Verwaltungsgerichtshofs. 


13. 


Zur Auslegung des Begriffs „wirtſchaftliche Einheit“ 
im Reichszuwachsſtenergeſetz. 


I. Der Beſchwerdeführer, welcher Landwirt und Wein⸗ 
gärtner iſt, hat von ſeinem Grundbeſitz die von ihm im Jahr 
1905 durch Kauf um den Preis von 700 Mk. erworbene 
Parzelle Nr. 10485, 10 ar 43 qm Acker im Gewand Sonnen⸗ 
bühl, Markung F., auf Grund Kaufvertrags vom 27. Februar 
1911 um 3900 Mk. an Fabrikant W. in S. veräußert. Die 
Eintragung der Rechtsänderung im Grundbuch hat am 
21. März 1911 ſtattgefunden. Aus dieſer Uebereignung hat 
das Zuwachsſteueramt N. dem Beſchwerdeführer als ſeit⸗ 
herigem Eigentümer mit Steuerbeſcheid vom 22. Auguſt 1911 
eine Zuwachsſteuer von 878 Mk. 09 Pfg. angeſetzt. Die 
gegen dieſen Beſcheid erhobene Beſchwerde, in welcher der 
Veräußerer Steuerfreiheit gemäß $ 1 Abſ. 2 des Zuwachs⸗ 
ſteuergeſetzes in Anſpruch nahm, wurde durch Entſcheidung 
des K. Steuerkollegiums vom 18. Januar 1913 und bei 
weiterer Verfolgung von dem K. Finanzminiſterium durch 
Erlaß vom 20. Februar 1913, zugeſtellt am 27. Februar 
1913, zurückgewieſen. Beide Entſcheidungen gehen überein⸗ 
ſtimmend davon aus, daß der geſamte Grundſtücksbeſitz des 
Beſchwerdeführers ein einheitliches Grundſtück im Sinn des 
ZuwStGeſ. darſtelle und ſonach die veräußerte Parzelle 
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Nr. 10485 nur einen Teil dieſes Geſamtgrundſtücks, nicht 
etwa ein beſonderes Grundſtück bilde, weshalb für die Frage, 
ob Befreiung von der Zuwachsſteuer einzutreten habe, der 
Wert des Geſamtgrundſtücks, d. h. des geſamten Grund⸗ 
beſitzes des Beſchwerdeführers, maßgebend ſein müſſe, wel⸗ 
cher die Befreiungsgrenzen des § 1 Abſ. 2 des Geſetzes hier 
überſteige. 

Die gegen die Miniſterialentſcheidung durch Schriftſatz 
vom 28. Februar 1913 erhobene, am 1. März 1913 bei dem 
Verwaltungsgerichtshof eingelaufene Rechtsbeſchwerde be⸗ 
ſtreitet, daß der Grundbeſitz des Beſchwerdeführers ein ein⸗ 
heitliches Grundſtück darſtelle, wie überhaupt in Süddeutſch⸗ 
land, abgeſehen von den geſchloſſenen Hofgütern, jedes Par⸗ 
zellengrundſtück von jeher für ſich als wirtſchaftliche Einheit 
behandelt worden ſei. 

II. Die nach § 44 des Zuwachsſteuergeſetzes, vgl. mit 
Art. 13 des Verwaltungsrechtspflegegeſetzes — ſ. auch die 
Vollz Verf. zu erſterem vom 28. 4. 11, ABl. des Steuerkoll. 
S. 155 $ 9 — zuläffige, auch formrichtig und rechtzeitig 
eingelegte Rechtsbeſchwerde iſt begründet. 

Der Uebergang des Eigentums an einem Grundſtück bleibt 
nach 8 1 Abſ. 2 ZuwStöGeſ. von der Steuer frei, wenn der 
Veräußerungspreis und im Fall der Teilveräußerung der 
Wert des Geſamtgrundſtücks bei bebauten Grundſtücken nicht 
mehr als 20 000 Mk., bei unbebauten nicht mehr als 5000 Mk. 
beträgt. Weitere Vorausſetzung iſt, daß weder der Ver⸗ 
äußerer noch ſein Ehegatte im letzten Jahr ein Einkommen 
von mehr als 2000 Mk. gehabt haben, noch einer von ihnen 
den Grundſtückshandel gewerbsmäßig betreibt. Daß dieſe 
letzteren — ſogenannten perſönlichen Vorausſetzungen — der 
Steuerfreiheit hier zutreffen, iſt unbeſtritten. Für die Beur⸗ 
teilung der Frage, ob auch die ſachlichen Vorausſetzungen 
derſelben hier vorhanden ſind, iſt entſcheidend, ob die ver⸗ 
äußerte Parzelle vor der Veräußerung als beſonderes Grund- 
ſtück oder als Teil eines Grundſtücks „Geſamtgrundſtücks“ 
anzuſehen war. Zweifellos bildete die veräußerte Parzelle, 
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wie ſchon ihre beſondere Nummer und die Buchung auf 
eigenem Grundbuchblatt ergibt, ein ſelbſtändiges Grundſtück 
im Sinn des bürgerlichen Rechts, indeſſen iſt der Grund⸗ 
ſtücksbegriff des Zuwachsſteuergeſetzes nicht nach privatrecht⸗ 
lichen, ſondern nach wirtſchaftlichen Geſichtspunkten abzu⸗ 
grenzen, ſofern bei der Beratung des Geſetzentwurfs, zuletzt 
im Plenum des Reichstags, unwiderſprochen feſtgeſtellt wurde, 
daß unter Grundſtück im Sinn des Zuwachsſteuergeſetzes 
der zu einer wirtſchaftlichen Einheit zuſammengefaßte 
Grundbeſitz zu verſtehen ſei (zu vgl. Amtl. Mitteilungen über 
die Zuwachsſteuer 1911 S. 97, 138, 253 und die dort an⸗ 
geführten Reichstagsdruckſachen), worunter begriffen ſein 
ſollen „alle zu einem wirtſchaftlichen Betrieb vereinigten 
Parzellen“, ohne daß dieſe Parzellen räumlich zuſammenzu⸗ 
hängen oder auch nur in derſelben Gemeinde zu liegen 
brauchen (Reichstagsverh. 12. Legislat.⸗Per. II. Seſſ. 1909/11, 
Stenogr. Ber. S. 3959, 3960, Amtl. Mitteil. S. 253). 
Als Merkmal einer ſolchen wirtſchaftlichen Einheit iſt bei 
den Erörterungen im Reichstag weiterhin bezeichnet worden, 
daß der Wirtſchaftsbetrieb von einem ſachlichen Mittelpunkt 
aus geſchehe, daß das Ganze zu einem einheitlichen mirt- 
ſchaftlichen Betrieb in der Weiſe vereinigt ſei, daß die meh⸗ 
reren Parzellen wirtſchaftlich aufeinander angewieſen ſeien. 
Zugleich wurde darauf hingewieſen, daß für die Feſtſtellung 
des Umfangs eines Grundſtücks als wirtſchaftlicher Einheit 
im einzelnen Fall die hiſtoriſche Entwicklung, die örtliche 
Gewohnheit, die Verkehrsauffaſſung in Betracht kommen 
müſſe. Der Geſichtspunkt der Verkehrsauffaſſung iſt ins⸗ 
beſondere von dem Vertreter des Reichsſchatzamts in den 
Vordergrund geſtellt worden (Reichstagsverh. a. a. O. 
S. 2903 C, 2949, 2959 B, 3960 B, 3962 D). Mit Recht iſt 
hienach in den Amtl. Mitteilungen (S. 253) bemerkt, daß 
bei den nahen Wechſelbeziehungen, in denen die Art und 
der Inhalt der Wirtſchaftsführung zu den örtlichen Sonder⸗ 
verhältniſſen ſtehen, für den Begriff der wirtſchaftlichen Ein⸗ 
heit eine für alle Fälle brauchbare Formel ſich naturgemäß 


Zur Auslegung des Begriffs „wirtſchaftliche Einheit“. 357 


nicht geben laſſe, daß vielmehr lediglich die Grenzlinien ge⸗ 
zogen werden können, innerhalb deren von Fall zu Fall 
die Begriffsbeſtimmung zu finden ſein werde. Dieſe Grenz⸗ 
linien ergeben ſich aber, wie in den „Mitteilungen“ weiter 
ausgeführt iſt, aus den Verhandlungen des Reichstags, ſo⸗ 
fern dieſe erkennen laſſen, daß für den Begriff der wirt⸗ 
ſchaftlichen Einheit weder die rechtliche Einheit im Sinn des 
bürgerlichen Rechts, noch auch die Einheit des Beſitzes im 
Sinn der Zuſammenfaſſung eines Teiles der Erdoberfläche 
in der Hand ein es Eigentümers (Geſamtbeſitz einer Perſon) 
ſchlechthin beſtimmend ſein ſoll. Von den in den 
„Amtl. Mitteilungen“ in dieſem Zuſammenhang angeführten 
Beiſpielen für die Annahme einer wirtſchaftlichen Einheit, 
„vorbehaltlich der Abweichungen, die ſich aus 
den Beſon derheiten des einzelnen Falles er: 
geben“, mag übrigens als für den gegenwärtigen Fall von 
Bedeutung das nachſtehende angeführt werden: „Eine Be⸗ 
ſitzung, die aus einer Hofſtelle und mehreren zuſammen⸗ 
hängenden oder räumlich getrennten land⸗ oder forſtwirt⸗ 
ſchaftlich genützten Parzellen beſteht, ſofern dieſe von der 
Ho fſtelle aus bewirtſchaftet werden.“ 

Iſt hienach der Umfang des Grundſtücks als wirtſchaft⸗ 
licher Einheit nach den örtlichen Sonderverhältniſſen des 
Einzelfalls unter Berückſichtigung der Art der Wirtſchafts⸗ 
führung, des wirtſchaftlichen Zuſammenhangs, der Verkehrs⸗ 
anſchauung und der hiſtoriſchen Entwicklung zu beurteilen, 
ſo muß die Annahme von der Hand gewieſen werden, daß 
die wirtſchaftliche Einheit immer einen Grundſtückskomplex, 
eine Vereinigung mehrerer Parzellen zu einem einheitlichen 
Ganzen notwendig erfordern, vielmehr kann die wirtſchaft⸗ 
liche Einheit nach den Umſtänden des einzelnen Falls 
auch mit der rechtlichen Einheit zuſammenfallen, alſo ſich 
auf die einzelne Grundſtücksparzelle beſchränken. Damit 
wäre die vorgenannte Grenzlinie keineswegs überſchritten, 
denn dieſe beſteht nur inſofern, daß die rechtliche Einheit 
für den Grundſtücksbegriff nicht ſchlechthin beſtimmend 
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ſein darf, womit keineswegs ausgeſchloſſen wird, daß im 
gegebenen Fall die wirtſchaftliche Einheit in der rechtlichen 
Einheit ſich erſchöpft. Auch auf dem Gebiet des Preuß. 
Grundbeſitzbeſteuerungsrechts (Ergänzungsſteuergeſetz, Kom⸗ 
munalabgabengeſetz § 34), deſſen Grundſtücksbegriff für den⸗ 
jenigen des Zuwachsſteuergeſetzes vorbildlich war, iſt als 
wirtſchaftliche Einheit angenommen worden „die nach wirt⸗ 
ſchaftlichen Rückſichten für ſich beſtehende einzelne Sache oder 
zuſammengehörige Mehrheit von Sachen“ (Fuiſting, Komm. 
zum Preuß. Ergänzungsſteuergeſetz 2. Aufl. S. 53, ſ. auch 
Preuß. Oberverwaltungs gericht Bd. 52 S. 117/118). 

Der Beſchwerdeführer beſaß zur Zeit der Veräußerung, 
wie in der Entſcheidung des Steuerkollegiums unwider⸗ 
ſprochen feſtgeſtellt iſt, außer ſeinem im Ort F. gelegenen 
Wohnhaus nebſt Scheuer und Stallung mit anſtoßendem 
Gemüſe⸗ und Grasgarten auf den Markungen F., C., W. 
und R. 62 ar 56 qm Weinberge und über 2,6 ha Acker und 
Wieſen, welchen — in der aus 10 der Akten des Kameral⸗ 
amts erſichtlichen Weiſe parzellierten — Grundbeſitz er in 
der Hauptſache in eigener Bewirtſchaftung hatte. Die ein⸗ 
zelnen Parzellen waren in den verſchiedenſten Gewanden zer⸗ 
ſtreut, insbeſondere befand ſich in dem Gewand „im Sonnen⸗ 
bühl“, in welcher die veräußerte Parzelle liegt, kein weiterer 
Grundbeſitz des Beſchwerdeführers. Die einzelnen Parzellen 
hat der Beſchwerdeführer, wie das Verzeichnis | LO der Akten 
des Kameralamts ausweiſt, nach und nach innerhalb eines 
größeren, eine längere Reihe von Jahren (1881—1907) um⸗ 
faſſenden Zeitraums teils durch Kauf von verſchiedenen 
Eigentümern, teils als Heiratsgut ſeiner Ehefrau, teils im 
Weg der „Uebergabe“ von ſeiten der Ehefrau, der Schwieger⸗ 
eltern, ſowie ſeines Vaters erworben. Die veräußerte Par⸗ 
zelle iſt erſt im Jahr 1905, das Gebäudeanweſen in F. nebſt 
den anſtoßenden Gartengrundſtücken im Jahr 1904 von dem 
Beſchwerdeführer angekauft worden. Der Geſamtwert des 
Grundbeſitzes betrug etwa 52 000 Mk. Als ein „geſchloſſenes 
Gut“ oder Hofgut oder bäuerliches Anweſen, das von einer 
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Hofſtelle als ſachlichem Mittelpunkt aus bewirtſchaftet wird, 
kann dieſer Grundbeſitz nicht betrachtet werden, ebenſowenig 
ſind Anhaltspunkte dafür vorhanden, daß die einzelnen Par⸗ 
zellen wirtſchaftlich aufeinander angewieſen ſeien. Dies er⸗ 
ſcheint ſchon im Hinblick auf die Umſtände, unter welchen 
die Erwerbung der einzelnen Parzellen erfolgte, insbeſondere 
die Tatſache, daß dieſe Erwerbungen ſich auf einen längeren 
Zeitraum verteilen und die Parzellen im einzelnen vielfach 
von verſchiedenen Veräußerern herrühren, als ausgeſchloſſen. 
Berückſichtigt man auf der andern Seite, daß derartige klein⸗ 
bäuerliche Grundſtückskomplexe, wie ihn der Beſchwerdeführer 
beſitzt, nach der in Württemberg vorherrſchenden Verkehrs⸗ 
anſchauung überhaupt nicht als wirtſchaftliche Einheit be⸗ 
trachtet werden können, wie denn auch bei ſolchen Verhält- 
niſſen die Bewirtſchaftung in der Regel nicht noch einem 
einheitlichen überlegten Plan ſich durchführen läßt, ſo gelangt 
man zu dem Ergebnis, daß die einzelnen Grundſtückspar⸗ 
zellen, vielleicht abgeſehen von dem Gebäudeanweſen und den 
mit dieſem erkauften angrenzenden Gartengrundſtücken, wirt⸗ 
ſchaftlich gar nicht notwendig zuſammengehören, nicht zu 
einem wirtſchaftlichen Betrieb vereinigt ſind, vielmehr nur 
zufällig in der Hand desſelben Eigentümers ſich befinden. 
Eine nur zufällige Vereinigung mehrerer Einzelgrundſtücke 
in der Hand eines Beſitzers kann aber eine wirtſchaftliche 
Einheit nicht begründen (Fuiſting a. a. O. S. 53). 

Hienach läßt ſich einerſeits nicht der geſamte Grundbeſitz 
des Beſchwerdeführers als wirtſchaftliche Einheit und daher 
als ein Grundſtück im Sinn des Zuwachsſteuergeſetzes zu⸗ 
ſammenfaſſen, andererſeits mußte die veräußerte Parzelle 
Nr. 10485 vor der Veräußerung als ſelbſtändige wirtſchaft⸗ 
liche Einheit, ſomit als beſonderes Grundſtück auch im Sinn 
dieſes Geſetzes angeſehen werden; ihre Veräußerung iſt dem⸗ 
gemäß nicht als „Teilveräußerung“ nach § 1 Abſ. 2 des 
Geſetzes zu betrachten. 

Wenn in der von dem K. Finanzminiſterium gebilligten 
Entſcheidung des K. Steuerkollegiums aus dem geſetzgebe⸗ 
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riſchen Zweck der Beſtimmung in § 1 Abf. 2 des ZuwStGeſ., 
den kleinen Grundſtückseigentümer zu ſchonen und Erhebungs⸗ 
koſten zu vermeiden, die zu dem Steuerertrag außer Ver⸗ 
hältnis ſtehen, die wirtſchaftliche Einheitlichkeit des geſamten 
Grundbeſitzes des Beſchwerdeführers abgeleitet wird, ſofern 
letzterer nach dem Umfang und Wert ſeines Grundbeſitzes 
keiner beſonderen Schonung bedürfte, ſo wird dabei über⸗ 
ſehen, daß der Begriff der wirtſchaftlichen Einheit lediglich 
nach den wirtſchaftlichen Verhältniſſen der in Frage kommen⸗ 
den Grundſtücke, ihrem wirtſchaftlichen Zuſammenhang und 
nicht etwa nach den Vermögensverhältniſſen des Grund⸗ 
beſitzers oder dem Wert und Umfang des in einer Hand 
vereinigten Grundſtücksbeſitzes zu beſtimmen iſt, außerdem 
aber eine Ueberſpannung des Begriffs der wirtſchaftlichen 
Einheit gerade dem vom Geſetzgeber mit § 1 Abſ. 2 ver⸗ 
folgten Zweck im Wege ſtehen würde. 

Treffen nach dem Ausgeführten im Hinblick auf den Ver⸗ 
äußerungspreis von 3900 Mk. auch die ſachlichen Voraus⸗ 
ſetzungen für die Befreiung des Eigentumsübergangs an 
Parzelle Nr. 10485 von der Zuwachsſteuer nach $ 1 Abſ. 2 
des ZuwStGeſ. hier zu, jo iſt der gegenüber dem Beſchwerde⸗ 
führer auf Grund dieſer Veräußerung verfügte Zuwachs⸗ 
ſteueranſatz unbegründet und demgemäß die angefochtene Ent⸗ 
ſcheidung, die ihn beſtätigt hatte, außer Wirkung zu 
ſetzen. 

Urteil in der RBſache des Landwirts und Weingärtners 

S. in F. vom 4. Juni 1913. 


14. 


Zur Auslegung der SS 10, 14 und 22 des Reichs⸗ 
zuwachsſtenergeſetzes. 


Gründe: 
I. Der Beſchwerdeführer hat durch Kaufvertrag vom 
12. Auguſt 1911 die auf Markung E. gelegenen Parzellen 
5918, 5919, 5942, 5947/1, 5958/1, 5958, 5959 —5963, 
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5938/1 um den Preis von 48 000 Mk. an die Firma H. in 
E. veräußert. Die Eintragung der Rechtsänderung im Grund⸗ 
buch hat am 15. Auguſt 1911 ſtattgefunden. Die von dem 
Zuwachsſteueramt aus dieſer Uebereignung durch Beſcheid 
vom 23. Januar 1912 angeſetzte Zuwachsſteuer von 4202 Mk. 
18 Pfg. hat das Steuerkollegium, Abteilung für direkte 
Steuern, auf Beſchwerde des Steuerpflichtigen auf den Be⸗ 
trag von 3028 Mk. 23 Pfg. ermäßigt, wobei es einen Wert⸗ 
zuwachs von 21965 Mk. 70 annahm. Die hiegegen von 
dem Steuerpflichtigen erhobene weitere Beſchwerde iſt durch 
Entſcheidung des K. Finanzminiſteriums vom 14. Februar 
1913, zugeſtellt am 18. Februar 1913, abgewieſen worden. 
Gegen dieſe Entſcheidung hat der Steuerpflichtige durch 
Schriftſatz an das K. Finanzminiſterium vom 21. Februar 
1913, welches die Zuſtellung ſeiner Entſcheidung ſelbſt be⸗ 
wirkt hatte, Rechtsbeſchwerde eingelegt. Der Schriftſatz iſt 
am 21. Februar 1913 bei dieſer Behörde eingekommen. 

II. Die nach $ 44 ZuwStGeſ. Art. 13 des württ. Ver⸗ 
waltungsrechtspflegegeſetzes (zu vgl. auch § 9 Ziff. 2 der 
württ. VollzVerf. zum Zuwachsſteuergeſetz) zuläſſige Rechts⸗ 
beſchwerde iſt formrichtig und rechtzeitig erhoben. Im ein⸗ 
zelnen handelt es ſich hiebei um folgende Punkte: 

1. Sämtliche vorgenannten Parzellen waren zur Zeit der 
Veräußerung und — mit Ausnahme der als Acker erwor⸗ 
benen Parzelle 5962 — auch zur Zeit der Erwerbung mit 
Obſtbäumen angepflanzt. Nach § 10 ZuwStGeſ. kommt für 
die Feſtſtellung des ſteuerpflichtigen Wertzuwachſes (§ 8) von 
dem Preiſe in Abzug der Wert ... der Erzeugniſſe des 
Grundſtücks, ſolange ſie mit dem Boden zuſammenhängen. 
Unter Preis iſt hier, wie der Zuſammenhang mit $ 8 er: 
gibt, ſowohl der Erwerbs⸗ als der Veräußerungspreis zu 
verſtehen. Die Höhe des hienach am Erwerbs⸗ bzw. Ver⸗ 
äußerungspreis abzuziehenden Wertbetrags beſtimmt ſich nach 
dem Wert der Bodenerzeugniſſe zur Zeit der vertragsmäßigen 
Feſtſtellung dieſer Preiſe. Da der Beſchwerdeführer in 
der Steuererklärung irgendwelche brauchbare Grundlagen 
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für ſeine Ermittlung nicht gegeben hat, ſo hat die Steuer⸗ 
behörde den für den Abzug in Betracht kommenden Wert 
der Obſtbäume auf den einzelnen Parzellen zur Zeit der Er⸗ 
werbung und der Veräußerung von Amts wegen im Weg der 
Schätzung durch einen Sachverſtändigen ermitteln laſſen, 
wozu fie nach § 10 des Geſetzes (vgl. mit § 13) berechtigt 
war. Das in [4 der Akten des Kameralamts enthaltene 
Ergebnis dieſer Schätzung iſt dem Beſchwerdeführer mit der 
ihm zugeſtellten Steuerberechnung bekannt gegeben worden. 
Es kann daher hier darauf Bezug genommen werden. Der 
Abzug der auf dieſe Weiſe ermittelten Wertsbeträge am Er⸗ 
werbs⸗ und Veräußerungspreis der einzelnen Parzell en durch 
die Steuerbehörde war nach der angeführten Beſtimmung 
in § 10 des Geſetzes durchaus berechtigt. Die von dem 
Beſchwerdeführer hiegegen gerichteten Einwendungen bewegen 
ſich zum großen Teil überhaupt nicht auf dem Boden des 
Geſetzes und nehmen insbeſondere auf das Vorhandenſein 
der Beſtimmung des 8 10 keine Rückſicht, zum Teil ent⸗ 
ſpringen ſie einer ganz irrigen Auffaſſung über die Bedeu⸗ 
tung der in §1 Abſ. ZuwStGeſ. in den Worten „der ohne 
Zutun des Eigentümers entſtanden iſt“ enthaltenen Begriffs- 
umgrenzung des ſteuerpflichtigen Wertzuwachſes. Zutreffend 
iſt ſchon in der Entſcheidung des Steuerkollegiums hervor⸗ 
gehoben worden, daß dieſen Worten eine ſelbſtändige Be⸗ 
deutung nicht zukomme und aus ihnen für die Berechnung 
der Zuwachsſteuer keinerlei Schlüſſe gezogen werden können. 
Dieſe Worte ſind eingefügt worden, um den geſetzgeberiſchen 
Grundgedanken hervortreten zu laſſen, daß nicht auch der 
vom Eigentümer geſchaffene Wertzuwachs von der Steuer 
erfaßt werden ſolle, haben ſomit im weſentlichen program⸗ 
matiſche Bedeutung. Sie ſollen aber keineswegs, wie der 
Beſchwerdeführer verlangt, dazu führen, daß in jedem Fall 
unterſucht werde, welcher Teil der Wertſteigerung auf der 
Tätigkeit des Veräußerers beruht, um dann dieſen Teil von 
der Beſteuerung auszuſchließen. Vielmehr ſind für die Er⸗ 
mittlung des Wertzuwachſes überhaupt und die Ausſcheidung 
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des ſteuerpflichtigen Teils desſelben lediglich die Einzelvor⸗ 
ſchriften des Geſetzes maßgebend (Preuß. Ob erverw Gericht 
Bd. 62, 48). Hienach aber beſchränkt ſich der Abzug für 
Erzeugniſſe auf ihren gemeinen Wert in dem betreffenden 
Zeitpunkt und erſtreckt ſich nicht etwa auf den etwaigen 
Minderwert des Grundſtücks ſelbſt, welchen dieſes ohne die 
damit verbundene Erzeugniſſe hätte. Ob der Abzug des 
bloßen Werts der Erzeugniſſe unter dieſen Umſtänden im 
einzelnen Fall, entgegen der Abſicht des Geſetzgebers, eine 
dem Steuerpflichtigen nachteilige Wirkung hat, beeinflußt 
ſeine geſetzliche Notwendigkeit nicht. Auch darüber kann ein 
Zweifel nicht obwalten, daß unter den Erzeugniſſen im Sinn 
des § 10 des Geſetzes Obſtbäume inbegriffen find. Die 
Faſſung des § 10 ſtimmt hinſichtlich der Erzeugniſſe wört⸗ 
lich mit derjenigen des $ 94 BGB. überein. Unter den zu 
den weſentlichen Beſtandteilen eines Grundſtücks nach dieſer 
Beſtimmung gehörenden Erzeugniſſen ſind auch die dauernd 
im Boden bleibenden Pflanzen jeder Art, auch fruchttragende, 
ſomit auch gepflanzte Obſtbäume zu verſtehen (RGKomm. 
8 94, Anm. 4, § 99 Anm. 3). Ueberdies iſt in der Reichs⸗ 
tagskommiſſion, auf deren Antrag der $ 10 ZuwScäGeſ. in 
das Geſetz aufgenommen worden iſt, bei der 3. Leſung des 
Entwurfs nach dem Kommiſſionsbericht ausdrücklich feſtge⸗ 
ſtellt worden, daß die Bodenerzeugniſſe, deren Wert nach 
dieſer Beſtimmung abzuziehen ſei, Obſtbäume, Rebſtöcke und 
nicht etwa nur ihre Früchte umfaſſe, Reichstagsdruckſ. 12. 
Legisl.⸗Per. II. Seſſ. 1909/10, Nr. 515 S. 16/17. Wenn 
der Beſchwerdeführer gegenüber dem in dem Komm.⸗Bericht 
angeführten geſetzgeberiſchen Grund für die Vorſchrift dieſes 
Wertabzugs, der Wert der Obſtbäume ſei nach Alter und 
Tragfähigkeit ein viel zu wechſelnder, als daß man ihn bei 
der Preisfeſtſetzung für die Zuwachsbeſteuerung einrechnen 
wollte, einwendet, daß nach § 8 des Geſetzes nicht der Preis 
beſteuert werde, ſondern der Unterſchied zwiſchen Erwerbs⸗ 
und Veräußerungspreis, ſo überſieht er, daß dieſer Unter⸗ 
ſchied, der Wertzuwachs, ſich eben durch die Höhe dieſer 
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Preiſe als ſeiner Faktoren beſtimmt. Die Höhe des am 
Erwerbsveräußerungspreis zum Abzug gebrachten Werts der 
Obſtbäume iſt als eine auf Schätzung beruhende, ſomit nach 
freiem Ermeſſen getroffene Feſtſtellung der Verwaltungs⸗ 
behörde nach Art. 13 Abſ. 2 des Verwaltungsrechtspflege⸗ 
geſetzes der Nachprüfung durch den Verwaltungsgerichtshof 
entzogen (zu vgl. Urteil des VerwGer Hofs vom 13. 11. 1912, 
Württ J. 25, 75). 

2. Unbegründet iſt auch die Forderung des Beſchwerde⸗ 
führers, das von ihm für Anſchaffung, Setzen der Obſtbäume 
und Anpflanzen von Sträuchern aufgewendete „Anlagekapital“ 
dem Erwerbspreis zuzuſchlagen und dadurch am ſteuerpflich⸗ 
tigen Wertzuwachs in Abzug zu bringen. Ob durch dieſe 
Anlagen eine beſondere Wertſteigerung auch des leeren Grund⸗ 
ſtücks, d. h. ohne die darauf ſtehenden Bäume uſw., bewirkt 
wurde und der infolgedeſſen erzielte Mehrerlös für das 
Grundſtück ſelbſt, ohne die Erzeugniſſe, demgemäß auf das 
„Zutun des Eigentümers“ zurückzuführen wäre, wie der Be⸗ 
ſchwerdeführer behauptet, kann hier nach dem über die Be⸗ 
deutung der Wertzuwachsumgrenzung in § 1 Abſ. 1 des Gef. 
oben Ausgeführten dahingeſtellt bleiben, da, was ſich übrigens 
ſchon als Konſequenz der Beſtimmung in $ 10 ſelbſt ergibt, 
nach § 14 Ziff. 3 des ZuwStGeſ. derjenige Verbeſſerungs⸗ 
aufwand, welcher die nach 8 10 abzugsfähigen Gegenſtände 
betrifft, von der Hinzurechnung zum Erwerbspreis ausge⸗ 
ſchloſſen iſt. Es kann daher auch unerörtert bleiben, ob das 
Ausgraben abgängiger Bäume und ihre Erſatzbeſchaffung, 
ſowie das Pfropfen derſelben, als Verbeſſerungsaufwand 
anzuſehen iſt oder unter die für die Feſtſetzung des Erwerbs⸗ 
preiſes nach § 14 Ziff. 3 des Geſ. überhaupt ausſcheidenden 
Unterhaltungs» und Bewirtſchaftungskoſten gehört. Daß end⸗ 
lich auch die nach § 14 Ziff. 1 des Gef. dem Erwerbspreis hin⸗ 
zuzurechnenden Erwerbskoſten ſich hier mangels Nachweiſes 
eines höheren Betrags durch den Beſchwerdeführer auf 4 
vom Hundert des Erwerbspreiſes abzüglich des Werts der 
zur Zeit des Erwerbs auf den Parzellen vorhandenen Obſt⸗ 
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bäume zu berechnen waren, iſt in der Miniſterialentſcheidung 
mit zutreffenden Gründen dargelegt worden. 

3. Nach § 14 Ziff. 3 des Gef. find die Aufwendungen 
für dauernde beſondere Verbeſſerungen von Grundſtücken ein⸗ 
ſchließlich von Bauten und Umbauten die innerhalb des für 
die Steuerberechnung maßgebenden Zeitraums gemacht ſind 
und nicht auf die nach § 10 abzugsfähigen Gegenſtände ſich 
beziehen, dem Erwerbspreis hinzuzurechnen, ſoweit die 
Bauten und Verbeſſerungen noch vorhanden 
ſind. Die volle Anrechnung der Aufwendungen ſetzt hie⸗ 
nach voraus nicht nur, daß die Bauten und Verbeſſerungen 
überhaupt noch vorhanden ſind, ſondern daß ſie bis zur Ver⸗ 
äußerung keine Wertsminderung erfahren haben. Iſt eine 
ſolche eingetreten, ſo ſind die Aufwendungen nicht im ur⸗ 
ſprünglichen Betrag, ſondern nur in dem zur Zeit des Ein⸗ 
tritts der Steuerpflicht noch vorhandenen Wert der Bauten 
und Verbeſſerungen dem Erwerbspreis hinzuzuſchlagen. Dieſe, 
in den „Amtlichen Mitteilungen über die Zuwachsſteuer“ 
1911 S. 113 ff., 152 ff., 255 ff. vertretene Auslegung der 
genannten Beſtimmung rechtfertigt ſich, wie dort S. 256 ff. 
näher dargelegt iſt (ſ. auch Cuno, Komm. zum ZuwStGeſ. 
S. 206 ff.), ſowohl aus ihrem Wortlaut „ſoweit ... noch 
vorhanden ſind“, als ihrer Entſtehungsgeſchichte (ſ. Reichs⸗ 
tagsverh. 12. Legislat.⸗Per. II. Seſſ. 1909/10, Anl. 374 
S. 20, S. 2565, 2991, Stenogr. Ber. S. 3987 ff.). Für 
ſie ſpricht auch, daß der den Aufwendungen hinzuzurechnende 
Zuſchlag für eigene Arbeit von 5% bzw. 15 %%k aus dem 
„anrechnungsfähigen Wert“ dieſer Aufwendungen zu berech⸗ 
nen iſt. Demgemäß ſind die von der Steuerbehörde an den 
von dem Beſchwerdeführer angerechneten Aufwendungen für 
Anlage von Mauern, Staffeln, Zäunen, Hecken, Waſſer⸗ 
leitungen vorgenommenen Kürzungen, wie ſie im einzelnen 
aus der Entſcheidung des Steuerkollegiums zu erſehen ſind, 
begründet, nachdem feſtgeſtellt iſt, daß der Wert dieſer Ver⸗ 
beſſerungen in dem Zuſtand zur Zeit der Veräußerung um 
den von der Steuerbehörde geſtrichenen Betrag hinter dem 
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Betrag des urſprünglichen Aufwands zurückgeblieben iſt. 
Die Feſtſtellung dieſer Wertsminderung und ihres Umfanges 
durch die Steuerbehörde iſt, da ſie auf ſachverſtändigem Er⸗ 
meſſen beruht, der Nachprüfung durch den Verwaltungs⸗ 
gerichtshof entzogen (Art. 13 Abſ. 2 VerwRechtspflegeGeſ.h). 
Darauf, ob und inwieweit der zur Zeit der Veräußerung 
noch vorhandene Zuſtand der Verbeſſerungen auf das 
Grund ſtück ſelbſt werterhöhend gewirkt hat, kommt es 
nicht an, maßgebend für die Hinzurechnung iſt vielmehr nur 
der Wert, den die Verbeſſerungen als ſolche in dieſem Zu⸗ 
ſtand darſtellen (Cuno a. a. O. S. 211). 

4. Nach § 22 Ziff. 2 des Gef. iſt am Veräußerungspreis 
auf Antrag des Veräußerers in Abzug zu bringen der Be⸗ 
trag, um welchen nachweislich während des für die Steuer⸗ 
berechnung maßgebenden Zeitraums, jedoch nicht länger, als 
für 15 Jahre der aus dem Grundſtück erzielte Jahresertrag 
hinter 3 vom Hundert des Erwerbspreiſes zuzüglich der nach 
§ 14 Ziff. 1—3 zuläſſigen Anrechnungen zurückbleibt. Dieſer 
Beſtimmung liegt die Auffaſſung zugrund, daß die erſt im 
Veräußerungspreis realiſierte, alſo nicht ſchon durch Gewin⸗ 
nung eines Ertrags aus dem Grundſtück während der Be⸗ 
fißzeit bewirkte Verzinſung des Anlagekapitals einen Gewinn 
am Grundſtück nicht darſtelle und daher aus dem ſteuer⸗ 
pflichtigen Wertzuwachs auszuſcheiden ſei. Der Erwerbs⸗ 
preis iſt bei Berechnung dieſer Verzinſung nach Maßgabe 
der 88 8—13 des Gef. zu beſtimmen, der Wert der Boden⸗ 
erzeugniſſe hat ſomit hiebei außer Betracht zu bleiben. Der 
der 3% igen Verzinſung des Erwerbspreiſes gegenüberzu⸗ 
ſtellende Jahresertrag iſt in Ermanglung reichsrechtlicher 
Beſtimmungen hierüber — zu vgl. § 22 Ziff. 2 der Ausf.⸗ 
Beſt. zum Geſetz — nach denjenigen Grundſätzen zu be— 
rechnen, welche auf dem Gebiet der einzelſtaatlichen Ein⸗ 
kommensſteuergeſetzgebung für die Feſtſtellung des Reinertrags 
einer Einkommensquelle maßgebend ſind, nämlich durch Ab— 
zug der Gewinnungs- oder Werbungskoſten an der Einnahme 
(Rohertrag) — zu vgl. Art. 9, I, 1 und 2 des Württ. 
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EinkStGeſ. Nach dem Inhalt des § 22 Ziff. 2 des 
ZuwStGeſ. unterliegt es keinem Zweifel, daß der Steuer⸗ 
pflichtige, welcher den Abzug beantragt, den Nachweis zu 
liefern hat, daß und inwieweit der Jahresertrag aus dem 
veräußerten Grundſtück hinter dem 3% igen Zins des Er⸗ 
werbspreiſes zurückgeblieben iſt, eventuell, daß er hieraus 
überhaupt keinen Ertrag hatte. Inſoweit mehrere Parzellen 
als wirtſchaftliche Einheit ein Grundſtück im Sinn des 
ZuwStGeſ. bilden, iſt hiebei der Geſamtjahresertrag des 
Grundſtücks zugrund zu legen. Der dem Steuerpflichtigen 
obliegende Nachweis kann ſchon mit den Darlegungen in der 
Zuwachsſteuererklärung, eventuell in ſpäteren Erklärungen, 
ohne daß ſie durch Belege oder ſonſtige Beweismittel geſtützt 
würden, erbracht werden, ſofern ihre Richtigkeit nach den 
der Steuerbehörde bekannten Verhältniſſen des Steuerpflich⸗ 
tigen anzunehmen iſt oder die Angaben ſonſtwie den Ein⸗ 
druck der Zuverläſſigkeit und Glaubwürdigkeit machen. Ebenſo 
bedarf es eines weiteren Beweiſes der Ertragloſigkeit eines 
Grundſtückes nicht, wenn ſich eine ſolche aus ſeiner Beſchaffen⸗ 
heit ohne weiteres ergibt oder ſonſtwie der Steuerbehörde 
bekannt iſt. Immerhin muß aber der wirkliche und nicht 
etwa bloß geſchätzte Minderertrag oder, da dieſer durch 
Gegenüberſtellung mit der 3% igen Verzinſung des Erwerbs⸗ 
preiſes, alſo einer feſten Größe, ermittelt wird, wenigſtens 
der tatſächliche Jahresertrag in der bezeichneten Weiſe, und 
zwar für jedes Jahr beſonders dargetan werden 
(Preuß. Oberverw.⸗Gericht in den Amtl. Mitt. über die 
Zuwachsſteuer 1912 S. 34 ff.; Lion, Komm. zum ZuwStöGeſ. 
S. 195). Unzuläſſig iſt es daher insbeſondere, in den ein⸗ 
zelnen Jahren das Ergebnis einer Durchſchnittsberechnung 
aus einem mehrjährigen Zeitraum als Jahresertrag zum 
Nachweis des Minderertrags einzuſtellen. In der Zuwachs⸗ 
ſteuererklärung des Beſchwerdeführers iſt als „jährlicher Er: 
trag“ der Geſamtheit der veräußerten Parzellen, welche die 
Steuerbehörde zutreffend aus den in der Entſcheidung des 
Steuerkollegiums angeführten Gründen als wirtſchaftliche 
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Einheit behandelt hat, 143 Mk. angegeben, ohne daß die 
Jahre, in welchen dieſer Ertrag erzielt worden ſein ſoll, 
bezeichnet wären. Zweifellos beruht die Angabe dieſes Er⸗ 
trags auf einer Durchſchnittsberechnung, ſie läßt aber gar 
nicht erkennen, welcher Zeitraum und welche Erträge in den 
einzelnen Jahren ihr zugrund gelegt ſind. Die Berechnung 
nach dem Durchſchnitt der letzten 15 Jahre vor der Ver⸗ 
äußerung kann ſie übrigens ſchon deshalb nicht darſtellen, 
weil 4 Parzellen erſt innerhalb dieſes Zeitraumes erworben 
worden ſind. Ebenſowenig laſſen ſich die bei der Beſchrei⸗ 
bung auf die einzelnen Parzellen verwendeten Koſten in der 
Zuwachsſteuererklärung angegebenen Erträge dieſer Parzellen, 
die übrigens ebenfalls zum großen Teil als Durchſchnitts⸗ 
erträge ohne Anführung des für die Durchſchnittsberechnung 
maßgebenden Zeitraums bezeichnet ſind, und bei denen auch 
nicht deutlich zum Ausdruck gebracht iſt, ob ſie Roh⸗ oder 
Reinerträge darſtellen, mit der vorgenannten Geſamtertrags⸗ 
ziffer irgendwie in Einklang bringen. Auch wenn man etwa 
zugunſten des Beſchwerdeführers davon ausgehen wollte, daß 
aus dem der 3%ũ igen Verzinſung der Erwerbskoſten gegen⸗ 
überzuſtellenden Jahresertrag des Grundſtücks jeweils der 
Obſtertrag aus dem Grund auszuſcheiden hätte, weil die 
Verzinſung des Erwerbspreiſes gemäß § 10 des ZumStdel. 
den Wert der Obſtbäume außer acht laſſe, ſofern auf den 
Zins eines Anlagekapitals nur der Ertrag derjenigen Gegen⸗ 
ſtände angerechnet werden könnte, in welchen das Kapital 
angelegt iſt, nicht aber Erträge von Gegenſtänden, auf welche 
dieſes Kapital nicht aufgewendet iſt, würde es nach dem Aus⸗ 
geführten doch an ausreichender Grundlage für die Annahme 
fehlen, daß der aus den veräußerten Parzellen, von welchen 
übrigens einzelne zeitweiſe verpachtet waren, neben dem Obſt⸗ 
ertrag gewonnene Heu⸗ und Oehmdertrag in jedem der 
nach § 22 Ziff. 2 des Gef. hier in Betracht kommenden 
Jahre in Wirklichkeit nur 143 Mk. betragen habe. Wenn 
unter dieſen Umſtänden die Steuerbehörde davon ausge⸗ 
gangen iſt, daß für keines der hier in Betracht kommenden 
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15 Beſitzjahre ein Minderertrag aus den veräußerten Par⸗ 
zellen hinter der 3 igen Verzinſung des Erwerbspreiſes des 
Geſamtgrundſtückes als nachgewieſen erachtet werden könne, 
was die Verweigerung des beanſpruchten Abzugs hiefür zur 
Folge haben mußte, ſo iſt dieſe Feſtſtellung der Nachprüfung 
des Verwaltungsgerichtshofs nach Art. 13 Abi. 2 Verwal: 
tungsrechtspflegegeſetzes entzogen, da es von dem pflicht⸗ 
mäßigen Ermeſſen einer Verwaltungsbehörde abhängt, 
ob ſie einen Beweis als geführt erachten will. 

III. Die Rechtsbeſchwerde war ſomit in allen Punkten 
als unbegründet zurückzuweiſen. 

Urteil vom 11. 6. 13 in der RBſache B. in E. 


15. 


Bas üffentliche einer Metzgerinnung gehörende Schlacht⸗ 

hans, das der Eigentümerin einen ükonomiſchen Mutzen 

nicht abwirft, iſt a) von der Gewerbeſtener, b) von der 
Gebändeſtener freizulaſſen. 


Gründe zu a: 

I. Die Metzgerinnung F. iſt mit dem Betrieb des von 
ihr in den Jahren 1907/08 erſtellten, Ende Juni 1908 in 
Benützung genommenen Schlachthauſes auf 1. April 1909 
zur Gewerbeſteuer eingeſchätzt worden, nachdem auf 1. Oktober 
1908 die vorläufige Feſtſtellung des Steueranſchlags ſtatt⸗ 
gefunden hatte. Gegen die Veranlagung hat ſie unter Be⸗ 
ſtreitung der Gewerbeſteuerpflicht des Schlachthausbetriebs 
Beſchwerde erhoben, wurde aber von dem K. Steuerkollegium, 
Abteilung für direkte Steuern, und bei weiterer Verfolgung 
der Beſchwerde von dem K. Finanzminiſterium, abgewieſen. 
Gegen die Miniſterialentſcheidung hat ſie beim Verwaltungs⸗ 
gerichtshof Rechtsbeſchwerde einlegen laſſen. 

II. Die formrichtig und rechtzeitig erhobenen Rechts⸗ 
beſchwerden a und b ſind begründet: 

Nach Art. 1 Abſ. 1 Ziff. 3 des Geſetzes über die Grund ⸗, 
Gebäude» und Gewerbeſteuer vom 28. April 1873 / 8. Auguſt 
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1903 unter liegen der Gewerbeſteuer die im Land betriebenen 
Gewerbe jeder Art. Unter Gewerbebetrieb iſt, wie der Ver⸗ 
waltungsgerichtshof in Uebereinſtimmung mit der Recht⸗ 
ſprechung des preuß. Oberverwaltungsgerichts ſchon wieder⸗ 
holt ausgeſprochen hat, jede fortgeſetzte, mit der Abſicht auf 
Gewinnerzielung unternommene ſelbſtändige und erlaubte 
Arbeitstätigkeit zu verſtehen, welche ſich als Beteiligung am 
allgemeinen wirtſchaftlichen Verkehr darſtellt (zu vgl. insbe⸗ 
ſondere die in den Jahrb. der württ. Rechtspflege Bd. 20 
S. 55 ff. veröffentlichte Entſcheidung des Gerichtshofs vom 
10. 7. 1907). Ein weſentliches Merkmal des Gewerbe⸗ 
begriffs iſt ſomit die Abſicht der Gewinnerzielung und zwar 
der andauernden Gewinnerzielung. Daraus ergibt ſich, daß 
Unternehmungen, bei welchen dieſe Abſicht nicht den maß— 
gebenden Zweck des Unternehmens bildet, als Gewerbebetrieb 
nicht angeſehen werden können, auch wenn objektiv gelegent⸗ 
liche Ueberſchüſſe ſich ergeben. 

In Württemberg gelten nach § 1 der Verfügung des 
K. Miniſteriums des Innern vom 1. Februar 1903, betreffend 
den Verkehr mit Schlachtvieh und Fleiſch (RgBl. S. 27), ab» 
geſehen von den Gemeindeſchlachthäuſern, diejenigen Schlacht⸗ 
häuſer als öffentliche, welche auf Grund einer mit der Ge⸗ 
meinde getroffenen, insbeſondere auf die Regelung der Ge- 
bühren ſich erſtreckenden Vereinbarung allen Einwohnern 
oder wenigſtens allen Metzgern der Gemeinde zum Gebrauch 
eingeräumt ſind. Dieſe Vorausſetzung trifft unbeſtrittener⸗ 
maßen auch auf das Schlachthaus der Beſchwerdeführerin 
zu. Indeſſen erſchöpft ſich die Oeffentlichkeit dieſer Schlacht⸗ 
häuſer keineswegs in dieſer Gebrauchseinräumung, ſondern 
es iſt durch die genannte Verfügung der durch ortspolizei— 
liche Vorſchriften noch näher zu regelnde Zwang mindeſtens 
zur Vornahme ſämtlicher gewerbsmäßiger Viehſchlachtungen 
in ihnen eingeführt, wodurch die Metzger unter ſachverſtän⸗ 
diger polizeilicher Ueberwachung zur Benützung der daſelbſt 
befindlichen Einrichtungen und zur Einhaltung der für dieſe 
Benützung und die Behandlung der Schlachttiere vor, wäh 
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rend und nach der Schlachtung im Intereſſe der Reinlichkeit, 
des öffentlichen Anſtands und des Tierſchutzes erlaſſenen 
ortspolizeilichen Vorſchriften einſchließlich derjenigen über 
den Beſchauzwang genötigt ſind. Der Betrieb eines öffent⸗ 
lichen Schlachthauſes dient auf dieſe Weiſe den Zwecken der 
öffentlichen Wohlfahrtspflege und der Volksgeſundheit, deren 
Förderung im öffentlichen Aufgabenkreis des Staats und 
der Gemeinde liegt, und erfüllt damit öffentliche Zwecke. 
Dies gelangt auch darin zum Ausdruck, daß nach § 2 der 
genannten Miniſterialverfügung die Einrichtung und der Be⸗ 
trieb von Schlachthäuſern womöglich durch die Gemeinde 
zu erfolgen, andernfalls die Gemeinde die Erwerbung der 
bereits beſtehenden Schlachthäuſer anderer Unternehmer an⸗ 
zuſtreben hat. 

Demnach muß für die Geſtaltung des Betriebs eines 
öffentlichen Schlachthauſes allein das öffentliche Intereſſe, 
die Rückſicht auf die Gemeindewohlfahrt maßgebend und die 
Verfolgung privatwirtſchaftlicher Intereſſen der Unternehmer 
hiebei ausgeſchloſſen ſein. Dementſprechend iſt durch die 
erwähnte Miniſterialverfügung § 4 einerſeits die Feſtſetzung 
der Schlachthausgebühren, welche übrigens jedenfalls bei 
den Innungen als auf öffentlichrechtlicher Grundlage be— 
ruhend (8 88 Abſ. 3 GewO.) und dem bürgerlichen Prozeß⸗ 
verfahren entzogen ($ 89 Abſ. 3 und 4 Gew.) öffentliche 
Abgaben bilden (zu vgl. auch Reger, Entſch. der Gerichte 
und Verwaltungsbehörden Bd. 20, S. 114), dem Ermeſſen 
des Schlachthausunternehmers inſofern entzogen, als dieſelbe 
im Weg der Verſtändigung mit dem Gemeinderat zu er⸗ 
folgen hat, andererſeits die Höhe der Gebühren durch den 
Betrag der für die Errichtung und den Betrieb des Schlacht— 
hauſes erforderlichen Aufwendungen, wozu hier auch die 
Verzinſung und Amortiſation des Anlagekapitals gehört, 
begrenzt, mit der Maßgabe, daß bei erheblicher Ueberſchrei⸗ 
tung dieſes Betrags durch die Gebühreneinnahme eine Er⸗ 
mäßigung der Gebühren in die Wege zu leiten iſt. Dieſe 
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Vorſchriften ſind auch bei dem Schlachthaus betrieb der Be⸗ 
ſchwerdeführerin, wie insbeſondere der § 7 des regierungs⸗ 
ſeitig genehmigten Nebenſtatuts derſelben erkennen läßt und 
in dem Urteil des Verwaltungsgerichtshofs vom 12. März 
ds. Js. betreffend die Gebäudeſteuerpflicht des Schlachthauſes 
der Beſchwerdeführerin näher dargelegt iſt, im weſentlichen 
eingehalten (ſ. unten unter b). Allerdings ſollen die in 
dieſen Vorſchriften angeordneten Maßnahmen den Schlacht⸗ 
hausbetrieb vor Verluſten und den hiedurch eintretenden 
Schädigungen bewahren, eine andauernde Gewinnerzielung 
iſt aber nach Maßgabe dieſer Beſtimmungen nicht möglich. 
Einer hierauf gerichteten Abſicht würde übrigens ſchon die 
Tatſache entgegenſtehen, daß die Innung gegenüber der 
Stadtgemeinde F. vertragsmäßig verpflichtet iſt, dieſer 
jederzeit, ſobald es ihr beliebt, das Schlachthaus nebſt 
Zubehörden gegen Vergütung des jeweiligen Buchwerts, 
welcher vertragsmäßig auf den Betrag des Bau⸗Einrichtungs⸗ 
bzw. eines etwaigen Verbeſſerungs⸗ und Erweiterungsauf⸗ 
wands feſtgeſetzt iſt, ſomit ohne die Möglichkeit eines wirt⸗ 
ſchaftlichen Nutzens, zu Eigentum zu übertragen (zu vgl. auch 
Preuß. Oberverwaltungsgericht in Staatsſteuerſachen Bd. 9, 
S. 394). s 

III. Mangelt es hienach bei dem Betrieb des Schlacht: 
hauſes der Beſchwerdeführerin an der Abſicht, durch dieſen 
Betrieb Gewinn zu erzielen, ſo liegt inſoweit auch kein Ge⸗ 
werbebetrieb vor und iſt eine Gewerbeſteuerpflicht nicht be⸗ 
gründet. Die eine ſolche Steuerpflicht feſtſtellende Miniſterial⸗ 
entſcheidung war daher außer Wirkung zu ſetzen. 

Aus den Gründen zu b: 

Ein öffentlichen Zwecken dienendes Gebäude iſt aber von 
der Gebäudeſteuer befreit, wenn es dem Eigentümer keinen 
ökonomiſchen Nutzen abwirft (Art. 2 Ziff. 5 des Grund-, 
Gebäude- und Gewerbeſteuergeſetzes vom 28. April 1873/8. Au⸗ 
guſt 1903). Die Tatſache, daß ein Gebäude einem öffent⸗ 
lichen Zweck gewidmet iſt, ſchließt an ſich die Möglichkeit der 
Erzielung eines ökonomiſchen Nutzens aus ihm keineswegs 
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ohne weiteres aus (zu vgl. Jahrb. der württ. Rechtspflege 
Bd. 24 S. 71). Von einem ſolchen kann aber hier nicht 
die Rede ſein. Zwar erhebt die Innung für die Benützung 
des Schlachthauſes und ſeiner Einrichtungen die in 8 8 des 
Nebenſtatuts für das Schlachthaus näher bezeichneten Ge⸗ 
bühren, außerdem von den neu eintretenden Innungsmit⸗ 
gliedern Eintrittsgelder für die Schlachthauskaſſe, indeſſen 
erfolgt dieſe Erhebung nicht im privatwirtſchaftlichen Inter⸗ 
eſſe des Unternehmers zu Erwerbszwecken, zur Erzielung 
eines Gewinns, ſondern zur Deckung des Aufwands, der der 
Innung durch den im öffentlichen Intereſſe übernommenen 
und nach dem Bedürfnis des öffentlichen Wohls geſtalteten 
Bau und Betrieb des Schlachthauſes erwachſen ſind und 
ferner erwachſen, ſomit zur Erfüllung der von ihr übernom⸗ 
menen öffentlichen Aufgabe, welche ihr nur bei Erſatz des 
hiefür erforderlichen Aufwands ermöglicht iſt. Gegen die 
Erzielung eines nennenswerten Ueberſchuſſes über dieſe Aus⸗ 
gaben, worin ein ökonomiſcher Nutzen erblickt werden könnte, 
hat ſchon die genannte Miniſterialverfügung in $ 4 Vorſorge 
getroffen, ſofern dort beſtimmt iſt, daß die Feſtſetzung der 
Schlachthausgebühren im Weg der Verſtändigung mit dem 
Gemeinderat, alſo nicht etwa nach freiem Ermeſſen des Unter⸗ 
nehmers ſtattzufinden habe und bei Bemeſſung ihrer Höhe 
darauf zu achten ſei, daß die Einnahmen an Gebühren den 
zur Unterhaltung der Anlage, zur Beſtreitung der Betriebs⸗ 
koſten, ſowie zur Verzinſung und allmählichen Tilgung des 
Anlagekapitals erforderlichen Betrag nicht überſteige, andern⸗ 
falls eine Ermäßigung der Gebühren bzw. Aenderung der 
Gebührenſätze in die Wege zu leiten ſei. Mit dieſen Bor: 
ſchriften hält ſich die Beſchwerdeführerin ausweislich des für 
den Schlachthausbetrieb erlaſſenen Nebenſtatuts im weſent⸗ 
lichen im Einklang, insbeſondere iſt daſelbſt die Verwendung 
von Einnahmen zu anderen Zwecken als für Schuldentilgung 
und Ausgaben für das Gebäude und ſeinen Betrieb ausge⸗ 
ſchloſſen, vielmehr, neben dem Verbot der Verwendung von 
Vermögen der Schlachthausverwaltung zu andern Zwecken 
: 95 * 
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als für das Schlachthaus ſelbſt, beſtimmt, daß „Reinver⸗ 
mögen“ unter die Mitglieder nicht verteilt werden dürfe, 
„günſtigere Geſchäftslagen“ vielmehr für die Mitglieder die 
Erniedrigung der Schlachthausgebühr zur Folge habe, was 
nach dem Zuſammenhang nur dahin verſtanden werden kann, 
daß Ueberſchüſſe der Einnahmen über die zur Deckung der 
Koſten des Schlachthausbetriebs erforderlichen Ausgaben nicht 
erzielt, vielmehr durch Herabſetzung der Gebühren ausge— 
glichen werden ſollen. Daß insbeſondere die Verwendung 
von Einnahmen zur Verzinſung und Tilgung der für den 
Schlachthausbau, alſo zur Beſchaffung des Anlagekapitals 
aufgenommenen Darlehensſchuld nicht, wie die angefochtene 
Entſcheidung annimmt, als Gewinn und ökonomiſcher Nutzen 
anzuſehen iſt, ſondern nur die Deckung von für den Bau 
und Betrieb des Schlachthauſes aufgewendeten Selbſtkoſten 
darſtellt, ergibt ſich aus dem einen ganz ähnlich gelagerten 
Fall entſcheidenden Urteil des Verwaltungsgerichtshofs vom 
21. September 1910 (Jahrb. der württ. Rechtspflege 23 
S. 238, zu vgl. auch dieſe Jahrb. Bd. 20 S. 55 ff.), auf 
deſſen Ausführungen hier im einzelnen Bezug genommen 
werden kann. Wenn das K. Finanzminiſterium zur Recht⸗ 
fertigung ſeiner Anſicht darauf hinweiſt, daß vom Stand⸗ 
punkt des Kataſtergeſetzes aus „anerkanntermaßen“ die zur 
Schuldenverzinſung verwendeten Einnahmen eines Betriebs 
als Reinertrag und ökonomischer Nutzen anzuſehen ſei, ſo— 
dann aber die aus den laufenden Einnahmen ohne Schmäle⸗ 
rung des Vermögens bewirkte Schuldentilgung nicht bloß 
ökonomiſcher Nutzen, ſondern unmittelbar Gewinn darſtelle, 
ſo überſieht es zunächſt, daß die Tilgung der Bauſchuld hier 
an Stelle der Amortiſation der Anlagewerte im Weg der 
Abſchreibung trat, ſodann aber, daß das Schlachthausunter⸗ 
nehmen der Beſchwerdeführerin nicht auf die Erzielung einer 
Rentabilität gerichtet iſt, nicht eine privatwirtſchaftliche Ein⸗ 
nahmequelle darſtellt, vielmehr bei der Kapitaltilgung und 
⸗Verzinſung um eine im öffentlichen Intereſſe gebundene Ein⸗ 
nahmeverwendung zur Vermeidung von Schaden 
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ſich handelt. Ueberdies laſſen jene Ausführungen der Mi⸗ 
niſterialentſcheidung Zweifel darüber zu, ob darin das Weſen 
des Gewinns und des „ökonomiſchen Nutzens“ als ſolchen 
im Sinn des Kataſtergeſetzes richtig beurteilt iſt. Sind aber 
die Aufwendungen für die Tilgung der Kapitalſchuld hier 
lediglich Selbſtkoſten, ſo muß dies auch inſoweit gelten, als 
die in der Verfügung des Miniſteriums des Innern als 
Höchſtbetrag zugelaſſene Tilgungsquote von 2% des Anlage⸗ 
kapitals überſchritten wird, ja ſogar, als wie in § 7 Abſ. 4 
des Nebenſtatuts vorgeſehen it außerordentliche Schuldtil⸗ 
gungen ſtattfinden. 

Auch die in $ 7 Abſ. 1 und 2 des Nebenſtatuts vorge⸗ 
ſchriebene Bildung eines Reſervefonds in Höhe von 5000 Mk. 
durch jährliche Zuweiſungen aus den Einnahmen im Höchſt⸗ 
betrag von 300 Mk. zum Zweck der Beſtreitung außerordent⸗ 
licher Ausgaben dient lediglich der Vermeidung von Ver⸗ 
luſten und Schädigungen infolge ſolcher Ausgaben im Inter⸗ 
eſſe einer ſachgemäßen Führung des Schlachthausbetriebs. 
Ein ökonomiſcher Nutzen läßt ſich daher aus dieſen Zuwei⸗ 
ſungen nicht herleiten. Daß endlich der in $ 7 des Neben⸗ 
ſtatuts wiederholt gebrauchte Ausdruck „Reinertrag“ im Hin⸗ 
blick auf die vorbezeichnete Geſtaltung des Schlachthausunter⸗ 
nehmens nicht gleichbedeutend mit einem abſichtgemäß er⸗ 
zielten oder zu erzielenden ökonomiſchen Nutzen im Sinn des 
Art. 2 Ziff. 5 des Kataſtergeſetzes ſein kann, bedarf ebenſo⸗ 
wenig einer weiteren Ausführung, wie die Tatſache, daß die 
von dem K. Finanzminiſterium hier herangezogene Gebäude— 
kataſterinſtruktion aus dem Jahre 1821, die als ſolche nur 
gegenüber den Steuerbehörden maßgebende Bedeutung hatte 
und längſt außer Kraft iſt, zum mindeſten gegenüber den 
durch die Verfügung des Miniſteriums des Innern vom 
1. Februar 1903 geſchaffenen Verhältniſſen nicht ins Gewicht 
fallen kann. 

IV. Da hienach das Schlachthaus der Beſchwerdeführerin 
einen ökonomiſchen Nutzen nicht abwirft und die Voraus⸗ 
ſetzungen der Steuerbefreiung nach Art. 2 Ziff. 5 des Ge⸗ 
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ſetzes vom 28. April 1873/8. Auguſt 1903 demgemäß in 
vollem Umfang hier zutreffen, ſo war die die Gebäudeſteuer⸗ 
pflicht des Schlachthauſes feſtſtellende Miniſterialentſcheidung 
außer Wirkung zu ſetzen. 

Urteil vom 12. März 1913. 
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III. 
Abhandlung. 


Die Anwendbarkeit der Rorſchriften über den gegen⸗ 
ſeitigen Bertrag auf den Rergleich. 


Von 
Rechtsanwalt Dr. Eugen Joſef in Freiburg i. Br. 


Dem Urteil des Reichsgerichts vom 10. März 1896 (RG. 
37, 361), bei deſſen Entſcheidung das frühere rheiniſch⸗fran⸗ 
zöſiſche Recht zur Anwendung kam, liegt folgender Sachver⸗ 
halt zugrunde: Der von Kläger erhobenen Klage auf Zah: 
lung von Mietzins ſetzte die Beklagte eine Gegenforderung 
entgegen, die auf Gewährung von Schadenerſatz gerichtet 
war. Als der Kläger ſich auf einen über dieſe Gegenfor— 
derung abgeſchloſſenen Vergleich berief, erhob die Beklagte 
Widerklage mit dem Antrag, den Vergleich wegen Nicht⸗ 
erfüllung durch den Kläger für aufgelöſt zu erklären, da 
Art. 1184 c (wonach bei wechſelſeitigen Verträgen, wenn 
der eine Teil im Erfüllungsverzuge iſt, der andere Auflöſung 
des Vertrags fordern kann) auch auf Vergleiche Anwendung 
finden müſſe. Das Reichsgericht trat dieſer Auffaſſung bei; 
es weiſt darauf hin, daß es an jeder geſetzlichen Vorſchrift 
fehle, aus der der Schluß zu ziehen wäre, daß Vergleiche in 
dieſer Beziehung anders wie andere gegenſeitige Verträge 
behandelt werden ſollten. Insbeſondere komme die Vorſchrift 
des Art. 2052, wonach Vergleiche unter den Parteien die 
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Wirkung eines rechtskräftigen Urteils haben, nicht in Betracht; 
denn dieſe Vorſchrift komme nicht zur Anwendung, wenn der 
Vergleich ungültig oder anfechtbar ſei oder nach dem er- 
wähnten Art. 1184 aufgelöſt werden könne. Dabei weiſt 
das Reichsgericht darauf hin, daß in der Rechtſprechung und 
Rechtslehre des franzöſiſchen Rechts auch die entgegengeſetzte 
Anſicht vertreten werde. 

Dieſelbe Streitfrage beſteht auch unter der Herrſchaft des 
jetzigen Rechts. In einem vom OLG. Düſſeldorf entſchie⸗ 
denen Fall hatte der Kläger die eingeklagte Kaufpreisforde— 
rung von 2000 Mk. auf 1000 Mk. im Vergleichsweg er— 
mäßigt; als der Beklagte auch die Vergleichsſumme nicht 
zahlte, war Kläger vom Vergleich zurückgetreten. Er klagte 
nunmehr die urſprüngliche Forderung von 2000 Mk. ein, 
das OLG. entſchied: er ſei an den Vergleich gebunden und 
könne alſo nur noch die Vergleichsſumme von 1000 Mk. 
fordern. Traumann, der dieſe Entſcheidung im Recht 
09, 62 mitteilt, tritt ihr entgegen; er führt hierüber aus: 

Auf den Vergleich müßten die allgemeinen Grundſätze 
der 8$ 320 ff. BGB. über den gegenſeitigen Vertrag An— 
wendung finden, alſo auch das Rücktrittsrecht aus § 326. 
Der Rücktrittsberechtigte ſei in der Lage, durch Ausübung 
ſeines Rücktrittsrechts den anderen Teil zur Herſtellung des 
status quo ante zu zwingen; dieſe Wirkung ſei an die bloße 
Rücktrittserklärung geknüpft; die Klage diene nur zur Er— 
zwingung der Herbeiführung des der Rechtslage entſprechen— 
den Zuſtandes. In dem Regelfall, wo Nachlaß einer For— 
derung und Anerkenntnis einer Schuld einander gegenüber: 
ſtehen, ſei die Folge des berechtigten Rücktritts ſomit, daß 
der Gläubiger das empfangene Anerkenntnis zurückzugewäh— 
ren und ſeine Forderung zu beweiſen hat, der Schuldner 
dagegen den von ihm empfangenen Teilerlaß der Schuld 
zurückzugewähren und die ganze Schuld bezahlen muß, wenn 
der Gläubiger ihre Rechtsbeſtändigkeit erweiſe. Allerdings 
ſeien Vergleiche denkbar, bei denen der Sinn der Abmachung 
der iſt, daß das alte Schuldverhältnis begraben ſein ſolle 
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und durch keine Rücktrittserklärung wieder zum Leben ge⸗ 
bracht werden könne; das ſeien aber Ausnahmefälle, in denen 
aus dem erklärten Parteiwillen oder aus den Umſtänden des 
Falls der character indelebilis der neuen Vertragsgrundlage 
feſtgeſtellt werden müßte. 

Eine der des OLG. Düſſeldorf genau entgegengeſetzte 
Anſicht vertritt das OLG. Hamburg im Urt. v. 14. Oktober 
1909 (Rſpr. 20, 238; Recht 10 N. 1562), dem folgender 
Sachverhalt zugrunde lag: Kläger, der 360 Mk. für Her⸗ 
ſtellung von Marmorwänden eingeklagt hatte, hatte ſich mit 
dem Beklagten dahin verglichen, daß dieſer das Geld bei X 
hinterlegte, der Kläger die Wände noch einmal ordnungsmäßig 
- abfchleifen ſollte und darauf Beklagter in die Auszahlung der 
360 Mk. an den Kläger willigen ſollte. Da der Kläger die 
Beſſerungsarbeiten nicht dem Vergleich entſprechend vornahm, 
ſetzte ihm der Beklagte eine Friſt unter der Androhung, die 
Leiſtung nachher nicht mehr annehmen zu wollen, und er- 
klärte nach deren fruchtloſem Ablauf ſeinen Rücktritt vom 
Vergleich. Kläger verlangte ſodann die Einwilligung in die 
Auszahlung der 360 Mk.; das OLG. wies die Klage ab 
mit der Begründung: Durch den Vergleich ſei ein privates 
Vertragsverhältnis neu geſchaffen worden und dieſes neue 
Ve hältnis unterliege der Verfügung der Parteien. Leiſtung 
und Gegenleiſtung ſtänden unter den die gegenſeitigen Ver⸗ 
träge beherrſchenden Grundſätzen: gerate ein Teil mit ſeiner 
Leiſtung in Verzug, ſo erhalte der nichtſäumige die Rechte 
aus § 326 und fo ſei hier der durch den Vergleich neu ges 
ſchaffene Vertrag durch die befugte Rücktrittserklärung des 
Beklagten beſeitigt. 

Der Kommentar von Staudinger gibt dies Urteil des 
OLG. Hamburg und die oben mitgeteilte Anſicht von Trau— 
mann zuſtimmend, jedoch ohne nähere Stellungnahme, wie⸗ 
der. Dagegen ſcheint der Kommentar von Planck die Frage 
im Sinne des OLG. Düſſeldorf zu beantworten; denn er 
führt aus, daß ein Zurückgreifen auf das frühere Rechts⸗ 
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verhältnis unzuläſſig ſei, wofern nicht etwa die Ungültigkeit 
des Vergleichs feſtgeſtellt iſt. 

Mit den oben wiedergegebenen Gründen, die für die ein⸗ 
ander widerſprechenden Anſichten geltend gemacht ſind, läßt 
ſich aber die ſtreitige Frage, ob das Rücktrittsrecht aus § 326 
auch beim Vergleich ſtattfindet, nicht entſcheiden; es bedarf 
vielmehr hierzu eines Eingehens auf die allgemeine Frage, 
inwiefern überhaupt die Vorſchriften über den gegenſeitigen 
Vertrag, alſo die SS 320 —326, auf den Vergleich Anwen⸗ 
dung finden, eine Frage, die bisher nicht unterſucht iſt. 

Man nehme hier zunächſt folgenden Fall: Miterben, die 
ſich über ihr Teilnahmerecht am Nachlaß nicht einigen können, 
ſchließen einen Vergleich!) miteinander, wonach die Aus⸗ 
einanderſetzung in der Weiſe ſtattfindet, daß ein Erbe den 
ganzen Nachlaß übernimmt und er jedem der anderen be- 
ſtimmte Abfindungsſummen bezahlt. Klagt hier der Ueber⸗ 
nehmer auf Erfüllung, ſo können ſie die Beklagten bis zur 
Zahlung der Abfindungen verweigern; der § 320 Abi. 1 iſt 
alſo auf den Vergleich anwendbar. Andererſeits braucht der 
Uebernehmer, der auf Erfüllung des Vergleichs (z. B. auf 
Uebergabe und Auflaſſung) klagt, die Gegenleiſtung nicht 
ſchon in der Klageſchrift anzubieten (RG. 56, 176); vielmehr 
hat die Geltendmachung des den Beklagten zuſtehenden Rechts 
nur die Wirkung, daß die Beklagten zur Auflaſſung und 
Uebergabe Zug um Zug, alſo gegen Empfang der Abfin- 
dungen zu verurteilen ſind. Alſo auch der § 322 findet auf 
den Vergleich Anwendung. Haben die Erben dem Ueber— 
nehmer das Nachlaßgrundſtück übergeben und klagen ſie gegen 
ihn auf Entgegennahme der Auflaſſung gegen Zahlung der 
Abfindungsſummen, ſo kann der Uebernehmer die Abweiſung 
der Klage nicht deshalb erreichen, weil eine geringfügige Ein— 
tragung, zu deren Wegſchaffung die Kläger verpflichtet ſind, 
noch beſteht (vgl. RG. 56, 151); alſo auch der $ 320 Abi. 2 


1) Die Auseinanderſetzung als ſolche iſt nicht (wie im früheren Recht) 
ein Vergleich. Joſef im Recht 11, 439. 
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findet auf den Vergleich Anwendung. Soll nach dem Ver⸗ 
gleich die Auflaſſung und Uebergabe erfolgen, noch bevor 
der Uebernehmer die Abfindungen berichtigt hat und ſind 
deſſen Verhältniſſe nach dem Abſchluß des Vergleichs weſent⸗ 
lich verſchlechtert, ſo können die Erben die Erfüllung ver⸗ 
weigern, bis der Uebernehmer ihnen Befriedigung oder 
Sicherſtellung gewährt hat; die Anwendung des § 321 iſt 
alſo nicht zweifelhaft. 

Zu unterſuchen bleibt, wie es ſich verhält mit der An⸗ 
wendung der von Unmöglichkeit der Erfüllung handelnden 
85 323—325 auf den Vergleich. Man nehme hier den oben 
erwähnten vom OLG. Hamburg entſchiedenen Fall, wo ſich 
Beklagter im Vergleich verpflichtet hatte, den eingeklagten 
Betrag zu hinterlegen, wogegen Kläger Nacharbeiten am 
Hauſe vornehmen ſollte. Wird das Haus ſofort nach dem 
Vergleichsabſchluß vom Blitz zerſtört und nimmt man an, 
daß dem Kläger hierdurch die von ihm übernommene Nach⸗ 
arbeit unmöglich!) geworden iſt, fo kann Kläger nicht ver⸗ 
langen, daß Beklagter das Geld hinterlege (§ 323 Abſ. 1), 
und Kläger iſt, wenn dies bereits geſchehen, verpflichtet, in 
die Zurückzahlung an den Beklagten zu willigen (Abſ. 3 eb.). 
Und umgekehrt hat nach Abſ. 3 der Beklagte zurückzugewäh⸗ 
ren das Verſprechen des Klägers, wonach das Geld zu hinter⸗ 
legen war und die Auszahlung nur nach erfolgter Nacharbeit 
erfolgen ſollte, d. h. auch Beklagter kann ſich auf den Ver⸗ 
gleich nicht berufen. Der Rechtszuſtand iſt ſonach der, als 
ob der Vergleich überhaupt nicht geſchloſſen wäre und Kläger 
kann ſeinen Anſpruch von neuem verfolgen?): beweiſt er 
dann, daß ihm ſchon vor dem Vergleichsabſchluß ein begrün⸗ 
deter Anſpruch auf den Arbeitslohn zugeſtanden habe, ſo 
wird der Beklagte zu dieſer Zahlung verurteilt; kann er dies 


) So nach der Anſicht von Dernburg. Nach der Anſicht von 
Kohler und anderer wird hierdurch nicht dem Kläger die Leiſtung, ſon— 
dern nur dem Beklagten die Annahme der Leiſtung unmöglich. 

2) Db durch Fortſetzung des anhängigen Rechtsſtreits oder durch 
eine neu zu erhebende Klage, bedarf hier keiner Erörterung. 
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nicht erweiſen, fo ift er gänzlich abzuweiſen. — Brennt aber 
das Haus, noch bevor Kläger die Nacharbeit ausführt, durch 
Verſchulden des Beklagten nieder, jo behält nach $ 324 der 
Kläger den Anſpruch aus dem Vergleich, d. h. Beklagter iſt 
verpflichtet, in die Auszahlung des hinterlegten Geldes an 
den Kläger zu willigen. — Brennt ſchließlich das Haus, 
noch bevor Kläger die Arbeiten ausgeführt hat, durch Ver⸗ 
ſchulden des Klägers nieder (z. B. weil er, als er ſich zur 
Ausführung der Arbeiten anſchickte, unvorſichtig mit Licht 
umging), jo kann der Beklagte nach § 325 Schadenerſatz 
wegen Nichterfüllung verlangen oder vom Vergleich zurück— 
treten. Dem Beklagten iſt aber dadurch, daß Kläger die 
Nacharbeit nicht ausführte, kein Schaden entſtanden, und den 
Schaden, der ihm durch des Klägers Schuld aus dem Brand 
ſelbſt entſtanden iſt, erſetzt ihm die Verſicherungsgeſellſchaft. 
Die vom Kläger verſchuldete Unmöglichkeit der Erfüllung 
des Vergleichs gewährt alſo dem Beklagten nur das Recht, 
vom Vergleich zurückzutreten, und die Rechtslage iſt dann 
die gleiche wie im Fall zufälliger Unmöglichkeit, alſo ſo als 
ob der Vergleich gar nicht geſchloſſen wäre: Kläger kann 
ſeinen Anſpruch ganz wie dies oben dargelegt iſt, von neuem 
verfolgen und muß beweiſen, daß ihm vor dem Vergleichs— 
ſchluß ein Anſpruch auf Zahlung des e zuge⸗ 
ſtanden habe. 

Sonach bietet auch die Anwendung der 88 323—325 auf 
den Vergleich keine Schwierigkeiten. 

Und ebenſo iſt mit dem OLG. Hamburg gegen das OLG. 
Düſſeldorf auch die Anwendbarkeit des 8 326 auf den Ber: 
gleich anzunehmen. Hiergegen ſcheint zu ſprechen, daß der 
Vergleich den Zweck verfolgt, den Streit der Beteiligten end- 
gültig zu beſeitigen, das beſtehende Rechtsverhältnis nicht 
bloß für jetzt, ſondern für alle Zeit zu erledigen. Man 
könnte hieraus herleiten, der Verzug des einen Teils dürfe 
den anderen nicht berechtigen, auf das alte Rechtsverhältnis 
zurückzugreifen und den Streit von neuem ins Leben zu 
rufen. — Allein Erwägungen dieſer Art können die Unan⸗ 
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wendbarkeit des § 326 auf den Vergleich nicht rechtfertigen; 
denn die vom Geſetz ($ 779 Abſ. 1 a. E.) zugelaſſene Mög⸗ 
lichkeit einer Anfechtung des Vergleichs wegen Irrtums und 
die oben nachgewieſene Möglichkeit einer Unwirkſamkeit des 
Vergleichs wegen Unmöglichkeit ſeiner Erfüllung beweiſt, daß 
es mit dem Rechtsweſen des Vergleichs ſehr wohl verträg⸗ 
lich iſt, wenn das durch ihn beſeitigte frühere Rechtsverhält⸗ 
nis unter gewiſſen Vorausſetzungen wieder auflebt, der Ver⸗ 
gleich alſo wie jeder Vertrag unter Umſtänden in Wegfall 
kommt. Und ebenſowenig ſpricht gegen die Anwendbarkeit 
des § 326 auf den Vergleich der Umſtand, daß aus dieſem, 
wenn er ein Prozeßvergleich iſt, die Zwangsvollſtreckung 
ſtattfindet (8 794 Z. 1 ZPO.). Freilich kann hier der Gläu⸗ 
biger, der ſofort — alſo noch vor der Fälligkeit der vom 
anderen Teil im Vergleich übernommenen Verpflichtung — 
die vollſtreckbare Ausfertigung des Vergleichs erhält (8 751 
ZPO.), wegen Verzugs des anderen Teils vom Vergleich zurück⸗ 
treten und er darf dann natürlich von ſeinem Vollſtreckungs⸗ 
titel keinen Gebrauch machen. Aber wenn er dem zuwider⸗ 
handelt, ſo muß der Schuldner die Unzuläſſigkeit der Zwangs⸗ 
vollſtreckung für den vorliegenden Fall nach § 767 ZPO. 
geltend machen. Die Vollſtreckungsbefugnis des Gläubigers 
ſteht alſo der allgemeinen rechtlichen Zuläſſigkeit des Rück⸗ 
tritts, wie er für alle gegenſeitigen Verträge durch § 326 
gegeben iſt, beim Vergleich nicht entgegen; es hätte hierzu, 
wie das Reichsgericht a. a. O. ſchon für das frühere Recht 
ausführt, einer beſonderen Vorſchrift bedurft. 

Dieſes Rücktrittsrecht kann unter Umſtänden ſtillſchwei⸗ 
gend ausgeſchloſſen ſein. Z. B. es beſteht zwiſchen uns 
Streit über die Auslegung des Vertrages; wir ſchließen hier⸗ 
über einen Vergleich und vernichten die Vertragsurkunde. 
Hierin liegt die ſtillſchweigende Uebereinkunft, daß bei Er⸗ 
füllungsverzug ein Rücktritt, alſo das willkürliche Zurück⸗ 
greifen auf das urſprüngliche Schuldverhältnis ausgeſchloſſen 
ſein ſoll, wogegen es bei Unmöglichkeit der Erfüllung des 
Vergleichs auch in dieſem Fall zuläſſig bleibt. 
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Das Ergebnis dieſer Unterſuchung iſt hiernach: 

Der Vergleich iſt ein gegenſeitiger Vertrag i. S. der 
§8 320 — 326 BGB., folglich finden wie die 88 320 bis 
325, fo auch der § 326 auf den Vergleich Anwendung; 
es ſteht alſo bei Verzug des einen Vergleichſchließenden 
dem anderen nach Maßgabe des $ 326 der Rücktritt 
vom Vergleich zu, ſo daß er die Rechte, die ihm aus dem 
durch den Vergleich beſeitigten Schuldverhältnis zuſtanden, 
wieder geltend machen kann!). Dem ſteht der Zweck des Ver⸗ 
gleichs, das ſtreitige Schuldverhältnis endgültig zu beſeitigen, 
nicht entgegen, da ein ſolches Zurückgreifen auf das erledigte 
Schuldverhältnis z. B. auch ſtattfindet, wenn die Erfüllung 
des Vergleichs unmöglich wird. 

) Dieſe Rechtsauffaſſung liegt auch dem erſt nach der Drucklegung 


dieſes Aufſatzes veröffentlichten Urteil des Reichsgerichts v. 22. Januar 
d. J. (Juriſt. Wochenſchr. 13, 428) zugrunde. 
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— Der 8 2 S108 und der 8 76 
des neuen Reichs-V. 214. 


W. 


Wandergewerbeſteuergeſetz. Zum 


Alphabetiſches Sachregiſter. 


Begriff der pflichtmäßigen Sorg⸗ 
falt im Sinn des Art. 23 W. 215. 
Wanderlager. Zum Tatbeſtand des 
Betriebs eines W. 41. 
Waſſernutzungsrechte. Für den An⸗ 
ſpruch aus Art. 38 des Waſſer⸗ 
geſetzes auf Schadloshaltung iſt 
der Rechtsweg nicht zuläſſig 186. 
Wandelung 134. 
Wirtſchaftsbetrieb. Inwieweit ge⸗ 
hört der Zigarrenverkanf zum 
W. 2 336 


Wirtſchaftsrecht. Der Vorbehalt 
des Verkäufers eines Gebäudes 
mit dingl. W., dieſes Recht auf 
das mit dem Gebäude verbunden 
geweſene und mit dieſem nicht 
verkaufte Gartengrundſtück zu 
übertragen, iſt ohne rechtliche 
Bedeutung 67. 

Wohnungsrecht. Ein dingliches 
W. ruht nicht bloß auf dem 
Wohngebäude, anf dem es tat⸗ 
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ſächlich ausgeübt wird, ſondern 
auf dem ganzen Grundſtück 305. 


Z. 

Zeugen. Iſt das Protokoll über 
die kommiſſariſche Vernehmung 
eines Z. nach $ 222 StPO. von 
dieſem zu unterſchreiben? 231. 

Zuwachsſteuergeſetz. Zur Anwen⸗ 
dung des $ 20 Abſ. 1 des Z. 73. 

— Zur Frage des Verluſtabzugs⸗ 
rechts i. S. des § 20 Abi. 3 
des Reichs⸗Z. 241. 

— Zur Auslegung des $ 28, letz⸗ 
ter Abſatz, des Reichs⸗Z. (Steuer⸗ 
beträge, die im ganzen unter 
20 Mk. bleiben, werden nicht 
erhoben) 247. 

Zwangsvollſtreckung. Pfändung aus 
einem Wechſelurteil ohne Vor⸗ 
legung des Wechſels 199. 
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